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Rosinenpicken

Eine Rosine macht noch keinen Kuchen,

viele Rosinen sind noch kein Gebäck,

und willst du sie dann ohne Teig versuchen,

schmaust sie sich, ohne satt zu werden, weg.

Man nennt es auch im Fall von Brexit naschen,

Theresa May versäumt den süßen Rest,

und ihr Versuch, das Beste zu erhaschen,

erweist sich endlich doch als falscher Test.

Verloren geht der hungerstill'nde Kuchen

für einen viel zu kurzen Appetit,

und nichts hilft mehr, nicht bitten oder fluchen,

Magen und Darm knurr'n dann ihr altes Lied.

Ihre Schattenblick-Redaktion


28. September 2018
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WALD/353: Hambacher Forst - Konzern stellt die Stacheln auf ... (BUND NRW)


Gemeinsame Presseerklärung von Buirer für Buir, BUND, Campact, Greenpeace
und NaturFreunde Deutschlands

Großdemonstration am 6. Oktober für den Erhalt des Hambacher Waldes:


RWE blockiert Großdemonstration - Behörden müssen Versammlungsfreiheit
durchsetzen



Köln/Buir, 03.10.2018 | Der Energiekonzern RWE weigert sich, Flächen für
eine Großdemonstration am Hambacher Wald zur Verfügung zu stellen. Damit
blockiert der Betreiber des Tagebaus Hambach den bunten und legitimen
Protest von mehr als 20.000 Menschen gegen die geplante Zerstörung des
Hambacher Walds. Wenige Tage vor der angemeldeten Demonstration am
kommenden Samstag, lehnt RWE weiter die Freigabe von Flächen ab, die auch
die Polizei als geeignet identifiziert hat. Öffentlich hatte RWE-Chef Rolf
Martin Schmitz friedliche Demonstrationen gegen Kohle, wie sie am
Wochenende erwartet werden, bislang gutgeheißen.

"Es darf nicht sein, dass RWE die bislang größte Demonstration gegen die
Kohlepläne des Konzerns mit bürokratischen Finessen blockieren kann.
Zehntausende, von der Oma mit Rollator bis zum Kleinkind, werden zum
friedlichen Protest in Richtung Hambacher Wald aufbrechen. Nun liegt es an
der NRW-Landesregierung und Ministerpräsident Armin Laschet, ihnen ihr
Recht auf Meinungsäußerung zu ermöglichen", erklärte Uwe Hiksch, der die
Demonstration für die Organisatoren Initiative Buirer für Buir, Bund für
Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND), Campact, Greenpeace und
NaturFreunde Deutschlands angemeldet hat.

"Laschet darf nicht den Eindruck entstehen lassen, dass seine
Landesregierung in diesem großen gesellschaftlichen Konflikt eine Front mit
RWE gegen den entschlossenen Protest von Zehntausenden Menschen bildet. Wir
arbeiten an einem umfangreichen Verkehrs- und Sicherheitskonzept. Dafür
brauchen wir dringend Klarheit über den Kundgebungsort.", so Hiksch.

 * 

Quelle:

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V.

BUND Landesverband Nordrhein-Westfalen

Merowingerstr. 88, 40225 Düsseldorf

Telefon: 0211/30 20 05-0

E-Mail: bund.nrw@bund.net

Internet: www.bund-nrw.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 4. Oktober 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / TICKER





WALD/352: Hambacher Forst - Musik für Frieden und sauberes Klima ... (Aachener Friedenspreis)


Aachener Friedenspreis e.V. - Pressemitteilung vom 3. Oktober 2018

Klassischer ziviler Ungehorsam für den Hambacher Wald



Am kommenden Wochenende wird es am Hambacher Wald klassisch. Wo nach
drei Wochen brutaler Räumung und absurder Zerstörung keine Baumhäuser
mehr existieren, soll Musik die dramatischen Bilder untermalen und
zugleich Ausdruck der noch immer nicht aufgegebenen Hoffnung auf eine
Wendung der Ereignisse sein. Das Protestorchester Lebenslaute plant eine
überregionale Aktion - wann und wo genau, wird noch bekanntgegeben.

2014 erhielten die Lebenslaute den Aachener Friedenspreis für ihren
künstlerisch anspruchsvollen Protest. In edler Konzertkleidung, mit
Gesang und Instrumenten protestiert das Ensemble gegen Militarismus,
Rüstungsindustrie, den Verfassungsschutz und eben auch den
Braunkohleabbau. Bereits 2012 und 2015 demonstrierte die Gruppe im
Rheinischen Braunkohlerevier ihre klare Haltung mit wohlklingender
Klassik. Zur von mehreren NGOs initiierten Großdemonstration am 6.
Oktober und dem Waldspaziergang am 7. Oktober kündigen sie nun erneut
an, im Umfeld des Hambacher Waldes einen ihrer zivil ungehorsamen
Auftritte zu absolvieren.

Der Aachener Friedenspreis e.V. sieht durch die Entwicklungen im
Hambacher Wald sein Kernthema berührt. "Der Konzern RWE bricht hier
laufend alle Regeln des friedlichen Zusammenlebens", konstatiert Lea
Heuser, Pressesprecherin des Vereins. "Neben den an
Menschenrechtsverletzungen grenzenden Umsiedlungen und Enteignungen, der
lokal hochproblematischen Luftverschmutzung durch Feinstaub und
Quecksilber und der Zerstörung 12.000 Jahre alter Natur vergiftet RWE
mit seinen immensen CO2-Emissionen das Weltklima", so Heuser. Das
angebliche Allgemeinwohl, für das die Braunkohle weiter zur
Stromgewinnung verheizt werden müsse, sieht sie durch diesen Umstand
unmittelbar konterkariert.

Auch die bei Räumungen und Durchsuchungen angewandte Polizeigewalt,
oftmals gegen vollständig friedliche Sitzblockaden oder gar die Presse,
kritisiert der Verein scharf. "Wir sind davon überzeugt, dass der
allergrößte Teil der Waldschützer*innen Gewalt als Mittel des Protests
ablehnt", so Heuser. Bei der vielfach in den Medien kolportierten
verallgemeinernden Diffamierung der Aktiven als Ökoterroristen sei die
Absicht viel zu offensichtlich: "Hier sollen Menschen kriminalisiert und
Repressionen gerechtfertigt werden". NRW-Innenminister Reul zeigte
medienwirksam eine Sammlung von angeblich im Wald beschlagnahmten
Waffen, die jedoch keineswegs aktuelle Funde sondern schon Jahre alt
waren. "Von unfriedlichem Protest distanziert sich ein Verein wie der
Aachener Friedenspreis e.V. selbstverständlich in aller Deutlichkeit.
Wir halten das aber für Einzelfälle, die dem Pluralismus der Aktiven
geschuldet sind und den Protest als Ganzes keineswegs entwerten", sagt
die Pressesprecherin.

Heuser stellt das hanebüchene Verhalten der Landesregierung in eine
Reihe mit dem als Begründung für die Räumung angeführten angeblichen
Brandschutz, #eimergate und #gartenlaubengate. Bei letzteren beiden
Hashtags handelte es sich um Symbole irritierenden Polizeihandelns.
Als #gartenlaubengate wurde die mit riesigem Polizeiaufgebot an einer
Raststätte beschlagnahmte Gartenlaube bekannt, die auf dem Klimacamp
Ende August als Solidaritätsbaumhaus für den Hambacher Wald gebastelt
und von Kindern bunt bemalt worden war. #eimergate steht für einen im
Wald gefundenen Bauschutteimer, der von der Polizei wider besseres
Wissen als von oben herabstürzende, als Falle konzipierte Lebensgefahr
interpretiert wurde. In Wahrheit handelte es sich um ein zum Klettern
notwendiges Gegengewicht, das den Boden nie verlassen hat.

Der Aachener Friedenspreis e.V. ruft dazu auf, sich am 6. Oktober an der
Großdemonstration von BUND, Campact, Greenpeace, Naturfreunde
Deutschland und den Buirern für Buir oder am 7. Oktober am
Waldspaziergang mit Michael Zobel zu beteiligen. "Klima- und
Friedenspolitik sind längst nicht mehr voneinander zu trennen", sagt
Heuser. "Wer sich für Frieden stark macht, muss gegen Klimazerstörung
kämpfen, denn der Klimawandel ist eine der größten Bedrohungen des
Friedens in immer mehr Regionen der Erde".

 * 

Quelle:

Aachener Friedenspreis e.V.

www.aachener-friedenspreis.de
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WALD/351: Hambacher Forst - Mattenrecht und Hängedemo ... (Kampagne "Ende Gelände")


Ende Gelände - Aufruf Oktober 2018

Kohleausstieg jetzt! Hambi bleibt!

Dafür treffen wir uns am 6.10., beim Hambacher Forst!



Was im Hambacher Forst in der letzter Zeit geschah, ist erschütternd und
kaum zu ertragen. Trotz des schrecklichen Unglücks im Wald wird der Irrsinn
fortgesetzt. Neben der Trauer fühlen wir auch Wut: Wir mussten in den
letzten zwei Wochen mitansehen, wie die Polizei - im Auftrag der
Landesregierung, Hand in Hand mit RWE - räumt, Baumhäuser zerstört, Bäume
fällt und die Sicherheit der Aktivist*innen gefährdet. RWE setzt alles
daran, den letzten Rest des Hambacher Forstes für die Braunkohle zu roden.
Das ist ein Skandal!

Das lassen wir nicht zu! Dieser Rodung stellen sich viele mit vereinter
Kraft entgegen, denn die Zerstörung des Waldes und der Besetzungen ist
einfach nicht hinzunehmen. Der Widerstand wächst: Tausende strömen in
diesen Tagen ins Rheinland. Wir sind kraftvoll, vielfältig und
entschlossen, für den Erhalt des Hambacher Forstes zu kämpfen. Jetzt mehr
denn je!

Wo Unrecht zu Recht wird, wird Widerstand zur Pflicht. Deswegen rufen wir
als Ende Gelände Bündnis dazu auf, bereits am Samstag, den 6.10.2018 am
Hambacher Forst zusammenzukommmen.

Gemeinsam werden wir uns der Großdemo "Wald retten! Kohle stoppen!"
anschließen. Startpunkt ist um 12 Uhr am Bahnhof Buir. Lasst uns unsere
Stimmen erheben und deutlich machen: Hambi bleibt! Klimagerechtigkeit lokal
und weltweit!

Unser Symbol gegen die Zerstörung werden Hängematten. Denn: Wälder zählen
zu den beliebtesten Orten der Erholung. Und: RWE darf die Ruhe und die
Bewohner*innen im Hambi nicht weiter stören. Gemeinsam lassen wir uns
nieder und ziehen eine Rote Linie. Wir rufen alle dazu auf, (rote)
Hängematten und roten Stoff mitzubringen. Die Wälder denen, die dran
hängen!

Ende Gelände, Hambi bleibt! One Struggle, One Fight!


Am selben Wochenende veranstaltet das Autonome Zentrum (AZ) in Köln
das RabAZ. Das AZ ist einer unserer verbündeten Orte, der ebenfalls bedroht
ist. Deshalb möchten wir euch auch auf die Aktions- und Vernetzungstage
aufmerksam machen: 

https://az-koeln.org/rabaz/, insbesondere die Soli-Demo am Sonntag, den
7.10.

Gemeinsam sind wir viele!

 * 

Quelle:

Kampagne "Ende Gelände - Kohlebagger stoppen, Klima schützen!"

E-Mail: presse@ende-gelaende.org

Internet: https://www.ende-gelaende.org/de/
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WALD/350: Hambacher Frost - Hamburger Baumhauswiderstand ... (Gegenstrom Hamburg)


Aktionsgruppe "Die Baumhäuser denen die drin wohnen!"

Pressemitteilung vom 3. Oktober 2018

Baumhaus in Hamburg errichtet - Aktivist*innen solidarisieren sich mit
dem Hambacher Wald und besetzen den Schanzenpark



Hamburg, 03. Oktober 2018: Klimagerechtigkeits-Aktivist*innen der Hambi
Soli Gruppe Hamburg, Gegenstrom Hamburg und Einzelpersonen haben am
Mittwoch Vormittag im Schanzenpark ein Baumhaus errichtet. Auf einem
Transparent darunter steht: "Wehrt euch, leistet Widerstand, gegen die
Braunkohle hier im Land RWE das Handwerk legen - Hambi bleibt".

Die Aktivist*innen wollen mit der Aktion darauf aufmerksam machen, dass
das Vorgehen von RWE und NRW-Regierung angesichts der desaströsen Folgen
des Klimawandels völlig verantwortungslos und illegitim ist. Sie wollen
Menschen informieren und einladen, selbst für Klimagerechtigkeit aktiv
zu werden. So finden u.a. Kletterworkshops statt und eine
Ankettvorrichtung kann ausprobiert werden.

Im "Hambacher Forst" werden seit dem 13. September 2018, seit 20 Tagen,
mit dem größten Polizeieinsatz in der Geschichte von NRW Baumhäuser
geräumt. Dies geschieht unter dem Vorwand einer angeblichen "Gefahr im
Verzug für Leib und Leben der Baumhausbewohner aus Brandschutzgründen".
"Dass nach sechs Jahren der Besetzung urplötzlich eine akute Gefahr von
den Häusern ausgehen soll, zeigt einmal mehr, dass dieser Einsatz nicht
dem Brandschutz, sondern den Interessen eines Konzerns gilt. Zu mal die
dafür ergriffenen Maßnahmen der Polizei und RWE eher Leib und Leben der
Aktivist*innen gefährden", sagt Aktivistin Katharina Wiesmann.
Zahlreiche Live-Streams, Fotos und Berichte zeugen von Gefährdung,
Schikane und Gewalt gegen die Besetzer*innen und der Einschränkung der
Pressefreiheit.

Laut einer Umfrage vom Meinungsforschungsinstitut Emnid sind 75% der
Bevölkerung gegen eine Rodung des Hambacher Waldes. Anstatt jetzt
entschiedene Gegenmaßnahmen gegen die globale Klimakatastrophe
einzuleiten, lässt sich der Staat zu Handlanger*innen von RWE und
weiteren fossilen Konzernen machen. Beispielsweise soll für den
Chemiekonzern Dow Chemical ein neues Kohlekraftwerk in Stade entstehen.

Inzwischen sind im Hambacher Wald (fast) alle Baumhäuser geräumt, einen
Grund zum Aufgeben sehen die Aktivist*innen darin jedoch nicht: "Die
Räumung der Baumhäuser im Hambacher Wald wird nicht das Ende sein - der
Widerstand wächst jeden Tag", so Aktivist Tom Strader.
Zugleich sei es nach wie vor notwendig, wenn möglich in den Hambacher
Wald zu fahren. "Egal wie und wo bringt euch ein, seid Teil des
Widerstands gegen Kohle, Klimadesaster, Kapitalismus und Ausbeutung!",
lädt Strader ein.

Besondere Grüße senden die Aktivist*innen an die Menschen, die unter
absurden Vorwürfen teils schon Monate lang für den Hambacher Wald in
Untersuchungshaft sitzen.

 * 

Quelle:

Ggenstrom Hamburg

E-Mail: presse@gegenstromhamburg.de

Internet: www.gegenstromhamburg.de
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WALD/349: Hambacher Forst - die freigetretene Lawine ... (Hambacher Forst)


Hambacher Forst - Pressemitteilung vom 3.10.2018

Das - vorerst - Ende der Räumung - im Hambi werden zur Feier des
Tages Zäune errichtet - Razzia des Wiesencamps



Heute ist Mittwoch, der 03.10.2018, Tag der deutschen Einheit. Anlass
genug für RWE mal wieder einen Zaun zu errichten. Und zwar im und um
den Hambacher Forst.

Die Räumung der mehr als 60 Baumhäuser begann am 13. September und
nahm gestern, am Dienstag, den 02.10., nach 19 Tagen vorerst ihr Ende.

Innerhalb der letzten Woche wurden - entgegen des versprochenen
Moments der Ruhe nach dem Todesfall Steffens - die verbliebenen
Baumhausdörfer geräumt. Die Maßnahmen waren geprägt von massiv
fahrlässigem sowie gewaltsamem Vorgehen der Polizei. Vor allem im
Baumhausdorf "Lorien" ging es hart her, dort wurden Sitzblockaden, die
teilweise aus mehr als 140 Menschen bestanden, häufig gewaltsam
geräumt. Traversen (Seile, die als Verbindung zwischen zwei Bäumen
gespannt sind) wurden durchtrennt, als sich Menschen noch in ihnen
gesichert hatten. Bäume wurden gefällt, während sich Aktivisti in
unmittelbarer Nähe in Hängematten befanden.

Noch während die Räumung bei den letzten Dörfern "Lorien" und
"Miketown" ihr Ende nahm, wurden im Wald bereits neue Plattformen
gebaut (Ghosttown) und ein 'vergessenes' Baumhaus namens Fenrir neu
besetzt. Dazu gesellten sich noch die Besetzungen (teilweise nur mit
Hängematten in den Baumkronen) "Qualityland" und "Blacksocks".

Beim wöchentlich stattfindenden Waldspaziergang am Sonntag (30.09.)
kamen dann weit mehr als 10.000 Menschen zum Hambacher Forst, um
gemeinsam mit dem Waldpädagogen Michael Zobel durch den Wald zu
ziehen. Während und nach dem Spaziergang fanden sich Menschen -
darunter auch Familien mit Kindern - zusammen, um gemeinsam Barrikaden
zu bauen. Dies geschah auch schon am vorangegangenen Sonntag, als die
Baumhausdörfer Beechtown, Cozytown, Lorien, Miketown,
Kleingartenverein, T-Town und Paragraph 11 noch existierten.

Am Montag, 01.10., ging es dann Paragraph 11 an die Krone, dort wurden
zuerst die neu errichteten Barrikaden, in und hinter denen sich
Menschen befanden, unter massivem Pfeffersprayeinsatz geräumt.
Parallel dazu wurde eine Plattform auf einem Baum am Aachener Weiher
in Köln gegen Mittag geräumt, welcher von Aktivist*innen in
Solidarität mit der Hambacher Forst Besetzung besetzt wurde.

Ebenfalls am Montag durchsuchte die Polizei das an den Wald
angrenzende Privatgrundstück von Kurt Claßen - auch "die Wiese"
genannt -, auf dem sich Behausungen der Besetzer*innen befinden. Ohne
Durchsuchungsbefehl wird nach Baumaterial für Baumhäuser und
Barrikaden gesucht, mit Kettensägen wird besagtes Material vor Ort
zerstört. Zudem werden Fahrräder von Aktivist*innen wie auch von
Presse beschlagnahmt und weggeschmissen. Möbelstücke, Fenster, Wasser
und vieles mehr werden beschlagnahmt. Eine ominöse Flüssigkeit -
vergorene Linsen oder Fäkalien - wird von der Polizei im
Medic-Wohnwagen ausgeleert. Die Polizei beruft sich bei dem Einsatz
auf das Polizeigesetz, welches solch ein Vorgehen bei akut drohender
Gefahr erlaube.

Die neu besetzten Teile des Waldes Ghosttown, Blacksocks und Fenrir
fielen am Dienstag, 02.10. den Hebebühnen und Kettensägen zum Opfer.
Doch das ominöse "Qualityland" ist immer noch da - versteckt in den
Bäumen.

Und der Wald bleibt widerständig, die Bewegung wächst und wächst und
nach sechs Jahren andauernder Besetzung ist auch die mediale
Aufmerksamkeit auf einem nie da gewesenen Level angekommen. Während
RWE sich also daran macht, den Wald zu umfrieden, lässt sich der
Widerstand nicht kleinkriegen und baut entgegen aller Grenzen und
Zäune weiter Baumhäuser, blockiert weiter Bagger und Räumpanzer und
besetzt weiter Tripods.

Kommentar einer Aktivistin

"Die Polizei verkündet die erfolgreiche Räumung der über 60
Baumhäuser, doch der Widerstand ist nicht vorbei. Immer wieder werden
neue Plattformen in die Bäume gebaut, es besteht immer noch mindestens
eine Besetzung. Wir fordern nicht nur, dass der Wald nicht abgeholzt
wird, sondern auch den sofortigen Kohleausstieg. Der muss auch immer
zusammen mit einem strukturellen Wandel unserer Gesellschaft gefordert
werden. Denn es zählt nicht nur, wie der Strom produziert wird,
sondern auch von wem und wofür. So wollen wir nicht, dass von einem
Energieriesen wie RWE mit einem dreckigen Energieträger wie der
Braunkohle die Waffenindustrie gespeist wird. Solange RWE weiter
rodet, werden wir auch weiter aktiv versuchen, den Wald zu schützen,
die Rodung zu verhindern und den Kohleausstieg so in den öffentlichen
Diskurs zu bringen."

Moll, Aktivistin aus dem Hambacher Forst

 * 

Quelle:

Hambacher Forst

E-Mail: hambacherforst@riseup.net

Internet: http://hambacherforst.blogsport.de/
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WALD/348: Hambacher Forst - Aachendemo für den verletzten Wald ... (Seebrücker Aachen)


Seebrücke Aachen, Rhizom 115, Fossil Free Aachen, Ende Gelände Aachen,
Hambi Support Gruppe Aachen, UWG-Aachen u.v.m. laden herzlich ein:

Demonstration für den sofortigen Kohleausstieg und für den Erhalt des
Hambacher Waldes, für eine globale Klimagerechtigkeit!

Jeden Donnerstag, so auch heute, am 04.10.2018, ab 19.00 Uhr Beginn: Markt
Aachen



Wegstrecke der Demonstration: Vom Markt über das Super C
(Zwischenkundgebung), dann über den Grabenring am Bushof vorbei zum
Elisenbrunnen (Schlusskundgebung)

Wir wollen kreativ, friedlich und LAUT sein. Bringt Instrumente, Töpfe und
alles was Lärm macht mit. Die Stadt soll uns hören!



Kohle muss im Boden bleiben um eine Klimakatastrophe zu verhindern. Alle
wissen es, doch nichts passiert. Die Bundesregierung stützt die
klimaschädlichen Industrien und missachtet ihre eigenen, unzureichenden
Klimaziele. Anstatt Kohlekraftwerke abzuschalten, verschwendet sie weitere
wertvolle Zeit mit einer Kommission mit vielen Kohleausstiegsbremser*innen
und wenigen Gegner*innen. Doch wir haben keine Zeit mehr: Menschen leiden
bereits jetzt unter Dürren, verlieren durch Extremwetter-Ereignisse ihr
Zuhause und kommen durch klimabedingte Infektionen und Hunger zu Tode oder
machen sich auf den Weg, sind auf der Flucht. Deshalb ist es unsere
Aufgabe, die Klimazerstörung jetzt dort zu stoppen, wo sie produziert wird:
Bei uns!

Der Unterstützerkreis (siehe oben) ruft deshalb gemeinsam mit vielen
weiteren sozialen und politischen Gruppen dazu auf, ein Zeichen gegen
Kohleabbau und den absurden Wachstumszwang zu setzen. Die Abbruchkante des
nahe gelegenen Tagebaus Hambach frisst sich immer weiter in die Landschaft.
Nur noch ein kleiner Teil des einst riesigen Urwaldes ist erhalten
geblieben. Gleichzeitig wird - nach der erfolgreichen Rodungs-Verhinderung
2017 - der "Hambi" für immer mehr Menschen zum lebendigen Symbol des
Widerstands gegen die fossile Energieindustrie. Mit einer lauten und bunten
Demonstration werden wir den Kampf im und um den Hambacher Wald
unterstützen.

Seit Jahrzehnten rodet RWE den Hambacher Wald, einen der ältesten Mischwald
Europas, um die darunterliegende Braunkohle abzubauen. Zahlreiche
Akteur*innen treten seit geraumer Zeit vor Ort für seinen Schutz und für
den sofortigen Kohleausstieg ein. Mit Erfolg! Im Herbst 2017 ist es der
Klimagerechtigkeitsbewegung durch Gerichtsverfahren, Demos, Besetzungen,
Baumhäuser und Blockaden erstmals gelungen, die Rodung über eine Saison
hinweg komplett zu verhindern.

Im Oktober beginnt die nächste Rodungssaison, in der RWE den verbliebenen
Wald vernichten will, um noch mehr Braunkohle abzubaggern. Doch dieser Teil
ist ein Kernstück und enthält noch beinahe die gesamte Artenvielfalt des
ursprünglichen Waldes. In den letzten zwei Wochen wurde durch ein
absurd-großes Aufgebot von Polizist*innen und schweren Räum- und
Fällgeräten die Besetzungen und Baumhäuser geräumt. Auf physische und
psychische Gesundheit der Aktivist*innen und Anwohner*innen sowie auf Flora
und Fauna wird dabei keine Rücksicht genommen, der Wald wurde dabei in
einer illegalen Weise massiv gefällt und verletzt.

Hier kristallisiert sich heraus, wie profitorientiertes, rückwärtsgewandtes
Wirtschaften Lebensgrundlagen vernichtet - im Hambacher Wald und weltweit.
Denn bevor der Kohlekonzern mit dem zerstörerischen Braunkohle-Abbau
begann, wurde der Wald von der lokalen Bevölkerung als Gemeingut nachhaltig
genutzt. Deshalb ist unser Widerstand auch ein Protest gegen die globale
Ungerechtigkeit unseres Wirtschaftsytemes. Während die Klimakiller sich
weiter bereichern, leiden die von Ausgrenzung und Unterdrückung betroffenen
Menschen im globalen Süden am meisten unter den Folgen der Klimazerstörung.
Aber auch hierzulande sind unzählige Menschen von Umsiedlung, Enteignung
und gesundheitlichen Schäden betroffen.

Wir nehmen das nicht weiter hin! Der Erhalt des Hambacher Waldes ist unsere
Sofortmaßnahme für Klimagerechtigkeit. Wir unterstützen den Widerstand im
und um den Hambacher Wald durch unseren Protest, durch unsere Solidarität
und durch unsere Unterstützung vor Ort.

HAMBI BLEIBT!

https://www.facebook.com/events/550235935434028/

 * 

Quelle:

Seebrücke Aachen, 2. Oktober 2018
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WALD/347: Hambacher Forst - viele Stimmen für das Lebensrecht ... (SFV)


Solarenergie-Förderverein Deutschland e.V. - 2. Oktober 2018

Ist RWE "im Recht?"

Redebeitrag von Rüdiger Haude auf der Kundgebung "Hambi retten! Kohle
stoppen! Pinkwart die Meinung sagen!" am 28.9.18 in Aachen



Liebe Freundinnen und Freunde,

wir haben uns heute hier getroffen, weil ein Mitglied unserer
Landesregierung, Wirtschaftsminister Andreas Pinkwart (FDP) nebenan ist.
Dieser Mann, der auch für Energiefragen zuständig ist, hat sich mehrfach
zum Hambacher Wald geäußert. So sagte er z.B.:

Die Rodungen seien notwendig, "damit die Kohlekraftwerke die
Energieversorgung in NRW" sicherstellen können (AN, 24.8.2018) (obwohl er
wissen sollte, welche Stromüberkapazitäten wir in Deutschland haben).
Pinkwart weiter: "Braunkohle hat eine wichtige Brückenfunktion" (obwohl er
wissen sollte, dass nichts schlechter zur Energiewende passt als die
inflexiblen Braunkohlemeiler). Pinkwart weiter: "Deutschland wird noch auf
längere Sicht auf Kohle angewiesen sein" (obwohl er wissen sollte, dass das
den Planeten ruiniert). Pinkwart weiter: Braunkohle sei "nie
subventioniert" worden (Interview, AZ, 25.9.2018) (obwohl er wissen sollte,
dass RWE seit Jahrzehnten die Atmosphäre als kostenlose Müllkippe für CO2
benutzt - um nur diesen Subventionsaspekt zu benennen. Hinzu kommt noch:
Befreiung von der Förderabgabe für Bodenschätze, Befreiung vom
Wasserentnahmeentgelt, Befreiung von der EEG-Umlage, Kapazitätsreserve 1,6
Mrd. ? ...

Pinkwart weiter: "RWE hat für Tagebau und Rodungen [...] alle
Genehmigungen." (ebd.) Dieses Zitat führt zum Thema meines Redebeitrags:
Die Frage des Rechts.

Auch Wohlmeinende behaupten oft, RWE sei im "Recht", es soll nur auf dieses
"Recht" verzichten. So z.B. das "Handelsblatt" am 12.9. mit der Empfehlung,
RWE solle beim Hambi "nicht auf sein Recht pochen". Oder der WDR am 31.8.:
"Im Streit um den Hambacher Forst hat der Energiekonzern das Recht auf
seiner Seite. Doch eine Rodung des Waldgebiets für den Tagebau kann RWE
gewaltig schaden."

Das ist ein böses Missverständnis, das wir nicht mitmachen sollten. Klar:
RWE besitzt "alle Genehmigungen"; oder, wie die RWE-Managerin Katja von
Doren am 6. September im WAZ-Interview sagte: "Im Hambacher Forst geht es
um vor langer Zeit beschlossene Pläne, für die es eine klare
Rechtsgrundlage gibt."

Aber es gibt "das Recht" nicht als eindeutiges, homogenes Gebilde. Ich will
hier ausklammern, dass es auch wirklich üble Gesetze gibt, für deren
Änderung und Abschaffung man kämpfen sollte. Ich schaue nur die vorhandenen
Gesetze an und entdecke: die sind widersprüchlich und komplex; oft steht
Recht gegen Recht, und vor allem sind sie ständig im Wandel. RWE mag seine
"vor langer Zeit beschlossenen Pläne" haben. Aber wir wissen heute mehr als
"vor langer Zeit". Das ändert auch die Rechtslage.

Was haben wir, wo RWE seine "vor langer Zeit beschlossenen Pläne" hat? -
Zunächst einmal haben wir das Grundgesetz. Die darin formulierten
Grundrechte binden alle Staatsgewalt als unmittelbar geltendes Recht - also
sowohl Gesetzgeber als auch Gerichte. Wir haben z.B. den Artikel 2, in dem
es heißt: "Jeder hat das Recht auf Leben und körperliche Unversehrtheit."
Der Braunkohletagebau verstößt gegen dieses Recht z.B. durch Ausbringung
großer Mengen von giftigem Quecksilber, vor allem aber weltweit durch die
Produktion von Extremwetterereignissen infolge des Treibhauseffekts.

Oder wir haben den Artikel 14, mit dem schönen Satz: "Eigentum
verpflichtet. Sein Gebrauch soll zugleich dem Wohle der Allgemeinheit
dienen." - Wie kann man denn noch krasser gegen diese Bestimmung verstoßen,
als RWE das mit seinen Komplizen in der Landesregierung tut?

Es geht um den menschengemachten Klimawandel, bei dem RWE einer der ganz
großen Täter weltweit war und ist. Die Einsicht in diesen globalen
physikalischen Sachverhalt ist in den letzten Jahrzehnten enorm angewachsen
- übrigens gegen den Widerstand von Konzernen wie RWE. Wir wissen heute,
dass wir die Energieversorgung auf globaler Ebene in kurzer Zeit
vollständig dekarbonisieren müssen, und die Weltgemeinschaft hat sich im
Dezember 2015 in Paris darauf geeinigt, diesen Schritt zu gehen. Das
"1,5-Grad-Ziel" (also, die menschengemachte Erderwärmung auf 1,5°C zu
begrenzen) erfordert für Deutschland, bis 2040 in allen Energiesektoren auf
Null Emissionen zu kommen, im Stromsektor bis 2030. Dies ergibt sich aus
dem verbleibenden "Carbon Budget"; jeder seriöse Physiker kann Ihnen das
vorrechnen, Herr Pinkwart!

Das Pariser Klimaabkommen ist ebenfalls unmittelbar geltendes Recht, und
zwar Völkerrecht. Deutschland hat einen "Klimaschutzplan 2050"
verabschiedet, der auf eine CO2-Reduzierung von 85% im Jahre 2050 abzielt.
Das ist faktisch ein Bruch des Pariser Abkommens! Und selbst bei diesem
viel zu unambitionierten Ziel wird bereits die erste Zwischenetappe
verfehlt.

Was ganz sicher gegen dieses Abkommen verstößt, ist der Weiterbetrieb von
Europas klimaschädlichsten Kraftwerken, in Neurath und in Niederaußem. Das
sind die Dreckschleudern, die mit der Kohle aus dem Tagebau Hambach
befeuert werden. Für diese Klimakiller soll der Hambacher Wald zerstört
werden! Für diese Klimakiller findet seit zwei Wochen die staatliche
Gewaltorgie gegen die Waldschützer*innen im Hambi statt. Eine solche
Politik mag sich auf allerhand berufen, aber nicht auf das Recht! Was ist
ein Genehmigungszettel von der Arnsberger Bezirksregierung gegen das
Grundrecht auf Gesundheit? Was ist irgendein Gerichtsbeschluss gegen die
Möglichkeit unserer Kinder und Enkel, den Planeten Erde noch bewohnen zu
können?

RWE kann pochen, worauf es will - der Konzern ist ganz gewiss nicht im
"Recht"!

Und wenn weder Gesetzgeber, noch Regierungen, noch Gerichte diesen
Sachverhalten Geltung verschaffen können, dann gibt es noch einen weiteren
demokratischen Akteur, der dem Recht zum Durchbruch verhelfen kann. Das
sind wir! Was Parlamente und Regierungen und Gerichte entscheiden - darauf
haben wir auch einen Einfluss, wenn wir ausdauernd und viele und laut sind.
Sorgen wir dafür, dass unsere Stimme gehört wird!

Und deshalb habe ich für Herrn Pinkwart noch eine Botschaft für die nächste
Sitzung der Landesregierung: Ihr Kollege, Innenminister Herbert Reul, hat
ja noch einmal ein ganz besonderes Verhältnis zur Rechtlichkeit. Von den
angeblichen Tunnelsystemen unter dem Hambi, die Lokaljournalisten schon an
eine Wiederkehr des Vietnamkriegs denken ließen, über seine Waffenfunde,
bei denen er verschwieg, dass sie schon jahrelang in der Asservatenkammer
Rost ansetzten, bis hin zu der dreisten Lüge letzten Samstag in "Westpol",
für die Windräder hier im Aachener Stadtwald würden mehr Bäume gerodet als
im Hambacher Forst - eine lange Linie der lügnerischen Aufhetzung zieht
sich durch die Amtsführung dieses Mannes. Zu dem Zerstörungswerk seiner
Polizeibeamten im Hambi sagte er im "Westpol"-Interview, es gehe darum,
"den Wald zu schützen". Wenn Recht etwas mit Wahrheit zu tun haben soll,
dann ist Reul offensichtlich ein Rechtsbrecher! Dieser Mann hat genug
Schaden an der politischen Kultur in Nordrhein-Westfalen angerichtet! Er
muss zurücktreten oder entlassen werden! - Und Hambi bleibt!

 * 

Quelle:

Solarenergie-Förderverein Deutschland e.V. (SFV)

Frère-Roger-Str. 8-10, 52062 Aachen

Telefon: 0241-511616, Fax 0241-535786

E-Mail: zentrale@sfv.de

Internet: www.sfv.de
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PROTEST/006: Musikszene - Grup Yorum-Konzert schlußendlich genehmigt ... (Netzwerk Freiheit für alle politischen Gefangenen)


Netzwerk Freiheit für alle politischen Gefangenen - 01.10.2018

Zum Grup Yorum-Konzert in Frankfurt



Die revolutionäre türkische Band Grup Yorum gab am 29.9.in Frankfurt, ein
Konzert unter dem Motto: "Eine Stimme gegen Rassismus."

Das Konzert fand statt, obwohl es seit dem 20.9. zeitweilig verboten war
und es drakonische Auflagen gab:

Es durften keine Bildern von dem wegen § 129b inhaftierten Gefangenen
Musa Asoglu aus Hamburg gezeigt werden, ebenso war der Verkauf der in
Türkei erlaubten Zeitschrift Yürüyüs verboten und Grup Yorum durfte 6
ihrer Lieder nicht spielen.

Das nächste Konzert findet in Düsseldorf um 14 Uhr am Sonntag, den 14.10.,
um 14 Uhr statt.

Weiterhin beginnt in Istanbul am 3.10. ein Prozess gegen 10 Mitglieder von
Grup Yorum.



https://www.facebook.com/pg/GYyasaklanamaz/posts/?ref=page_internal

 * 

Quelle:

Netzwerk Freiheit für alle politischen Gefangenen

E-Mail: hamburg@political-prisoners.net

Internet: http://political-prisoners.net
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KOHLEALARM/476: Klimakampf und Kohlefront - Ausstieg mit Konsequenzen ... (Klima-Allianz)


Gemeinsame Pressemitteilung der Klima-Allianz Deutschland und der
GRÜNEN LIGA - 28. September 2018

Braunkohle-Reserve: Kohlekraftwerk Jänschwalde komplett abschalten -
Strukturwandel jetzt zügig organisieren



Berlin/Jänschwalde, 28.09.2018. Am 1. Oktober geht der Block F des
Braunkohlekraftwerks Jänschwalde in die Sicherheitsreserve.
Klima-Allianz Deutschland und GRÜNE LIGA fordern, das gesamte
Kraftwerk Jänschwalde im Zuge des Kohleausstiegs bald abzuschalten und
nachhaltige wirtschaftliche Perspektiven für die Lausitz zu schaffen.

"Auch die übrigen Blöcke müssen demnächst vom Netz. Nur so kann die
Bundesregierung ihre eigenen und die internationalen Klimaziele
erreichen", sagt Stefanie Langkamp, Kohleexpertin der Klima-Allianz
Deutschland. "Wir brauchen einen Fahrplan für den Kohleausstieg und
ein umfassendes Strukturwandelpaket, damit in Jänschwalde und an den
anderen Kraftwerksstandorten endlich Klarheit herrscht. Nur so kann
die Region vorankommen und Zukunftsperspektiven aufbauen." Das gelte
für die Lausitz ebenso wie für die anderen Kohleregionen.

Eine vergütete Sicherheitsreserve wie jetzt bei den Blöcken E und F
sei jedoch kein geeignetes Konzept für den weiteren Kohleausstieg.
"Steuermillionen gehören nicht in die Taschen der Kraftwerksbetreiber,
sondern müssen in die Strukturentwicklung investiert werden", so
Langkamp weiter.

"Ein Weiterbetrieb des Kraftwerkes Jänschwalde bedroht die Zukunft des
Dorfes Proschim, wo Menschen seit Jahren in Angst vor einer
Zwangsumsiedlung leben müssen", kritisiert René Schuster von der
GRÜNEN LIGA. Der Betreiber LEAG plant weiterhin massive
Kohlelieferungen aus dem Tagebau Welzow-Süd nach Jänschwalde.

Die GRÜNE LIGA kritisiert zudem, dass die Brandenburgische
Landesregierung der Region keine langfristige Vorbereitung auf die
Kraftwerksabschaltung ermöglicht hat. Die brandenburgische
Energiepolitik ging lange Zeit selbst davon aus, das gesamte Kraftwerk
Jänschwalde um 2020 stillzulegen. Erst mit der Planung neuer Tagebaue
versprach die Landesregierung den Beschäftigten einen längeren
Betrieb. "Mit dieser Politik hat sie die Lausitz um die Zeit betrogen,
sich langfristig auf das Ende des Kraftwerkes vorzubereiten.
Ministerpräsident Woidke sollte endlich aufhören, den Lausitzern Sand
in die Augen zu streuen", so Schuster, der seit 1999 Mitglied des
Brandenburgischen Braunkohlenausschusses ist.

Teilt man die CO2-Menge gerecht auf, die gemäß dem Pariser
Klimaabkommen weltweit noch ausgestoßen werden darf, muss das gesamte
Kraftwerk Jänschwalde im Jahr 2019 stillgelegt werden. Das ermittelten
Ökoinstitut und Prognos vergangenes Jahr im Auftrag des WWF. Auch bei
jedem anderen Ausstiegsszenario wird Jänschwalde als erster Lausitzer
Kraftwerksstandort geschlossen. Dennoch hat die Landesregierung bisher
jede konkrete Diskussion über die Zukunft des Standortes nach Ende der
Braunkohle verweigert.



Hintergrundpapier zum Kraftwerk Jänschwalde:

Die wichtigsten Hintergründe zum Kraftwerk Jänschwalde (inklusive der
Themen Fernwärme, Ausbildungsplätze und Gipsindustrie) hat die GRÜNE
LIGA in einem Hintergrundpapier zusammengestellt, das hier abrufbar
ist:

https://www.kein-tagebau.de/images/180928_hintergrundpapier_kraftwerk_jaenschwalde.pdf

Zitiertes Gutachten:

Öko-Institut/Prognos: Zukunft Stromsystem Kohleausstieg 2035, Januar
2017, zu Kraftwerkslaufzeiten im Transformationszenario, hier
abrufbar:

https://zukunft-stromsystem.de/download/ZukunftStromsystem_Kohleausstieg2035_Langfassung_de.pdf



Die Klima-Allianz Deutschland ist das breite gesellschaftliche
Bündnis für den Klimaschutz. Mit ihren 115 Mitgliedsorganisationen aus
den Bereichen Umwelt, Kirche, Entwicklung, Bildung, Kultur,
Verbraucherschutz, Jugend und Gewerkschaften setzt sie sich für eine
ambitionierte Klimapolitik und eine erfolgreiche Energiewende auf
lokaler, nationaler, europäischer und internationaler Ebene ein. Ihre
Mitgliedsorganisationen repräsentieren zusammen rund 20 Millionen
Menschen.

 * 

Quelle:

Gemeinsame Pressemitteilung, 28.09.2018

Klima-Allianz Deutschland

Invalidenstr. 35, 10115 Berlin

Tel.: +49 (0)30 7808995-15

E-Mail: presse@klima-allianz.de

Internet: www.klima-allianz.de
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UNIVERSITÄT/242: Die Leuphana-Startwoche 2018 thematisiert die digitale Transformation (idw)


Leuphana Universität Lüneburg - 02.10.2018

Leuphana-Startwoche 2018: Digital Futures - Leuphana thematisiert die
digitale Transformation



Die Startwoche der Leuphana Universität Lüneburg gehört zu den
herausragenden Ereignissen in und um die Hochschule der alten Hansestadt.
Die Erstsemester entwerfen in diesem Jahr kritische und visionäre Beiträge
zur Gegenwart und Zukunft der Digitalität. Zu den Gastrednerinnen der
Startwoche gehören die Netzaktivistin Kübra Gümüşay, Wirtschafts- und
Digitalisierungsminister Bernd Althusmann sowie der Romanist und Philosoph
Hans Ulrich Gumbrecht von der Stanford University.

Lüneburg. Am 4. Oktober nehmen rund 1.500 junge Menschen an der Leuphana
Universität Lüneburg ihr Studium auf. Während der traditionellen
Startwoche werden die neuen Studierenden zu Kritikerinnen und Visionären
der digitalen Gesellschaft. In über 25 Projektthemen loten sie Gegenwart
und Zukunft der Digitalität aus. Die Erstsemester entwerfen in
interdisziplinär zusammengesetzten Projektteams kritische und visionäre
Beiträge für eine digitale Collage. Renommierte Gäste aus Politik,
Wissenschaft und gesellschaftlicher Praxis werden die Studierenden als
Gastrednerinnen und Impulsgeber unterstützen.

Der Medienphilosoph Prof. Dr. Erich Hörl wird am 4. Oktober im
Libeskind-Auditorium der Leuphana die Eröffnungsrede halten. Zu den Gästen
der Startwoche gehören die Netzaktivistin Kübra Gümüşay, Wirtschafts-
und Digitalisierungsminister Bernd Althusmann sowie der Romanist und
Philosoph Hans Ulrich Gumbrecht von der Stanford University.

Liegt die "digitale Revolution" längst hinter uns? Wer bin ich online und
offline - und was bedeutet mir Anonymität? Wie handeln wir gemeinsam, wie
arbeiten wir, was bewegt uns? Warum machen wir Roboter zu unseren
Gefährten? Mit diesen Fragen beschäftigen sich die Studierenden. Ihre
Aufgabe besteht darin, gesellschaftlich relevante Projekte zu entwickeln,
die auf diese Fragen reagieren, sich für eine konkrete Umsetzung eignen
und von Studierenden im Anschluss an die Startwoche weiterverfolgt werden
können. Neben rund 30 Experten werden den Studierenden während der
Startwoche 120 Tutoren und 30 Mentoren zur Seite stehen. Gearbeitet wird
in englischer Sprache.

Die Startwoche der Leuphana Universität Lüneburg gehört zu den
herausragenden Ereignissen in und um die Hochschule der alten Hansestadt.
In den Vorjahren hatten die Erstsemester sich unter anderem mit Social
Entrepreneurship auseinandergesetzt oder Leitideen eines neuen
Gesundheitssystems entwickelt. Während einer anderen Startwoche hatten
Künstler aus verschiedenen Ländern bei der Artotale die Stadt Lüneburg in
eine Streetart-Ausstellung verwandelt.


Weitere Informationen zur Veranstaltung gibt es unter der Adresse:

www.leuphana.de/startwoche

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution136

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Leuphana Universität Lüneburg, 02.10.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AKTION/7215: Mönchengladbach - Buntes Programm zum "Ersten Sonntag im Museum" am 7.10.


ERSTER SONNTAG am 7. Oktober von 11 bis 18 Uhr

Freier Eintritt im Museum Abteiberg



Am ersten Sonntag im Oktober, 7. Oktober, lädt das Museum Abteiberg
wieder zu einem eintrittsfreien Besuch ein. Neben stündlichen,
kostenlosen Führungen durch die Sammlung und die Sonderausstellungen
gibt es auch wieder Kinderaktionen in der Malklasse. Diesmal lautet
das Motto "Alles vergeht - Keine Kunst für die Ewigkeit". Am Beispiel
der Arbeiten von Sigmar Polke, Dieter Roth und Joseph Beuys werden die
Kinder entdecken, dass man auch aus Dingen Kunst machen kann, die
eigentlich nicht dafür gedacht sind. Der Eintritt ist - wie für alle
Angebote am ERSTEN SONNTAG - frei. Der ERSTE SONNTAG am Abteiberg wird
ermöglicht durch die Stadtsparkasse Mönchengladbach. Das Museumscafé
ist mit Unterstützung des Museumsvereins geöffnet.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 2. Oktober 2018

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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AKTION/7214: Unna - Besichtigung der Wasserwerke Westfalen in Schwerte-Geisecke am 11.10.


VHS-Aktuell: Besichtigung der Wasserwerke Westfalen in
Schwerte- Geisecke



Kreisstadt Unna. Die Volkshochschule lädt Interessierte herzlich ein,
das Wasserwerk in Schwerte-Geisecke zu besichtigen. Hier wird circa
ein Sechstel des Ruhrgebiets mit Trinkwasser versorgt. Am Donnerstag,
11. Oktober 2018, startet so die Reihe "Wasser - Lebenselixier".
Treffpunkt ist um 15 Uhr, Eingangsbereich der Betriebstätte der
Wasserwerke Westfalen GmbH, Zum Kellerbach 32 in 58239
Schwerte-Geisecke. Um vorherige Anmeldung wird unter Tel.:
02303/103-713 oder www.vhs-zib.de gebeten.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 2. Oktober 2018

Stadt Unna

Pressestelle, Rathausplatz 1, 59423 Unna

Telefon: (02303) 103-101

Telefax: (02303) 103-299

E-Mail: presse@stadt-unna.de

Internet: http://www.unna.de
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LESUNG/4161: Kiel - Lesungsmitschnitte aus dem Literaturhaus bei Kiel TV, 07.10.-28.10.2018


KIEL - Literaturhaus Schleswig-Holstein e.V.

Sendetermine Kiel TV im Oktober 2018



Im letzten Jahr hat das Literaturhaus den Veranstaltungsraum mit
TV-Kameras des Offenen Kanals versehen. Nun haben wir dort zwei feste
Sendetermine bekommen und Sie haben die Möglichkeit, Lesungen
regelmäßig erstmals oder noch einmal zu erleben.

Lesungsmitschnitte sind von nun an bei Kiel TV jeden Sonntag um 11 und
22 Uhr in Kiel und Umgebung (u.a. Kiel, Rendsburg, Neumünster, Preetz)
über das Kabelnetz Kiel auf Kanal 9 und online im Livestream zu sehen.

Termine im Oktober 2018:

07.10. - LeggìIO 2018: "Gli anni al contrario" - deutsch-italienische
Lesung mit der Autorin Nadia Terranova und Francesca Bravi

14.10. - "Bergljots Familie" - die norwegische Autorin Vigdis Hjorth
stellt ihren neuen Roman vor. Deutsche Texte: Jutta Hagemann

21.10. - Science Fiction mit Leif Randt (»Planet Magnon«) und Thomas
von Steinaecker (»Verteidigung des Paradieses«) sowie Livemusik von
Jan Marxsen

28.10. - Der französische Bestsellerautor Eric Vuillard stellt seine
Erzählung "Traurigkeit der Erde: Eine Geschichte von Buffalo Bill
Cody" vor. Deutsche Texte: Nils Aulike

 * 

Quelle:

Literaturhaus Schleswig-Holstein e.V.

Schwanenweg 13, 24105 Kiel

Telefon: 0431 / 57968-40

Fax: 0431 / 57968-42

E-mail: info@literaturhaus-sh.de

Internet: www.literaturhaus-sh.de
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TREFF/1242: Kiel - Kiel features Nantes, Slam Poetry im Literaturhaus am 29.10.2018


KIEL - Literaturhaus Schleswig-Holstein e.V.

Kiel features Nantes - Slam Poetry

Deutsch-französische Slampoetry mit PoiSon d'Avril & Yas

Moderation: Björn Högsdal

Literaturhaus, Montag, 29.10.2018, 20 Uhr, Eintritt: 5,- Euro



Zum neunten Mal sind zwei Slampoeten aus den Pays de la Loire zu Gast,
um in öffentlichen Auftritten und bei Workshops in Schulen die
französische Variante der Spoken-Word-Poetry zu vermitteln. In Kiel
slammen PoiSon d'Avril und Yas in französischer Sprache und parallel
wird die deutsche Übersetzung projiziert. Die Veranstaltung moderiert
das Kieler Poetry Slam-Urgestein Björn Högsdal.

Veranstalter: Literaturhaus S-H / Institut Français Kiel/ assemble ART

 * 

Quelle:

Literaturhaus Schleswig-Holstein e.V.

Schwanenweg 13, 24105 Kiel

Telefon: 0431 / 57968-40

Fax: 0431 / 57968-42

E-mail: info@literaturhaus-sh.de

Internet: www.literaturhaus-sh.de
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TREFF/1241: Marbach - Charles Baudelaire. Der Dichter des modernen Lebens, Podiumsdiskussion, 23.10.18


Deutsches Literaturarchiv Marbach - Veranstaltungen im Oktober 2018

PODIUMSDISKUSSION

Dienstag, 23. Oktober, 19.30 Uhr

Deutsches Literaturarchiv Marbach, Humboldt-Saal

"Charles Baudelaire. Der Dichter des modernen Lebens"



Mit der Jahrhundertwende beginnt die Moderne auch in der deutschen
Poesie. Die Hauptrolle dabei spielt einer, der bereits 1867 gestorben
ist: Charles Baudelaire. Mit seinem Gedichtband "Les Fleurs du
Mal" wurde er zum Erfinder des modernen Großstadtgedichts und
legendären Vorbild. Baudelaires nervöse Modernität und
Individualität faszinieren bis heute.

Es diskutieren die vielfach ausgezeichnete Romanistin und Übersetzerin
Elisabeth Edl, der Autor und Lektor Wolfgang Matz und der Schweizer
Romanist und Baudelaire-Experte Robert Kopp.

In Verbindung mit dem Institut français Stuttgart.

Eintritt: 9,- Euro / erm. 7,- Euro / für Mitglieder der DSG 4,50
Euro.

 * 

Quelle:

DLA, Veranstaltungen im Oktober 2018

Deutsche Schillergesellschaft e.V.

Deutsches Literaturarchiv Marbach

Schillerhöhe 8-10, 71672 Marbach am Neckar

Telefon +49 7144 848-0, Telefax +49 7144 848-299

E-Mail: presse@dla-marbach.de

Internet: www.dla-marbach.de
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BIBLIOTHEK/648: Niedersachsen - 200.000 Euro zusätzlich für Erhalt des schriftlichen Kulturguts (idw)


Niedersächsisches Ministerium für Wissenschaft und Kultur - 02.10.2018

200.000 Euro zusätzlich für Erhalt des schriftlichen Kulturguts

• Vier niedersächsische Bibliotheken erfolgreich bei Bundesprogramm

• Land sichert Kofinanzierung



Vier niedersächsische Bibliotheken erhalten zusätzliches Geld für den
Schutz ihrer historischen Bücher, Zeitschriften und Handschriften. Die
Herzog August Bibliothek Wolfenbüttel, die Landesbibliothek Oldenburg, die
Gottfried-Wilhelm-Leibniz Landesbibliothek in Hannover und die
Niedersächsische Staats- und Universitätsbibliothek Göttingen erhalten
insgesamt 99.000 Euro aus dem Sonderprogramm der Beauftragten der
Bundesregierung für Kultur und Medien zur Erhaltung des schriftlichen
Kulturguts. Niedersachsen stellt für die Vorhaben noch einmal denselben
Betrag zur Verfügung.

"Der Erfolg der niedersächsischen Bibliotheken bei dem Sonderprogramm
zeigt, dass es ihnen besonders wichtig ist, die Schriftgüter der
Vergangenheit für die Nachwelt zu bewahren. Mit den zusätzlich bereit
gestellten Landesmitteln unterstützen wir unsere Bibliotheken dabei, das
kulturelle Gedächtnis unseres Landes vor dem Zerfall zu retten", sagt der
Niedersächsische Minister für Wissenschaft und Kultur, Björn Thümler.

Zu den Projekten im Einzelnen:

Die Gottfried-Wilhelm-Leibniz Landesbibliothek in Hannover wird mit
zusätzlichen Mitteln in Höhe von 69.000 Euro die Entsäuerung der
Pflichtexemplare insbesondere zur niedersächsischen Geschichte und
Landeskunde in Angriff nehmen. Durch die Entsäuerung soll die Lebensdauer
der Druckwerke verlängert und die Voraussetzung für eine zukünftige
Digitalisierung der behandelten Bestände geschaffen werden.

Unter dem Projekttitel "Originalerhalt einer historischen
Zeitungslandschaft in exemplarischer Auswahl" wird die Landesbibliothek
Oldenburg mit einer Förderung von 50.000 Euro die Entsäuerung von acht
oldenburgischen Zeitungen (Ausgaben von 1850 bis 1940) vornehmen und diese
mit Schutzverpackungen versehen.

Mit einer Förderung von rund 40.000 Euro wird die Herzog August Bibliothek
in Wolfenbüttel Schutzverpackungen für spätmittelalterliche illuminierte
Handschriften des 15. Jahrhunderts anschaffen sowie mittelalterliche
Handschriften des 6. bis 12. Jahrhunderts durch Restaurierung sichern.

Die Staats- und Universitätsbibliothek Göttingen erhält 40.000 Euro für
die Entsäuerung seltener wissenschaftlicher Fachzeitschriften der
Göttinger Sondersammelgebiete, die dadurch im Original erhalten werden
können.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution769

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Niedersächsisches Ministerium für Wissenschaft und Kultur, 02.10.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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EUROPA/657: Wahlen in Bosnien am 7. Oktober 2018


Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 4. Oktober 2018

Kritik am Ausschluss von Minderheiten

Menschenrechtler fordern Änderung des Wahlgesetzes



Göttingen / Sarajevo, den 4. Oktober 2018 - Die Gesellschaft für
bedrohte Völker (GfbV) hat der Regierung in Bosnien und Herzegowina
(BiH) vorgeworfen, bei den bevorstehenden allgemeinen Wahlen
Minderheiten auszugrenzen und zu diskriminieren. Dringend müsste die
Regierung endlich den Forderungen des Europäischen Gerichtshofs für
Menschenrechte nachkommen und auch Angehörigen von Minderheiten die
Kandidatur für höchste Staatsämter gestatten, erklärte die
Menschenrechtsorganisation. "Bosnien und Herzegowina verletzt mit
seiner Diskriminierung von Minderheiten die Europäische
Menschenrechtskonvention", sagte die BiH-Expertin der GfbV, Jasna
Causevic, am Donnerstag in Göttingen. Bislang ist aufgrund des
Wahlgesetzes nur Bosniaken, Kroaten und Serben die Kandidatur für das
Präsidium oder für die Völkerkammer im Staatsparlament erlaubt. Am 7.
Oktober 2018 finden in BiH allgemeine Wahlen statt.

Nachdrücklich forderte die Menschenrechtsorganisation den
Lenkungsausschuss des Friedensimplementierungsrates (Peace
Implementation Council, PIC) des Daytoner Abkommens auf, sich für ein
Ende der Diskriminierung im Wahlrecht einzusetzen. Diesem Rat gehören
55 Nationen und Internationale Organisationen aus aller Welt an,
unter anderem auch Deutschland.

Die GfbV wies darauf hin, dass der Europäische Gerichtshof für
Menschenrechte schon im Jahr 2009 in einem Urteil die Diskriminierung
kritisiert hatte und eine zügige Änderung des Wahlgesetzes gefordert
habe. Doch nichts sei seither geschehen, da sich die regierenden
Parteien nicht auf eine einvernehmliche Änderung des Wahlrechts
hätten verständigen können. "Die fortbestehende Ausgrenzung von
Minderheiten ist nicht nur eine Schande für BiH, sondern auch für die
Garantiemächte des Daytoner Abkommens, die sich der Demokratie,
Rechtsstaatlichkeit und Achtung der Menschen- und Minderheitenrechte
verschrieben haben", erklärte Causevic.

Mit Sorge verfolgt die Menschenrechtsorganisation auch Initiativen
von Politikerinnen und Politikern in BiH, öffentlich für eine weitere
Zersplitterung und Aufteilung des Landes zu werben. Solche
nationalistischen Ansätze würden auf eine Schwächung des Staates
abzielen und seien brandgefährlich. Dringend müssten solche
Brandstifter international mit Sanktionen belegt werden, um eine
weitere Zunahme von Spannungen in BiH zu verhindern.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 4. Oktober 2018
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AUFRUF/109: Unteilbar - weil Menschenrechte keine Grenzen kennen (RAV)


Republikanischer Anwältinnen- und Anwälteverein e. V. - 2. Oktober 2018

Bürgerrechtsorganisationen nehmen Stellung: 

Unteilbar - weil Menschenrechte keine Grenzen kennen



Am 13. Oktober werden Zehntausende für eine #unteilbare Gesellschaft in
Berlin auf die Straße gehen und für ihre Rechte demonstrieren.

Das gilt auch für uns als bürgerrechtliche Organisationen, die sich mit
einem eigenen Aufruf an der Demonstration beteiligen, der die gegenwärtige
Rechtsentwicklung in der Bundesrepublik in den Blick nimmt.

Der Vorsitzende des Republikanischen Anwältinnen- und Anwälteverein (RAV),
Dr. Peer Stolle, erinnert in diesem Zusammenhang an die noch schwelende
Causa Maaßen: »Dass weder Seehofer noch sein Protegé Maaßen nach solchen
Äußerungen nicht sofort entlassen werden, zeigt, dass demokratische und
rechtsstaatliche Prinzipien nicht mehr funktionieren«.

Die Vorsitzende der Vereinigung Demokratischer Juristinnen und Juristen
(VDJ), Ursula Mende, betont: »Wenn demokratische und soziale Standards
systematisch untergepflügt werden und rassistische Ressentiments lautstark
als gesellschaftsfähig in den öffentlichen Diskurs einwandern, müssen
gerade auch demokratische Juristinnen und Juristen Flagge zeigen und
dagegenhalten«.

Und für Michèle Winkler vom Komitee für Grundrechte und Demokratie, ist
klar, »wir unterstützen #unteilbar, weil Menschenrechte und Demokratie
nicht getrennt voneinander betrachtet werden können. Menschenrechte ohne
Demokratie bleiben gewöhnlich politische Sonntagsreden, Demokratie ohne
Menschenrechte münden in den autoritären Nationalismus«.


AUFRUF

Unteilbar - weil Menschenrechte keine Grenzen kennen


Am 13. Oktober 2018 werden wir gemeinsam mit einer Vielzahl anderer
Menschen, die u.a. in Initiativen gegen Wohnungsnot, Pflegenotstand und
prekarisierte Lebens- und Arbeitsverhältnisse, gegen Überwachung und
Polizeiwillkür und für die Rechte von Geflüchteten aktiv sind, unter dem
Motto "Solidarität statt Ausgrenzung - Für eine offene und freie
Gesellschaft" auf die Straße gehen. Als Bürgerrechtsorganisationen rufen
wir dazu auf, sich an dieser Demonstration des Bündnisses #unteilbar zu
beteiligen.

Seit einigen Jahrzehnten erleben wir eine staatlich orchestrierte
gesellschaftspolitische Wende, die - unabhängig von den jeweiligen
Regierungsparteien - auf einen neoliberalen Staatsumbau und dessen
Absicherung zielt - trotz Mindestlohn und Fortschritten im
Antidiskriminierungsrecht. Das hat auch Folgen für den Rechtsstaat:
Europaweit werden sozial- und bürgerrechtliche Standards unterminiert und
bekämpft. In der Innen- und Migrationspolitik sehen wir uns einer nicht
enden wollenden Welle von Gesetzesverschärfungen gegenüber.

Diese Veränderungen sind grundlegend und betreffen alle Bereiche.

• Es geht um die alle paar Monate auf den Weg gebrachten neuen
Verschärfungen im Asyl- und Aufenthaltsrecht, die Schutzsuchenden den
Zugang zum Recht selbst verwehren. Es geht um die Kriminalisierung der
Seenotrettung und um die geplanten Lager in "Drittstaaten", die eine
weitere Abschottung der EU und eine bewusste Aufkündigung von
Menschenrechten bedeuten.

• Es geht um die neuen Polizeigesetze - in Bayern und
Baden-Württemberg schon in Kraft, in Nordrhein-Westfalen, Sachsen und
Niedersachsen im Gesetzgebungsverfahren -, die mit der Schaffung der
Rechtsfigur der »drohenden Gefahr« polizeiliche Eingriffsbefugnisse weit
über die Abwehr mutmaßlicher (Terror-)Gefahren hinaus entgrenzen. Mit der
Ausweitung auf das polizeiliche Alltagsgeschäft werden so wir alle zum
rechtlich nicht mehr kontrollierbaren "Fall".

• Es geht um die Verschärfung der Paragrafen 113, 114 StGB, nach denen
jeder Kontakt mit Polizeibeamt*innen von der Drohung mit einer
Freiheitsstrafe begleitet ist - während rechtswidrige Polizeigewalt
weiterhin ignoriert wird und faktisch sanktionslos bleibt.

• Es geht um einen Verfassungsschutz, der nicht nur von seinem
ehemaligen Leiter, sondern von seiner Grundstruktur her eine Gefahr für
Demokratie und Verfassung ist - der im Ergebnis aber nicht weniger, sondern
immer weitere Befugnisse bekommt.

• Es geht um einen BND, der sich erfolgreich gegen demokratische
Kontrolle wehren kann, weil die Bundesregierung mit dem Blick auf
"befreundete Dienste" den Schutz vor anlassloser Ausspähung der Bevölkerung
ablehnt.

• Es geht um ein Mietrecht, das uns täglich vor Augen führt, dass
Schutzrechte für Mieterinnen und Mieter ihre Grenzen in ökonomischen
Verwertungsinteressen finden. Denn solange Wohnraum eine Ware ist, bleibt
die Erfüllung eines Grundbedürfnisses ganz elementar von finanziellen
Möglichkeiten begrenzt.

• Es geht um eine weiterhin bestehende Ungleichbehandlung und
Ungleichstellung von Männern und Frauen und LGBTIQ*-Personen. Es geht um
die Zurückdrängung erkämpfter Rechte wie z.B. durch die aktuelle
Kriminalisierung von Ärzt*innen, die Abtreibungen durchführen, die
Förderung eines rückwärtsgerichteten Familienbildes durch Zahlung von
Müttergeld und die geplanten Streichungen der Mittel für Gender Studies.
Gleichzeitig werden Fälle häuslicher und sexualisierter Gewalt für
rassistische Hetze benutzt.

• Es geht um ein bestrafendes Sozialrecht, das mit Hartz IV über vier
Millionen Menschen in Armut hält und ihnen, weitgehend entrechtet, jede
Perspektive verbaut.

• Es geht um die Zunahme von Personen in einem unbefristeten,
generalpräventiven Freiheitsentzug namens Maßregelvollzug - von ca. 2.500
auf mehr als 7.000 Betroffene in den letzten dreißig Jahren.

Diese Aufzählung ist weder vollständig noch abschließend. Sie macht aber
deutlich, dass das Recht in seiner Funktion als Schutz vor Diskriminierung,
Ausgrenzung und staatlichen Eingriffen an Bedeutung verliert und immer
offener zu einem Mittel zum Schutz der herrschenden Eigentumsordnung und
der Legitimierung staatlichen Handelns wird.

Das ist alles nicht neu. Neu ist allerdings die Zuspitzung, die diese
Entwicklung erfährt. Wir haben es nicht mehr mit einzelnen
Gesetzesverschärfungen und Einschränkungen von Grundrechten zu tun.
Vielmehr sehen wir uns einem rassistischen und nationalistischen Diskurs,
einem Rechtsruck in Politik und Gesellschaft gegenüber, der Inhumanität und
Menschenverachtung sagbar und umsetzbar macht. Dieser Rechtsruck wird
begleitet von einer Politik der europäischen Staaten, die zur Verteidigung
der eigenen wirtschaftlichen Interessen und zur Abwehr der Folgen einer
verheerenden globalen Wirtschaftsordnung und des Klimawandels
rechtsstaatliche und demokratische Prinzipien zur Disposition stellt. Dabei
wird auch zu dem Mittel des offenen Rechtsbruchs gegriffen. Die
Selbstverständlichkeit, mit der die Lebensbedingungen von Millionen von
Menschen in Deutschland und Europa verschlechtert werden, während
gleichzeitig der Rechtsstaat zu einem Sicherheitsstaat umgebaut wird, ist
kein Zufall. Sie ist Folge einer Politik, die auf die Absicherung
wirtschaftlicher Interessen und Profite in den Metropolen durch repressive
Einschüchterung im Innern, Abschottung nach außen und die globale
Infragestellung von Menschenrechten zielt.

Wo Polizei und Politik aktiv rechtsstaatliche Mindeststandards unterlaufen
und dafür auf ein obskures Rechtsempfinden der Bevölkerung verweisen und
sich der Bundesinnenminister über eine obergerichtlich als rechtswidrig
erklärte Abschiebung freut, steht der Rechtsstaat nicht mehr nur auf dem
Spiel, sondern ist im Konkreten außer Kraft gesetzt. Das ist bedrohlich.
Denn der Rechtsstaat ist kein Selbstzweck. Er soll die Freiheiten der
Bürger*innen schützen - vor staatlichem Machtmissbrauch und
Behördenwillkür. Stattdessen werden Menschen, die die für sie geltenden
Rechte in Anspruch nehmen, und ihre Unterstützer*innen und
Rechtsanwält*innen kollektiv unter der Betitelung »Asylindustrie« als
Rechtmissbrauchende hingestellt.

Das Recht als Waffe einzusetzen, um sich gegen Herrschaft und Macht zur
Wehr zu setzen - dieser Auftrag ist wichtiger denn je. Wir werden weiter
Bürger*innen- und Menschenrechte gegenüber staatlichen, wirtschaftlichen
oder gesellschaftlichen Machtansprüchen verteidigen. Wir werden dem
stetigen Verlust von Rechtsstaatlichkeit nicht zusehen und weiter für eine
fortschrittliche Entwicklung des Rechts kämpfen. Wir werden uns dabei der
im Windschatten dieser Entwicklung alltäglich gewordenen Inhumanität und
Menschenverachtung, den rassistischen und nationalistischen Diskursen
entgegenstellen.

Gemeinsam mit einer Vielzahl anderer Menschen, die u.a. in Initiativen
gegen Wohnungsnot, Pflegenotstand und prekarisierte Lebens- und
Arbeitsverhältnisse, gegen Überwachung und Polizeiwillkür, für die Rechte
von Geflüchteten, gegen Rassismus, Antisemitismus, Heteronormativität und
sexualisierte Gewalt aktiv sind, werden wir auf die Straße gehen. Ein
Bündnis wie #unteilbar, in dem sich die Vielfalt der Zivilgesellschaft
vereint und dagegenhält, ist notwendig. Wir denken, dass soziale und
politische Rechte einander bedingen. Deswegen sind wir als RAV, VDJ und
Komitee für Grundrechte und Demokratie Teil dieses Bündnisses und rufen zur
Teilnahme an der Großdemonstration am 13. Oktober 2018 in Berlin auf.

Für ein gemeinsames Streiten gegen Diskriminierung, Ausgrenzung und soziale
Ungerechtigkeit.

Für einen Zugang zum Recht für alle.

Für die Unteilbarkeit der Menschenrechte.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 2. Oktober 2018

Republikanischer Anwältinnen- und Anwälteverein e. V.

Haus der Demokratie und Menschenrechte
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Telefon +49 (0)30 417 235 55 | Fax +49 (0)30 417 235 57
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MELDUNG/950: ICAN dankt Botschaften jener Staaten, die Atomwaffenverbot ratifiziert haben (IPPN)


IPPNW-Pressemitteilung vom 4. Oktober 2018

Internationale Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges,

Ärzte in sozialer Verantwortung e.V. (IPPNW), Sektion Deutschland

ICAN dankt Botschaften jener Staaten, die Atomwaffenverbot ratifiziert
haben

Vor Friedensnobelpreis-Bekanntgabe



Einen Tag vor Bekanntgabe des nächsten Friedensnobelpreises bedankten sich
Vertreter*innen der noch aktuellen Preisträger der Kampagne ICAN heute mit
einer symbolischen Aktion bei den Botschaften von Nicaragua, Venezuela,
Mexiko, Österreich und Neuseeland. Sie gehören zu den insgesamt 19 Staaten
weltweit, die den UN-Vertrag für ein Verbot von Atomwaffen bereits
unterzeichnet und ratifiziert haben.

Die Internationale Kampagne zur Abschaffung von Atomwaffen (ICAN), die die
IPPNW mitbegründet hat, erhielt den Friedensnobelpreis im Vorjahr vor allem
für die Anstrengungen um dieses Verbotsabkommen. "Aufgrund des
Friedensnobelpreises hat das Atomwaffenverbot endlich die öffentliche
Aufmerksamkeit erhalten, die es verdient und benötigt", erklärt Xanthe
Hall, IPPNW-Abrüstungsexpertin und Mitglied im Vorstand von ICAN
Deutschland. "Die Zustimmung in Politik und Gesellschaft steigt. Inzwischen
haben mehr als 250 deutsche Abgeordnete aus Europaparlament, Bundestag und
Landtagen eine Erklärung für das Atomwaffenverbot unterschrieben. Dadurch
steigt der Druck auf Bundesregierung, das UN-Atomwaffenverbot nicht länger
zu boykottieren und die US-Atomwaffen aus Büchel abziehen zu lassen."

Der UN-Verbotsvertrag wurde mittlerweile von 69 Staaten unterschrieben und
von 19 ratifiziert. Er verbietet nicht nur den Einsatz, sondern
beispielsweise auch Besitz, Stationierung und Drohung mit Atomwaffen.

Um sich für die Unterstützung für dieses bedeutende Abkommen zu bedanken,
radelten Mitglieder von ICAN und IPPNW Deutschland zu den Berliner
Botschaften von Nicaragua, Venezuela, Mexiko, Österreich und Neuseeland und
überreichten kleine Geschenke. Die Radtour begann mit einer kurzen
Auftaktkundgebung vor dem Hauptbahnhof.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 4. Oktober 2018

Internationale Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges,
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ARTIKEL/337: Gegen Kampf-Drohnen bei der Bundeswehr (ZivilCourage)


ZivilCourage - Nr. 4 / 2018

Magazin der DFG-VK

Gegen Kampf-Drohnen bei der Bundeswehr

Einzigartig in der Nato: Deutsches Parlament muss rechtlich und
ethisch prüfen

Von Elsa Rassbach



Schon im Sommer 2012 verkündete das Verteidigungsministerium die
Absicht, bis 2014/15 die Bundeswehr mit gemieteten Kampfdrohnen
auszustatten und längerfristig an einer eigenen, europäischen Drohne
zu arbeiten. "Ethisch ist eine Waffe stets als neutral zu betrachten",
meinte der damalige Verteidigungsminister und Christdemokrat de
Mazière.

Erst nach einer sechsjährigen Auseinandersetzung mit einer
engagierten, hartnäckigen und relativ breit getragenen Bewegung gegen
Kampfdrohnen hierzulande konnte das Verteidigungsministerium den
ersten Schritt in den Drohnenkrieg machen. Am 14. Juni wurde ein
neunjähriger Leasingvertrag mit der Firma Airbus für fünf
bewaffnungsfähige israelische Drohnen des Typs Heron TP und zwei
Simulatoren unterzeichnet.

Die Auseinandersetzung über die Bewaffnung der neuen Drohnen steht
noch bevor. Wie im Koalitionsvertrag vom März 2018 festgelegt, darf
die Bundeswehr die teuren neuen Heron TPs zunächst nur als
Aufklärungsdrohnen einsetzen, so, wie sie die geleaste und viel
preiswertere nichtbewaffnungsfähigen Drohnen des Typs Heron 1 seit
2010 in Afghanistan und seit 2014 in Mali verwendet.

Im Vergleich mit anderen europäischen Ländern ist der Widerstand in
Deutschland gegen die Kampfdrohnen-Beschaffung ohnegleichen gewesen.
In den letzten zwölf Jahren haben Großbritannien, Italien, Frankreich,
Spanien, Holland und Belgien bewaffnungsfähige bzw. bewaffnete
US-Drohnen ohne größere öffentliche Debatten bestellt.

Die CIA hatte schon während der Amtszeit von Präsident Clinton
heimlich mit der Bewaffnung von Drohnen für "Terroristenbekämpfung"
experimentiert. Die USA waren das erste Land, das Kampfdrohnen
anschaffte und zum Töten einzusetzte, seit 2001 in Afghanistan. Der
US-Drohnenkrieg ist jedoch erst 2009 durch den zivilen Ungehorsam
einer kleinen Gruppe von US-Pazifist*innen in die Öffentlichkeit
gebracht worden. Danach entwickelte sich in den USA eine intensive
Widerstandsbewegung, die durch Recherchen von führenden NGOs in den
USA und in Europa unterstützt wurde. 2010 kritisierte der
Sonderberichterstatter der Uno die "gezielten" Tötungen der USA durch
Drohnen.

Vor diesem Hintergrund gab es in Deutschland gleich nach Verkündung
der Drohnenkriegs-Ambitionen 2012 auch in den Leitmedien eine
kritische Diskussion. Darauf aufbauend haben die DFG-VK und etwa 150
weitere Organisationen im März 2013 das Netzwerk "Drohnen-Kampagne"
gegründet und den Appell "Keine Kampfdrohnen!" unterstützt, den auch
etwa 30 Menschen unterzeichnet haben. Die Linke und die Grünen sowie
einige bekannte SPD-Persönlichkeiten haben damals den Appell
mitunterzeichnet.

In mehreren SPD-Orts- und Landesverbänden wuchs in den folgenden
Jahren der Widerstand gegen das Waffensystem. Die SPD-Führung
positionierte sich zwar in der Wahlkampagne von 2013 gegen
Kampfdrohnen, jedoch unterstützten führende
SPD-Verteidigungspolitiker*innen spätestens ab Anfang 2016 das Projekt
einer "Euro-Drohne" und die Einführung der Heron TP Drohnen als
"Übergangslösung". Nach einer zweimonatigen intensiven Lobby-Kampagne
aus der Friedensbewegung gegen Ende der letzten Legislaturperiode hat
die SPD-Fraktion im Juni 2017 dann überraschend die Unterzeichnung
eines Leasingvertrages für die Heron TP Drohnen mit der Begründung
abgelehnt, dass die Munition und die dazu gehörenden
Trainingsmaßnahmen für die Bundeswehr schon mitgekauft werden sollten.
Im Wahlkampf 2017 äußerte sich die SPD nochmals kritisch zu
Kampfdrohnen.

Während der Koalitionsverhandlungen haben Kampfdrohnen-Gegner*innen
erneut eine intensive Lobby- und Öffentlichkeitskampagne lanciert. Sie
argumentierten, dass es sinnlos und verschwenderisch wäre,
bewaffnungsfähige Drohnen anzuschaffen bevor die seit 2013 vorgesehene
gesellschaftliche und parlamentarische Debatte über die grundsätzliche
Frage der Bewaffnung stattgefunden hatte.

In einem Kompromiss zwischen Union und SPD im aktuellen
Koalitionsvertrag wurde das Leasen der Heron TP Drohnen festgelegt,
aber ähnlich wie im Koalitionsvertrag von 2013 wurde nochmals
versprochen: "Über die Beschaffung von Bewaffnung wird der Deutsche
Bundestag nach ausführlicher völkerrechtlicher, verfassungsrechtlicher
und ethischer Würdigung gesondert entscheiden. Hierzu wird die
Bundesregierung eine gesonderte Vorlage erstellen und dem Deutschen
Bundestag zuleiten. Vor einer zukünftigen Beschaffung von
bewaffnungsfertigen Drohnen sind die konzeptionellen Grundlagen für
deren Einsatz zu schaffen".

In den Bundestagsausschüssen für Verteidigung und Haushalt am
13. Juni bewilligte die Koalition ein Leasing der Heron TP Drohnen für
1.2 Milliarden Euro als Teil der massiven Erhöhung des
Militärhaushalts. Noch mehr muss später für die Einsatzkosten der
teuren Drohnen bezahlt werden. Linke und Grüne stimmten gegen die
Vorlage. Die FDP enthielt sich der Stimme, und die AfD stimmte gegen
die Vorlage: Beide Fraktionen sagten, dass sie nur einer schon
bewaffneten Drohne zustimmen wollten.

Die Koalitionspartner legten fest, dass vorläufig keine Munition für
die Heron TP gekauft werden darf und dass keine Waffenausbildung für
Bundeswehrpersonal mit den Heron TP Drohnen stattfinden darf.

Die Anordnung einer ethischen und rechtlichen Prüfung des neuen
Waffensystems durch die regierenden Parteien in Deutschland ist unter
den Nato-Mitgliedstaaten einzigartig. Sie bietet eventuell eine
Möglichkeit für die schon lange benötigte internationale
Expertenanhörung und gesellschaftliche und parlamentarische Debatten
über den Einsatz von bewaffneten Drohnen, was besonders in Europa eine
internationale Ausstrahlung haben könnte. Es besteht jedoch durchaus
auch eine Gefahr, dass das Verteidigungsministerium einen Anlass
findet, um die Bewaffnung schnell durchzuschieben und "die Würdigung"
dementsprechend als ein oberflächliches Durchwinken zu gestalten.

Um dieser Gefahr entgegen zu wirken, müssen wir unser Nein zu einer
Bewaffnung der Drohnen weiterhin durch Veranstaltungen und Aktionen
aktiv in die Öffentlichkeit tragen und die Lobbyarbeit fortsetzen. Für
die neue Situation sind neue Anregungen und neue Diskussionen in der
Friedensbewegung nötig. Eine neue Aktionsplanung ist für den Herbst
anvisiert.


Elsa Rassbach vertritt die DFG-VK bei der Kampagne "Stopp Air
Base Ramstein: Kein Drohnenkrieg!" 

www.ramstein-kampagne.eu

 * 
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AKTION/163: Köln - zuerst Baumhäuser, dann Wagenplätze ... 4.-7.10.2018


Der Wagenplatz "Wem gehört die Welt" und das Autonome Zentrum Köln laden zu
einem widerständigen ersten Oktoberwochenende vom 4.-7.10 ein:

Zusammenkommen, Austausch und Vernetzung, gemeinsam auf die Straße gehen
- und vor allem RABAZ machen!

Hambi, Wagenplätze oder Autonome Zentren - Verdrängung betrifft uns
Alle! 



Der Wagenplatz "Wem gehört die Welt" und das Autonome Zentrum Köln laden zu
einem widerständigen ersten Oktoberwochenende vom 4.-7.10 ein:
Zusammenkommen, Austausch und Vernetzung, gemeinsam auf die Straße gehen -
und vor allem RABAZ machen!

Anlass ist die erneute Bedrohung der beiden Projekte durch
Stadtplaner*innen. Das AZ soll Anfang des kommenden Jahres abgerissen
werden und der Wagenplatz steht zum Verkauf. Diese Entwicklung ist nicht
nur ein lokales oder individuelles Problem - immer wieder stehen linke und
alternative Zentren und Orte in Bedrängnis.

Viele dieser Orte stehen zudem in enger Verbundenheit zum Wald - durch die
Struktur des AZs konnten in der Vergangenheit beispielsweise geschützte
Räume für die Aktivist*innen des Hambacher Forstes geschaffen werden. Auch
Out of Action wie die Hambi Support Gruppe Köln finden im AZ einen
wichtigen Raum. Darum wollen wir Widerstandsstrategien entwickeln und diese
am kommenden Wochenende gemeinsam erproben. Lasst uns unsere Kämpfe
zusammen denken!

Am Donnerstag, den 4.10. und Freitag, den 5.10. geht es los mit einem
vielfältigen Programm zum Thema "Vernetzung und Widerstand": Von
Aktionstrainings über das Thema "Leistungsdruck in linken Räumen" bis hin
zu einem großen Vernetzungstreffen bedrohter linker Projekte werden viele
Themen Raum finden. Das genaue Programm findet ihr hier:

https://az-koeln.org/Veranstaltung/rabaz/

Am Samstag, den 6.10. tragen wir unsere Forderungen auf die Straße und
zeigen den Verantwortlichen, dass wir uns nicht so einfach wegplanen
lassen! Mit vielfältigen Protestformen und dezentralen Aktionen wird auf
das Thema "Verdrängung" aufmerksam gemacht - werdet auch ihr Teil davon! Im
Anschluss der großen Demo in Buir wird es Aktionen geben, bei denen ihr
euch beteiligen könnt. Merken dürft ihr euch schon mal 18 Uhr und
Grüngürtel.

Ihr findet alle wichtigen Informationen für den Aktionssamstag auf dem AZ
Twitter: 

https://twitter.com/unsersquat

Am Sonntag, den 7.10. werden wir nochmal geschlossen laut - und zwar mit
einer großen Demo durch Köln. Wir freuen uns riesig, wenn Hambi Menschen
und Unterstützer*innen auf der Demo präsent sind.

Startpunkt ist 14.00 Uhr am AZ! Kommt zahlreich und bringt eure Botschaften
in Form von Transpis mit!

Wir sehen uns auf der Straße,

wir sehen uns im AZ!

Autonome und Wagenplatz kündigen Rabaz an

Quelle: Hambacher Forst


HINTERGRUND [1]:

Das Autonome Zentrum Köln in der Luxemburger Straße (kurz: AZ) ist ein
Freiraum für Kunst, Kultur, Bewegung und Politik. Über 40 Projekte haben
dort ihren Platz, zum Beispiel verschiedene Sportangebote, politische
Gruppentreffen, Konzerte, Foodsharing oder auch eine 
Selbsthilfe-Fahrradwerkstatt. Das AZ ist selbstverwaltet und unkommerziell. Genau so
verhält es sich auch mit dem Wagenplatz "Wem gehört die Welt": Er ist ein
Ort für unkommerzielle Veranstaltungen und selbstbestimmtes alternatives
Wohnen.

Das AZ und der Wagenplatz "Wem gehört die Welt" bieten wertvolle Freiräume
für alle, die sich kommerzielle Angebote nicht leisten können oder von
Verdrängung betroffen sind. Hier wird ausprobiert, wie eine ökologisch
nachhaltige Gemeinschaft ohne Sexismus, Rassismus, Intoleranz und möglichst
frei vom kapitalistischen Denken funktionieren kann - basisdemokratisch.

Der Wagenplatz und das AZ sind jedoch akut bedroht. Das Gelände, auf dem
bisher der Wagenplatz steht, soll verkauft werden. Die Stadt möchte das AZ
an seinem jetzigen Standort abreißen und beansprucht das Areal für das
Prestigeprojekt "Parkstadt Süd". Die Kommunikation über den Erhalt der
Projekte findet mit den Betroffenen des Wagenplatzes nicht statt und das AZ
bezeichnet die Gespräche als schwerfällig und schleppend. Uli Rothfuß vom
AZ: "Wir haben den Eindruck, es wird eine Strategie des bewussten
Verzögerns gefahren und die Verantwortlichen fürchten die längst
überfällige gesellschaftliche Diskussion über die Notwendigkeit
linksradikaler Orte. Ein Bebauungsplan kann leicht geändert werden - das
zeigt auch die Inklusion von Gebäuden wie das neue Stadtarchiv in den
gelanten Grüngürtel. Forderungen, auch das Autonome Zentrum in den
geplanten Grünstreifen zu integrieren, wurden dagegen nicht einmal
ernsthaft diskutiert." "Wem gehört die Welt" existiert seit 29 Jahren und
ist der älteste Wagenplatz Kölns. Seit zwei Jahren plant die Stadt Köln den
Verkauf des Grundstücks. Trotz wiederholter Aufforderungen der
Bewohner*innen ist die Stadt nicht bereit Transparenz für alle Beteiligten
zu ermöglichen. Es gibt keine Ansprechperson in den städtischen Behörden,
keine klare Zuständigkeit, kein Entgegenkommen. Die Stadt Köln will auf
Kosten der Bewohner*innen das Gelände verkaufen, um ihre Versäumnisse einer
miserablen Wohnungs- und Kulturpolitik der letzten Jahre damit
auszugleichen. "Wir hegen keinerlei Umzugspläne. Trotzdem schafft die Stadt
gerade Fakten. Doch wir fordern: Kein Verkauf vom Wagenplatz & die
Anerkennung unserer Lebensform - hier und überall!"
sagt eine Bewohnerin des Wagenplatzes.

KÖLN IM GLOBALEN TREND UNSOZIALER VERHÄLTNISSE:

Somit wird deutlich: Der Umgang mit dem Autonomen Zentrum und dem
Wagenplatz "Wem gehört die Welt" reiht sich ein in einen
besorgniserregenden globalen Trend. "Wir stellen die bundesweite
Entwicklung von Verdrängung unkommerzieller Orte zugunsten kapitalistischer
Logik fest," so Clara Fall vom RABAZ-Komitee. "Wichtige Freiräume und
Projekte werden ohne Skrupel zugunsten zahlungskräftiger Unternehmen
wegrationalisiert, die Mieten in vielen deutschen Großstädten sind in den
vergangenen Jahren um häufig mehr als 50% gestiegen. Kurz gesagt: ein Leben
in den Städten können sich nur noch die leisten, die das notwendige Geld
dafür besitzen."

Dagegen will das AZ und der Wagenplatz ein deutliches Zeichen setzen.

Weitere Infos gibt es auf der Homepage von RabAZ

www.az-koeln.org/rabaz/ und bei Facebook unter

https://www.facebook.com/events/583271548786260/

[1]Quelle: aus AZ-Pressemitteilung - Köln, 19.09.2018

 * 

Quelle:

Hambacher Forst

E-Mail: hambacherforst@riseup.net

Internet: http://hambacherforst.blogsport.de/

und

Autonomes Zentrum Köln

Luxemburger Str. 93

50939 Köln

www.az-koeln.org



veröffentlicht im Schattenblick zum 5. Oktober 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / VERANSTALTUNGEN





VORTRAG/188: Frankfurt am Main - Vortragsreihe "Wird die Welt immer kriegerischer?", 11.10.-13.2.2019


idw - Pressemitteilung: Goethe-Universität Frankfurt am Main

Vortragsreihe: Wird die Welt immer kriegerischer?

Die neue Ringvorlesung des Exzellenzclusters "Die Herausbildung
normativer Ordnungen" an der Goethe-Universität zum Thema Krieg und
politische Gewalt beginnt am 11. Oktober 2018



FRANKFURT. Die Ringvorlesung des Exzellenzclusters "Die Herausbildung
normativer Ordnungen" beschäftigt sich in diesem Wintersemester mit
dem Wandel von Krieg und politischer Gewalt. Die gängige Erzählung,
wonach die Welt über lange Sicht immer friedlicher geworden sei, wird
zunehmend hinterfragt. Ist angesichts des Wandels der Formen
kriegerischer Auseinandersetzung - von Cyberwar über Terrorismus bis
hin zu neuen Formen von Bürgerkriegen - die These eines
Pazifizierungstrends grundsätzlich widerlegt oder beobachten wir nur
Spannungen und Widersprüche, die diesem Trend langfristig innewohnen?

Die öffentliche Reihe trägt den Titel: "The End of Pacification? The
Transformation of Political Violence in the 21st Century?. Sie umfasst
sechs Vorträge, jeweils um 18.15 Uhr im Hörsaalzentrum (Raum HZ 9) auf
dem Campus Westend. Die fachliche Leitung haben Prof. Christopher
Daase und Prof. Nicole Deitelhoff vom Exzellenzcluster. Beide gehören
auch zum Leibniz-Institut Hessische Stiftung Friedens- und
Konfliktforschung (HSFK), einer Partnereinrichtung des Clusters.
Ebenfalls im federführenden Team ist Dr. Julian Junk von der HSFK,
auch er Politikwissenschaftler. Den Eröffnungsvortrag am Donnerstag,
11. Oktober 2018, hält Prof. Michael Mann (University of California,
Los Angeles) zum Thema: "Has War Declined through Human History?"

Die Anhänger der Befriedungs-These argumentieren mit einem
nachhaltigen Prozess der Zivilisierung vieler Gesellschaften, mit
einer wachsenden politischen und wirtschaftlichen Verflechtung der
Staaten und mit einer Ausbreitung liberaler und demokratischer
Wertvorstellungen. Auch trotz der beiden Weltkriege und des Holocaust
sei die Welt in makrohistorischer Perspektive alles in allem
friedlicher geworden, und das zunehmend in der Zeit nach 1945. Zu den
Forschern, die das anders sehen, gehört der renommierte Auftaktredner
Michael Mann. Er verweist zum Beispiel auf die vielen Bürger- und
innerstaatlichen Kriege im Globalen Süden. Diese seien an die Stelle
der zwischenstaatlichen Kriege im Norden getreten. Global betrachtet
gebe es keinen Rückgang kriegerischer Auseinandersetzungen, sondern
eine Transformation.

Zu den Vortragenden zählt in den nächsten Monaten auch der 
Mit-Organisator Christopher Daase. Er spricht am 23. Januar 2019 über:
"Sanktionskriege: Probleme dezentraler militärischer
Normdurchsetzung". Eine Rechtfertigung militärischer Gewalt trotz
deren völkerrechtlichen Ächtung rekurriert auf die vermeintliche
Notwendigkeit, globale Normen notfalls militärisch durchsetzen zu
müssen, um langfristig ein globales Gewaltmonopol zu etablieren und
das Kriegsverbot zu verwirklichen. Daase geht der Frage nach, wie
diese Erwartung empirisch und normativ zu bewerten ist.

Die Termine im Überblick:

(Jeweils Campus Westend der Goethe-Universität, Hörsaalzentrum HZ 9,
18.15 Uhr)

11. Oktober 2018

Prof. Michael Mann, University of California, Los Angeles

Has War Declined through Human History?

12. Dezember 2018

Prof. Elisabeth J. Wood, Yale University

Sexual Violence during War

23. Januar 2019

Prof. Christopher Daase, Goethe-Universität Frankfurt am Main

Sanktionskriege: Probleme dezentraler militärischer Normdurchsetzung

30. Januar 2019

Prof. Matthew A. Evangelista, Cornell University

Disturbing the Peace: How the United States Influences Trends in
Global Political Violence

6. Februar 2019

Prof. Stathis N. Kalyvas, University of Oxford

Global Change and Civil Wars

13. Februar 2019

Prof. Jennifer M. Welsh, McGill University, Montreal

Pockets of Barbarism: Internal and External Challenges to the
International Humanitarian Order

Detailliertes Programm:

http://www.normativeorders.net/de/veranstaltungen/ringvorlesungen

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution131

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Goethe-Universität Frankfurt am Main, 02.10.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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KURSUS/164: Kiel - "Texte unter der Lupe", Literaturhaus 25.10.2018


KIEL - Literaturhaus Schleswig-Holstein e.V. - Junges Literaturhaus

"Texte unter der Lupe" 

Schreibwerkstatt für Jugendliche und junge Erwachsene

Leitung: Christopher Ecker

Literaturhaus, Donnerstag, 25.10.2018, 16 Uhr, Teilnahme frei 

(Anmeldung erforderlich)



Nach der Sommerpause wird die bewährte regelmäßige Serie der
Literaturhauswerkstatt "Texte unter der Lupe" unter der Leitung des
Kieler Schriftstellers und Lehrers Christopher Ecker im September
fortgesetzt: Herzlich willkommen sind Jugendliche und junge
Erwachsene, die bereits selbst schreiben oder es einfach mal
ausprobieren wollen.

Weitere Termine: jeweils donnerstags, 15.11. / 13.12.

 * 

Quelle:

Literaturhaus Schleswig-Holstein e.V.

Schwanenweg 13, 24105 Kiel

Telefon: 0431 / 57968-40

Fax: 0431 / 57968-42

E-mail: info@literaturhaus-sh.de

Internet: www.literaturhaus-sh.de
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LESUNG/6205: Kiel - Anne Müller liest aus ihrem Debütroman "Sommer in Super 8", Literaturhaus 30.10.


KIEL - Literaturhaus Schleswig-Holstein e.V.

Anne Müller liest aus ihrem Debütroman "Sommer in Super 8"

Literaturhaus, Dienstag, 30.10.2018, 19 Uhr, Eintritt: 8,- / 5,- 

(nur begrenztes Kartenkontingent im freien Verkauf)



Der Debütroman von Anne Müller ist wie ein heißer Tag an der Ostsee...
bis das Gewitter beginnt: »Sommer in Super 8«. In Claras Leben
passiert alles Wichtige an einem Mittwoch. An einem Mittwoch im Jahr
1963 wird sie als mittleres von bald fünf Kindern in eine
Landarztfamilie hineingeboren. Die Mutter schön, elegant und klug, der
Vater von seinen Patienten geschätzt, weltmännisch und witzig. Die
Partys, zu denen die Königs einladen, sind legendär. Clara bewundert
ihren Vater, doch zunehmend spricht er dem Alkohol zu. Lange versucht
Clara das zu überspielen, bis sich an einem Mittwoch alles zuspitzt...

Anne Müller wuchs in Schleswig-Holstein auf und lebt heute in Berlin.
Nach dem Studium der Theater- und Literaturwissenschaften arbeitete
sie als freie Radiojournalistin und wandte sich dann dem
Drehbuchschreiben zu. »Sommer in Super 8« ist ihr erster literarischer
Roman.

Veranstalter: Literaturhaus S-H / Investitionsbank SH

 * 

Quelle:

Literaturhaus Schleswig-Holstein e.V.

Schwanenweg 13, 24105 Kiel

Telefon: 0431 / 57968-40

Fax: 0431 / 57968-42

E-mail: info@literaturhaus-sh.de

Internet: www.literaturhaus-sh.de
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LESUNG/6204: Kiel - Karen Duve liest aus "Fräulein Nettes kurzer Sommer", Literaturhaus 25.10.2018


KIEL - Literaturhaus Schleswig-Holstein e.V.

Karen Duve liest aus ihrem neuen Roman "Fräulein Nettes kurzer
Sommer" 

Literaturhaus, Donnerstag, 25.10.18, 19 Uhr, Eintritt: 9,- / erm. 7,-



Historisch genau geschildert, gnadenlos entlarvend, trocken-lakonisch
und bitter-ironisch: Karen Duve schildert in »Fräulein Nettes kurzer
Sommer« das Leben einer der wichtigsten und eigenwilligsten
Dichterinnen der deutschen Literatur, Annette von Droste-Hülshoff. Und
Fräulein Nette passt so gar nicht in das Bild, das eine junge Frau von
Adel in der ausgehenden Epoche der Romantik zu vermitteln hat.

Die engagierte Vegetarierin Karen Duve, die durch eine Reihe von
Romanen sowie durch mehrere Fernsehauftritte, in denen sie für den
Tierschutz eintrat, einer breiteren Öffentlichkeit bekannt wurde, wird
im November ein weiteres Mal im Literaturhaus begeistern.

 * 

Quelle:

Literaturhaus Schleswig-Holstein e.V.

Schwanenweg 13, 24105 Kiel

Telefon: 0431 / 57968-40

Fax: 0431 / 57968-42

E-mail: info@literaturhaus-sh.de

Internet: www.literaturhaus-sh.de
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LESUNG/6203: Kiel - Volker Kaminski, »Rot wie Schnee«, Flandernbunker 24.10.2018


KIEL - Literaturhaus Schleswig-Holstein e.V.

»Rot wie Schnee« - Volker Kaminski beschreibt tiefgründig und
spannend die Auswirkungen traumatischer Kriegserlebnisse

Ausser Haus: Flandernbunker (Kiellinie)

Mittwoch, 24.10.2018, 19 Uhr, Eintritt: 4,- / erm. 3,- (nur AK)



Tom, der Mitte der 50er Jahre geboren wurde, hat den Krieg nicht
miterlebt, doch für ihn endet die Nachkriegszeit nie. Seine Eltern,
die von ihren Kriegserlebnissen wie mit Narben gezeichnet waren,
konnten den Traumata des Krieges nie wirklich entkommen - ihre Ehe
zerbricht schließlich. Tom, der nie ein Gefühl von Heimat und
Sicherheit erleben konnte, bringt sein Inneres auf die Leinwand. Wird
Tom dabei von vererbten Erinnerungen heimgesucht? Und weshalb ist sein
toter Vater, der ihn nachts in seinem Atelier heimsucht, fest davon
überzeugt, seinen Kindern eine glückliche und unbeschwerte Kindheit
bereitet zu haben?

Volker Kaminski versteht es, den Leser in seinen Bann zu ziehen. Ein
meisterhaft geschriebener Roman über die Auswirkungen des Krieges auf
Familien und folgende Generationen, über die Subjektivität von
Erinnerungen, einen Vater-Sohn-Konflikt und eine künstlerische
Schaffenskrise.

Veranstalter: Mahnmal Kielian e.V. / Literaturhaus S-H

 * 

Quelle:

Literaturhaus Schleswig-Holstein e.V.

Schwanenweg 13, 24105 Kiel

Telefon: 0431 / 57968-40

Fax: 0431 / 57968-42

E-mail: info@literaturhaus-sh.de

Internet: www.literaturhaus-sh.de
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TREFF/1103: Marbach - Gespräch über Kafkas "Skizze zur Einleitung für Richard und Samuel", 07.10.18


Deutsches Literaturarchiv Marbach - Veranstaltungen im Oktober 2018

GESPRÄCH

Sonntag, 7. Oktober, 11 Uhr

Literaturmuseum der Moderne, Berthold-Leibinger-Auditorium

"Thanksgiving".

Wie Kafkas "Skizze zur Einleitung für Richard und Samuel" nach Marbach kam



Es war ein "Bietergefecht mit Happy End" (FAZ), in dessen fast
märchenhaftem Verlauf das Deutsche Literaturarchiv Marbach Ende Mai
doch noch in den Besitz von Kafkas Prosafragment kam.

Über Kafka, Max Brod, ihre Freundschaft und über die literarische
Bedeutung der Neuerwerbung spricht Kafka-Herausgeber Hans-Gerd Koch
mit Ulrich von Bülow.

Eintritt frei.

 * 

Quelle:

DLA, Veranstaltungen im Oktober 2018

Deutsche Schillergesellschaft e.V.

Deutsches Literaturarchiv Marbach

Schillerhöhe 8-10, 71672 Marbach am Neckar

Telefon +49 7144 848-0, Telefax +49 7144 848-299

E-Mail: presse@dla-marbach.de

Internet: www.dla-marbach.de
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AUSSICHTEN/8417: Und morgen, den 5. Oktober 2018 (SB)


+++ Vorhersage für den 05.10.2018 bis zum 06.10.2018 +++






[image: Jean-Luc 8417 Wetterfrosch - © 2018 by Schattenblick]






Wieder leichter Wärmeschub,

Nieselregen, Wolkenfelder,

Jean-Luc als der grüne Bub

nutzt die Luft der Herbstlaubwälder.
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PARTEIEN/365: Brexit - vom Festschreiben der Grenze ... (SB)


Brexit - vom Festschreiben der Grenze ...



Vor dem Hintergrund des anhaltenden Streits um den Austritt des
Vereinigten Königreichs aus der Europäischen Union, der bekanntlich am
29. März 2019 erfolgt, fand vom 1. bis 3. Oktober in Birmingham der
diesjährige Parteitag der britischen Konservativen statt. Mit
beträchtlicher Verzweiflung rief Premierministerin Theresa May als
Hauptrednerin die Tories zur Geschlossenheit auf und bat um ihre
Unterstützung bei den schwierigen Verhandlungen mit Brüssel. Gegen
Mays nach dem Landsitz der britischen Regierungschefin genannten
Chequers-Plan eines "sanften" Brexits, der auf einer Art Zollunion mit
der EU hinausläuft, opponierte Ex-Außenminister Boris Johnson, der
einen "harten" Austritt in Form eines Freihandelsabkommens, ähnlich
dem, das Brüssel letztes Jahr mit Kanada vereinbart hat, verlangt.

Offene Unterstützung erhielt Johnson beim Untergraben von Mays
Position überraschenderweise bei mehreren Medienauftritten von Arlene
Foster, der Chefin der protestantisch-probritischen Democratic
Unionist Party (DUP) Nordirlands, deren zehn Abgeordnete seit den
Unterhauswahlen im vergangenen Jahr die konservative
Minderheitsregierung in London an der Macht halten. Die offene
Intervention der DUP-Chefin in den innerparteilichen Machtkampf der
Tories zugunsten jener rechtsreaktionären Kräfte in Großbritannien,
die das Vereinigte Königreich in ein Billiglohnland mit
geringstmöglichen Steuern und Abgaben für die Schwerreichen und
niedrigen Standards in den Bereichen Arbeitsmarkt, Soziales und Umwelt
verwandeln wollen, hat bei der nationalistisch-katholischen
Bevölkerung Nordirlands sowie in der Republik Irland Bestürzung
ausgelöst, ist aber keine wirkliche Überraschung. Schließlich hat die
DUP 2016 - letztlich gegen den Willen der Mehrheit in Nordirland - für
den Brexit Stimmung gemacht und zu diesem Zweck in der Londoner U-Bahn
mit Geldern aus bis heute nicht eindeutig geklärten Quellen die
teuerste Werbekampagne der nordirischen Parteiengeschichte finanziert.

Die Mehrheit der DUP-Mitglieder setzt sich aus protestantischen
Fundamentalisten zusammen, die den biblischen Schöpfungsmythos der
Evolutionslehre vorziehen und deshalb eine Einführung der Abtreibung
und der Ehe für alle in Nordirland strikt ablehnen. Wegen dieser
Blockadehaltung ist Anfang 2017 die interkonfessionelle Regierung mit
der katholisch-nationalistischen Sinn-Féin-Partei in Belfast
kollabiert. Doch seit dem Ja einer Mehrheit der britischen Wähler zum
Brexit im Juni 2016, der Wahl Donald Trumps zum Präsidenten der USA im
November desselben Jahres und dem eigenen Aufstieg zum Zünglein an der
Waage in Westminster im vergangenen Sommer fühlt sich die DUP im
Aufwind. Ähnlich Johnson, der sich von Trumps früherem Wahlkampfleiter
und Ideengeber Steve Bannon beraten läßt, sieht sich die DUP offenbar
als Teil der konservativen Welle in Europa und Nordamerika zusammen
mit Kräften wie Marine Le Pens Front National in Frankreich, Matteo
Salvinis Lega in Italien und der Alternative für Deutschland in der
Bundesrepublik.

Offen hat Foster Johnson, den die meisten Politikinteressierten in
Großbritannien für einen aufgeblasenen Blender halten, als Visionär
gelobt und ihm - ähnlich wie Trump beim Staatsbesuch in Großbritannien
im vergangenem Juli - das Zeug zum britischen Premierminister
attestiert. May dagegen hat Foster kritisiert und offen mit einem
Votum der DUP gedroht, gegen das Ergebnis der Brexit-Verhandlungen bei
der baldigen Abstimmung im Unterhaus zu votieren, sollte die
Vereinbarung eine Verlegung der künftigen Kontrollen von Waren und
Personen von der Landgrenze auf der Insel Irland hin zu den Luft- und
Seehäfen beinhalten. Die Idee, solche Äußerungen könnte man als
Undankbarbeit gegenüber der Premierministerin empfinden, wies Foster
mit der Feststellung weit von sich, daß der Deal über eine Milliarde
Pfund zusätzlicher Subventionen für Nordirland, den die DUP letztes
Jahr mit den Tories besiegelt hat, eine Vereinbarung zwischen Parteien
und nicht zwischen Personen gewesen sei.

Seit Monaten suchen Brüssel, London und die Regierung in Dublin nach
Wegen, wie das Vereinigte Königreich aus der EU austreten kann, ohne
daß es zu Grenzinstallationen zwischen der Republik Irland und dem
Norden der Insel kommen muß. Die eine Möglichkeit, zu der May
tendiert, ist die Schaffung einer gemeinsamen Zollunion und der
Verbleib Nordirlands im EU-Binnenmarkt. Weil die DUP dies als
Schwächung der Bindung zwischen Nordirland und Großbritannien
kategorisch ablehnt, überlegt man, die künftigen Warenkontrollen
weitab der Landgrenze in den Fabriken und Versandhäusern vorzunehmen;
lediglich zu verstärkter Überwachung von Tiertransporten und
Lebensmitteln könnte es an Luft- und Seehäfen kommen. Doch selbst dies
haben Foster und DUP-Vizechef Nigel Dodds, der zugleich
Fraktionsführer im Unterhaus ist, als inakzeptabel abgetan. Die "roten
Linien" der DUP dürfen nicht überschritten werden, sonst würden Dodds
und Kollegen der May-Regierung die Gefolgschaft verweigern, selbst
wenn dies Neuwahlen im Vereinigten Königreich bedeutete, so das
dynamische Duo. Auf die Frage, wie ernst die Drohung gemeint sei,
antwortete Foster, die nicht zu überschreitenden Linien der DUP seien
"blutrot".

Diese Wortwahl hat in der irischen Öffentlichkeit beiderseits der
Grenze einen Sturm der Entrüstung ausgelöst. Vielfach - selbst aus
gemäßigten Kreisen der Unionisten im Norden - wurde Foster
Unverantwortlichkeit attestiert. Mit der Verwendung eines solchen
Begriffs sei die Anwältin aus Fermanagh dabei, die Wunden von einst
wiederaufzureißen, und spiele damit, den 1998 beigelegten Bürgerkrieg
neu zu entfachen, so die einhellige Meinung. Tatsächlich gehörte
Foster damals zu einer kleinen Gruppe von Mitgliedern der Ulster
Unionist Party (UUP), welche die Annahme des Karfreitagsabkommens
abgelehnt hat und deshalb zur DUP um den Radikalprediger Ian Paisley
gewechselt ist. Dies erklärt, warum sie nun argumentiert, das
Karfreitagsabkommen dürfte dem Brexit nicht im Wege stehen und gehöre
gegebenenfalls revidiert.

Die DUP behauptet stets, auch sie wolle nicht die Wiedereinrichtung
einer festen Grenze in Irland. Das Verhalten von Foster, Dodds und
Konsorten spricht jedoch eine ganze andere Sprache. Alles deutet
darauf hin, daß sie gezielt auf den härtestmöglichen Brexit bis hin
zur No-Deal-Variante hinarbeiten, um die Möglichkeit der
Wiedervereinigung Irlands, die im Karfreitagsabkommen ausdrücklich
vorgesehen ist, auszuschließen. Bei den Wahlen zum nordirischen
Parlament im letzten Jahr haben die Unionisten erstmals seit der
Teilung Irlands 1922 eine Mehrheit der Sitze verfehlt. Stetig wächst
die katholische Bevölkerung, während die protestantische schrumpft. In
den letzten 20 Jahren sind Nord- und Südirland spürbar
zusammengewachsen - eine Entwicklung, welche die DUP mit Sorgen
erfüllt und die sie nun mit dem Brexit stoppen will. Dafür spricht die
Aussage von Shelagh Fogerty, Moderatorin beim Londoner Talkradiosender
LBC, derzufolge ein Abgeordneter der DUP ihr vor kurzem anvertraut
habe, die Democratic Unionisten wollten ähnlich wie Trump zwischen den
USA und Mexiko einen Grenzzaun zwischen Nord- und Südirland "so hoch
wie möglich" errichtet sehen.

4. Oktober 2018
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VORTRAG/759: Kiel - "Deutscher Kolonialismus - eine Einführung" am 9.10.2018


Deutscher Kolonialismus - eine Einführung



Ende des 19. Jahrhunderts verfolgte das Deutsche Reich das Ziel,
Kolonien vor allem in Afrika, aber auch in China und im Pazifik zu
errichten. Deutschland wollte nicht nur Weltmacht werden, sondern
verfolgte auch ökonomische Interessen. Während Rohstoffe und
Lebensmittel von deutschen Unternehmen gewinnbringend nach Deutschland
verschifft wurden, waren Beamte, Missionare, Soldaten, Waffen und
Branntwein auf dem Weg in die Kolonien geladen, um ihre Unterwerfung
umzusetzen. Die rassistische Ideologie der "weißen Überlegenheit"
führte schließlich zu mehreren hierzulande kaum bekannten
Kolonialkriegen und gipfelte im Völkermord an den Herero und Nama im
heutigen Namibia.

Trotz dieser brutalen Herrschaft ist der deutsche Kolonialismus bisher
wenig präsent in der kollektiven Erinnerung der deutschen
Gesellschaft. Noch weniger bekannt ist das Wissen um die
Kolonialisierten und deren Widerstand. Unsere Gäste von Hamburg
Postkolonial beschäftigen sich seit langem kritisch mit dem Thema
Kolonialismus und Deokolonisierung der Stadt und werden in der
Veranstaltung einen Einblick zum deutschen kolonialen Projekt, dessen
Aus- und Nachwirkungen und die aktuellen Debatten zum Thema geben.

In Kooperation mit dem AK "Gegen das koloniale Vergessen"
(Federführung), Kiel Postkolonial, Nara Kiel, ZBBS, gefördert von
BINGO - Die Umwelt-Lotterie

09.10.2018, 19:00 - 22:00 Uhr

Fahrradkombinat - Alte Mu, Lorentzendamm 6-8, 24103 Kiel

 * 

Quelle:

RLS-Büro Schleswig-Holstein

Kehdenstr. 5, 24103 Kiel

Telefon: +49-(0)431-260 70 43

Internet: www.sh.rosalux.de
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LESUNG/1786: Braunschweig - "Es fährt ein Boot nach Schangrila" am 9.10.2018


Stadt Braunschweig

Es fährt ein Boot nach Schangrila

Bilderbuchkino im Heidberg



Braunschweig. Als Bilderbuchkino ist die turbulente Geschichte von
Lene März am Dienstag, 9. Oktober, um 16 Uhr in der Zweigstelle
Heidberg der Stadtbibliothek Braunschweig, Weimarstraße 4, zu sehen.
Eingeladen sind kleine Bilderbuchfans ab vier Jahren und ihre Eltern.
Anschließend kann gemalt werden. Der Eintritt ist frei. Eine Anmeldung
ist nicht erforderlich. Weitere Informationen unter der Telefonnummer
26 30 94 73.

Die Tiergeschichte regt zum Zählen an. Mehr und mehr exotische Tiere
versammeln sich auf dem alten Kahn des Kapitäns: Giraffen und Zebras,
Murmeltiere und Riesenschlangen. Alle wollen mit auf die große Reise
nach Schangrila. Es entsteht ein Durcheinander aber die Tiere müssen
trotzdem gezählt werden. Der nächste Termin für ein Bilderbuchkino im
Heidberg ist Dienstag, 13. November. Die Zweigstelle ist dienstags und
freitags von 10 bis 18 Uhr geöffnet.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 2. Oktober 2018

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1, 38100 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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LESUNG/1785: Hanau - Von einem Chamäleon, drei fiesen Kerlen und dem anhänglichen Faultier am 10.10.


Stadt Hanau

Von einem Chamäleon, drei fiesen Kerlen und dem anhänglichen
Faultier 

Spannender Vorlesespaß und Samstagsgeschichten für Kinder ab 4 Jahren



Fünf spannende Kinderveranstaltungen rund ums Lesen finden im Oktober
in der Stadtbibliothek statt. Alle Termine richten sich an Mädchen und
Jungen ab vier Jahren. Der Eintritt ist immer frei.

In der Reihe "Vorlesestunde mit Birgit Jaczkowski" steht am Mittwoch,
10. Oktober, das Bilderbuch "Leon ist anders" auf dem Programm. Im
Mittelpunkt der Geschichte von Melanie Watt steht ein kleines
Chamäleon, das immer die falsche Farbe hat. Wie es dazu kommt, dass es
am Ende doch akzeptiert und geliebt wird, erfahren die Kinder ab 16
Uhr. Im Anschluss an das Vorlesen wird gebastelt.

Die "Samstagsgeschichten", die immer um 11.15 Uhr in der
Kinderbibliothek im Kulturforum Hanau beginnen, starten am 6. Oktober
mit einer tollen Erzählung des bekannten "Sams"-Autors Paul Maar mit
Bildern von Susann Opel-Götz. "Drei fiese miese Kerle" schildert die
Erlebnisse von Konrad, der in einer üblen Gespenstergegend wohnt.
Vorleserin Gerda Gärtner lässt ihr Publikum anschaulich daran
teilhaben, wie sich Konrad schließlich erfolgreich zur Wehr setzt.

Eine Woche später, am 13. Oktober, liest Ursula Appelbaum die
wunderschöne Geschichte "Eulengespenst und Mäusespuk" vor. Das
Bilderbuch von Sigrid Heuck ist eine Geschichte von Freiheit und
Abenteuer, von Spuk und Gespenstern und von einer ungewöhnlichen
Freundschaft. Die Bilder von Bernhard Oberdieck unterstreichen die
stimmungsvolle Erzählung.

Mit Märchenerzählungen wird die Reihe am Samstag, 20. Oktober,
fortgesetzt. Waltraut Spahn vom Hanauer Märchenerzählkreis nimmt ihre
junge Zuhörerschaft mit in die Welt, in der das Wünschen noch hilft.

Der letzte Oktobertermin, am 27. Oktober, gehört der Vorleserin Eva
Thimm, die für diesen Tag das Buch "Als das Faultier mit seinem Baum
verschwand" ausgesucht hat. Darin wird von der wahrhaft
abenteuerlichen Reise eines Faultiers erzählt, das um die halbe Welt
reist, weil es sich niemals von seinem Baum trennen mag, auch dann
nicht, wenn dieser gefällt und zu einem Stuhl verarbeitet wird. Wie es
schließlich zurück in seinen Heimat findet, erfahren die kleinen
Zuhörerinnen und Zuhörer in der Kinderbibliothek.

Fragen zu den Veranstaltungen können jederzeit via E-Mail an
stadtbibliothek@hanau.de gestellt werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 2. Oktober 2018

Stadt Hanau

Pressestelle

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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AUSSTELLUNG/9566: Köln - Ideen zur Umnutzung denkmalgeschützter Bauten, Kokerei Zollverein 6.-21.10.


idw - Pressemitteilung: Technische Hochschule Köln

Austellung: Ideen zur Umnutzung denkmalgeschützter Bauten auf der
Kokerei Zollverein



Studierende des Masterstudiengangs Architektur der TH Köln haben
Konzepte entwickelt, wie denkmalgeschützte Bauten auf der zum UNESCO-
Welterbe Zollverein gehörenden Kokerei in Essen neu genutzt werden
können. Das Projekt entstand in enger Zusammenarbeit mit der Stiftung
Zollverein, die Eigentümerin und Generalmanagerin des Denkmals ist.
Die Ausstellung präsentiert vom 6. bis 21. Oktober 2018 auf Zollverein
insgesamt 23 Entwürfe.

Im Studienprojekt in der Vertiefungsrichtung "Planen und Bauen im
Bestand / Denkmalpflege" standen den Studierenden auf der Kokerei
verschiedene Objekte für eine planerische Umgestaltung zur Verfügung,
darunter die Ventilatorenkühler, die HD-Anlage und die dazugehörige
Feinreinigung -allesamt denkmalgeschützte Gebäude, für die derzeit
noch keine Nutzungsidee bestehen. Aufgabe der Studierenden war es,
Vorschläge für eine Neunutzung zu entwickeln.

Die Prämissen für eine Neu- und Umnutzung der 2001 von der UNESCO als
Welterbe ausgezeichneten ehemaligen Zeche und Kokerei sind im
Masterplan Zollverein von Rem Koolhaas definiert. Die bauliche
Umwidmung des Industriedenkmals erfolgt seit Beginn der 1990er Jahre
nach dem Prinzip "Erhalt durch Umnutzung" mit dem Ziel, das Denkmal zu
erhalten und gleichzeitig zu einem Zukunftsstandort zu entwickeln. Im
Spannungsfeld denkmalgeschützter Strukturen und neuer Ideen sind
Veränderungen mit einer Vielzahl von Auflagen und Regeln verbunden.

"Die Studierenden haben gestalterisch-bauliche Lösungen entwickelt,
die den Bestand bestmöglich respektieren, erhalten und integrieren.
Alle Entwürfe bauen auf einer fundierten, ausführlichen
Bestandsanalyse auf", sagt Prof. Dr. Daniel Lohmann, der das Projekt
von Seiten der TH Köln geleitet hat. Neben der Analyse der Denkmäler
und ihrer besonderen Eigenschaften wurde eine Standortanalyse aus
städtebaulicher Sicht durchgeführt, bei der die vielfältigen
Regularien berücksichtigt wurden.

"Wir freuen uns über die Kooperation mit der TH Köln, denn sie bietet
den Studierenden anhand konkreter Beispiele auf Zollverein einen
wertvollen Praxisbezug im Spannungsfeld von Denkmalschutz und
Standortentwicklung", so Prof. Dr. Hans-Peter Noll,
Vorstandsvorsitzender der Stiftung Zollverein.

Die TH Köln bietet Studierenden sowie Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftlern aus dem In- und Ausland ein inspirierendes Lern-,
Arbeits- und Forschungsumfeld in den Sozial-, Kultur-, Gesellschafts-,
Ingenieur- und Naturwissenschaften. Zurzeit sind mehr als 26.000
Studierende in über 90 Bachelor- und Masterstudiengängen
eingeschrieben. Die TH Köln gestaltet Soziale Innovation - mit diesem
Anspruch begegnen wir den Herausforderungen der Gesellschaft. Unser
interdisziplinäres Denken und Handeln, unsere regionalen, nationalen
und internationalen Aktivitäten machen uns in vielen Bereichen zur
geschätzten Kooperationspartnerin und Wegbereiterin. Die TH Köln wurde
1971 als Fachhochschule Köln gegründet und zählt zu den innovativsten
Hochschulen für Angewandte Wissenschaften.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution21

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Technische Hochschule Köln, 02.10.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FÜHRUNG/972: Leer - "Von der Küste" am 7. Oktober 2018


Öffentliche Führung durch die Ausstellung "Von der Küste" am 7.
Oktober um 15 Uhr



Am Sonntag, den 7. Oktober, bietet sich nochmals die Möglichkeit, an
einem Rundgang durch die Ausstellung "Von der Küste. Maritime Arbeiten
aus dem Kunsthaus Leer" teilzunehmen. Um 15 Uhr führt die Leiterin des
Kunsthauses am Turnerweg, Susanne Augat, durch die Schau und bringt
interessierten Gästen die Künstlerinnen und Künstler mit ihren Werken
nahe.

Zu sehen sind rund 80 Arbeiten, die auf unterschiedliche Weise das
Meer, die ostfriesische Küste oder die Schifffahrt thematisieren:
poesievolle Landschaften, Hafen-und Schiffsansichten, aber auch
abstrakte Skulpturen und auf Reisen entstandene Collagen.

Der Eintritt und die Teilnahme an der Führung sind frei. Darüber
hinaus kann die Ausstellung noch bis zum 14. Oktober von Dienstag bis
Donnerstag sowie sonntags von 14 bis 17 Uhr besucht werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 2. Oktober 2018

Landkreis Leer

Bergmannstraße 37, 26789 Leer

Telefon: +49 (0) 491 / 926-1254

Telefax: +49 (0) 491 / 926-1200

E-Mail: pressestelle@landkreis-leer.de
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TREFF/715: München - Monatsübersicht der Pinakotheken im Oktober 2018


DIE PINAKOTHEKEN IM OKTOBER 2018



Führungen und Veranstaltungen in der Alten Pinakothek, Neuen
Pinakothek, Pinakothek der Moderne, im Museum Brandhorst und der
Sammlung Schack

 * 

KINDERWORKSHOP | Parcours Royal - Zur Ausstellung "Königsschlösser
und Fabriken - Ludwig II. und die Architektur"

Ludwig II. hat berühmte Schlösser bauen lassen, aber noch vieles
andere mehr. In der Ausstellung lernen die Kinder weitere Stationen
der Architektur unter seiner Regentschaft kennen und bauen sie dann
vor Ort neu zusammen zu einer eigenen Raumstruktur - es wird steil,
kurvig und schnell!

Mit Enrica Ferrucci

07. OKTOBER | 10.00-13.00 | Pinakothek der Moderne - Architektur

20. OKTOBER | 13.00-16.00 | Pinakothek der Moderne - Architektur

Für Kinder und Jugendliche von 8 bis 12 Jahren

Getränk und Brotzeit bitte selber mitbringen

Teilnahmegebühr 8 Euro

Begrenzte Anzahl an Teilnahmeplätzen | Anmeldung unter
programm@pinakothek.de oder T 089 23805-198

 * 

WORKSHOP | tape vue - Tape Art

Workshop zur Ausstellung "Königsschlösser und Fabriken - Ludwig II.
und die Architektur" im Architekturmuseum der TU München in der
Pinakothek der Moderne In der Ausstellung werden die berühmtesten
Architekturvisionen Ludwigs II. und auch andere wichtige Beispiele der
Bautätigkeit unter seiner Ägide vorgestellt. Aus Plänen, Grafiken,
Modellen, Filmen und der eigens aufgenommenen Serie aktueller
Fotografien von Ulrike Myrzik wählen die Teilnehmerinnen und
Teilnehmer eine Station aus und gestalten davon eine neue Vision, aus
eigenem Blickwinkel.

Mit Enrica Ferrucci

SA 20. OKTOBER | 19.30 | Pinakothek der Moderne - Architektur

Kosten 8 Euro inkl. Eintritt in die Pinakothek der Moderne (berechtigt
nicht zum Eintritt "Lange Nacht")

Begrenzte Anzahl an Teilnahmeplätzen | Anmeldung unter
programm@pinakothek.de oder T 089 23805-198

 * 

BESONDERES | Tag der Restaurierung

Restauratoren des Doerner Instituts restaurieren, konservieren und
erforschen kunsttechnologisch nicht nur Kunstwerke vom 14. Jahrhundert
bis in die Gegenwart, sondern bilden auch Restauratoren aus- und
weiter. Am Tag der Restaurierung geben die Spezialisten des Doerner
Instituts Einblick in ihre Arbeitsbereiche.

SO 14. OKTOBER | Pinakotheken und Museum Brandhorst |

10.00-18.00


 * 

BESONDERES | After Work - Vino, Arte, Musica

Ein Abend in der Ausstellung "Florenz und seine Maler - Von Giotto bis
Leonardo da Vinci", begleitet von klassischer Musik und toskanischem
Rotwein. Solisten des Münchner Rundfunkorchesters spielen vor
ausgewählten Meisterwerken; im Foyer der Alten Pinakothek wird
hochwertiger Wein gereicht (im Eintrittspreis inbegriffen).
Fachkundige Ciceroni stehen für Gespräche und Kurzführungen zur
Verfügung.

Eine Veranstaltung in Kooperation mit Garibaldi GmbH, München.

DO 25.OKTOBER | 19.00 | Alte Pinakothek | Einlass ab 18.30
Eintritt 15 Euro, erm. 12 Euro

Tickets im Vorverkauf an der Museumskasse der Alten Pinakothek, sowie
am Veranstaltungsabend

 * 

FILM | "Portrait of a Lady"

Filmmatinée zur Ausstellung "Florenz und seine Maler. Von Giotto bis
Leonardo da Vinci"

Regie: Jane Campion, 1996, 144 min., OmU

Das US-amerikanisch-britische Filmdrama aus dem Jahr 1996 basiert auf
Henry James' Roman "Bildnis einer Dame". Die Hauptrollen werden
verkörpert von Nicole Kidman und John Malkovich. Oscar-Preisträgerin
Jane Campion gelingt es vorzüglich, die Romanvorlage in einen visuell
eindrucksvollen und darstellerisch beeindruckenden Bilderreigen zu
verwandeln. Eine zweifach Oscar-nominierte Meisterleistung mit
Starbesetzung!

SO 28. OKTOBER | 11.00 | Theatiner Filmtheater

Theatinerstraße 32

Eintritt 9,50 Euro

 * 

VORTRAG | "Florentine Quattrocento paintings in the National
Gallery, London: some problems and solutions revisited"

Vortrag zur Ausstellung "Florenz und seine Maler" mit Dillian Gordon
Die ehemalige Kuratorin der National Gallery London diskutiert einige
Altarbilder des späten Trecento und frühen Quattrocento,
einschließlich Werke von Lorenzo Monaco und Agnolo Gaddi, Starnina,
Masaccio und Pesellino, sowie Erkenntnisse der jüngsten Forschung.

in englischer Sprache

MI 31. OKTOBER | 18.15 | Zentralinstitut für Kunstgeschichte, Katharina-von-Bora-Straße 10

Eintritt frei

 * 

ÜBERSICHT ÜBER DIE AKTUELLEN AUSSTELLUNGEN | ALLE HÄUSER

Königsklasse IV. Gegenwartskunst in Schloss Herrenchiemsee

Pinakothek der Moderne | Schloss Herrenchiemsee | bis 03. Oktober 2018
sowie von Mitte Mai 2019 bis 03. Oktober 2019

Fotografie heute: Private Public Relations

Pinakothek der Moderne | Kunst | bis 07. Oktober 2018

Jutta Koether - Tour de Madame

Museum Brandhorst | bis 21. Oktober 2018

Olaf Metzel. Reise nach Jerusalem

Pinakothek der Moderne | Kunst | bis 31. Dezember 2018

Anselm Kiefer - Die Michael & Eleonore Stoffel Stiftung erwirbt fünf
Arbeiten des Künstlers für die Bayerischen
Staatsgemäldesammlungen

 Pinakothek der Moderne | Sammlung Moderne Kunst | bis 31. Dezember
2018

RESET. Pipilotti Rist - Himalaya Goldsteins Stube

Pinakothek der Moderne | Sammlung Moderne Kunst | bis 31. Dezember
2018

Königsschlösser und Fabriken. Ludwig II. und die Architektur

Pinakothek der Moderne | Architektur | bis 13. Januar 2019

Um uns die Stadt. Präsentation aus den Beständen der Stiftung Ann und
Jürgen Wilde

Pinakothek der Moderne | Kunst | bis 27. Januar 2019

Cy Twombly: In the Studio

Museum Brandhorst | bis 31. Mai 2019

FUTURO. A Flying Saucer in Town

Pinakothek der Moderne | Die Neue Sammlung - The Design Museum |
Außenraum | bis 22. Februar 2022

NEU

Grande Decorazione. Italienische Monumentalmalerei in der
Druckgraphik.

Pinakothek der Moderne | Staatliche Graphische Sammlung München | ab
13. Oktober 2018

Florenz und seine Maler. Von Giotto bis Leonardo da Vinci

Alte Pinakothek | ab 18. Oktober 2018

 * 

Öffnungszeiten während der Feiertage:

DO 01. NOVEMBER | Allerheiligen | Alle Häuser geöffnet

ÖFFNUNGSZEITEN: Täglich außer MO | 10.00-18.00 | DI 10.00-20.00

Alte Pinakothek: Täglich außer DI | 10.00-18.00 | MI 10.00-20.00

Neue Pinakothek: Täglich außer MO | 10.00-18.00 | DO 10.00-20.00

Pinakothek der Moderne: Täglich außer MO | 10.00-18.00 |
DO 10.00-20.00

Museum Brandhorst: MI-SO | 10.00-18.00 | Jeden 1. und 3. MI im Monat
10.00-20.00

 * 

Quelle:

Presseabteilung der Pinakotheken

Pinakothek der Moderne und Bayerische Staatsgemäldesammlungen

Kunstareal | Barer Str. 29 | 80799 München

Tel. + 49 89 23805-1320 | Fax + 49 89 23805-1304

E-Mail: presse@museum-brandhorst.de

Internet: http://www.museum-brandhorst.de
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AUFBAU/543: Den Klimawandel blockieren


aufbau Nr. 94, September/Oktober 2018

klassenkampf - frauenkampf - kommunismus

Den Klimawandel blockieren



KLIMAWANDEL Anfangs August fanden in Basel zum zweiten Mal die
Climate Games statt. Mit einem Klimacamp und Aktionen machten die
AktivistInnen auf den Klimawandel und mögliche Lösungen
aufmerksam.


(rabs) Um 5 Uhr morgens gingen sie los. Von Pratteln bei
Basel marschierten die fast 100 Menschen am 10. August Richtung Rhein,
zum Birsfelder Hafen. Dort besetzten und blockierten sie die
wichtigste Kreuzung, so dass die Tanklastwagen, die das Öl vom Hafen
in die Schweiz verteilen sollten, weder rein noch raus konnten.
Gleichzeitig fuhr eine andere, kleinere Gruppe mit ausrangierten
Mietfahrrädern an den Auhafen. Dort bauten sie mit den Fahrzeugen und
sich selber eine Barrikade, die auch da die Lastwagen aufhalten
sollte.

Schon im Vorfeld dieser Blockadeaktion war viel geschehen. Einerseits
war da der Sommer, der auf der ganzen Welt ungewöhnlich frohe
Temperaturen brachte und vielen Menschen vor Augen führte, wie es um
unser Klima steht. Eine Folge davon war auch ausbleibender Regen und
ein entsprechend tiefer Wasserpegel im Rhein. Fast wären die
Blockadeaktionen nicht mehr nötig gewesen, weil der Rhein nur noch
sehr eingeschränkt beschiffbar war.

Auf der anderen Seite löste die Ankündigung der Blockade des Hafens,
an dem über ein Drittel des Mineralöls in die Schweiz kommt, auch ein
grosses Medienecho aus. Mit den entsprechenden Verwirrungen: Die
Baselbieter Zeitung kündigte an, Polizei und Hafenleitung hätten sich
darauf geeinigt, den Hafen während des Wochenendes der Blockade von
sich aus still zu legen. Das wurde dann aber postwendend von der
Hafenleitung dementiert.

Die ganze Aktion wurde von den Climate Games durchgeführt, die schon
letztes Jahr in Basel ein "Klimacamp" und diverse Aktionen organisiert
hatten. Es ist ein international vernetzter Zusammenschluss von
Aktivistinnen und Aktivisten, die sich gegen den menschgemachten
Klimawandel einsetzen und sich dabei bewusst sind, dass es keine
Lösung des Problems innerhalb des Kapitalismus geben wird. Denn dieser
fusst auf permanentem Wachstum und kann ohne diesen nicht bestehen.
Auf der anderen Seite ist die Erde ein abgeschlossenes System, das
nicht wächst, die Ressourcen, insbesondere Öl, Kohle und Uran, aber
auch Land und Wasser, sind in einer gewissen Menge vorhanden und
werden irgendwann zur Neige gehen.

Da im kapitalistischen System für den Profit produziert wird und nicht
zur Befriedigung der Bedürfnisse aller Menschen, nehmen die Firmen und
Konzerne auch nicht Rücksicht auf Probleme, die sich auf längere Frist
stellen könnten. Wenn doch Überlegungen zu Nachhaltigkeit und Ökologie
angestellt werden, geschieht dies in erster Linie, um durch höhere
Verkaufspreise oder -zahlen einen Extraprofit im Vergleich zur
Konkurrenz herausholen zu können.

Mit dem Begriff "Climate Justice" bringen die Climate Games auch die
soziale Komponente ins Spiel: in neokolonialer Manier sind es vor
allem die "westlichen" Länder, also Teile von Europa und Nordamerika,
die (bis jetzt) die grösste Schuld am Klimawandel tragen und auch
davon profitieren. Die Menschen im globalen Süden und das (vor allem
auch nicht-weisse) Proletariat hat unter den vom Klimawandel
verursachten Wetterextremen zu leiden. Der Übergang zu einer
Wirtschaft und Gesellschaft, die längerfristige Überlebenschancen auf
diesem Planeten hat, muss auf eine gerechte Art geschehen und nicht
erneut den Besitzenden einen Vorteil bieten.

Dies waren auch die Themen während des Klimacamps, das eine Woche vor
den Aktionen in den Basler Ölhäfen begann. Dort wurde in Workshops
viel diskutiert, gerade auch weil gewisse Redner eine Reformierbarkeit
des Kapitalismus behaupteten, was nicht dem propagierten
Selbstverständnis der "Climate Games" entspricht. Auch gab es
Vernetzungstreffen, an denen verschiedenste Gruppen und Organisationen
teilnahmen, um sich vorzustellen und ihre Positionen zu diskutieren.

Den Höhepunkt der Climate Games bildeten dann die erwähnten Blockaden,
die durchaus einen Erfolg darstellten, konnten doch beide Häfen durch
etwa 150 Personen während zwei Tagen blockiert werden. Die Aktion
blieb zwar symbolisch, zeigte aber, was möglich ist und bei anderen
Gelegenheiten weiter ausgebaut werden könnte. Die Baselländer Polizei
hielt sich auffällig zurück, regelte den Verkehr und kontrollierte die
Fahrzeuge, die die Blockierenden mit Essen versorgten, unternahmen
aber nichts um die Blockade aufzuheben.

 * 
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DA/627: Jobcenter - Allein machen sie dich ein


DA - Direkte Aktion 

anarchosyndikalistische Zeitung der Freien ArbeiterInnen Union (FAU-IAA)

Jobcenter: Allein machen sie dich ein


Ein Interview mit Personen der FAU Duisburg/Ruhrgebiet 

zur Beratung im Umgang mit dem Jobcenter von der Redaktion

20. September 2018



Die Schikanen des Jobcenters sind vielfältig: Ob sinnlose Maßnahmen oder
Sanktionen, durch die man einfachste Bedürfnisse nicht mehr erfüllen kann.
Wer dem alleine ausgesetzt ist, kann schnell verzweifeln. Im Ruhrgebiet
bietet die FAU darum drei mal monatlich Beratungstermine mit juristisch
erfahrenen Personen an.


ALG-II-Empfänger*innen müssen sich selten mit Bossen
herumschlagen. Warum ist das trotzdem ein Thema für die FAU?

Nachdem zunächst die Beratung als arbeitsrechtlich, klassisch
gewerkschaftliche Beratung angeboten wurde, ist uns schnell klar geworden,
dass im Umfeld unserer Büros in Duisburg Hochfeld und in der Nordstadt in
Dortmund Fragen der Existenzsicherung und Probleme mit der staatlichen
Sozialverwaltung in viel größerem Umfang an uns herangetragen werden. Im
Übrigen sehen wir aber auch keinen Unterschied zwischen den genannten
Bereichen. Unser Ziel ist ja, dem herrschenden System der Arbeit und auch
der Verwaltung der Sozialleistungen, die über ein mannigfaltiges System von
Maßnahmen, Sanktionen und Gängelungen, ein System der "Arbeitssimulation"
darstellen und Teil des Gesamtsystems sind, an möglichst vielen Stellen
etwas entgegenzusetzen.

Wir sehen auch gewerkschaftliches Engagement innerhalb der FAU ganzheitlich
und beziehen sämtliche Bereiche von Produktion, Reproduktionssphäre und
Sozialverwaltung mit ein, da sämtliche Bereiche geprägt und durchzogen sind
vom System des Kapitalismus.

Was sind das für Probleme, mit denen ihr in der Beratung konfrontiert
werdet?

Oft ist es schon der erste Schritt, mit den zu Beratenden die Bescheide
durchzugehen und die verschiedenen Positionen zu erklären. Jeder/Jede, die
schonmal einen ALG-II-Bescheid gesehen hat, wird wissen, dass diese nicht
ohne Weiteres verständlich und übersichtlich sind. Ferner geht oft um
Sanktionen, also um Kürzungen der Leistungen, oder Nichtberücksichtigung
von Sonderbedarfen, wie etwa den Alleinerziehendenzuschlag. Soweit es uns
möglich ist und wir mit den Interessent*innen die Lage so einschätzen und
es erforderlich ist, begleiten wir Personen als Beistand zum Amt.

Wie wehrt ihr euch dagegen?

Es geht in der Erstberatung darum, Optionen aufzuzeigen und den zu
Beratenden das Gefühl zu geben, nicht lediglich ein hilfloses Objekt zu
sein. Manchmal bleibt es bei einer Ermutigung durch die Erstberatung, dann
wiederum kann es zu einem gemeinsamen Gang zum Amt kommen, wodurch nicht
etwa "die Fronten" verhärtet werden, sondern vielmehr Waffengleichheit
hergestellt wird. Es kann aber auch dazu kommen, dass wir wegen der
Dringlichkeit oder Komplexität an einen Anwalt verweisen müssen.

Das Jobcenter ist eine riesige Institution. Führt ihr einen Kampf gegen
Windmühlen? Welche Perspektiven seht ihr?

Sicher sind wir dem Jobcenter, wie allen staatlichen Institutionen,
tendenziell strukturell unterlegen. Jedoch steht die einzelne zu beratende
Person ja nie ausschließlich einem ganzen System gegenüber, sondern ist mit
mehr oder weniger fähigen oder verständnisvollen, ablehnenden oder
wohlwollenden Sachbearbeiter*innen konfrontiert. Die bereits beschriebene
Begleitung als Beistand, Wissen und Information sind unsere Mittel, uns
selbst zu wehren und den Menschen, die zu uns kommen, Optionen aufzuzeigen.


URL:

https://direkteaktion.org/jobcenter-allein-machen-sie-dich-ein/
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GRASWURZELREVOLUTION/1789: Krieg in Syrien


graswurzelrevolution 431, September 2018

für eine gewaltfreie, herrschaftslose gesellschaft

Krieg in Syrien

Eine geschundene Bevölkerung, ein geostrategisches Schlachtfeld und
eine "humanitäre Intervention" von NATO-Staaten

von Dirk Vogelskamp



Im Frühjahr 2011 begannen die Massenproteste gegen die neoliberale,
die syrische Gesellschaft tief spaltende Umgestaltung des repressiv
korrupten Assad-Regimes. Getragen wurde diese vor allem von den durch
die "Reformen" verarmten Bevölkerungsschichten, von Studentinnen und
Studenten, von denjenigen, die eine mehrjährige Dürre vom Land in die
Armutsquartiere der großen Städte spülte. Inspiriert vom "Arabischen
Frühling" forderten sie: "Freiheit und Brot", Gerechtigkeit und
Demokratie. Das Assad-Regime ließ die gewaltfreien Proteste und
Demonstrationen blutig niederschlagen, unzählige syrische
Oppositionelle verschwanden in den syrischen Verliesen und
Folterkellern.


Schon bald transformierte sich der soziale und politische
Konflikt, gezielt militärisch überformt, in einen Bürgerkrieg, an dem
sich zahlreiche bewaffnete oppositionelle Milizen und Gruppen
beteiligten, die, abhängig von der materiellen Unterstützung
arabischer Staaten, verstärkt auf islamistische Symbole und Rhetorik
zurückgriffen. Syrien verwandelte sich in einen Marktplatz für Söldner
und Waffen, beliefert aus diversen Staaten der Welt. Zugleich wurde
das Land zum Schauplatz geostrategischer Interessenkonflikte
internationaler Mächte, die in den "Bürgerkrieg" zunehmend militärisch
eingriffen und ihn dominierten, und zu einem militärischen Konflikt um
regionale Vorherrschaft. Während das russische und iranische Regime
sowie die libanesische Hisbollah zum Schutzgaranten des Assad-Regimes
aufstiegen, verfolgt das türkische Regime, deutsch bewaffnet, eigene
Interessen im Kampf gegen die syrischen Kurd*innen, die wiederum von
der US-Regierung militärisch in der Bekämpfung des IS unterstützt
wurden.

Eine schwer durchschaubare kriegerische Gemengelage ist über sieben
Kriegsjahre entstanden, die sich währenddessen immer wieder wandelte
und durch den gemeinsamen Krieg arabischer und westlicher Staaten
gegen den IS noch unübersichtlicher wird.

Das nicht enden wollende Leid der Zivilbevölkerung unter den Augen
der Weltöffentlichkeit

Allabendlich werden wir mit den immergleichen Fernsehbildern der
strategisch ausgehungerten und dem Luftbombardement in Stadtruinen
ausgesetzten syrischen Zivilbevölkerung konfrontiert. Das
Kriegsgeschehen forderte schätzungsweise bis heute 450.000
Menschenleben. Mehr als 11 Millionen Menschen wurden vertrieben.

Sie sind auf der Flucht sowohl innerhalb als auch außerhalb des
Landes. Verantwortlich dafür sind vor allem das syrische Militär, die
Schutzmächte des Assad-Regimes und die mit ihm verbundenen regionalen
Kriegsherren. Schwere Kriegsverbrechen wurden von allen
Kriegsbeteiligten und intervenierenden Staaten begangen. Hinzuzufügen
sind die ungezählten "Kollateraltoten" unter der Bevölkerung im
vereinten und eigeninteressiert geführten Staatenkrieg gegen den IS.
Nichts jedoch wurde ernsthaft und zu vorrangig unternommen, um die
kriegsgeschundene und kriegstraumatisierte Bevölkerung zu schützen.
Bis heute!

Militärisch ausgeführte Selbstbefriedigung

Vermutlich ist es am 7. April 2018 in der Stadt Duma, die bis dahin
von (islamistischen) Rebellen-Milizen gehalten wurde und kurz vor dem
militärischen Fall durch syrische Truppen stand, zu
Chemiewaffeneinsätzen gekommen, denen offensichtlich viele Menschen
zum Opfer fielen. Darunter Kinder.

Umstritten ist bis heute, wer dafür verantwortlich war. Das
Schuldzuweisungsspiel (blame game) konnte beginnen, an dem sich auch
Teile der Friedensbewegung gemäß den eigenen politischen
Glaubenssätzen beteiligten. Wahrscheinlich wird sich auch nach den
Untersuchungen der OPCW nicht aufklären lassen, wer diesen
Chemiewaffeneinsatz, falls er verifiziert werden kann, angeordnet
hatte.

Noch bevor überhaupt irgendwelche Untersuchungsergebnisse vorlagen,
entschlossen sich die Führer/in der "freien Welt" und zugleich der
führenden NATO-Staaten, Trump, Macron und May, einen Militärschlag
gegen das Assad-Regime auszuführen. Eine Woche später, am 14. April,
wurden vorgebliche Produktionsstandorte und Lager für Chemiewaffen
sowie ein Militärflughafen der syrischen Streitkräfte bombardiert, um
das Assad-Regime von weiteren Chemiewaffeneinsätzen abzuhalten. Unter
den Militäranalytikern ist man sich weltweit ziemlich einig, der
Militärschlag sei bedeutungslos, er diene vielmehr der
Selbstbefriedigung (Kriegsonanie), die keinen erweiterten Schutz für
die syrische Bevölkerung bringen werde, auch nicht vor Chemiewaffen.
Die erwartete Eskalation zwischen den Atomwaffenmächten blieb
dementsprechend aus. Wer über Jahre das Leiden der syrischen
Zivilbevölkerung tatenlos hinnimmt oder gar kriegerisch noch befeuert,
der muss irgendwann einmal zeigen: Wir tun was! Moralische
Selbstreinigung.

"Humanitäre Intervention"?

Der Militärschlag wurde in der Presse einhellig als völkerrechtswidrig
eingestuft. Allerdings oftmals mit dem empathischen Zusatz, nur um den
völkerrechtlich geächteten Chemiewaffeneinsatz zu ahnden und um
weitere zu verhindern.

Der Wissenschaftliche Dienst des deutschen Bundestages urteilte
eindeutiger (WD2-3000-048/18). Der Waffengang der führenden
NATO-Staaten ist eine militärische Aggression, die nicht vom
Völkerrecht gedeckt ist. Die alliierten Luftangriffe stellten sich "im
Ergebnis eher als unverhohlene Rückkehr zu einer Form der -
völkerrechtlich überwunden geglaubten - bewaffnete Repressalie im
'humanitären Gewand' dar".

Nun, alle Kriegsbeteiligten scheren sich einen feuchten Kehricht um
Völker- und Menschenrecht. Und bekanntlich folgt das Recht der Macht,
der bewaffneten allemal. Und die Bundesregierung? "Der Militäreinsatz
war erforderlich und angemessen ..."

Welche Hilfe können die Menschen im umkämpften Idlib jetzt noch
erwarten?

In der iranisch-israelischen Konfrontation droht der Krieg weiter zu
eskalieren und treibt eine kriegsbetrogene und kriegstraumatisierte
Jugend in die Arme islamistischer Milizen.

Was aber können wir tun?

Zuallererst: Wir werden das brutale Kriegsgeschehen in Syrien von
Deutschland aus kaum beeinflussen können. Leere Floskeln und
wohltönende Forderungen in den friedenspolitischen Echokammern helfen
niemandem in Syrien.

Das ist bitter einzugestehen. Wie könnte eine pazifistische Praxis
aussehen? Alle Kriegsparteien verfolgen gleichermaßen ihre eigene
machtpolitische Agenda bis hin zum Regime-Change.

Und keine ist zu unterstützen. Wir könnten aber zweitens versuchen,
politische Mehrheiten auf der Straße und in den Abgeordnetenbüros
dafür zu organisieren, dass die deutsche Regierung den Familiennachzug
für die syrischen Kriegsflüchtlinge in Deutschland uneingeschränkt
genehmigt.

Dabei hätte "Familie" mehr als die deutsch-traditionelle Kleinfamilie
zu umfassen. Damit den Menschen hier eine tragfähige Lebensperspektive
geboten werden kann. Uneingeschränktes Asylrecht eingeschlossen. Denn
aller Voraussicht nach wird der Krieg und Nachkrieg noch lange
andauern.

Drittens könnten wir uns dafür einsetzen, dass die Bundesregierung die
Hilfsorganisationen der UN mit mehr finanziellen Mitteln ausstattet,
damit in den riesigen Flüchtlingslagern in den Nachbarländern die
Geflüchteten, ihren materiellen und kulturellen Bedürfnissen
entsprechend, angemessen versorgt werden können.

Wir sollten weiterhin überzeugend dafür eintreten, dass alle
Rüstungsexporte zumindest in die kriegsinvolvierten Staaten
unterbleiben. Zudem wäre politisch darauf zu drängen, dass alle
bundesdeutschen Einsätze zur Aufklärung und Ausbildung im gesamten
Kriegs- und Krisengebiet abgebrochen werden.



Dirk Vogelskamp ist Mitglied des Komitees für Grundrechte und
Demokratie. Kontakt: www.grundrechtekomitee.de
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IMI/894: Besetzt - Kriegsübungsstadt Schnöggersburg


IMI - Informationsstelle Militarisierung e.V.

IMI-Standpunkt 2018/561 vom 4. Oktober 2018

Besetzt: Kriegsübungsstadt Schnöggersburg



Während gestern in unterschiedlichen Städten Deutschlands der so genannte
Tag der Deutschen Einheit gefeiert wurde, besetzten rund 20 Aktivist_innen
von Junepa (Jugentnetzwerk für politische Aktionen), der Bürgerinitiative
Offene Heide und der Lebenslaute mehrere Stunden die Kriegsübungsstadt
Schnöggersburg, welches Teil des von Rheinmetall betriebenen
Gefechtsübungszentrums Altmark ist. Wie die junge Welt berichtet, habe man
"Straßenschilder umbenannt, ein Haus mit Kreide bemalt und mit bunten
Bannern geschmückt, um dem GÜZ ein »Friedensübungszentrum«
entgegenzusetzen". Noch ist die "Geistermetropole mit 500 Häusern,
Flughafen, Stadion, U-Bahn, Industriegebiet", für die "der Bund bisher 140
Millionen Euro veranschlagt" hat, nicht ganz fertiggestellt, doch bereits
jetzt üben dort Soldat_innen der Bundeswehr und anderer NATO-Staaten sowie
Polizist_innen u.a. Aufstandsbekämpfung. (ja)


Anmerkung:

[1] https://www.jungewelt.de/artikel/341251.schn%C3%B6ggersburg-besetzt.html
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OSSIETZKY/1022: Josef und José - eine denkwürdige Begegnung


Ossietzky - Zweiwochenschrift für Politik / Kultur / Wirtschaft

Nr. 19 vom 29. September 2018

Josef und José - eine denkwürdige Begegnung

von Renate Hennecke



Dass sich die Lebenswege des Geschichtsprofessors Josef Foschepoth,
geboren 1947 in der westfälischen Kleinstadt Werl, und des
Sportlehrers Ramos Benitez José Concepción, geboren 1967 in der
mittelamerikanischen Hauptstadt San Salvador, einmal kreuzen würden,
war nicht vorherzusehen. Sie begegneten sich trotzdem: am
10. September 2018 im Münchner Amtsgericht. Und das geschah so:

Hundert Jahre nachdem der Erste Weltkrieg durch die Oktoberrevolution
in Russland (1917) und die Novemberrevolution in Deutschland (1918)
beendet worden war, erinnerte in verschiedenen deutschen Städten ein
mobiles Straßentheater an den Zusammenhang. In München reihte sich der
Theaterzug "Revolution statt Krieg" am 1. Mai 2017 in die
traditionelle Demonstration des DGB ein. In historischen Kostümen
traten auf: Soldaten, Matrosen, Arbeiter/innen, Parteiführer, Letztere
gekennzeichnet durch jeweils eine historische Fahne von SPD, USPD und
KPD. Dutzende Male waren die Darsteller bereits auf diese Weise
aufgetreten, ohne Probleme. In München aber, an besagtem 1. Mai,
meinte ein eifriger Polizist in Zivil einschreiten zu müssen. Unter
Hinweis auf das KPD-Verbot von 1956 konfiszierte er die mit Hammer und
Sichel geschmückte KPD-Fahne und nahm die Personalien des
Fahnenträgers auf. An diesem Tag hatte José, Einwanderer aus El
Salvador, die Fahne getragen. Er erhielt einen Strafbefehl über 1.500
Euro wegen strafbarem Verwenden von Symbolen einer verfassungswidrigen
Organisation.

José hatte die Militärdiktatur in El Salvador erlebt und war deshalb
nach Deutschland geflohen. Er glaubte, nun in einem Land zu leben, in
dem Meinungsfreiheit und Kunstfreiheit geachtet werden. Den
Strafbefehl konnte er nicht akzeptieren.

Die mündliche Verhandlung fand am 10. September 2018 statt. Hier nun
kommt Josef Foschepoth ins Spiel, der - nicht zufällig - von der
Zuschauerbank aus dem Prozessverlauf folgte. KPD-Verbot, das ist sein
Thema.

Foschepoth ist kein Kommunist. Die Politik der KPD in der Zeit nach
1945 sieht er sehr kritisch. Aber als die Partei 1956 vom
Bundesverfassungsgericht verboten wurde, ließen die Richter wichtige
Verfassungsgrundsätze außer Acht. Darüber hat er geforscht. Das
Gericht, so Foschepoths Fazit, wurde von der Bundesregierung als ihr
ausführendes Organ behandelt. Mehrfach regten die Richter an, das
Verbotsverfahren einzustellen, aber die Bundesregierung wollte es
unbedingt durchziehen. Die Gewaltenteilung zwischen Exekutive und
Judikative blieb auf der Strecke. Das ging so weit, dass zum Beispiel
die Voruntersuchungen vom 1. Senat des Verfassungsgerichts selbst
durchgeführt wurden, obwohl das laut Prozessordnung nicht erlaubt war.
Auch erfolgten unzulässige Absprachen zwischen dem Gericht und der
Regierung, das heißt einer der Prozessparteien. Eine wichtige
Zeugenvernehmung fand ohne Wissen der KPD als Prozessbeteiligte statt,
das Vernehmungsprotokoll wurde sogar gefälscht. Professor Foschepoth
hat all dies und noch viel mehr anhand mehrerer Millionen Seiten
dokumentarischen Materials nachgewiesen, das erst in den letzten
Jahren freigegeben worden ist.

Aus seinen Forschungsergebnissen folgt zwangsläufig die Frage, ob ein
Verbotsurteil, das auf diese Weise - durch Rechtsbeugung -
herbeigeführt wurde, als Rechtsgrundlage für eine Verurteilung heute
dienen kann.

Verteidigerin Gabriele Heinecke würde diese Frage gern zum Kernpunkt
des Prozesses machen. Damit würde eine Debatte in Gang gesetzt, die
das unselige KPD-Verbot tatsächlich irgendwann zu Fall bringen könnte.
Nach einigem Vorgeplänkel zum Thema Kunstfreiheit beantragt sie, den
anwesenden Historiker Foschepoth als Sachverständigen zu hören.
Ausführlich erläutert sie, was durch seine Anhörung bewiesen werden
soll, zitiert wichtige Passagen aus Foschepoths 2017 erschienenem Buch
"Verfassungswidrig! Das KPD-Verbot im Kalten Bürgerkrieg".
Abschließend weist sie noch auf die veränderte Rechtsprechung durch
das Bundesverfassungsgericht hin: Im Januar 2017 wies das Gericht den
Antrag auf Verbot der NPD mit der Begründung ab, ein Verbot sei nach
heutiger Auffassung nicht zu rechtfertigen, wenn die betroffene Partei
ohnehin keine Aussicht auf Verwirklichung ihrer verfassungsfeindlichen
Ziele habe. Das Gericht distanzierte sich damit ausdrücklich von einem
entscheidenden Argument im KPD-Verbotsurteil.

Zusätzlich beantragt Heinecke, sie ihrem Mandanten als
Pffichtverteidigerin beizuordnen, da es ihm angesichts der Komplexität
der Materie nicht möglich sei, sich selbst erfolgreich zu verteidigen.

Während die Zuhörer gebannt lauschen, wird der Staatsanwalt immer
unruhiger. Dann platzt er heraus: Die Anträge seien beide abzulehnen;
die Sachlage sei doch sehr einfach. Verbot sei Verbot. Kühl kontert
die Verteidigung: Die Stellungnahme zeige, dass der Staatsanwalt den
Anforderungen des Verfahrens nicht gewachsen sei.

Richter Enzler reagiert souveräner. Den Antrag auf Anhörung des
Sachverständigen stellt er "vorerst" zurück. Das Beweisthema sei für
die anliegende Entscheidung "nicht von Bedeutung". Die Beiordnung der
Rechtsanwältin als Pflichtverteidigerin lehnt er ab, man könne aber
gegebenenfalls später noch mal darauf zurückkommen. Die Frage, wie das
KPD-Verbot zustande gekommen ist, möchte er nicht anpacken - wozu sich
so viel Arbeit und Arger einbrocken? Die Sache lässt sich einfacher
als "Kunstfrage" abhandeln - "ein Standardproblem". Intensiv wird nun
der Kunstcharakter der Aktion "Revolution statt Krieg"
herausgearbeitet.

Der Staatsanwalt bleibt in seinem Plädoyer dabei, in der Verhandlung
habe sich der im Strafbefehl dargestellte Sachverhalt bestätigt, eine
Geldstrafe von 30 Tagessätzen à 50 Euro sei angemessen.

Die Verteidigerin führt dem Richter vor Augen, dass er mit der
Nicht-Anhörung des Sachverständigen eine große Chance verpasst habe.
Sie plädiert auf Freispruch und Herausgabe der beschlagnahmten Fahne.

Das letzte Wort vor dem Urteil hat der Angeklagte. Sein Thema heißt
Freiheit. "Wenn alle dasselbe denken", stellt er fest, "heißt das:
wenig denken."

Der Angeklagte wird freigesprochen. Die Kosten muss die Staatskasse
tragen. Der Richter findet, dass der Kunstcharakter der Aktion
offensichtlich war. Was die Verteidigung über die verpasste große
Chance gesagt habe, sei dagegen "juristischer Unsinn" gewesen.

Josef Foschepoth gratuliert José Concepción und seiner Verteidigerin
herzlich zu dem Freispruch. Am Abend wird er im Gewerkschaftshaus
seine Erkenntnisse über die Umstände vortragen, unter denen das
KPD-Urteil von 1956 zustande kam, Das Publikum im vollen Saal wird
gespannt zuhören und nicht den Eindruck haben, dass es sich um
"juristischen Unsinn" handelt.


Josef Foschepoths Buch "Verfassungswidrig! Das KPD-Verbot im
Kalten Bürgerkrieg" ist 2017 im Verlag Vandenhoeck & Ruprecht
erschienen (Preis: 40 Euro,). Der 366-seitige Textteil wird ergänzt
durch 100 Seiten Dokumente sowie ein Quellen- und
Literaturverzeichnis und ein Personenregister.

Ossietzky-Heft 16/2016 enthält Beiträge von Georg Fülberth,
Heinrich Hannover, Conrad Taler, Ulrich Sander, Eckart Spoo,
Wolfgang Beutin und Ulla Jelpke zum Thema "KPD-Verbot. Ein Stück
eutsche Geschichte", Bezug für 2,80 Euro zzgl. 1,50 Euro Versandkosten
über: ossietzky@interdruck.net.

 * 

Quelle:
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MELDUNG/941: Fast 80.000 Kinder sorgen für Besucherrekord beim "Türöffner-Tag" der Maus (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 3. Oktober
2018

Fast 80.000 Kinder sorgen für Besucherrekord beim "Türöffner-Tag"
der Maus



Fast 80.000 - so viele Kinder wie noch nie - haben in diesem Jahr die
Veranstaltungen zum Maus-"Türöffner-Tag" besucht. Auf Einladung der
"Sendung mit der Maus" gaben fast 800 Betriebe, Vereine und
Institutionen am Tag der Deutschen Einheit bereits zum achten Mal in
Folge einen Einblick in die Welt der Erwachsenen. Die Idee dahinter:
Sachgeschichten live erleben.

Viele außergewöhnliche Einblicke gab es unter anderem in den
WDR-Studios, in einer Drachenhöhle in Furth, in der Hamburger
Elbphilharmonie, in einem Test-Turm für extraschnelle Aufzüge, bei
Hilfsprojekten für Obdachlose und auf einer Gierseilfähre. Auch in New
York, in Österreich, Frankreich und Luxemburg öffneten sich am 3.
Oktober Türen für Fans der "Sendung mit der Maus".

"Die Maus bietet weit mehr als ein spannendes Programm für unsere
jüngsten Zuschauer", sagt WDR-Intendant Tom Buhrow. "Wir haben den
Anspruch, die Kinder ein Stück weit fit für die Zukunft zu machen. Und
dabei können wir viel von ihnen lernen: Sie sind immer offen für Neues
und interessieren sich für fast alles. Die riesige Beteiligung am
Türöffner-Tag ist der beste Beweis dafür."

Bilder, Berichte und Videos vom "Türöffner-Tag" sammelt das Maus-Team
unter www.die-maus.de. Kinder, die ihre Aufnahmen hochladen, haben die
Chance, für ihren Kindergarten, ihre Schule oder ihren Verein einen
Besuch der Maus zu gewinnen.


Über den Türöffner-Tag

Der erste Türöffner-Tag fand 2011 anlässlich des 40. Geburtstags der
"Sendung mit der Maus" statt. Seitdem ist der Türöffner-Tag am 3.
Oktober zum festen Termin für Familien geworden. Fast 80.000 Kinder
nahmen in diesem Jahr an den rund 800 Veranstaltungen in rund 450
Städten und Gemeinden teil.

Aus allen gesellschaftlichen Bereichen öffneten Unternehmen,
Institutionen und Vereine ihre Türen:


	Kultur (Deutsche Oper Berlin, Musicaltheater in Bochum)

	Sport (Cheerleader, Jugger, Bundesligastadion in Dresden)

	Transport (Fuhrpark ausgedienter Linienbusse, Flughäfen, Zeppelinhangar)

	Forschung (Uni Münster, Uni Hamburg, TU Berlin)

	Werkstätten und Handwerker (Schwebebahn Wuppertal, Steinmetz in Rain)

	Natur und Umweltschutz (Renaturierungsprojekte, Bio-Bauernhöfe)

	Zukunftstechnologie (Programmierer und Entwickler)

	Energie- und Versorgungswirtschaft (Stadtwerke, Windkraftanlagen)

	soziale Einrichtungen (Internat für Hörgeschädigte, Werkstätten für Menschen mit Behinderung)



"Die Sendung mit der Maus" zeigt einen Rückblick auf den
"Türöffner-Tag" 2018 am kommenden Sonntag, 7. Oktober im Ersten (9:30
Uhr) und bei KiKA (11:30 Uhr).

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 3. Oktober 2018
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DOKUMENTATION/1545: WDR - 1988. Tausend gute Gründe, 5.10.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

"Unser Land in den 80ern"

Tausend gute Gründe - 1988

Ein Film von Markus Brauckmann

Erzählt von Jörg Hartmann

05.10.2018, 20.15 - 21.00 Uhr, WDR Fernsehen



1988. Der Westen kam mächtig in Bewegung: Zwischen Aachen und
Bielefeld stürmten Frauen und Männer die Tanzschulen, um den Mambo zu
lernen - den Hüftschwung-Tanz aus dem Film-Erfolg "Dirty Dancing". Und
zum ersten Mal eroberten Fahrradkuriere die Städte und
Mountain-Bike-Fahrer das Land.

Die neunte Folge der WDR Reihe "Unser Land in den 80ern" erzählt von
einem Jahr, in dem sich Männer zum Überlebenstraining durch die Wälder
der Eifel schlugen, während die Stahlarbeiter-Familien von
Duisburg-Rheinhausen täglich um das echte Überleben ihrer "Hütte", des
Krupp-Stahlwerks, kämpften. Am Ende mussten sie mit einem Kompromiss
leben.

Einen Triumph feierten die Kicker von Bayer Leverkusen. Sie gewannen
1988 den Europapokal in einem dramatischen Rückspiel gegen Espanyol
Barcelona und bewiesen anschließend: Feiern können nicht nur die
Bayern. Kräftig feiern konnten auch die Brautpaare, die am 8.8.88
heirateten. 1988 - für manche wirklich ein unvergessliches Jahr.


Tote Hosen und Broadway in Bochum

Die Toten Hosen sangen von "tausend guten Gründen, auf unser Land
stolz zu sein" - und waren doch selbst einer. Sie spielten erfolgreich
Theater in Bad Godesberg ("A Clockwork Orange") und feierten mit "Hier
kommt Alex" ihren ersten großen Hit.

Bochum wurde zum Broadway: Hier hielt seit diesem Jahr der "Starlight
Express", die deutsche Version des schnellsten Musicals der Welt.
Karin Kube aus Hattingen war wohl der einzige Fan, zu dem das Musical
nach Hause kam: TV-Star Rudi Carrell überraschte die junge Mutter,
indem er die Darsteller durch die Altstadt von Hattingen sausen ließ.
Im Film erzählt sie die ganze Geschichte.


Hingsen-Fehlstarts und Gladbecker Geiseldrama

Bei den Olympischen Spielen in Seoul schied Zehnkämpfer Jürgen Hingsen
schon im ersten Wettbewerb aus - nach drei Fehlstarts. Das Ergebnis:
Er erntete jede Menge Spott und Häme. Wie er damit umging, erzählt der
gebürtige Krefelder mutig und offen.

Beim Geiseldrama von Gladbeck stieg der Journalist Udo Röbel in der
Kölner Innenstadt in das Auto der Gangster - und war hautnah dabei,
als Geschichte geschrieben wurde. Im Film berichtet der Augenzeuge von
seinen Eindrücken und hält kritisch Rückschau auf sein Verhalten in
einem Kriminalfall, wie man ihn in der Bundesrepublik noch nie gesehen
hatte.

Gesprochen wird der Film von Schauspieler Jörg Hartmann (u.a. TATORT
Dortmund). Er wurde in Hagen geboren und wuchs in Herdecke auf.

Produziert werden die Filme von Broadview TV, die bereits im letzten
Jahr mit der Dokumentationsreihe "Unser Land in den 70ern" in die
Vergangenheit gereist ist.

Die Sendetermine im Überblick (jeweils 20.15 Uhr im WDR Fernsehen):

10.08.2018: Keine Atempause - 1980

17.08.2018: Jede Menge Kohle - 1981

24.08.2018: Ein bisschen Frieden - 1982

31.08.2018: Jetzt wird wieder in die Hände gespuckt - 1983

07.09.2018: Jetzt oder nie - 1984

14.09.2018: Zurück in die Zukunft - 1985

21.09.2018: Alles Lüge - 1986

28.09.2018: Hinterm Horizont geht's weiter - 1987

05.10.2018: Tausend gute Gründe - 1988

12.10.2018: Freiheit - 1989

Redaktion: Christiane Mausbach

 * 
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TALK/343: WDR - WDR Geschichte(n). Eine Zeitreise in 14 Interviews, 5.+12.10.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

WDR Geschichte(n)

Eine Zeitreise in 14 Interviews

Freitag, 05.10.2018, 23.30 - 05.30 Uhr, WDR Fernsehen

Freitag, 12.10.2018, 23.30 - 05.30 Uhr, WDR Fernsehen



Hörfunk- und Fernsehgeschichte wird oft als eine Abfolge von Sendungen
und medienpolitischen Entscheidungen oder entlang technischer
Entwicklungen erzählt.

Hörfunk- und Fernsehgeschichte ist aber eben auch die Summe
zahlreicher individueller Lebensgeschichten - mit all ihren Zufällen.

Klaus Michael Heinz und Klaus Martens haben 14 Frauen und Männer zu
dem befragt, was sie im Laufe der Jahrzehnte vor und hinter den
Mikrofonen oder den Kameras erlebt, gestaltet und bewirkt haben -
hauptsächlich im und für den Westdeutschen Rundfunk, mitunter auch
andernorts.

Freitag, 05.10.2018

23.30 Uhr Hansjürgen Rosenbauer (Je später der Abend,
Kulturweltspiegel), ein Film von Klaus Michael Heinz

00.30 Uhr Friedrich Nowottny (Bericht aus Bonn)

01.30 Uhr Rolf Bringmann (Aktuelle Stunde, Linie K, Abnehmen in
Essen)

02.30 Uhr Carmen Thomas (Hallo Ü-Wagen)

03.30 Uhr Helga Kirchner (WDR-Mittagsmagazin)

04.30 Uhr Gunther Witte (Tatort, Lindenstraße)

05.30 Uhr Fritz Pleitgen (Presseclub)

Freitag, 12.10.2018

23.30 Uhr Sonia Seymour Mikich (Monitor)

00.30 Uhr Axel Beyer (Die Rudi Carrell Show, Geld oder Liebe,
Schmidteinander)

01.30 Uhr Nikolaus Brender (Weltspiegel)

02.30 Uhr Gert K. Müntefering (Pan Tau, Die Sendung mit der
Maus)

03.30 Uhr Peter Rüchel (Rockpalast)

04.30 Uhr Gabriele Krone-Schmalz (Kulturweltspiegel)

05.30 Uhr Günter Rohrbach (Das Millionenspiel, Acht Stunden sind kein
Tag, Holocaust)

 * 
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HÖRSPIEL/1816: WDR 3/WDR 5 - "Wie man Noma überlebt" von Andreas Liebmann, 6./7.10.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

Wie man Noma überlebt

Von Andreas Liebmann

6. Oktober 2018, 19.04 - 20.00 Uhr | WDR 3

7. Oktober 2018, 17.05 - 18.00 Uhr | WDR 5



NOMA, das ist der Name eines weltberühmten, teuren Restaurants in
Kopenhagen. Aber auch der Name einer Krankheit, die durch Hunger und
Mangelernährung ausgelöst wird.

Kräuter vom Wegesrand, Wurzeln, Moos, Waldameisen - die "Neue
Nordische Küche" zelebriert die Wiederentdeckung so abseitiger wie
alltäglicher Naturprodukte für die Küche und stieg damit in die Liga
der internationalen Spitzencuisines auf.

Ein paar Tausend Kilometer südöstlich dagegen ist in einem abgelegenen
Dorf in Laos der Reisvorrat regelmäßig viel zu früh im Jahr
aufgebraucht. In solchen Situationen machen sich die Bewohner in die
Wildnis auf, um Nahrung zu finden, die sie vor dem Verhungern rettet.
Sie bringen zurück: Waldameisen, Moos, Wurzeln, Kräuter vom Wegesrand.

Zwei Welten treffen aufeinander: NOMA, das weltberühmte Restaurant,
und Noma, die Krankheit, durch Hunger und Mangelernährung ausgelöst.
Sie tritt vor allem in sogenannten Entwicklungsländern auf und trifft
Menschen, die in Armut leben, insbesondere Kinder. Zu Beginn leicht zu
behandeln, beginnt die Krankheit ab einem bestimmten Zeitpunkt,
buchstäblich das Gesicht des Betroffenen aufzufressen.

"Mit den Augen eines Hungernden schaue ich auf die Welt", sagt ein
berühmter Koch. "In meiner Vorstellung verwandle ich alles, was ich
sehe, in eine Mahlzeit."

Das Hörspiel steht nach der Sendung befristet zum Download zur
Verfügung.

 * 
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MUSIK/2715: Deutschlandfunk - Die Blechbläser-Combo Mnozil Brass, 6.10.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Klassik-Pop-et cetera

Am Mikrofon: Die Blechbläser-Combo Mnozil Brass

Samstag, 6. Oktober 2018, 10.05 - 11.00 Uhr, Deutschlandfunk



Ein Sound, der von den Plätzen fegt und akrobatische Virtuosität: Das
ist Mnozil Brass. Mit Trompeten, Posaunen und Tuba füllt das Septett
Säle von Düsseldorf bis Boston und entwickelt gemeinsam mit dem
Regisseur Bernd Jeschek musiktheatralische Programme. Die sieben
Blechbläser lernten sich während des Studiums in Wien beim
Musikantenstammtisch kennen, im Mnozil, einem ehemaligen Wirtshaus in
der Nähe des Stephansdoms. Dort spielten sie vor circa 25 Jahren
Volksmusik auf, bevor sie sich zur verrücktesten Blechbläser-Combo
Österreichs entwickelten. Lässigen Wiener Schmäh kombiniert mit tiefer
Verbundenheit zu Musik aller Art zeigen Leonhard Paul und Roman
Rindberger auch am Mikrofon des Deutschlandfunk.

 * 

Quelle:
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MUSIK/2714: Deutschlandfunk - Fatoumata Diawara und Band, malisch-französischer Afropop, 5.10.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Malisch-Französischer Afropop

Fatoumata Diawara und Band

Aufnahme vom 8.7.2018 beim Rudolstadt-Festival

On Stage

Freitag, 5. Oktober 2018, 21.05 - 22.00 Uhr, Deutschlandfunk



Fatoumata Diawara, 1982 in Abidjan an der Elfenbeinküste geboren,
tanzte anfangs und spielte Theater in Mali. Als 19-Jährige zog sie
nach Frankreich, trat auf dortigen Bühnen auf - und begann Musik zu
machen. 2011 veröffentlichte sie ihr Solodebüt als Sängerin. In ihrer
Musik, sagt sie, lebt die Tradition Malis weiter: "Die Frauen dort
singen wie ich! Die Melodien sind anders als im Jazz oder im Rock,
aber die Wurzeln sind da". So verbindet Diawara das traditionelle
Kulturgut ihrer Heimat mit westlichen Stilen wie Hip-Hop, Soul,
elektronischer Musik.

 * 
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MUSIK/2713: Deutschlandfunk Kultur - Das Debüt des Oboisten Juri Vallentin, 5.10.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

'Bridges'

Das Debüt des Oboisten Juri Vallentin

Im Gespräch mit Carola Malter

Einstand

Freitag, 5. Oktober 2018, 22.00 - 22.30 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



"Musik spannt stets einen Bogen: zur Gegenwart, in der sie entsteht,
zur Geschichte, der sie sich verdankt, und zur Zukunft, zu der sie
strebt." Das schreibt der junge Oboist Juri Vallentin im Vorwort zu
seiner Debüt-CD. Mit Kammermusik von Gilles Silvestrini, Johann
Christoph Pez, Robert Schumann und Pavel Haas entführt der Preisträger
des Deutschen Musikwettbewerbes 2017 die Hörerinnen und Hörer auf eine
spannende Reise. Und weil es darüber hinaus viele Zusammenhänge,
Geschichten und überraschende Details gab, schreibt er seinen eigenen
Blog.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 25. September 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 5. Oktober 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIEN / VERANSTALTUNGEN





KURSUS/1828: Herten - "Facebook für und Senioren" am 9. Oktober 2018


Facebook für Seniorinnen und Senioren



Soziale Netzwerke werden zunehmend auch von älteren Internetfans
aufgesucht. Interessierte entdecken die faszinierende Welt von
Facebook! Hobbys, Reisen, Partnerschaft: Zu vielen Themen tauschen
sich Gleichgesinnte in dem Kurs aus. Unter fachkundiger Anleitung
lernen die Teilnehmenden einen Nutzer-Account anzulegen, Texte und
Bilder einzupflegen und die Privatsphäre zu wahren.

3034

Nourolhoda Nourshahi

Dienstag, 9. Oktober 2018, 9 - 12 Uhr,

(4 UStd)

Rathausanbau

15 Euro (erm. 11 Euro / HP 9 Euro)

Anmeldungen sind bei der VHS nur schriftlich bzw. persönlich möglich
- online, per E-Mail unter vhs@herten.de oder per Anmeldekarte.
Telefonisch werden nur Auskünfte erteilt.

 Auskunft:

 VHS Herten

 Resser Weg 1

 45699 Herten

 Tel.: (0 23 66) 303 510

 www.vhs-herten.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 28. September 2018

Pressestelle der Stadt Herten

45697 Herten

Telefon: (02366)303-357

Fax: (02366)303-588

E-Mail: pressestelle@herten.de

Internet: www.herten.de
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KURSUS/1827: Herten - "Grundkurs Excel 2010" am 12./13. Oktober 2018


Grundkurs Excel 2010



Es werden Inhalte vermittelt, um eine Tabelle und ein Standarddiagramm
erstellen, formatieren und bearbeiten zu können. Die Aufgaben werden
gemeinsam bearbeitet. Vorausgesetzt werden Kenntnisse in Windows zum
Umgang mit Dateien.

Auszug aus dem Kursinhalt:

Benutzeroberfläche Excel 2010

Eingabe von Daten und Datenreihen

Suchen und Ersetzen von Daten

Daten- und Zellformate

Gestaltung von Tabellen

Arbeit mit Formeln, Bezügen und einfachen Funktionen

Erstellen einer Standardgrafik

Ausgabe von Tabellen und Grafiken

Verwaltung von Arbeitsmappen

Anpassung der Arbeitsfläche

Nutzung der von Excel bereitgestellten Informationen, z. B. in
"QuickInfos" und "Excel-Hilfe"

3406

Ralf Ebelt

Freitag, 12. Oktober 2018, 18 - 21 Uhr,

Samstag, 13. Oktober 2018, 9 - 16 Uhr,

2 Termine (12 UStd)

Rathausanbau

36 Euro (erm. 27 Euro / HP 21 Euro)

Anmeldungen sind bei der VHS nur schriftlich bzw. persönlich möglich
- online, per E-Mail unter vhs@herten.de oder per Anmeldekarte.
Telefonisch werden nur Auskünfte erteilt.

 Auskunft:

 VHS Herten

 Resser Weg 1

 45699 Herten

 Tel.: (0 23 66) 303 510

 www.vhs-herten.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 28. September 2018

Pressestelle der Stadt Herten

45697 Herten

Telefon: (02366)303-357

Fax: (02366)303-588

E-Mail: pressestelle@herten.de

Internet: www.herten.de
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INNERE/1402: Forschung - Gestörte Verdauung innerhalb von Darmepithelzellen fördert Entzündung (idw)


Exzellenzcluster Entzündungsforschung - 28.09.2018

Gestörte Verdauung innerhalb von Darmepithelzellen fördert Entzündung

Eine Studie des Exzellenzclusters Entzündungsforschung findet einen
Ansatzpunkt für die personalisierte Therapie bei der chronisch
entzündlichen Darmerkrankung



20 Prozent aller Patientinnen und Patienten mit der chronisch
entzündlichen Darmkrankheit Morbus Crohn haben eine Veränderung an dem Gen
ATG16L1. Das Gen ist am Autophagieapparat beteiligt, der eine Art
Verdauungsmechanismus innerhalb von Zellen darstellt. Was diese
Genveränderung im Detail bewirkt, wird schon seit längerem im
Exzellenzcluster Entzündungsforschung untersucht. Jetzt hat ein Team um
Cluster-Vorstandsmitglied Professor Philip Rosenstiel und Dr. Konrad Aden
vom Institut für Klinische Molekularbiologie (IKMB) der Universität Kiel
und der Klinik für Innere Medizin I am UKSH Campus Kiel eine Entdeckung
gemacht, die für das Verständnis der Krankheitsentstehung und vor allem
auch für die zukünftige Therapie der Betroffenen von Bedeutung ist.

Ausgangspunkt der jetzt in der Fachzeitschrift Journal of Experimental
Medicine veröffentlichten Studie ist ein neuer Therapieansatz für Menschen
mit chronisch entzündlichen Darmerkrankungen. Mit dem Ziel, die durch die
Entzündung geschädigte Darmschleimhaut zu heilen, befindet sich derzeit
der Botenstoff Interleukin 22 in klinischen Studien. "Interleukin 22
gehört zu den Botenstoffen, die die Regeneration der Darmschleimhaut
fördern. Es gab Hinweise, dass die Darmschleimhaut durch den Botenstoff
vor bestimmten Stressreaktionen geschützt ist. Das Prinzip ist in ersten
Phasen klinischer Erprobung", berichtet Cluster-Sprecher Professor Stefan
Schreiber, Direktor der Klinik Innere Medizin I am UKSH Kiel. ATG16L1 als
Risikogen für Morbus Crohn ist genau bei dieser Art von Zellstress
beteiligt, der Verlust der Funktion des Gens führt zu vermindertem Abbau
von gealterten Proteinen und damit zu einer vermehrten Entzündung. "Wir
haben uns vor diesem Hintergrund die Frage gestellt, welchen Einfluss hat
die korrekte Funktion des ATG16L1-Gens? Kann man Patienten möglicherweise
mit IL-22 schützen?", so Schreiber.

Das war die zentrale Fragestellung, die an Darmepithelzellen untersucht
wurde. Das überraschende Ergebnis war, so Erstautor Dr. Konrad Aden:
"Grundsätzlich regt Interleukin 22 das Zellwachstum an und fördert die
Regeneration der Darmschleimhaut. Bei Knock-out-Mäusen, die im Darmepithel
kein funktionierendes ATG16L1 produzieren, passiert aber genau das
Gegenteil. In diesem Fall treibt Interleukin 22 die Zellen in eine
Stressreaktion und einen paradoxen Zelltod." Die gewünschte Schutzfunktion
von Interleukin 22 verwandelt sich bei Vorliegen der Genveränderung also
in eine pro-entzündliche Wirkung. Zwar wurde in der Studie nicht explizit
geprüft, ob die Umkehr der Interleukin 22 Wirkung auch für Patientinnen
und Patienten mit der entsprechenden Genveränderung zutrifft. Einiges
deutet aber daraufhin. "Dieser Befund hilft zunächst dabei, die komplexen
Veränderungen des Barriereorgans Darm bei chronisch-entzündlichen
Darmerkrankungen zu verstehen. IL-22 ist neben der reinen Regeneration
auch an zellulären Programmen beteiligt, die körpereigene Antibiotika und
damit die Darmflora steuern. Gerade dieses Wechselspiel ist bei den
Krankheiten gestört. Wir müssen dies nun beim Menschen sorgfältig
untersuchen, denn möglicherweise eröffnet sich dadurch ein Ansatz,
gezielter zu behandeln", sagt Professor Philip Rosenstiel.

Viele der Untersuchungen erfolgten an sogenannten intestinalen Organoiden.
Das sind dreidimensionale Darmstrukturen, die aus Stammzellen des Darms
mit Hilfe einer Matrix und speziellen Wachstumsfaktoren aufgebaut werden.
Diese können bei Mäusen und Menschen aus Darmbiopsien gewonnen und für
längere Zeit im Labor gehalten werden. Aden: "Diese Organoide sind viel
näher an der Physiologie der jeweiligen Krankheit als eine Zellkultur.
Zudem sind sie etwas sehr Individuelles. Wir erwarten, dass diese
in-vitro-Technik zukünftig auch dafür genutzt wird, um die individuelle
Wirksamkeit von Behandlungen vorab zu testen und damit Erkrankten unnötige
Therapien zu ersparen."


Der Exzellenzcluster "Inflammation at Interfaces/Entzündungsforschung"
wird seit 2007 durch die Exzellenzinitiative des Bundes und der Länder mit
einem Gesamtbudget von 68 Millionen Euro gefördert; derzeit befindet er
sich in der zweiten Förderphase. Die rund 300 Clustermitglieder an den
insgesamt vier Standorten: Kiel (Christian-Albrechts-Universität zu Kiel,
Universitätsklinikum Schleswig-Holstein, Muthesius Kunsthochschule),
Lübeck (Universität zu Lübeck, UKSH), Plön (Max-Planck-Institut für
Evolutionsbiologie) und Borstel (Forschungszentrum Borstel -
Leibniz-Zentrum für Medizin und Biowissenschaften) forschen in einem innovativen,
systemischen Ansatz an dem Phänomen Entzündung, das alle Barriereorgane
wie Darm, Lunge und Haut befallen kann.

Link zur Meldung:

http://inflammation-at-interfaces.de/de/newsroom/aktuelles/gestoerte-verdauung-innerhalb-von-darmepithelzellen-foerdert-entzuendung


Originalpublikation:

Konrad Aden et al. ATG16L1 orchestrates interleukin-22-1 signaling in the
intestinal epithelium via 2 cGAS/STING. Journal of Experimental Medicine.
Published September 25, 2018.

http://jem.rupress.org/content/early/2018/09/26/jem.20171029

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1576

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Exzellenzcluster Entzündungsforschung - 28.09.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FORSCHUNG/3911: Alternde Stammzellen ändern ihren Zuckerstoffwechsel (idw)


Universitätsklinikum Heidelberg - 01.10.2018

Alternde Stammzellen ändern ihren Zuckerstoffwechsel

Universitätsklinikum Heidelberg und EMBL untersuchen molekulare
Mechanismen des Alterns / Veränderungen im Stoffwechsel der Stammzellen im
Blick / Auf der Suche nach neuen Möglichkeiten im Kampf gegen
Alterserscheinungen



Äußerlich ist das Altern durch Hautfalten und graue Haare gekennzeichnet.
Unter der Haut ist es ein tiefgreifender Prozess aller Organe und Zellen
des Körpers. Dabei spielen die Funktionstüchtigkeit der Stammzellen in dem
Alterungsprozess eine entscheidende Rolle. An Blutstammzellen als
Modellsystem haben Wissenschaftler des Universitätsklinikums Heidelberg
und des European Molecular Biology Laboratory (EMBL) Heidelberg die
molekularen Grundlagen des Alterns untersucht. In einer aktuellen
Veröffentlichung in der renommierten Fachzeitschrift "Nature
Communications" zeigen sie, dass Blutstammzellen älterer Menschen
verstärkt Zucker verbrauchen - wobei sich eine verblüffende Parallele zu
Krebszellen zeigt, die ebenfalls einen erhöhten Zucker-Stoffwechsel haben.
Die Leistungsfähigkeit der Stammzellen nimmt im Zuge des Alterns ab,
weshalb sich die Immunabwehr des Körpers verschlechtert. In der Folge sind
ältere Menschen anfälliger für Infekte und haben ein erhöhtes Krebsrisiko.
Die neuen Forschungsergebnisse der Heidelberger Wissenschaftler dienen als
wichtige Grundlage für weitere Untersuchungen zu Alterungsprozessen und
altersbedingten Erkrankungen des Knochenmarks.

Stoffwechsel alternder Blutstammzellen zeigt Parallelen zu Krebszellen

Für die am 1. Oktober 2018 veröffentlichte Studie spendeten 59 gesunde
Probanden im Alter zwischen 20 und 60 Jahren Knochenmark. Die Forscher
untersuchten anhand dieser Proben, wie sich die Zellproteine mit dem Alter
verändern. Neben den Stammzellen betrachteten sie noch fünf andere
Zelltypen, welche die so genannte Stammzellnische bilden, in der laufend
Stammzellen nachgebildet werden. Die Daten der Heidelberger
Wissenschaftler sind bisher einzigartig und dienen als Modell für andere
Stammzellanalysen.

"Wir haben die Gesamtheit der Proteine - das Proteom - der Zellen
untersucht. Dabei haben wir insbesondere Veränderungen betrachtet, die mit
zunehmendem Alter auftreten", sagt Dr. Anne-Claude Gavin. Zusammen mit
Prof. Dr. Anthony D. Ho, dem ehemaligen Ärztlichen Direktor der
Medizinischen Klinik V (Hämatologie, Onkologie und Rheumatologie) des
Universitätsklinikums Heidelberg leitet Dr. Anne-Claude Gavin dieses
kooperative Projekt. "Unter den wesentlichen Veränderungen der
Proteinzusammensetzungen von den Blutstammzellen in unterschiedlichen
Lebensaltern hebt sich insbesondere eine Steigerung des
Zucker-Stoffwechsels mit dem Altern hervor", sagt Prof. Dr. Anthony Ho. "Einen
erhöhten Glukose-Verbrauch hatte Otto Warburg bei Krebszellen bereits in
den 1920er Jahren beschrieben und dieser ist seither als Warburg-Effekt
bekannt. Dass ein erhöhter Glukose-Metabolismus auch bei alternden
Stammzellen zu finden ist, ist eine Überraschung", kommentiert Ho.

Bildung von Blutzellen ist altersabhängig

Eng gekoppelt damit ist außerdem eine Verschiebung der Ausreifung bei
alternden Blutstammzellen zu Gunsten der Granulozyten und auf Kosten der
Lymphozyten. Unter den weißen Blutzellen gelten die so genannten
Granulozyten als "Fußsoldaten", wohingegen die Lymphozyten die
"Kommandanten" darstellen. Diese koordinieren die Aktionen des
Immunsystems, um Eindringlinge bei Infektionen sowie entartete Krebszellen
zu bekämpfen. Mit zunehmendem Alter eines Menschen verschiebt sich die
Balance in der Zellbildung und es werden mehr Granulozyten und weniger
Lymphozyten aus den Blutstammzellen abgeleitet. Damit verläuft die Abwehr
im Alter weniger kontrolliert, was der Körper mit einer verstärkten
Bildung von Granulozyten auszugleichen versucht. Hierfür benötigt er
verstärkt DNA-Bausteine und Energie, weshalb die Blutstammzellen - wie die
Heidelberger Forscher nun nachweisen konnten - mehr Zucker verbrauchen.

Neue Chancen bei Alterserscheinungen?

"Während der Körper versucht, mit den Alterserscheinungen zurecht zu
kommen, leiden die Regenerationsfähigkeit und Abwehr des Menschen. Damit
steigt auch das Risiko, dass etwas schiefgeht", sagt Dr. Anne-Claude
Gavin.

"Darüber hinaus deuten unsere Ergebnisse daraufhin, dass wir das
Gleichgewicht der Entwicklung von weißen Blutkörperchen aus
Blutstammzellen durch Eingriffe in den Zuckerstoffwechsel stabilisieren
können", sagt Prof. Dr. Anthony D. Ho. "Entsprechende Versuche sind
bereits im Gange, wie wir diese Minderung der Funktionstüchtigkeit durch
kontrollierte Hemmung des Zuckerstoffwechsels - z.B. durch Ernährung oder
Verhaltensregeln - günstig beeinflussen können."

Die Daten der aktuellen Veröffentlichung entstanden in einer Kooperation
von Klinikern, Wissenschaftlern und Bioinformatikern im Rahmen der
Molecular Medicine Partnership Unit (MMPU). Dieser Forschungsverbund der
Medizinischen Fakultät der Universität Heidelberg und des EMBL besteht
sehr erfolgreich schon seit 2002. Die Stammzellforschung ist einer der
international anerkannten Forschungsschwerpunkte der Medizinischen Klinik V.


Originalpublikation:

Hennrich, M. L., Romanov, N., Horn, P. et al. Cell-specific proteome
analyses of human bone marrow reveal molecular features of age-dependent
functional decline. Nature Communications, published online 1. Oktober
2018. DOI: 10.1038/s41467-018-06353-4.

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.embl.de/mmpu/mmpu/research_groups/stemcell_niche_networks/index.html 

(Molecular Medicine Partnership Unit (MMPU))

http://www.klinikum.uni-heidelberg.de/Innere-Medizin-V-Haematologie-Onkologie-und-Rheumatologie.749.0.html 

(Medizinische Klinik V des Universitätsklinikums Heidelberg)

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution665

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universitätsklinikum Heidelberg - 01.10.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ARTIKEL/1494: Erste Landesqualitätskonferenz zur onkologischen Versorgung in Schleswig-Holstein (SH Ärzteblatt)


Schleswig-Holsteinisches Ärzteblatt Nr. 9/2018, September 2018

Onkologie

Qualität unter der Lupe



Erste Landesqualitätskonferenz zur onkologischen Versorgung in
Schleswig-Holstein. Rund 80 Teilnehmer in Bad Segeberg.


Im Juni hat in Bad Segeberg mit über 80 Teilnehmern die erste
Landesqualitätskonferenz zur onkologischen Versorgung im Land
stattgefunden. Im Schleswig-Holsteinischen Krebsregistrierungsgesetz
vom November 2015 und damit in Umsetzung von § 65c SGB V wird
eine Erweiterung der verpflichtenden (bis dato) epidemiologischen
Krebsregistrierung um klinische Inhalte vorgegeben. Ziel ist es,
erweiterte Aussagen zu Entstehung, Diagnose, Behandlung und Verlauf
von Krebserkrankungen zu gewinnen, wobei Qualitätskonferenzen
integraler Bestandteil der Datennutzung sind. Gesundheitsministerium,
Verbände und Fachgesellschaften, Krankenkassen sowie die Anbieter von
Leistungen in der Krebsdiagnostik und -therapie erhoffen sich dadurch
neue Möglichkeiten der datenbasierten Qualitätssicherung, gezielte
Qualitätsförderung und verbesserte gesundheitspolitische Planung.
Nicht zuletzt sollen Versorgungsforschung und -transparenz profitieren
und Fortschritte für den einzelnen Patienten ermöglicht werden.
Strukturen und Arbeitsweisen wurden im Rahmen der Konferenz
vorgestellt.

Dr. Andreas Gremmelt, Leiter der Koordinierungsstelle des klinischen
Krebsregisters im Kieler Gesundheitsministerium, betonte zu Beginn,
dass im Kampf gegen Krebs weiterhin alle Beteiligten gefordert seien,
und stellte das Zusammenspiel der beteiligten Institutionen vor.
Krebserkrankungen werden auf lange Sicht eine gesamtgesellschaftliche
und medizinische Herausforderung bleiben: Sie stehen an zweiter Stelle
der Todesursachenstatistik und bedingt durch den demografischen Wandel
sind weiter steigende Erkrankungszahlen zu erwarten.

Mirja Wendelken, Leiterin der Vertrauensstelle des Krebsregisters bei
der Ärztekammer Schleswig-Holstein, berichtete, dass die initialen
Probleme bei der elektronischen Erfassung und Übermittlung der
relevanten Daten nach und nach überwunden werden konnten und
inzwischen von über 1.100 "Meldern" Daten von mehr als 78.000
Patienten im System hinterlegt seien. Meldeanlässe, Meldewege und die
datenschutzkonforme Verarbeitung der Daten vor Weiterleitung an die
fachlich-inhaltlich auswertende Registerstelle wurden dargestellt.

Prof. Alexander Katalinic, Direktor des Instituts für Sozialmedizin
und Epidemiologie der Universität zu Lübeck und Leiter der
Registerstelle, hob besonders die Herausforderungen bei der
Zusammenführung der vielen unterschiedlichen Meldungen zu den realen
einzelnen Krankheitsfällen und Verläufen hervor. Bei der
Zusammenführung der Daten unterschiedlicher Behandler und
Einrichtungen zu einem Erkrankungsfall bleibt neben den maschinellen
Möglichkeiten der Plausibilitäts- und Übereinstimmungsprüfung eine
Menge "Handarbeit" bei der Datenaufbereitung, die profunde Kenntnisse
und Zeit erfordert. Ziel ist eine Datenlage, die valide Auswertungen
und konsekutiv nützliche und zielführende Aussagen zur
Versorgungsqualität ermöglicht. Mit aussagekräftigen Ergebnissen
rechnet er ab 2019. Parallel sei dann basierend auf allen Meldungen zu
einem Krankheitsfall eine Rückmeldung an den einzelnen Behandler
möglich.

"Die Versorgungsqualität soll künftig anhand der Beachtung
 von Leitlinien und anderer anerkannter Qualitätskriterien
 transparenter werden."



Dr. Carsten Leffmann, Ärztlicher Geschäftsführer der Ärztekammer
Schleswig-Holstein und des Instituts für Ärztliche Qualität in
Schleswig-Holstein (IÄQSH), hatte im Auftrag des Ministeriums zuvor
eine Expertenarbeitsgruppe moderiert, in der das Konzept zur
Durchführung der gesetzlich vorgesehenen Qualitätskonferenzen
erarbeitet wurde. Neben Fach- und Organqualitätskonferenzen zur
dezidierten Betrachtung der tumorspezifischen Versorgungslandschaft
ist auch eine jährliche Landesqualitätskonferenz zur allgemeinen
Information über die Aktivitäten vorgesehen. Die Versorgungsqualität
soll künftig anhand der Beachtung von Leitlinien und anderer national
und international anerkannter Qualitätskriterien transparenter werden.
Wo als notwendig erachtet, sollen Möglichkeiten gezielter
Qualitätsverbesserungsmaßnahmen aufgezeigt werden. In einem
Ausschreibungsverfahren hatte das Land Schleswig-Holstein das IÄQSH
mit der Organisation und Durchführung der Qualitätskonferenzen
beauftragt.

Dr. Philipp Morakis, Leiter der Geschäftsstelle Qualitätskonferenzen
des Krebsregisters Baden-Württemberg, nahm die Teilnehmer zum
Abschluss mit auf eine Reise durch einige Jahre Erfahrungen in
Baden-Württemberg. Auch dort hatten zunächst Fragen der
Datenübermittlung und Datenqualität im Vordergrund gestanden.
Inzwischen sind aber mit einem Team von zwölf Mitarbeitern regionale
Qualitätskonferenzen etabliert worden, deren Arbeit Früchte trägt: Der
intersektorale Dialog hat nach seinen Angaben zugenommen, durch
Sensibilisierung hat sich laut Morakis die vollständige und korrekte
Datenübermittlung sowie die Akzeptanz für das Verfahren verbessert.
Seine Einrichtung und die Qualitätskonferenzen werden nach seiner
Beobachtung als Dienstleister für Leistungserbringer wahrgenommen, der
"geschützte" Rahmen werde geschätzt und Probleme damit offener und
auch selbstkritischer angesprochen. Weiterhin bestünden aber
Vorbehalte gegen die Veröffentlichung der Ergebnisse, die auch bei der
Arbeit der Qualitätskonferenzen in Schleswig-Holstein berücksichtigt
werden müssen.

Die Organisatoren bedankten sich bei den Referenten und Teilnehmern
für eine informative und konstruktive Veranstaltung und kündigten
regelmäßige Veranstaltungen dieser Art für die Zukunft an. Im
kommenden Jahr könnten bereits erste fachlich-inhaltliche Ergebnisse
vorgestellt werden.

Alle Präsentationen sind für die Fachöffentlichkeit im geschützten
Bereich der Homepage des Instituts für Ärztliche Qualität in
Schleswig-Holstein einsehbar. Bei Interesse können Sie die
Zugangsdaten abfordern, kurze E-Mail genügt: 

info@q-institut-sh.de

(PM/RED)


Info

Ab 2019 kann das klinische Krebsregister voraussichtlich
aussagekräftige Ergebnisse zur Versorgungsqualität in
Schleswig-Holstein liefern. Dann sind auch Rückmeldungen an den
einzelnen Behandler möglich.


Gesamtausgabe des Schleswig-Holsteinischen Ärzteblatts 9/2018 im
Internet unter:

http://www.aeksh.de/shae/2018/201809/h18094a.htm

Zur jeweils aktuellen Ausgabe des Schleswig-Holsteinischen Ärzteblatts:

www.aerzteblatt-sh.de

 * 

Quelle:

Schleswig-Holsteinisches Ärzteblatt

70. Jahrgang, September 2018, Seite 10 - 11

Herausgegeben von der Ärztekammer Schleswig-Holstein

mit den Mitteilungen der Kassenärztlichen Vereinigung

Schleswig-Holstein

Redaktion: Dirk Schnack (Ltg.)

Bismarckallee 8-12, 23795 Bad Segeberg

Telefon: 04551/803-272, -273, -274,

E-Mail: aerzteblatt@aeksh.de

www.aeksh.de

www.arztfindex.de

www.aerzteblatt-sh.de

 

Das Schleswig-Holsteinische Ärzteblatt erscheint 12-mal im Jahr.



veröffentlicht im Schattenblick zum 5. Oktober 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIZIN / GESUNDHEITSWESEN





AUSLAND/2505: Brasilien vor der Wahl - Interview mit der Gesundheitsredakteurin Maíra Mathias (medico international)


medico international - 2. Oktober 2018

Brasilien vor der Wahl

Schmutzige Hände

Interview mit Maíra Mathias von Moritz Krawinkel



Am Sonntag wird in Brasilien gewählt. Was ist zu erwarten und wie steht
es um die Gesundheitsbewegung im Land? Ein Interview mit der
Gesundheitsredakteurin Maíra Mathias.

medico: Es war einer der größten Erfolge der brasilianischen
Demokratiebewegung, dass 1988 eine steuerfinanzierte öffentliche
Gesundheitsversorgung mit freiem Zugang für die gesamte Bevölkerung in die
Verfassung aufgenommen wurde. Wie steht es am Ende von zwei Jahren
Regierung Michel Temer um das Recht auf Gesundheit?

Maíra Mathias: Schon vor der Zulassung des Amtsenthebungsverfahrens
gegen Dilma Rousseff durch den Senat ließ die Interimsregierung unter
Michel Temer erkennen, dass sie für große Rückschritte im staatlichen
Gesundheitssystem SUS stehen würde. Zum Gesundheitsminister wurde ein
Politiker der sogenannten Fortschrittspartei (Partido Progressista)
ernannt, die ganz oben in den Korruptionsermittlungen der Operation "Lava
Jato" auftaucht: Ricardo Barros. Er hatte als Ingenieur keinerlei
Vorkenntnisse im Gesundheitsbereich, aber ein Unternehmer aus dem Bereich
der privaten Krankenversicherungen war 2014 der größte Einzelfinancier
seines Wahlkampfs gewesen. Gleich nach Amtsübernahme erklärte Barros, dass
das Land wirtschaftlich nicht auf dem "Entwicklungsstand" sei, bestimmte
Rechte wie das auf Gesundheitsversorgung staatlich zu garantieren: "Ab
einem bestimmten Punkt werden wir neu verhandeln müssen, wie Griechenland."

Barros vermittelte ein Treffen der privaten Krankenversicherer mit Michel
Temer - nie zuvor seit der Re-Demokratisierung Brasiliens hat sich ein
Präsident so offen mit diesen Unternehmen zusammengesetzt. Die Regierung
arbeitet ganz offen im Sinne des Marktes.


medico: Michel Temer wurde nach der Amtsenthebung von Dilma Rousseff
eingesetzt, aber nie in Wahlen bestätigt. Im Oktober finden das erste Mal
seit 2014 wieder Präsidentschaftswahlen statt. Temer darf nicht antreten,
weil er gegen die Wahlgesetze verstoßen hat. Der ursprüngliche Kandidat der
Arbeiterpartei (PT), Ex-Präsident Lula, lag in Umfragen immer vorn, wird
nach seiner - für viele politisch motivierten - Verurteilung wegen
Korruption aber nicht zur Wahl zugelassen. Sein Nachfolger ist der frühere
Bürgermeister von São Paulo, Fernando Haddad. Aussichtsreichster
Gegenkandidat ist Jair Bolsonaro, ein Rassist, Befürworter von Folter und
Todesstrafe sowie ein Verteidiger der Diktatur. Spielt das Thema Gesundheit
im Wahlkampf überhaupt eine Rolle?

Maíra Mathias: Lass mich anders anfangen: Wir haben 30,3
Tötungsdelikte auf 100.000 Einwohner_innen, und am meisten von dieser
sozialen Tragödie betroffen sind die ärmsten Bevölkerungsschichten,
Bewohner_innen der Vorstädte und der Favelas, die schwarze Bevölkerung -
also die Mehrheit Brasiliens. Zudem hat das Land eine autoritäre Tradition
über die Militärdiktatur von 1964 bis 1985 hinaus, die bis weit in die Alte
Republik, die Kolonisierung, die Sklaverei reicht.

Alles, was mit den Morden, mit Gewalt und mit Drogen ganz allgemein zu tun
hat, wird also nicht unter aus rationaler Sicht beurteilt und schon gar
nicht aus Sicht der Gesundheit. Gebrauch oder Missbrauch von Drogen werden
in Brasilien nicht als ein gesundheitspolitisches Problem angesehen,
sondern als ein politisches. Es ist ein gutes Beispiel für unsere Blindheit
und ein Hinweis auf einige unserer größten Widersprüche. Denn gleichzeitig
ist das Gesundheitswesen das, was den Wähler_innen in Brasilien am meisten
Sorge bereitet. Es gibt eine ganze Reihe von Umfragen in Wahlkampfzeiten,
denen zufolge die Gesundheitsversorgung an erster Stelle dessen steht, was
die Menschen beschäftigt. Und wie reagieren die
Präsidentschaftskandidat_innen im Wahlkampf darauf? Die Vorschläge in den
Wahlprogrammen bleiben allesamt vage. Die Diagnosen genauso. Wir sehen
einen bedeutenden Einfluss der Think Tanks der Privatwirtschaft und der
Weltbank, deren Zahlen und "Lösungen" von vielen Kandidaten der politischen
Rechten übernommen werden.


medico: Was ist nach den Wahlen zu erwarten?

Maíra Mathias: Brasilien ist schon länger ein Land, in dem alles
vorstellbar ist. Bis jetzt gibt es vier mögliche Szenarien. Das erste und
wohl unwahrscheinlichste ist ein Sieg von Geraldo Alckmin von der PSDB. Er
liegt selbst in dem Bundesstaat, in dem er vier Amtsperioden lang regierte,
hinter Bolsonaro und kann sich in einem politischen Klima, in dem sich die
Polarisierung vom traditionellen "PT gegen PSDB" zu "PT gegen Anti-PT"
verschoben hat, nicht profilieren.

Das zweite, weniger unwahrscheinliche Szenario ist ein Sieg aus dem
sogenannten Mitte-Links-Spektrum. Wir beobachten jetzt schon, wie Marina
Silva (REDE) in den jüngsten Umfragen verliert und Ciro Gomes (PDT) dagegen
an Fahrt gewinnt. Es ist noch zu früh, etwas darüber zu sagen, denn beide
konkurrieren um Stimmen, die sich vorher auf den in Umfragen führenden Lula
vereinten.

Das führt uns zum dritten Szenario, in dem die Übertragung von Stimmen von
Lula zum neuen Kandidaten der Arbeiterpartei, Fernando Haddad, tatsächlich
gelingt und er gewählt wird. In diesem Fall - addiert man die 
Anti-PT-Stimmung in einem beträchtlichen Teil der Bevölkerung noch zu dem
selektiven Handeln der brasilianischen Justiz gegenüber der PT - ist die
Befürchtung nicht abwegig, dass es nach den Wahlen zu einer neuen
politischen Schlacht kommt. Der Kommandant der Streitkräfte sagte kürzlich
in einem Interview, dass man die Wahlen auch anfechten könne. Wenn das
tatsächlich auf Initiative der Streitkräfte hin geschieht, haben wir ein
noch viel größeres Problem.

Das vierte Szenario wäre, dass Jair Bolsonaro gewählt wird, der in den
Umfragen führt seit Lula nicht mehr im Rennen ist. Dass er in die Stichwahl
kommt, stand bereits vor dem Attentat so gut wie fest, das Anfang September
auf ihn verübt wurde. Ein Mann, der später aussagte, auf "Geheiß Gottes"
gehandelt zu haben, griff Bolsonaro mit einem Messer an und verletzte ihn
schwer. Man fürchtete, diese Opferrolle könne zu einem Anstieg Bolsonaros
in der Gunst der Wähler_innen führen. Doch in den zwei wichtigsten Umfragen
nach dem Attentat gewann Bolsonaro nur 2% bzw. 4% hinzu. In den Prognosen
für die Stichwahl liegt er je nach Institut hinten oder zumindest gleichauf
mit seinem jeweiligen Gegner. Trotzdem kann ihm die Situation noch von
Vorteil sein, da er weiter im Krankenhaus liegt und nicht an den weiterhin
in Brasilien sehr einflussreichen Fernsehdebatten teilnehmen kann, wo er
zuletzt keine gute Figur machte.

Was die Zukunft des staatlichen Gesundheitssystems angeht, denke ich, dass
es entscheidend auf eine Wahlniederlage der Rechten - egal ob extrem oder
moderat - ankommen wird, denn die Umsetzung des Verfassungszusatzes Nr. 95
von 2016 über das Einfrieren sämtlicher Sozialausgaben bis 2036, eine der
radikalsten Austeritätsmaßnahmen, die ein Land je getroffen hat, wird das
SUS nicht überleben. Schon jetzt verfällt die Nachhaltigkeit der
bestehenden Gesundheitsmaßnahmen rapide.


medico: Die privaten Krankenversicherungen sind auch von den
PT-Regierungen subventioniert worden. Welchen Stellenwert hatte das Thema
Gesundheit denn für die Regierungen Lula und Dilma?

Maíra Mathias: Sagen wir mal so: Nur fünf Länder auf dem
amerikanischen Kontinent geben weniger für Gesundheit aus als Brasilien,
nämlich Barbados, Grenada, St. Kitts und Nevis, Haiti und Venezuela. Die
Unterfinanzierung ist ein chronisches Problem des SUS. Zwar gab es immer
wieder auch Gesundheitsminister_innen, die in der PT-Regierung mit
Nachdruck mehr Mittel gefordert haben. Doch in einem Schlüsselmoment 2012
setzte sich die Wirtschaftsfraktion innerhalb der Regierung durch und in
einer Demonstration politischer Einigkeit vertrat das
Gesundheitsministerium plötzlich, dass es genügen würde, die vorhandenen
Mittel nur effizienter zu verwalten. Genau das ist nun auch die Rede der
Regierung Temer.

Doch es gab unter den Regierungen der PT auch wichtige Fortschritte. Die
Partei veränderte, als sie 2003 an die Macht kam, die Struktur des
Gesundheitsministeriums und schuf Raum für Debatten und Maßnahmen, die
davor nicht in Gang kamen, wie über die Ausbildung, die partizipative
Verwaltung und indigene Gesundheit, um nur einige zu erwähnen. Dank des
Wirtschaftswachstums konnte das entsprechende Budget (in absoluten Zahlen)
Jahr für Jahr ausgebaut werden. Gesundheit hatte höchste Priorität und
heute erreicht der Strategieplan "Gesundheit und Familie" 67% des ganzen
Landes. Die Anti-Rauch-Politik war erfolgreich. Es gab eine Strukturierung
der Notfallversorgung. Das Programm gegen HIV-Aids, Markenzeichen der
Regierung Fernando Henrique Cardoso, wurde fortgeführt und erfolgreich
ausgebaut. Dasselbe gilt für den nationalen Maßnahmenplan zur geistigen
Gesundheit, mit Investitionen in den Aufbau eines Netzwerks von
Anlaufstellen statt Einweisung in psychiatrische Anstalten, die zwar
geringer ausfielen als notwendig, aber immerhin dieser Handlungslinie, der
aus dem Medizinapparat immer noch Widerstand entgegengebracht wird, einigen
Auftrieb gegeben hat.


medico: Von Anfang an hatte das SUS mit der parallelen
Subventionierung eines privaten Gesundheitssystems zu kämpfen. Brasilien
ist nach den USA der zweitgrößte Markt der Welt für private
Krankenversicherungen. Hat das SUS überhaupt noch Chancen?

Maíra Mathias: Unser Land hat 208 Millionen Einwohner. Davon waren
im Juli 47,2 Millionen auf die eine oder andere Weise privat versichert.
Gut 162 Millionen Menschen, also ein beträchtlicher Teil der Bevölkerung,
sind ausschließlich auf die staatliche Gesundheitsversorgung angewiesen.
Natürlich gibt es Probleme. Es gibt ewige Schlangen, um zum Beispiel
bestimmte Untersuchungen, Behandlungen und Termine bei Fachärzten zu
bekommen. Würden dies alle erleben, wären die Probleme vielleicht geringer.
Doch da es die ärmere Bevölkerung betrifft, tut der Staat nichts dagegen.
Im Gegensatz zum britischen National Health Service (NHS) ist es dem
brasilianischen einheitlichen Gesundheitssystem nie wirklich gelungen, die
Mittelklasse einzubeziehen.

Da Brasilien ein Land der extremen Ungleichheit ist, hat der arme Teil der
Bevölkerung wesentlich weniger Macht, Druck auf politischer Ebene
auszuüben, als die Minderheit, die eine private Krankenversicherung hat. Es
gibt in der Medizin eine sehr große Ausrichtung auf die Eliten, eine
Fokussierung auf Privatpraxen und besonders lukrative Fachrichtungen, auf
Chirurgie und auf die urbanen Zentren, die die besten Bedingungen für diese
Sparten bieten. Gleichzeitig sind aber auch fortschrittliche Bewegungen von
Ärzt_innen entstanden, die sich in der medizinischen Erstversorgung im
Sinne des SUS engagieren. Außerdem wurde die Spezialisierung auf Familien-
und Gemeindemedizin eingeführt, was sehr wichtig war.

Wir sind ein Land von kontinentalen Ausmaßen, und darum ist die Macht auf
lokaler Ebene stark. Aus Sicht der herrschenden Klasse ist es sogar ein
Vorteil, wenn das SUS nicht so funktioniert, wie es sollte, denn Termine,
Untersuchungen und Behandlungen werden gegen Gefälligkeiten vergeben, was
die Macht bestimmter Gruppen zementiert. Das ist die klientelistische
Logik, die sich nicht auf das Landesinnere beschränkt, sondern auch in den
größeren Städten zu beobachten ist.

Doch um auf die Frage zurückzukommen: 162 Millionen Menschen sind
ausschließlich auf die Gesundheitsversorgung im Rahmen des SUS angewiesen.
Und diese bietet eine Reihe von Leistungen, die ausnahmslos allen
Brasilianer_innen zu Gute kommen, etwa Vorsorge und Impfungen. Fast 100%
aller Transplantationen werden im Rahmen des SUS durchgeführt und bei einem
Verkehrsunfall werden die Opfer mit öffentlichen Rettungswagen in
öffentliche Notaufnahmen gebracht. Selbst das Attentat auf Jair Bolsonaro
zeigte diesen Widerspruch: Das Leben von Bolsonaro, der für harte
Einschnitte beim staatliche Gesundheitssystem eintritt wurde durch eben
dieses SUS gerettet. Die Gesundheitsindizes in Brasilien haben sich
verbessert, die Ausweitung der medizinischen Erstversorgung ist eine
greifbare Realität. Es gibt also viel zu verteidigen. Das SUS ist eine
Errungenschaft der Re-Demokratisierung, die nicht preisgegeben werden darf.


medico: Viele Regionen in Brasilien sind noch immer geprägt
vom Mangel an Ärzt_innen. Gibt es Ansätze, das zu ändern?

Maíra Mathias: Ärzt_innen sind hierzulande noch immer gut bezahlt.
Je mehr es von ihnen gibt, desto mehr Wettbewerb - in der Folge sinkt das
Durchschnittseinkommen. Anfang des Jahres hat die Regierung deshalb auf
Druck der Ärzt_innenverbände ein Moratorium verfügt: In den kommenden fünf
Jahren werden keine neuen Medizin-Studienplätze mehr eingerichtet. Eine
extreme Maßnahme, die meiner Meinung nach falsch ist.

Das Programm "Mais Médicos", mit dem seit inzwischen fünf Jahren kubanische
Ärzt_innen vor allem in ländlichen Regionen Brasiliens eingesetzt werden,
beinhaltet eine Komponente der Fachkräfteausbildung. Eine der Initiativen
der PT-Regierung war es, Medizinstudienplätze vor allem im Landesinneren
anzustoßen. Allerdings wurden die meisten neuen Studiengänge von privaten
Institutionen eröffnet. Brasilien besitzt mit "Kroton" das größte
Hochschulausbildungsunternehmen weltweit. Ein Markt, der durch öffentliche
Mittel über einen unter der Regierung Lula geschaffenen Studienfonds
angeheizt wurde. Das Programm hat aber in jedem Falle gezeigt, dass für die
ärmsten Bevölkerungsschichten vor allem eine Ärzt_innenausbildung vonnöten
ist, die von einer anderen Logik ausgeht, in der das Wichtigste nicht mehr
der Markt ist, sondern die Menschen.


medico: Wofür steht der Kampf um Gesundheit in Brasilien noch?

Maíra Mathias: Man muss den Zusammenhang sehen. Das SUS wurde als
ein Gesundheitssystem auf breiter Grundlage erdacht. Das heißt: Es nutzt
nichts, ein Gesundheitssystem nach der Logik der Krankheit zu denken, die
diagnostiziert und behandelt wird, sondern man muss einen Schritt weiter
zurückgehen und sehen, was die Bevölkerung krank macht. Oder warum in einem
Land wie unserem Wirtschaftswachstum nicht zugleich Wohlstand für alle
bedeutet.

Im sogenannten Wirtschaftswunder der Militärdiktatur nahm die
Kindersterblichkeit zu, um nur ein Beispiel zu nennen. War es die
mangelhafte Wasserversorgung und Kanalisation? Sicherlich. Aber vor allem
sind es in einem peripheren Land wie Brasilien die Arbeitsbedingungen. Es
ist die Ungleichverteilung des Einkommens, die eine Kluft zwischen den
Reicheren und dem Rest der Bevölkerung darstellt. Und das äußert sich klar
in den Machtstrukturen: Es gibt eine Überrepräsentanz der
Großgrundbesitzer, der so genannten Ruralisten, die im Nationalkongress
letztlich die größte Fraktion bilden. Das überträgt sich auf die Exekutive
und das Justizsystem auf Bundesebene, aber auch in den einzelnen
Bundesstaaten und Landkreisen.

Seit in den 1970er Jahren erstmals über das SUS nachgedacht wurde, war das
alles auch Thema in der Gesundheitsbewegung; dass also Brasiliens
Gesundheitsprobleme nicht lösbar oder zu lindern sind, wenn man sie nur
nach Bereichen angeht und erst recht nicht aus einem ausschließlich auf
Krankheit, Krankenhäuser und Ärzt_innen zentrierten Blick. Für die Linke
ist also auch Austeritätspolitik ein Thema, die Steuerpolitik Brasiliens,
die Konsum und Arbeit weit stärker zu Abgaben zwingt als Kapital.
Historisch gesehen ist Demokratie also ein zentrales Thema der
Gesundheitsbewegung. Das SUS war als ein zivilisatorisches Projekt der
Erweiterung von demokratischen Freiräumen im brasilianischen Staatswesen
angelegt.


medico: Gibt es denn noch eine nennenswerte
gesundheitspolitische Bewegung, die das so gedachte Recht auf Gesundheit in
Brasilien verteidigt?

Maíra Mathias: Im Sommer war der fünfte Jahrestag des Juni 2013, als
Millionen Menschen im ganzen Land auf die Straße gegangen sind, um zu
protestieren - zunächst mit dem Ziel, die Erhöhung der Fahrpreise zu
verhindern, dann für weitere Forderungen. Wir haben für Outra Saúde eine
Reportage gemacht, die zeigt, dass in den Meinungsumfragen auch damals eine
der Hauptforderungen Gesundheit war. Dieser Ruf nach Qualität in der
Gesundheitsversorgung spiegelt sich, wie vorhin gesagt, auch jetzt vor den
Wahlen. Gleichzeitig folgt aus dem Verlangen keineswegs automatisch ein
tatsächlicher Einsatz der Bevölkerung für das SUS. Es gibt einen Mangel an
Klassenbewusstsein und einen Mangel an konzertierter Organisation, was
nicht nur für das SUS ein Problem ist, sondern auch für den Erhalt und die
Verteidigung anderer Bereiche der Sozialpolitik.

Gibt es noch eine gesundheitspolitische Bewegung? Gewiss. Aber es gibt auch
ein Problem, damit aus den Universitäten hinauszukommen. In Situationen der
Krise, wie 2017 in Rio de Janeiro, als Mitarbeiter_innen des
Gesundheitswesens fast zwei Monate lang kein Gehalt mehr bekamen und die
Verwaltung die Schließung von medizinischen Grundversorgungseinrichtungen
probte, war ein gemeinsamer Kampf von Arbeiter_innen, SUS-Patient_innen und
Aktivist_innen möglich. Es gab Demonstrationen, Streiks, Kundgebungen und
Blockaden der wichtigsten Hauptstraßen. Doch das alles hatte natürlich nur
einen begrenzten Atem.

In der Reportage über den Juni 2013 haben wir Interviews mit der
Selbstorganisation der Arbeitenden ohne Dach, MTST, geführt, die etwas
Unglaubliches geschafft haben, nämlich die Ärmsten der Bevölkerung in den
urbanen Zentren zu organisieren. Bei der Bewertung der Bewegungen im
Gesundheitsbereich muss man feststellen, dass mehr Arbeit an der Basis
gebraucht wird. Sich die Hände schmutzig machen, wie man so schön sagt, aus
den Hörsälen, Büros und Sprechzimmern nach draußen gehen.

Ein möglicher Weg könnte sein, die Diskussion über das SUS in den bereits
bestehenden Massenbewegungen zu verstärken, dem MTST und der Bewegung der
Landlosen MST, die sich ebenfalls für den Erhalt des SUS einsetzen und
großen Anteil haben an Diskussionen über Gesundheit und Umwelt, wie etwa
die Verwendung von Pflanzenschutzgiften. Man muss aber auch fairerweise
anerkennen, dass die politische Situation in Brasilien nicht einfach ist
und der Fokus das große Problem ist. Es geschehen so viele Dinge
gleichzeitig, und das verlangt von allen, die sich für etwas einsetzen,
unglaubliche Energie.

medico: Vielen Dank, Maíra!


Übersetzung: Michael Kegler

Das Menschenrecht auf Gesundheit ist in der brasilianischen Verfassung
verankert, von der Verwirklichung ist es weit entfernt - auch weil das
staatliche Gesundheitssystem SUS immer weiter ausgehöhlt wurde. Das Portal
Outra Saúde bereitet Gesundheitsthemen journalistisch auf und zielt mit
seinen Beiträgen zur Verteidigung des SUS auf ein breites Publikum.
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KASSEN/1893: Welt-Stoma-Tag am 06.10.2018 - individuelle Stomaversorgung von großer Bedeutung (BVMed)


BVMed - Bundesverband Medizintechnologie e.V. - 2. Oktober 2018

Hilfsmittel

BVMed weist zum Welt-Stoma-Tag am 6. Oktober 2018 auf die Bedeutung einer individuellen Stomaversorgung hin



Berlin | Der Bundesverband Medizintechnologie, BVMed, weist zum
Welt-Stoma-Tag am 6. Oktober 2018 auf die große Bedeutung qualitativer
Produkte und spezialisierter Homecare-Dienstleistungen für eine
individualisierte Stomaversorgung hin. In Deutschland gibt es derzeit
rund 160.000 Menschen mit einem künstlichen Darm- oder Blasenausgang.
Da jedes Stoma individuell ist und sich ständig verändert, ist die
Versorgung der Patienten besonders dienstleistungsintensiv. "Aktuell
ist die Versorgungsqualität allerdings durch Absenkungen des
Vergütungsniveaus und Ausschreibungen der Krankenkassen stark
gefährdet", warnt BVMed-Geschäftsführer und Vorstandsmitglied Joachim
M. Schmitt. Die klare Botschaft der Stoma-Experten des BVMed:
"Ausschreibungen sind in diesen sensiblen Bereichen der
Patientenversorgung nicht geeignet! Die gesetzlichen Neuregelungen,
wonach Ausschreibungen in dienstleistungsintensiven Versorgungen nicht
angewendet werden dürfen, sind daher zwingend umzusetzen." Diese
Neuerung aus der Hilfsmittelreform wird derzeit nur fragmentarisch
umgesetzt, sodass verschiedene Gerichte damit befasst sind. Weitere
Informationen gibt es unter 

www.perspektive-homecare.de

Bei der Hilfsmittelversorgung eines operativ angelegten Darm- oder
Blasenausganges können erhebliche Schwierigkeiten und Komplikationen
wie Hautentzündungen und Undichtigkeiten auftreten und bei einer
unzureichenden Versorgung die Lebensqualität beeinträchtigen. "Extrem
wichtig sind daher die hohen Anforderungen an die
Hilfsmittel-Leistungserbringer, die sich mit Expertise und Fachwissen
direkt am Patienten für eine optimale Versorgungsqualität einsetzen",
heißt es in einem BVMed-Positionspapier zu "Anforderungen an die
Stomaversorgung".

Der Einsatz der erforderlichen Stomaprodukte wird durch
Therapiespezialisten von dem jeweiligen Leistungserbringer begleitet
und ist mit intensiver Beratung und umfangreichen Dienstleistungen für
die physische, psychische und soziale Rehabilitation der Betroffenen
verbunden. "Nur durch die untrennbar mit dem Produkt verbundene
Dienstleistung ist es möglich, Menschen mit einem künstlichen
Darm- oder Blasenausgang die Teilhabe am aktiven Leben und
Lebensqualität zu ermöglichen", so die BVMed-Experten.

Die individuelle Situation der Betroffenen kann sich dabei erheblich
unterscheiden: je nach Art der Stomaanlage, der Hautbeschaffenheit,
dem Krankheitsbild, den Begleiterkrankungen oder der häuslichen
Situation. Zudem verändert sich das Stoma im Laufe der Zeit, es kann
Komplikationen wie Hautdefekte und Entzündungen oder auch
Gewichtsveränderungen geben, die eine Modifizierung der Versorgung
erfordern können. Ziel der Stomaversorgung muss es sein, "die
richtigen Produkte inklusive notwendigem Zubehör auszuwählen, den
Patienten durch mehrmalige persönliche Anleitungen schnellstmöglich
dazu zu befähigen, sich selbstständig zu versorgen, Komplikationen -
und somit auch Kosten - zu vermeiden, zur weiteren Lebensführung zu
beraten und in diesem Sinne kontinuierlich zu begleiten", heißt es in
dem BVMed-Papier.

Die Dienstleistungen der Homecare-Unternehmen sind über die
Erstattungsbeträge der Krankenkassen abgedeckt. Diese Leistungen
tragen somit nicht nur zu einer Erhaltung und Verbesserung der
Lebensqualität bei, sondern helfen auch ganz konkret, weitere Kosten
durch Arztbesuche und Klinikaufenthalte zu vermeiden und
erwerbstätigen Betroffenen eine frühere Rückkehr in den Beruf zu
ermöglichen.

Den heutigen Versorgungsstandard sieht der BVMed besonders durch
Ausschreibungen der Krankenkassen in diesem dienstleistungsintensiven
und intimen Versorgungsbereich gefährdet. "Da Versorgungsfälle in
diesem Bereich nicht standardisierbar sind und voneinander stark
abweichende, individuelle Produkt- und Dienstleistungen erfordern,
sind als Ergebnis von Ausschreibungen erhebliche Einbußen in der
Versorgungsqualität und der Wahlfreiheit zu befürchten. Wie bereits
der Gesetzgeber mit der Hilfsmittelreform vorgesehen hat, haben
Ausschreibungen in diesem dienstleistungsintensiven Versorgungsbereich
daher zu unterbleiben", so der BVMed abschließend.


BVMed - Gesundheit gestalten.

Der BVMed vertritt als Wirtschaftsverband rund 230 Industrie- und
Handelsunternehmen der Medizintechnologiebranche. Im BVMed sind u. a.
die 20 weltweit größten Medizinproduktehersteller im
Verbrauchsgüterbereich organisiert. Die Medizinprodukteindustrie
beschäftigt in Deutschland über 195.000 Menschen und investiert rund 9
Prozent ihres Umsatzes in die Forschung und Entwicklung neuer Produkte
und Verfahren.

BVMed-Pressemeldung 70/18

https://www.bvmed.de/bvmed-weist-zum-welt-stoma-tag-am-6.-oktober-2018-auf-die-bedeutung-einer-individuellen-stomaversorgung-hin
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FORSCHUNG/763: Kampf gegen Krebs - Ein Protein angreifbar machen (idw)


Charité - Universitätsmedizin Berlin - 01.10.2018

Kampf gegen Krebs: Ein Protein angreifbar machen

Neuer Krebsforschungsverbund ENABLE an der Charité



Ein neues Verbundprojekt an der Charité - Universitätsmedizin Berlin
erforscht neuartige Therapieansätze für Kinder und Jugendliche mit
hochaggressiven Krebserkrankungen. Die Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler untersuchen dabei fünf innovative Strategien zur Hemmung
eines Schlüsselmoleküls, das an der Entstehung zahlreicher Krebsarten
beteiligt ist. Die Deutsche Krebshilfe fördert das Projekt ENABLE über
drei Jahre mit rund 1,9 Millionen Euro.

Die Forschergruppe um Prof. Dr. Angelika Eggert, Leiterin der Klinik für
Pädiatrie mit Schwerpunkt Onkologie und Hämatologie, untersucht, welche
Strategien helfen, um die krebsfördernde Aktivität des sogenannten
MYC-Proteins aufzuhalten. Dieses Protein reguliert vor allem das Zellwachstum
und steuert ein genetisches Programm: Es treibt die Teilung in den
Tumorzellen an, fördert die Metastasierung und macht den Tumor unsichtbar
für das Immunsystem. Da die Struktur des Proteins keine Bindungsstelle für
Medikamente bietet, lässt es sich nicht auf direktem Weg hemmen. Ziel der
neuen Forschergruppe ist es nun, neuartige Therapien zur indirekten
Hemmung des Proteins zu entwickeln.

"Bisherige Therapieansätze scheitern oft daran, dass durch die Aktivierung
des MYC-Signalwegs Therapien entweder von vornherein ineffektiv sind oder
sich nach einem ersten Ansprechen Resistenzen entwickeln. Viel zu häufig
kann diesen Patienten dann nicht mehr geholfen werden", erklärt die
Kinderonkologin und fügt hinzu: "Wir wollen neue Wege beschreiten und
Forschungslücken zur therapeutischen Hemmung von MYC bei Krebs schließen.
Die neuen Erkenntnisse könnten zu dem Durchbruch führen, auf den dieses
Forschungsfeld schon so lange wartet."


ENABLE

ENABLE (Enabling MYC Family Protein Druggability) stellt den bislang
ersten Ansatz dar, die präklinische und klinische Evaluation neuer
Strategien der MYC-Hemmung effizient miteinander zu verbinden. Dabei
arbeiten die Forscher mit präklinischen Modellen und untersuchen die
Therapieansätze in einer klinischen Phase-II-Studie. Die Charité
kooperiert dabei mit dem Max-Delbrück Centrum (MDC), dem Deutschen
Krebsforschungszentrum (DKFZ), dem Universitätsklinikum Heidelberg, der
Julius-Maximilians-Universität Würzburg und dem Universitätsklinikum
Düsseldorf.


Weitere Informationen finden Sie unter

https://kinderonkologie.charite.de/

https://www.krebshilfe.de/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution318

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Charité - Universitätsmedizin Berlin - 01.10.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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HERZ/1100: Herzinfarkt - Emotionaler Stress als Auslöser unterschätzt (idw)


Deutsche Gesellschaft für Kardiologie - Herz- und Kreislaufforschung e.V. - 28.09.2018

Herzinfarkt: Emotionaler Stress als Auslöser unterschätzt

- Psychische Belastungssituationen wie Trauer oder Mobbing lösen
auch bei Patienten ohne Vorerkrankung eine das Herz belastende Reaktion
aus.

- Das Unterschätzen von emotionalem Stress als Auslöser von
Herzinfarkten kann lebensbedrohlich sein.

- Ein bewusster Umgang mit Stress ist wichtig für die Prävention von
Herz-Kreislauf-Erkrankungen.



Düsseldorf, 28.09.2018 - Enorme psychische Belastungssituationen steigern
das Herzinfarktrisiko nicht nur bei Patienten mit bereits bestehender
koronarer Herzerkrankung, sondern auch bei Patienten ohne nachgewiesene
Vorerkrankung an den Herzkranzgefäßen. Das Spektrum solcher extremen
Stresssituationen kann von einem Trauerfall in der Familie bis hin zum
Mobbing am Arbeitsplatz gehen. Besonders auffallend ist, dass der
stressbedingte Herzinfarkt vor allem von emotionaler Belastung ausgelöst
wird, die durch zwischenmenschliche Probleme entstanden ist. Prof. Dr.
med. Christiane Waller, Sprecherin der DGK-Arbeitsgruppe Psychosoziale
Kardiologie, betont: "Der übliche Alltagsstress wie eine verpasste
Straßenbahn ist dabei lange nicht so relevant wie zwischenmenschlicher
Stress, beispielsweise mit Arbeitskollegen, dem Partner oder der Familie."

Psychische Faktoren triggern Alarmreaktion im Körper

Emotional aufwühlende Ereignisse führen zu einer Alarmreaktion des
Körpers: die Stresshormone und das sympathische Nervensystem werden
aktiviert. Dies wirkt sich negativ auf das Herz-Kreislaufsystem aus. Die
Herzleistung steigt an, der Herzmuskel benötigt mehr Sauerstoff, der
Herzschlag beschleunigt. Herzmuskel und Gefäße werden stark belastet, denn
die Gefäße verengen sich als Reaktion auf die Stresssituation und es kommt
zu kritischer Blutdrucksteigerung. Weiße Blutkörperchen werden aktiviert
und es kommt zu einer vermehrten Verklebung von Blutplättchen. Prof. Dr.
med. Hugo Katus, Präsident der Deutschen Gesellschaft für Kardiologie,
erklärt: "All diese Faktoren zusammen und viele andere zelluläre Phänomene
erklären gut, warum es bei Stress leichter zu einem Herzinfarkt kommen
kann. Das betrifft besonders häufig die Patienten, die schon eine
bestehende koronare Herzkrankheit haben, aber es kann auch Menschen
betreffen, die keine nennenswerte Erkrankung an den Herzgefäßen haben."

Verschiedene Herzinfarktarten nach Stressreaktion identifiziert

Ein Herzinfarkt kann viele Ursachen haben. Der klassische Herzinfarkt
entsteht durch eine vorbestehende Erkrankung der Herzkranzgefäße und einen
Verschluss des Herzkranzgefäßes durch eine Gerinnselbildung an einer
arterioskleotischen Ablagerung (Typ 1-Herzinfarkt). Bei 20-30% aller
Herzinfarkte finden sich aber keine Verschlüsse von Herzkranzgefäßen. Hier
entsteht eine kritische Sauerstoffschuld des Herzmuskels durch eine für
den Sauerstoffbedarf nicht ausreichende Durchblutung. Die Kardiologie
spricht dann von einem Typ 2-Herzinfarkt. Auch bei diesem Infarkt sind die
Angina pectoris Beschwerden und viele klinischen Befunde mit einem
klassischen Herzinfarkt, der durch einen kompletten Gefäßverschluss
bedingt ist, identisch. Rätsel geben allerdings die Patienten auf, deren
Herzkranzgefäße trotz Herzinfarkt keinerlei kritische Engstellen
aufweisen. Die Ursache für den Infarkt bei diesen Patienten ist noch nicht
geklärt, könnte aber in einer Verkrampfung der Gefäße (Spasmus) liegen.
Dieses Phänomen wird als MINOCA bezeichnet. Eine besondere Ursache für
eine herzinfarktähnliche akute Erkrankung ist das Broken Heart Syndrom.
Bei circa 2-3% aller Patienten mit Verdacht auf Herzinfarkt wird diese
Erkrankung gefunden, die nicht weniger lebensbedrohlich ist als ein
Herzinfarkt. Diese Erkrankung, die besonders häufig bei Frauen in der
Post-Menopause zu beobachten ist, wird auch Tako-Tsubo-Syndrom oder
Stress-Kardiomyopathie genannt. Als Auslöser finden sich - wie oben
erwähnt - häufig extreme emotionale Belastungen aber auch lebensbedrohende
Situationen.

Handlungsempfehlungen zum Stressabbau müssen individuell zugeschnitten sein

Während sich die akute Behandlung stressbedingter Herzinfarkte nicht von
der typischer Herzinfarkte unterscheidet, sollten Fachärzte die
auslösenden psychosomatischen Faktoren insbesondere bei der Nachsorge der
Betroffenen nicht außer Acht lassen, damit sie entsprechende Maßnahmen zur
Stressreduktion vornehmen können. Welche das sind, hängt von den
individuellen Bedürfnissen des Einzelnen ab. So Waller: "Die einen bauen
Stress ab, indem sie sich körperlich betätigen. Diesen Patienten raten wir
dann zu sportlichen Aktivitäten, während andere Patienten eher Ruhe
benötigen. Besonders beliebt sind derzeit Tai Chi, Chi Gong oder
achtsamkeitsbasierte Verfahren als Entspannungstechniken. Vielen hilft
aber auch einfach das Lesen eines guten Buchs."

Stressbedingter Herzinfarkt mit mehr Komplikationen verbunden

Auch weniger existenzieller Stress kann das Risiko für Herzinfarkt
erhöhen. So konnten Kardiologen aus München zeigen, dass während der
Fußball-Weltmeisterschaftsspiele der deutschen Mannschaft die
Herzinfarktrate signifikant angestiegen ist. Während die
Sterblichkeitsrate bei den unterschiedlichen Herzinfarkttypen im
Wesentlichen vergleichbar ist, betont Prof. Dr. Katus "Registerdaten nach
Situationen mit hoher Stressbelastung - wie zum Beispiel nach Erdbeben -
zeigen, dass die durch Stress getriggerten Herzinfarkte mit mehr
Komplikationen und größeren Herzinfarkten einhergehen. Unklar ist bis dato
allerdings, ob Herzinfarkte abhängig von der spezifischen Auslösesituation
unterschiedliche Sterblichkeitsraten haben.

Generell gilt, dass eine gesunde Lebensweise äußerst wichtig für die
Prävention kardiovaskulärer Ereignisse ist. Dazu gehört auch ein möglichst
bewusster Umgang mit Stresssituationen. Denn Herz-Kreislauf-Erkrankungen
sind immer noch die Todesursache Nummer eins in Europa.


Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.dgk.org/presse

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution737

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Gesellschaft für Kardiologie - Herz- und Kreislaufforschung e.V. - 28.09.2018
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HERZ/1099: Wir arbeiten täglich - aber auch für unser Herz? (idw)


Deutsche Herzstiftung e.V./Deutsche Stiftung für Herzforschung - 27.09.2018

Wir arbeiten täglich - aber auch für unser Herz?

Auch Arbeit kann dem Herzen zusetzen. Zum Weltherztag: Tipps der Deutschen
Herzstiftung bringen mehr Bewegung und andere Aktivitäten für Herz und
Gefäße in die Betriebe



Dauerhaftes Sitzen wird zum Risiko für Herz und Gefäße, wenn kein
Ausgleich durch ausdauernde Bewegung gelingt. Herzspezialisten der
Deutschen Herzstiftung beobachten daher mit großer Sorge, dass rund die
Hälfte der erwerbsfähigen Frauen und Männer angibt, während der Arbeit
vorwiegend zu sitzen oder zu stehen und somit viele Stunden am Tag ohne
körperliche Aktivität verbringt (Untersuchung des Robert Koch-Instituts).
"Das erhöht die Gefahr für Risikokrankheiten wie Übergewicht,
Bluthochdruck und Diabetes, wodurch das Risiko für Herzinfarkt und andere
Herzerkrankungen steigt", warnt der Kardiologe Prof. Dr. med. Thomas
Voigtländer, stv. Vorstandsvorsitzender der Deutschen Herzstiftung
anlässlich des Weltherztages. "Wir wollen deshalb Beschäftigten in
Deutschland, die stundenlang sitzend ihrer Arbeit nachgehen, helfen, in
kleinen Schritten mit wenig Aufwand mehr Bewegung und eine gesunde
Lebensweise in den Arbeitsalltag zu bringen." Auf der Herzstiftungs-Seite

www.herzstiftung.de/herzgesund-arbeiten.html können Betriebe, Fachkräfte
der betrieblichen Gesundheit und Beschäftigte kostenfrei neue
Informations-Pakete mit Aktions-Karten und -Plakaten mit Gesundheitstipps
anfordern, die Anreize für Bewegung am Arbeitsplatz schaffen.

"Wir haben unser Risiko für Herzinfarkt und Schlaganfall selbst in der Hand"

Mit dem neuem Informationsmaterial, das neben den Bewegungstipps auch für
weitere Themen wie Rauchstopp, Stressabbau, herzgesunde Ernährung und
Wiederbelebung ausgearbeitet wird, können sich Berufstätige - am besten in
Teams - gegenseitig Aufgaben zu diesen Präventionsthemen stellen. "Das
fördert ihre körperliche Fitness und stärkt den Teamgeist", betont
Voigtländer. Dabei sind die Aufgaben so konzipiert, dass sie in
Zusammenarbeit leichter zu bewältigen sind. "Wir alle haben unser Risiko
für Herzinfarkt und Schlaganfall zu einem Großteil selbst in der Hand",
unterstreicht der Ärztliche Direktor am Cardioangiologischen Centrum
Bethanien (CCB) des Agaplesion Krankenhauses in Frankfurt am Main. Denn
Schätzungen zufolge sind 80 Prozent der vorzeitigen Todesfälle aufgrund
von Herz-Kreislauf-Erkrankungen im Alter von 30 bis 70 Jahren vermeidbar,
wenn die Risikofaktoren wirksam kontrolliert werden und ein gesunder
Lebensstil geführt wird. "Dazu zählt insbesondere ausdauerorientierte
Bewegung: am besten fünfmal pro Woche je 30 Minuten gemäß der
WHO-Empfehlung. Aber mit intensiver körperlicher Aktivität dreimal pro Woche
je 30 Minuten ist auch schon viel erreicht", betont Voigtländer. Bewegung
hilft, Stress auszugleichen und wer sportlich aktiv ist, beschäftigt sich
auch eher mit seiner Ernährung. Nicht beeinflussbare Faktoren sind unser
Alter, das Geschlecht und die genetische Vorbelastung. Generell sollte
jeder im Alter ab 35 Jahre regelmäßig zur Vorsorge-Untersuchung, um
frühzeitig Herzinfarkt-Risikokrankheiten wie Bluthochdruck,
Fettstoffwechselstörungen, Diabetes und Übergewicht aufzudecken.

Mit Bewegung wirksam gegen die Arteriosklerose

Vor allem der Einfluss der Bewegung ist nicht zu unterschätzen. So kann
die Entstehung und das Fortschreiten der Arteriosklerose
("Gefäßverkalkung") gebremst werden. Die Arteriosklerose führt durch
Ablagerungen (Plaques) und Kalk in der Gefäßwand und chronische
Entzündungsprozesse dauerhaft zur Durchblutungsstörung und hat Herzinfarkt
und Schlaganfall zur Folge, wenn ein Gefäß vollständig verstopft ist. Die
Risikofaktoren der Arteriosklerose sind erhöhte Blutfette (Cholesterin),
Rauchen, hoher Blutdruck, Übergewicht, Diabetes, Stress, Bewegungsmangel,
Luftverschmutzung, Geschlecht, Alter und die erbliche Vorbelastung. "Auch
einer vorhandenen Arteriosklerose lässt sich mit einem veränderten
Lebensstil, insbesondere mit ausdauerorientierter Bewegung,
entgegenwirken."

Experten-Tipps und Ratgeber-Service der Herzstiftung

Das Aktionspaket "Herzgesund arbeiten" (kostenfrei) mit Aktionskarten und
Plakaten, die es jedem leichter machen, für die eigene Herzgesundheit
aktiv zu werden, erhalten Interessierte sowie Betriebe und Fachkräfte der
betrieblichen Gesundheit unter 

www.herzstiftung.de/herzgesund-arbeiten.html

Der kostenfreie Ratgeber "dolce vita - herzgesund leben" (24 Seiten) gibt
hilfreiche Tipps für den Erhalt der Herzgesundheit und enthält den
Herzinfarkt-Risikotest. Erhältlich unter 

www.herzstiftung.de/dolce-vita.html oder telefonisch unter 069 955128400.

Mehr Bewegung - so könnte es klappen: Sieben alltagstaugliche Tipps

Von Prof. Dr. med. Martin Halle, Ärztlicher Direktor des Zentrums für
Prävention und Sportmedizin der Technischen Universität München, Mitglied im
Wissenschaftlichen Beirat der Deutschen Herzstiftung

Tipp 1: 

Kein übertriebener Ehrgeiz: Sie müssen nicht zur Sportskanone
werden. Auch Durchhänger sind erlaubt. Schon zehn Minuten am Tag gezielt
eingesetzt - das hat enorme Gesundheitseffekte!

Tipp 2: 

Bauen Sie überall in Ihren Alltag Bewegung ein: Jeder Schritt
zählt. Machen Sie mit Ihren Arbeitskollegen in der Mittagspause einen
zehnminütigen zügigen Spaziergang oder gehen Sie abends noch einmal für
zehn Minuten um den Häuserblock.

Tipp 3: 

Nehmen Sie die Treppe und nicht den Lift: Sie werden den
Trainingseffekt innerhalb von zwei bis drei Wochen bemerken. Auch einzelne
Stockwerke zu nehmen, möglichst zügig, zeigt deutliche und schnelle
Trainingseffekte. Legen Sie einen Teil Ihres Arbeitsweges zügig
zu Fuß zurück, steigen Sie eine Haltestelle früher aus dem Bus aus.

Tipp 4: 

Es ist nie zu spät, mit körperlicher Aktivität zu beginnen. Wenn
Sie schon sehr lange keinen Sport mehr betreiben, eine
Herz-Kreislauf-Erkrankung oder andere Beschwerden haben, sprechen Sie zuvor mit Ihrem
Arzt.

Tipp 5: 

Suchen Sie sich eine Bewegungs- oder Sportart aus, die Ihnen Spaß
macht. Vielleicht haben Sie eine, die Sie früher gerne ausgeübt haben? Da
tun Sie sich leichter mit dem Wiedereinstieg. Zu Beginn geht es zunächst
darum, das "Gehirn zu trainieren", den Rhythmus zu finden: Das erste Ziel
sollte sein, täglich an Bewegung zu denken und beispielsweise den
zehnminutigen Spaziergang einzuplanen. Dafür brauche ich keinen Arzt -
aber Selbstdisziplin. Und wenn es einmal nur fünf Minuten sind, ist es
auch okay. Aber täglich und regelmäßig muss es sein. Das ist zu Beginn gar
nicht so einfach - auch wenn es auf den ersten Blick einfach erscheint.

Tipp 6: 

Passen Sie das Training Ihrer Fitness an, steigern Sie es langsam,
damit Sie die Freude an der Bewegung behalten. Gehen Sie schrittweise vor:
zunächst Regelmäßigkeit anstreben, dann die Trainingsdauer verlängern,
danach die Intensität steigern.

Tipp 7: 

Wenn Sie berufsbedingt überwiegend sitzen, stehen Sie
zwischendurch immer einmal wieder auf, beispielsweise nach dem Lesen von
E-Mails oder zum Telefonieren. Auch tägliche Rituale wie das Zähneputzen
können zu kleinen Kraft- und Koordinationsübungen genutzt werden. Machen
Sie vor dem Zähneputzen zehn Kniebeugen und nach dem Zähneputzen zehn
Liegestutze an der Wand oder am Waschbecken. Der Zeitaufwand dafür beträgt
zwei- bis dreimal täglich rund eine Minute - je nachdem, wie häufig Sie
sich die Zähne putzen.

Weltherztag: Machen Sie Ihr Herzversprechen!

Der Weltherztag ist eine Initiative der World Heart Federation (WHF), in
der sich die Herzstiftungen und kardiologischen Fachgesellschaften von
mehr als 100 Ländern zusammengeschlossen haben. Die Interessen von
Deutschland werden von der Deutschen Herzstiftung e. V. vertreten. Der
Weltherztag www.herzstiftung.de/weltherztag.html findet jedes Jahr am 29.
September statt und regt zu Aufklärungskampagnen u. a. zur Frage an, was
jeder Einzelne tun kann, um Risiken für eine Herz-Kreislauf-Erkrankung
oder einem Schlaganfall vorzubeugen.

Der diesjährige Aufruf "Machen Sie ihr Herzversprechen!" ("My Heart, Your
Heart - Make your Promise!") soll dazu anregen, der eigenen
Herzgesundheit, aber auch der von anderen, mehr Achtsamkeit zu schenken
und seinen selbst gesteckten Zielen treu zu bleiben: mehr Sport zu
treiben, gesunder zu kochen und zu essen, seine Kinder aufzufordern,
aktiver zu sein und Raucher im Freundeskreis beim Aufhören zu
unterstützen.


Originalpublikation:

Claudia Eberhard-Metzger, "Bewegung ist die beste Vorsorge" - HERZ HEUTE
im Gespräch mit Professor Martin Halle vom Zentrum für Prävention und
Sportmedizin der TU München, 

In: HERZ HEUTE, Ausg. 4/2018, Zeitschrift der Deutsche Herzstiftung (Hg.), Frankfurt/Main 2018

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.herzstiftung.de/weltherztag.html

http://www.herzstiftung.de/herzgesund-arbeiten.html

Zu dieser Mitteilung finden Sie Anhänge unter der WWW-Adresse:

http://idw-online.de/de/attachment66753

PM_Weltherztag_Herzgesund_Arbeiten_2018

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution825

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Herzstiftung e.V./Deutsche Stiftung für Herzforschung - 27.09.2018
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LUNGE/274: Hoffnung für PatientInnen mit chronischer Bronchitis (idw)


Ludwig Boltzmann Gesellschaft - 01.10.2018

Hoffnung für PatientInnen mit chronischer Bronchitis

Bronchiale Rheoplastie wird weltweit erstmals in Wien angewandt - Studie
zeigt vielversprechende Ergebnisse der Therapie



Wien, 1. Oktober 2018. Husten und Auswurf sind die Hauptsymptome einer
chronischen Bronchitis, wobei das Ausmaß der Beschwerden sehr
unterschiedlich sein kann. Häufigste Krankheitsursache ist das Rauchen.
Neben Rauchen und Passivrauchen tragen auch andere Schadstoffe in der Luft
wie Industrieabgase oder Mineralstäube zur Entstehung einer chronischen
Bronchitis bei. Die Beschwerden bei einer chronischen Bronchitis
entwickeln sich über Monate oder Jahre. Üblicherweise husten die
Betroffenen einen zähen weißlichen oder verfärbten Schleim ab
("Raucherhusten"). Atemnot bei körperlicher Belastung ist ein möglicher
Hinweis darauf, dass die chronische Bronchitis in eine chronisch
obstruktive Lungenerkrankung (COPD) übergegangen ist. In der kalten
Jahreszeit können sich die Beschwerden durch zusätzliche akute
Atemwegsinfektionen deutlich verstärken.

Studie am Ludwig Boltzmann Institut für COPD und Pneumologische Epidemiologie am Otto-Wagner-Spital in Wien

"Die primäre Behandlung der chronischen Bronchitis ist der Rauchstopp",
sagt Doz. Dr. Arschang Valipour, Oberarzt an der 1. Internen
Lungenabteilung des Otto-Wagner-Spitals in Wien und
Forschungsgruppenleiter am Ludwig Boltzmann Institut für COPD und
Pneumologische Epidemiologie. "Sollte bereits eine COPD diagnostiziert
sein, so gilt die Inhalationstherapie als Basis der medikamentösen
Behandlung", so Valipour. "Bei vielen Patientinnen und Patienten stößt die
Inhalationstherapie jedoch an ihre Grenzen, Husten und Atemnot bessern
sich kaum. Diesen PatientInnen kann die bronchiale Rheoplastie helfen, die
wir gerade in einer Studie testen. Wir wenden diese Therapie weltweit zum
ersten Mal zur Behandlung von chronischer Bronchitis an."

Bronchiale Rheoplastie kommt in Wien weltweit das erste Mal zum Einsatz -
Präsentation der Studienergebnisse am Europäischen Lungenkongress in Paris
Gemeinsam mit klinischen Forschungseinrichtungen in den USA und Australien
untersucht Valipour am Ludwig Boltzmann Institut für COPD und
Pneumologische Epidemiologie am Otto-Wagner-Spital in Wien die
Auswirkungen der bronchialen Rheoplastie, einer endoskopischen Therapie
der chronischen Bronchitis. "Dabei handelt es sich um ein Verfahren, das
während einer Lungenspiegelung (Bronchoskopie) in Allgemeinnarkose
durchgeführt wird und bei dem die krankhafte Schleimhaut der Atemwege
verödet wird. Elektrische Impulse werden über einen Katheter an die
Bronchialschleimhaut abgegeben, die krankhafte Schleimhaut stirbt ab und
gesunde Schleimhaut wächst nach", erklärt Valipour den Eingriff. Nach der
Rheoplastie führt der körpereigene Reparaturmechanismus zu einer Heilung
der vormals mit schleimproduzierenden Zellen übersäten Schleimhaut und
somit zu einer Abnahme der Beschwerden.

Im Rahmen einer internationalen Studie untersuchten die Studien-ÄrztInnen
unter der Leitung von Valipour die Sicherheit und Wirksamkeit der
bronchialen Rheoplastie bei PatientInnen mit chronischer Bronchitis. Bei
der Studie wurden bislang dreißig erwachsene PatientInnen mit chronischer
Bronchitis der neuen Therapie unterzogen. "Patientinnen und Patienten, die
mit der bronchialen Rheoplastie behandelt wurden, zeigten nach sechs
Monaten eine deutliche Verbesserung ihrer gesundheitsbezogenen
Lebensqualität", berichtet Valipour. Der Lungenfacharzt aus Wien verweist
dabei nicht nur auf subjektive sondern auch auf objektivierbare
Verbesserungen der krankheitsspezifischen Marker im Anschluss an die
Behandlung. So zeigte sich eine durchschnittliche Verbesserung des
Volumens der Atemwege um 25 Prozent.

"Die bronchiale Rheoplastie erwies sich in unserer Studie nicht nur als
sicheres sondern auch als wirksames Verfahren. Wenn zukünftige
Studienergebnisse unsere frühen Erfahrungen bestätigen, wird die
bronchiale Rheoplastie eine wesentliche Bereicherung unserer
Behandlungsmöglichkeiten für die chronische Bronchitis darstellen",
resümiert Valipour. Die Ergebnisse der Studie wurden unter dem Titel
"First-in-Human Results of Bronchial Rheoplasty: An Endobronchial
Treatment For Chronic Bronchitis (CB)" erstmals beim Europäischen
Lungenkongress, der im September in Paris stattfand, vorgestellt.


Ludwig Boltzmann Gesellschaft

Die Ludwig Boltzmann Gesellschaft (LBG) ist eine Forschungseinrichtung mit
thematischen Schwerpunkten in der Medizin und den Life Sciences sowie den
Geistes-, Sozial- und Kulturwissenschaften und stößt gezielt neue
Forschungsthemen in Österreich an. Die LBG betreibt zusammen mit
akademischen und anwendenden Partnern aktuell 19 Ludwig Boltzmann
Institute und entwickelt und erprobt neue Formen der Zusammenarbeit
zwischen der Wissenschaft und nicht-wissenschaftlichen AkteurInnen wie
Unternehmen, dem öffentlichen Sektor und der Zivilgesellschaft.
Gesellschaftlich relevante Herausforderungen, zu deren Bewältigung
Forschung einen Beitrag leisten kann, sollen frühzeitig erkannt und
aufgegriffen werden. Teil der LBG sind das LBG Open Innovation in Science
Center, das das Potenzial von Open Innovation für die Wissenschaft
erschließt, das LBG Career Center, das 200 PhD-StudentInnen und Postdocs
in der LBG betreut, und zwei neue Forschungsgruppen zum Thema psychische
Gesundheit von Kindern. In der Ludwig Boltzmann Gesellschaft sind
insgesamt 550 MitarbeiterInnen beschäftigt.

www.lbg.ac.at

Wiener Krankenanstaltenverbund

Mit zehn Spitälern, zwei Geriatriezentren (und dem Sozialtherapeutischen
Zentrum Ybbs) sowie acht Pflegewohnhäusern zählt der Wiener
Krankenanstaltenverbund (KAV) zu den größten Gesundheitseinrichtungen in
Europa. Rund 30.000 MitarbeiterInnen aus 70 Nationen, die dutzende
Sprachen sprechen, kümmern sich 365 Tage im Jahr, rund um die Uhr, um das
Wohl der ihnen anvertrauten Menschen.
www.wienkav.at


Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.copd.lbg.ac.at

http://www.lbg.ac.at

http://www.wienkav.at
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NIERE/079: Prävalenz der chronischen Nierenkrankheit - und deren Bedeutung für die Früherkennung (idw)


Deutsche Gesellschaft für Nephrologie e.V. (DGfN) - 28.09.2018

Prävalenz der chronischen Nierenkrankheit - und deren Bedeutung für die Früherkennung



Chronische Nierenkrankheiten stellen ein unterschätztes Gesundheitsrisiko
dar - erst recht, wenn man die zukünftige demografische Entwicklung
betrachtet. Die Babyboomer kommen ins Renten- und somit ins
"Dialysealter". Bei gleichbleibender Prävalenz von Nierenkrankheiten muss
in den kommenden Jahren mit einem Anstieg der absoluten Zahl der
Dialysepatienten gerechnet werden. Die Deutsche Gesellschaft für
Nephrologie (DGfN) fordert daher, Früherkennung und Prävention von
chronischen Nierenkrankheiten zu stärken.

Laut ASN, ERA-EDTA und ISN [1] liegt die Prävalenz von Nierenkrankheiten
bei 10,4% bei Männern und 11,8% bei Frauen. Mit geschätzten 850 Millionen
Betroffenen weltweit ist Zahl der Menschen, die eine Nierenkrankheit
haben, deutlich höher als beispielsweise die von Diabetes-Patienten (422
Millionen [2]), Krebspatienten (42 Millionen [3]) oder von Menschen, die
mit HIV infiziert sind (36.7 Millionen [4]). Setzt man die Wahrnehmung und
Aufmerksamkeit, die die verschiedenen Krankheiten in der Bevölkerung und
den Medien erhalten, mit diesen Zahlen in Beziehung, sind
Nierenkrankheiten deutlich unterrepräsentiert.

Woran liegt das? Ganz klar: Nierenkrankheiten erscheinen längst nicht so
bedrohlich wie beispielsweise Krebs. Nur etwa 1% der von einer chronischen
Nierenkrankheit betroffenen Menschen benötigt eine Nierenersatztherapie
(Dialyse oder Transplantation). Viele ziehen daraus den Schluss, dass es
sich gut und lange mit einer chronischen Nierenkrankheit leben lässt.
Außerdem denken viele: Wenn es ganz schlimm kommen sollte, gibt es ja
immer noch die Dialyse, die das Überleben ermöglicht. Nephrologen führen
gern - und auch nicht ganz ohne Stolz - an, dass die Dialyse das einzige
Organersatzverfahren ist, das dauerhaft über Jahre und Jahrzehnte das
Überleben der Patienten sicherstellt. Möglicherweise hat das aber auch in
der öffentlichen Wahrnehmung der Erkrankung den Schrecken genommen. Die
Bevölkerung weiß wenig über chronische Nierenkrankheiten - und
Früherkennungsuntersuchungen werden noch nicht ausreichend in den
Vorsorgeprogrammen, wie z.B. den Check-up 35+-Katalogen der gesetzlichen
Krankenkassen, reflektiert.

Dabei wäre das dringend notwendig. Zum einen stellt eine chronische
Nierenkrankheit einen dramatischen Risikofaktor für
Herz-Kreislauf-Erkrankungen dar (die WHO führt sie daher in der Liste der
kardiovaskulären Risikofaktoren) und ist damit durchaus gefährlich: Die
meisten Betroffenen erreichen das Dialysestadium nicht, weil sie vorher
kardiovaskulären Ereignissen erliegen. Zum anderen ist die Dialyse eine
meist lebenslang notwendige, kostenintensive Therapie. Es ist also im
Interesse der Solidargemeinschaft, durch gute Präventionsmaßnahmen die
Zahl der Dialysepatienten nachhaltig zu verringern. Die Früherkennung von
chronischen Nierenkrankheiten zahlt sich also doppelt aus - für den
einzelnen Patienten sowie für die Gemeinschaft.

Sie ist gerade jetzt von Bedeutung, weil allmählich die
Babyboomer-Generation ins "Dialysealter" (70+) kommt. Bislang stagnierte die
absolute Zahl der Dialysepatienten, da die geburtenschwachen
Kriegsgenerationen im Seniorenalter waren (siehe Abb. 1). Bleibt aber der
relative Anteil der Dialysepflichtigkeit in der Bevölkerung gleich hoch,
muss bereits in wenigen Jahren mit einem nennenswerten Anstieg der
Dialyseprävalenz gerechnet werden, wenn die Früherkennung und Prävention
nicht maßgeblich verbessert wird.

"Es ist daher an der Zeit, dass die wichtigsten Untersuchungen zur
Früherkennung von chronischen Nierenkrankheiten, (1) die Messung von
Albumin im Urin und (2) die Bestimmung des Kreatinin-Werts im Blut
regelmäßig durchgeführt werden und in den Vorsorgekatalogen aufgenommen
werden", erklärt Professor Dr. Andreas Kribben, Essen, Präsident der DGfN.
Derzeit ist weder eine Messung des Kreatinins im Blut, um eine Reduktion
der Nierenfunktion festzustellen, noch eine genaue Bestimmung der
Albuminmenge zur Bestimmung eines strukturellen Nierenschadens im Urin
vorgesehen. Nur die Urinuntersuchung mittels Kombistreifen (orientierende
Untersuchung auf, Glukose, Erythrozyten, Leukozyten, Eiweiß und Nitrit)
ist in den Check-up 35+ Untersuchungen [5] enthalten. "Wir fordern hier
dringend Nachbesserungen".

Referenzen

[1] Gemeinsame Pressemeldung vom 27. Juni 2018, abrufbar unter: 
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NIERE/078: Neue Funktion für "Nieren-Gen" - WT1 spielt Rolle im zentralen Nervensystem & kontrolliert Bewegung (idw)


Leibniz-Institut für Alternsforschung - Fritz-Lipmann-Institut e.V. (FLI) - 28.09.2018

Neue Funktion für "Nieren-Gen": WT1 spielt Rolle im zentralen Nervensystem & kontrolliert Bewegung



Das WT1-Gen ist an der Ausbildung einer gesunden, korrekt funktionierenden
Niere maßgeblich beteiligt. Mutationen in WT1 haben Störungen in der
Nierenentwicklung zur Folge und verursachen Wilms-Tumor, einen Nierenkrebs
bei Kindern. Forscher vom Leibniz-Institut für Alternsforschung -
Fritz-Lipmann-Institut (FLI) in Jena haben nun eine weitere wichtige und
unerwartete Funktion des WT1-Gens entdeckt. Es ist auch außerhalb der
Nieren im zentralen Nervensystem aktiv und an der Kontrolle von Bewegung
beteiligt. Fehlt das Gen im Rückenmark, dann treten motorische Störungen
auf. Die Ergebnisse wurden jetzt in Life Science Alliance veröffentlicht.

Jena. Der Transkriptionsfaktor WT1 (Wilms Tumor 1) ist seit fast 30 Jahren
bekannt und maßgeblich an der Ausbildung einer gesunden, korrekt
funktionierenden Niere beteiligt. Störungen im Entwicklungsprozess führen
zu Nierenkrebs bei Kindern. Auch für die Aufrechterhaltung der
Nierenfunktion ist das Gen zuständig. Jüngst konnte auch ein Zusammenhang
zwischen ungeklärter Kinderlosigkeit und Mutationen von WT1 nachgewiesen
werden.

Forscher vom Jenaer Leibniz-Institut für Alternsforschung -
Fritz-Lipmann-Institut (FLI) und dem Institut für Zoologie und Evolutionsforschung der
Friedrich-Schiller-Universität Jena (FSU) haben mit Kollegen der
Universität Uppsala, Schweden, und dem Helmholtz Zentrum München eine
weitere wichtige Rolle des WT1-Gens entdeckt: Das Gen ist auch außerhalb
der Nieren im zentralen Nervensystem aktiv und an der Spezifizierung von
Neuronen beteiligt, die rhythmische Bewegungen kontrollieren. Die
Ergebnisse wurden jetzt in der Fachzeitschrift Life Science Alliance
veröffentlicht.

"Dieses Ergebnis war für uns erst einmal völlig überraschend, denn wir
glaubten, das WT1-Gen nach langjähriger Forschung bereits bestens zu
kennen", berichtet Prof. Christoph Englert, Gruppenleiter am FLI. "Bisher
war uns das Wilms-Tumor-Suppressor-Gen WT1 als wichtiges Gen für die
Entwicklung und den Erhalt verschiedener Organe, wie z.B. Niere und Herz,
bekannt; dass es auch unsere Bewegungen beeinflusst, ist uns neu". Doch
welche Funktion hat das Gen im zentralen Nervensystem?

Verlust von WT1 verändert Bewegungen

Die Forscher analysierten, in welchen Bereichen des Rückenmarks und
Gehirns das WT1 Gen aktiv ist. Sie untersuchten Mäuse, denen das Gen
fehlte. "Der Verlust des Gens verändert die motorischen Abläufe; die Mäuse
zeigen Probleme bei der Koordination ihrer Beine, die zu einem verändertem
Laufverhalten führen", berichtet Dr. Danny Schnerwitzki, Erstautor der
Studie.

Der Darm, die Atmung und auch unser Gang werden über neuronale Netze, die
wie Schaltkreise funktionieren, gesteuert und kontrolliert. In diese
Abläufe sind auch die Neuronen des Gehirns und des Rückenmarks involviert.
"Wir konnten zeigen, dass das WT1-Gen eine bestimmte Gruppe von Neuronen
steuert, die für die Fortbewegung zuständig sind," betont Dr. Schnerwitzki
die Ergebnisse. Sie zeigen, dass die Entwicklung bestimmter Neuronen des
Rückenmarks von der WT1-Expression abhängt und dass der Verlust von WT1
mit Veränderungen in der Fortbewegung verbunden ist.

WT1 kontrolliert Neuronenspezifikation

"In einem zweiten Schritt haben wir die Entwicklung der Neuronen in
Abhängigkeit von der WT1-Expression untersucht und Bewegungsanalysen von
WT1-Knockout-Mäusen durchgeführt", erläutert Prof. Englert. Die Forscher
nutzten dafür molekularbiologische und elektrophysiologische Ansätze sowie
ein spezielles Röntgenverfahren, das am Institut für Zoologie und
Evolutionsforschung der FSU entwickelt wurde, um Veränderungen im
Bewegungsablauf sichtbar zu machen. "Unsere Daten deuten darauf hin, dass
das Gen nicht nur zur Koordination der Fortbewegung beiträgt, sondern bei
der Embryogenese auch für eine korrekte Neuronenspezifikation benötigt
wird", so Englert weiter.

Bei Zebrafischen fanden die Forscher ebenfalls WT1 in Neuronen des
Rückenmarks. Ein Hinweis darauf, dass die Funktion des Gens evolutionär
konserviert ist. Bei den Fischen scheint das Gen für die Steuerung der
Schwimmbewegung zuständig zu sein.

Die Studie belegt nicht nur eine bisher unbeschriebene Bedeutung von WT1
bei der Entwicklung von Rückenmarksneuronen, sondern unterstreicht seine
Rolle bei der für die funktionelle Umsetzung der Fortbewegung
verantwortlichen Schaltkreisen in den Neuronen. "Untersuchungen an
Patienten mit einer WT1-Mutation, könnten uns zeigen, in wie weit auch
beim Menschen die Rolle des WT1 der der Modellsysteme entspricht und zu
motorischen Veränderungen beiträgt."

Publikation

Danny Schnerwitzki, Sharn Perry, Anna Ivanova, Fabio V Caixeta, Paul
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Schmidt, Klas Kullander, Christoph Englert. Neuron-specific inactivation
of Wt1 alters locomotion in mice and changes interneuron composition in
the spinal cord. Life Science Alliance 2018, 

DOI: 10.26508/lsa.201800106

Videomaterial

X-ray fluoroscopy video shows skeleton of Wt1fl/fl control mouse running
on a treadmill.

http://movie.life-science-alliance.org/video/10.26508/lsa.201800106/video-1

X-ray fluoroscopy video shows skeleton of Nes-Cre;Wt1fl/fl mouse running
on a treadmill.

http://movie.life-science-alliance.org/video/10.26508/lsa.201800106/video-2

Video shows newborn Wt1fl/fl pup performing air-stepping after tail pinch.

http://movie.life-science-alliance.org/video/10.26508/lsa.201800106/video-3

Video shows newborn Nes-Cre;Wt1fl/fl pup performing air-stepping after
tail pinch.

http://movie.life-science-alliance.org/video/10.26508/lsa.201800106/video-4
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Deutsche Gesellschaft für Nephrologie e.V. (DGfN) - 28.09.2018

Wie lässt sich eine chronische Nierenkrankheit aufhalten?



Die chronische Nierenkrankheit ist eine progrediente Erkrankung, sie
schreitet fort und verlorene Nierenfunktion lässt sich in aller Regel
nicht wiedergewinnen. Allerdings lässt sich das Fortschreiten durch
verschiedene Maßnahmen verlangsamen. Eine rechtzeitige Vorstellung beim
Nierenexperten (Nephrologen) sorgt dafür, dass die Betroffenen optimal
medikamentös versorgt werden, es gibt aber auch einige Dinge, die der
Patient selbst machen kann, um die verbliebene Nierenfunktion bestmöglich
zu schützen. Aber um gleich mit einem Vorurteil aufzuräumen: Über die
Maßen viel Wasser und Tee trinken gehört nicht dazu.

Eine chronische Nierenerkrankung (CKD) tritt häufig erst in der zweiten
Lebenshälfte auf. Zwar ist es normal, dass die Organfunktion im Alter
leicht abnimmt, wenn aber Diabetes mellitus, Bluthochdruck oder Rauchen
die Gefäße zusätzlich schädigen - die Nieren bestehen aus vielen kleinen
Gefäßknäuel - kann die Nierenfunktion rasant abnehmen. Liegt die
Organfunktion unter 10% sind die Betroffenen auf eine
Nierenersatztherapie, d.h. entweder auf eine Transplantation oder auf die
Dialyse ("Blutwäsche"), angewiesen. Das stellt einen tiefen Einschnitt im
Leben der Patienten dar. Derzeit gibt es in Deutschland etwa 80.000
Dialysepatienten, sie müssen dreimal pro Woche vier Stunden lang
dialysiert werden. Nur etwa 5% der Betroffenen führen die Dialyse als
Heimverfahren (Bauchfelldialyse oder Heim-Hämodialyse) durch. Da ein
dialysepflichtiges Nierenversagen nicht nur mit Einbußen in der
Lebensqualität verbunden ist, sondern auch mit einem deutlich erhöhten
Herz-Kreislauf-Risiko einhergeht, sollten Patienten mit einer noch
leichtgradigen Nierenfunktionseinschränkung darauf achten, ihre Nieren
möglichst lange funktionstüchtig zu erhalten.

Wenn die Nierenfunktion (GFR) anhaltend unter 60 ml/mim/1,73 m2 fällt oder
wenn strukturelle Schäden an den Nieren erkennbar sind (z.B. stark
vergrößerte Nieren bei der erblichen Zystennierenkrankheit), liegt eine
Nierenkrankheit vor. Die fachärztliche Mitbetreuung durch den Nierenarzt
(Nephrologen) ist angeraten, sobald die GFR unter 45 ml/min/1,73 m2
abgefallen ist oder bei einer GFR von unter 60 ml/min/1,73 m2 und
gleichzeitigem Auftreten von Kriterien, die auf einen strukturellen
Nierenschaden hinweisen (Eiweiß im Urin (Proteinurie), Blut im Urin
(Hämaturie), Änderungen im Erscheinungsbild der Nieren oder auch ein
schwerer Bluthochdruck). Dann kann rechtzeitig mit einer medikamentösen
Therapie, vornehmlich bestehend aus blutdrucksenkenden Mittel wie
ACE-Hemmer, die nachweislich einen nierenschützenden Effekt haben, begonnen
werden. Dass die rechtzeitige Einbindung eines Nephrologen tatsächlich den
Krankheitsverlauf begünstigt, konnte eine Auswertung des CKD 3-5 Registers
des DN e.V. [1] zeigen. Sie dokumentierte, dass in den ersten drei Jahren
70% der Patienten ihr CKD-Stadium hielten, d.h. unter fachärztlicher
Mitbetreuung eine verringerte Progression der chronischen
Niereninsuffizienz auftrat.

Die Betroffenen können auch selbst aktiv werden, um ihre Nierenfunktion zu
schützen. Doch dabei muss zunächst mit einem Vorurteil aufgeräumt werden:
Viel trinken, um die Nieren "zu spülen", bringt wenig, kann sogar
kontraproduktiv sein. Eine randomisiert kontrollierte Studie aus Kanada
[2] zeigte, dass die Erhöhung der täglichen Trinkmenge um täglich 1-1,5
Liter bei nierengesunden Menschen über zwölf Monate zu keinem
signifikanten Unterschied gegenüber der Kontrollgruppe (Beibehaltung der
bisherigen Trinkmenge) hinsichtlich Nierenfunktion (GFR), Albuminurie,
Kreatinin-Clearance sowie dem Wohlbefinden führte. Bei Patienten mit
kardialen oder renalen Erkrankungen sind Volumenüberladungen in der Regel
sogar eher nachteilig - die Trinkmenge wird bei diesen Patienten
individuell vom Arzt festgelegt und an diese Empfehlung sollten sich die
Patienten unbedingt halten.


Was effektiv gegen einen Nierenfunktionsverlust hilft:

Nichtrauchen

Rauchen ist der Gefäßkiller Nr.1. Da zahlreiche Kleinstgefäße in den
Nieren die lebensnotwendige Filterfunktion des Organs sicherstellen, ist
Rauchen nicht nur ein "Gefäßgift", sondern auch eine "Nierengift".

Abnehmen bei Übergewicht

Übergewicht (BMI > 25) ist nicht nur ein Risikofaktor für
Herzkreislauferkrankungen, sondern geht auch an die Nieren. Seit langem
ist bereits ein indirekter Zusammenhang bekannt: Übergewichtige Menschen
leiden oft unter Bluthochdruck - und der schädigt die feinen Blutgefäße in
den Nieren, welche die Giftstoffe aus unserem Körper filtern.
Fettleibigkeit schädigt die Nieren aber auch ganz direkt. Das Fettgewebe
sondert verschiedene Peptidhormone wie Adiponectin, Leptin und Resistin
ab, die zu Inflammation und oxidativem Stress führen, den Fettstoffwechsel
negativ beeinflussen und erhöhte Insulinspiegel, oft auch eine
Insulinresistenz nach sich ziehen. Diese Mechanismen führen zu krankhaften
Veränderungen des Nierengewebes (sogenannten Glomerulopathien) und in
Folge zu einer Abnahme der Nierenfunktion.

Phosphatarme Ernährung, vegetarische Ernährung

Es ist bekannt, dass eine phosphatarme Ernährung hilft, den Verlust der
Nierenfunktion aufzuhalten [3, 4]. Im Klartext heißt das, dass Menschen
mit einer Nierenfunktionseinschränkung bereits vor der Dialyse empfohlen
wird, von phosphathaltigen Lebensmitteln abzusehen. Extrem viel Phosphat
ist beispielsweise in Fertiggerichten und Fast Food enthalten,
insbesondere in Geschmacksverstärkern und Konservierungsmitteln, empfohlen
wird daher eine frisch zubereitete Kost, die auf solche Inhaltsstoffe ganz
verzichtet.

Ein neu publiziertes Review [5] zeigte, dass auch eine vegetarisch bzw.
zumindest stark pflanzenbetonte Kost verschiedene Risikofaktoren der
CKD-Progression verbessert, u.a. Bluthochdruck, urämische Toxine, Inflammation
und oxidativen Stress - und auch Phosphatspiegel. Daher fordern die
Autoren, Nierenpatienten zu empfehlen, auf Fleisch zu verzichten. Klare
Belege für den Nutzen einer vegetarischen Kost für das Aufhalten der CKD
in Form von prospektiven randomisierten Studien fehlen aber noch.


Was höchstwahrscheinlich auch hilft:

Sport

Sport verbessert zahlreiche Parameter, die gerade für den Erhalt der
Nierenfunktion wichtig sind. Sport ist ein natürlicher Blutdrucksenker,
auch profitieren Patienten mit chronischer Nierenkrankheit im Hinblick auf
Inflammation und oxidativen Stress. Noch liegt aber keine prospektive
Studie vor, die zeigt, dass Sport signifikant vor dem
Nierenfunktionsverlust schützt, auch wenn vieles darauf hindeutet. Eine
Metaanalyse [6] kam zu dem Ergebnis: "Although the current literature does
not allow for definitive conclusions about whether exercise training slows
the progression of kidney disease, no study has reported worsening of
kidney function as a result of exercise training" (frei übersetzt: Auch
wenn es keinen Nachweis gibt, dass Sport den Nierenfunktionsverlust
aufhält, zeigte keine einzige Studie, dass sie durch Sport verschlechtert
wird).
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Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.dgfn.eu

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution854
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PFLEGE/743: Neues Forschungsprojekt will Krankenhausaufenthalte von Menschen mit Demenz verringern (Uni Bremen)


Universität Bremen - Pressemitteilung vom 28. Sepbember 2018

Neues Forschungsprojekt will Krankenhausaufenthalte von Menschen mit Demenz verringern



Menschen mit Demenz in ambulant betreuten Wohngemeinschaften sollen
seltener ins Krankenhaus eingewiesen werden. Das ist Ziel eines
Forschungsprojektes der Universitäten Bremen und Erlangen, das im März
2019 beginnt. Einbezogen werden Demenz-Wohngemeinschaften in Bremen,
Bayern, Berlin und Hamburg. In Bremen verantwortet Karin
Wolf-Ostermann, Professorin für Pflegewissenschaftliche
Versorgungsforschung am Institut für Public Health und Pflegeforschung
(IPP), das Projekt.

Der Gemeinsame Bundesausschuss, das oberste Beschlussgremium der
gemeinsamen Selbstverwaltung der Ärzte, Zahnärzte, Psychotherapeuten,
Krankenhäuser und Krankenkassen in Deutschland, fördert das
praxisorientierte Forschungsvorhaben mit 1,3 Millionen Euro. Das Geld
kommt aus dem Innovationsfonds für Versorgungsforschung.

Fokus auf Wohngemeinschaften

Ambulant betreute Wohngemeinschaften sind eine Wohnform für Menschen,
auch mit Demenz, die in ihrer angestammten Häuslichkeit nicht mehr
angemessen versorgt werden können, aber nicht in einem Pflegeheim
leben möchten. Bewohnerinnen und Bewohner einer
Demenz-Wohngemeinschaft werden durch professionelles Pflegepersonal
betreut - gleichzeitig bleiben Angehörige eng eingebunden. Durch
gemeinsame Alltagsaktivitäten kann eine familiäre Atmosphäre
entstehen, die Möglichkeiten zu sozialer Teilhabe bietet.

Erhöhtes Krankenhaus Risiko

Dennoch haben Menschen mit Demenz ein erhöhtes Risiko für stationäre
Krankenhausaufenthalte, die für sie oftmals besonders krisenhafte
Belastungen mit starker Einschränkung der Lebensqualität darstellen.
Sie gehen häufig mit gesundheitlichen Verschlechterungen einher. Zudem
steigt das Risiko, danach noch stärker hilfs- und pflegebedürftig zu
werden. Im Projekt sollen geeignete Maßnahmen angewandt werden, um die
Lebensqualität zu verbessern, herausfordernde Verhaltensweisen wie
beispielsweise Unruhe zu verringern, das Sturzrisiko zu senken und
kognitive Fähigkeiten zu stabilisieren.

"Mehr Lebensqualität"

Um dieses Ziel zu erreichen, setzen die Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler aus dem Team von Professorin Wolf-Ostermann
(Universität Bremen) und Professor Elmar Gräßel (Universitätsklinikum
Erlangen) auf Schulung des Pflegepersonals, frühzeitigen Einbezug der
zuständigen Haus- und Fachärzte sowie spezielle Therapien, bei denen
motorische und kognitive Fähigkeiten gezielt trainiert werden. Von den
Ergebnissen des Forschungsprojektes könnten alle profitieren: zunächst
die Menschen mit Demenz durch weniger Krankenhausaufenthalte und mehr
Lebensqualität. Das entlaste wiederum die Angehörigen, die
Pflegefachkräfte durch verbesserte Abläufe sowie die
Demenz-Wohngemeinschaften selbst durch die Erweiterung um ein
innovatives Angebot, so die Überzeugung der Projektverantwortlichen.


Über das Institut für Public Health und Pflegeforschung IPP

Das Institut für Public Health und Pflegeforschung (IPP) der
Universität Bremen ist eines der größten Forschungsinstitute in diesem
Bereich in Deutschland. 2005 wurde es als wissenschaftliche
Einrichtung des Fachbereichs Human- und Gesundheitswissenschaften
gegründet. Inzwischen forschen und lehren in neun Abteilungen und
Arbeitsgruppen mehr als 100 Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler.
Interdisziplinäre Gesundheits- und Pflegeforschung,
forschungsorientierte Lehre in den gesundheits- und
pflegewissenschaftlichen Studiengängen und Wissenschaftstransfer in
Praxis, Politik und Gesellschaft: das sind die Aufgaben des IPP.
Zentrales Ziel der Forschung ist die Verbesserung von Gesundheit und
Wohlbefinden der Bevölkerung.

http://www.ipp.uni-bremen.de

www.healthsciences.uni-bremen.de

 * 

Quelle:

Universität Bremen

Pressemitteilung 28. Sepbember 2018
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Telefon: 0421/218-1, Fax: 0421/218-601 52

E-Mail: presse@uni-bremen.de
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FORSCHUNG/262: Wie kann man Menschen durch Spiele-Apps zu einem gesünderen Lifestyle motivieren? (idw)


Australisch-Neuseeländischer Hochschulverbund / Institut Ranke-Heinemann - 28.09.2018

Die "Gamification" der Gesundheit: Was motiviert Sie?



Wie kann man Menschen durch Spiele-Apps zu einem gesünderen Lifestyle
motivieren? Obwohl es einige Apps gibt, bringen nicht alle den gewünschten
Erfolg. Wissenschaftler der Queensland University of Technology in
Brisbane beschäftigen sich mit diesen Phänomen.

Denken Sie an ein Spiel, das Sie gern spielen, irgendein Spiel. Nun
stellen Sie sich vor, Ihr Chef sagt, Sie müssen dieses Spiel jeden Tag für
eine Stunde spielen. Würden Sie es immer noch als Spaß empfinden?

Laut dem Queensland University of Technology (QUT) - Doktoranden Robert
Mitchell kann es viel Potenzial haben, gesundheitliche Botschaften in
Spiele umzusetzen, insbesondere Apps, aber diese "Gamification der
Gesundheit" kann auch schnell ihren Reiz verlieren.

Ironischerweise war eines der erfolgreichsten Smartphone-Spiele, das
Menschen in den letzten Jahren tatsächlich in Bewegung gebracht hat,
Pokémon GO, das nicht einmal mit der Bevölkerungsgesundheit im Sinn
entwickelt wurde.

"Es hat funktioniert, weil es Spaß gemacht hat und es etwas anderes war,
das Sie mit Ihrem Handy machen konnten.", sagt Mitchell, der auch Keynote
Speaker an dem Australasian Symposium on Health Communication, Advertising
and Marketing 2018 an der QUT am 25. September 2018 war.

"Tatsächlich könnte das Fehlen von einem offensichtlichen Gesundheitsmotiv
genau das sein, was Pokémon GO so effektiv in der Förderung von Bewegung
in dem Teil der Bevölkerung, der geringer aktiv ist, macht. Und das macht
diese Spiele-Apps so herausfordernd im Bereich Bevölkerungsgesundheit: Wie
vermittelt man eine Botschaft, ohne so rüberzukommen, als dass Sie eine
Botschaft haben."

"Wenn man auf diesen Zug aufspringen möchte, muss man wirklich darüber
nachdenken, wer die Zielgruppe ist."

"Eine Grundmethode der Gamification ist es, ein Punktesystem zu jeder
Aufgabe hinzuzufügen. Es ist ein bisschen so, wie wenn Eltern versuchen,
ihre Kinder zu motivieren, ihr Zimmer aufzuräumen, indem sie ihnen Punkte
geben und ein Spiel draus machen.

"Mit Gesundheitsnachrichten sind die Spiele-Apps, die ein Punktesystem und
Rankings benutzen, nur motivierend, wenn jemand sich bereits ändern will
und gern läuft, Fitness macht, sich gesund ernähren will oder was auch
immer die Gesundheit fördert. Für andere kann es einfach abschreckend und
deprimierend sein."

"Für Leute, die schwerer zu erreichen und nicht schon von vornherein
motiviert sind, ist die Regel Nummer eins, das Spiel spaßig zu machen und
den Wettbewerbsaspekt weg zu nehmen."

Mitchell ist der Ansicht, dass die Menschen entweder von extrinsischer
(äußerer) Motivation - so wie Belohnungen, Strafen oder sozialer Druck -
oder intrinsischer (interner) Motivation, die aus einem persönlichen
Interesse oder einer Freude an der Aufgabe kommt, angetrieben werden.

"Beide können Dich dazu bringen, eine Aufgabe zu erfüllen, aber dennoch
kann zu viel extrinsische Motivation oft negative Nebenwirkungen haben",
sagt er.

"Es gibt ein berühmtes Beispiel für eine Unternehmens-App, die Disneyland
Hotels in den USA für ihre Reinigungs- und Wäscherei-Mitarbeiter
eingeführt haben.

"Sie haben eine Spiele-App hergestellt, die Punkte ausgegeben hat, wie
schnell ein Mitarbeiter ein Bett ab- und frisch bezieht, den Raum putzt,
etc., und im Belegschaftsraum gab es eine öffentliche Rangliste. Es hat
die Mitarbeiter in zwei Hälften geteilt. Die, die es befürworten und die,
die es als "elektronische Peitsche" beschrieben haben. Sie fühlten sich
sehr unter Druck gesetzt und schlussendlich demotiviert. "Also
funktioniert Gamification nicht immer."

Mit 800 Millionen Downloads (immer noch wachsend) ist Pokémon GO der
absoluter Gewinner, wenn es um aktivitätsbasierte Apps geht. Aber Mitchell
sagt, dass es andere Spiele-Apps gibt, die sich auch die Bewegung fördern
wollen.

"Es gibt eine Fitness-App namens 'Zombies, Run!', die die Läufer dazu
bringt, 'Missionen' auszuführen, während man Druck von einer Zombieherde
bekommt - sie laufen und spielen mit Kopfhörern, und die App erzählt eine
Geschichte und verwendet simulierte Geräusche, so dass Sie hören, wie die
Zombies schnell werden und Sie selber dann schneller laufen müssen," sagt
er.

"Wenn Sie Zombies nicht mögen, dann gibt es eine andere Option: "The
Walk", das Schritte zählt, während Sie eine Spionage Geschichte hören und
selber der Star sind. Sie müssen durch das Land gehen, um ein sehr
wichtiges Paket zu überreichen, das Millionen von Leben retten könnte.

"Und es gibt "Geocaching", das quasi eine familienfreundliche Schatzsuche
ist, wo Sie nach echten Gegenständen in versteckten Boxen - sog. Geocaches
- suchen und diese für Gegenstände eintauschen, die Sie bereit sind
herzugeben."

Bei dem Australasian Symposium on Health Communication, Advertising and
Marketing ging es darum, wie Mitarbeiter im Gesundheitswesen und
Wissenschaflter ihre Ratschläge am Besten der Öffentlichkeit zugänglich
machen können. Die Themen reichen hierbei von Verkehrssicherheit zu
Cybersicherheit der Gesundheitsdaten. Das Centre for Accident Research and
Road Safety - Queensland, die Faculty of Health und die Creative
Industries Faculty der QUT sowie die QUT Business School waren Gastgeber
der Veranstaltung.


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution705

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Australisch-Neuseeländischer Hochschulverbund / Institut Ranke-Heinemann - 28.09.2018
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AKTION/954: Hamburg - Angehörige in ambulant betreuten WGs für Menschen mit Demenz begleiten, Start am 15.10.18


Alzheimer Gesellschaft Hamburg e.V. - 1. Oktober 2018

Schulung WG-Begleiter/in:

Angehörige in ambulant betreuten Wohngemeinschaften für Menschen mit Demenz begleiten

Start: 15. Oktober 2018



In den nächsten Jahren werden weitere Wohngemeinschaften für Menschen mit
Demenz in Hamburg entstehen.

In den Wohngemeinschaften leben bis zu zehn Menschen mit einer Demenz, die über
24 Stunden von einem ambulanten Pflegedienst in Abstimmung mit den Angehörigen
der Bewohner betreut und gepflegt werden.

Die Angehörigen werden dabei beim Aufbau und der Durchführung der
Wohngemeinschaft von ehrenamtlichen WG-Begleiterinnen und Begleitern
unterstützt.

Aufgabe der Ehrenamtlichen ist es u.a.: Die Angehörigen über die Organisation von
ambulant betreuten Wohngemeinschaften zu informieren, die Selbstorganisation der
Angehörigen durch Arbeitshilfen zu unterstützen und Prozesse der
Entscheidungsbildung zu moderieren.

Gesucht werden insbesondere Menschen, die Freude an der Moderation und Arbeit
mit Gruppen haben.

Die ehrenamtlichen WG-Begleiterinnen und Begleiter erhalten eine feste fachliche
Begleitung und kontinuierliche Schulungen.


Start der kostenfreien Grundschulungsschulung:

Montag, 15.10.2018, um 18:00 Uhr

Weitere Informationen und Kontakt:

Alzheimer Gesellschaft Hamburg e. V.

Tel.: 040 - 88 14 177 0

info@alzheimer-hamburg.de

 * 

Alzheimer-Telefon (Beratung)

Telefon: 040 - 47 25 38

Die Alzheimer Gesellschaft Hamburg e.V. wurde
1994 als Selbsthilfeorganisation von Angehörigen, Fachleuten sowie
engagierten Bürgerinnen
und Bürgern gegründet; die Arbeit wird überwiegend ehrenamtlich geleistet.
Wir wenden uns an Demenzerkrankte, Angehörige, ehrenamtlich und
beruflich Interessierte. Wir bieten Information,
Unterstützung und Entlastung durch:


	Alzheimer-Telefon

	Persönliche Beratung

	Angehörigengruppen

	Angebote für Menschen mit beginnender Demenz

	Betreuung für Erkrankte

	Klöncafé mit Musik und Tanz

	WG-Begleitung

	Kurse und Veranstaltungen

	Infothek



 * 

Quelle:

Alzheimer Gesellschaft Hamburg e.V.

Presseinformation 1. Oktober 2018

Wandsbeker Allee 68, 22041 Hamburg

Telefon: 040 - 68 91 36 25, Fax: 040 - 68 26 80 87

E-Mail: info@alzheimer-hamburg.de

Internet: www.alzheimer-hamburg.de
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LABEL/4986: Polydor/Island- und Vertigo/Capitol-Presse-Newsletter - 04.10.18


Polydor/Island- und Vertigo/Capitol-Presse-Newsletter -
40. Kalenderwoche 2018



In dieser Woche präsentieren Euch das neue Album von Element of
Crime: Nach zwei Vorboten - "Am ersten Sonntag nach dem
Weltuntergang" und "Die Party am Schlesischen Tor" - veröffentlicht
die Band am Freitag "Schafe, Monster und Mäuse"

Zudem gibt es neue Veröffentlichungen von AURORA, The BossHoss, Nick
Talos und The Teskey Brothers und Neuigkeiten von Julia Engelmann.

Viel Spaß beim Lesen und Hören

Euer Newsletter-Team


Inhalt

Neuigkeiten

Veröffentlichungsplan

TV-Termine

 * 

Neuigkeiten

Element Of Crime veröffentlichen ihr neues Album "Schafe, Monster
und Mäuse"

Seit 33 Jahre spielen sie ihre Songs. Und bringen ihre Platten
heraus, genauso wie sie sich das vorstellen, eine nach der anderen.
Nun veröffentlichen Element Of Crime am 5. Oktober ihr neues Album
"Schafe, Monster und Mäuse".

Es gibt wenig Vergleichbares, keine andere deutschsprachige Band, die
diese eigenartige Mischung aus Folkrock und Blues, Artrock und
Kinderlied, Krachorgie und Schmalzmelodie in die Welt brächte, ohne
auch - wie es scheint - nur einen Moment darüber nachzudenken, ob das
gerade in den Zeitgeist passt oder nicht, ob das für neue oder alte
Medien taugt, ob das einer versteht, ob sie das überhaupt selber
verstehen, ob das nun traurig oder lustig, hässlich oder schön,
Tiefsinn oder Spinnerei ist.

Auf "Schafe, Monster und Mäuse" tummeln sich Soulballaden, Chansons,
Folksongs, Pubrockkracher, Desert-Rock-Aufschneidereien und vieles
mehr. Und dann ist wieder alles anders, wenn bei "Am ersten Sonntag"
Jakob Iljas artrockige Kaputtgitarre in den Soloteil sägt, wenn bei
"Bevor ich dich traf" die wienerischen Geigen in die letzte Strophe
einfräsen, wenn bei "Die Party am Schlesischen Tor" eine
psychedelisch krachende Blaskapelle durchs Bild wankt, ständig Dinge
passieren, auf die man nicht gefasst sein kann, Richard Pappik die
Tempi verschleppt und beschleunigt, wie es gerade sein muss, mit
Rhythmen und Klangfarben jongliert und überhaupt sein schmutziges
Spiel mit einer Rockmusik spielt, die auf dieser Platte immer wieder
neu definiert wird und Sven Regeners knarzige Stimme dazu Poesie
verteilt, als werfe er Fleischfetzen auf einen Grill aus alten
Ölfässern.

Musik und Text, da taumeln sie zusammen in die aufgehende Sonne und
stützen sich gegenseitig wie zwei erschöpfte Partygänger nach einer
langen Nacht am Schlesischen Tor.

https://www.element-of-crime.de/


AURORA präsentiert den ersten Teil ihres neuen Albums
"Infections Of A Different Kind"

Im Oktober kehrt AURORA auf die deutschen Bühnen zurück und hat nicht
nur ihre gefeierten Hits im Gepäck, sondern auch ein brandneues
Album: "Infections Of A Different Kind - Step 1" ist bereits
vergangene Woche erschienen und ist als Download und im Stream
erhältlich.

Mit unfassbaren 200+ Millionen Streams und mehr als 500.000
verkauften Tonträgern und Downloads für ihr 2016 erschienenes
Debütalbum "All My Demons Greeting Me As A Friend", ist es schwer zu
glauben, dass die dynamische Sängerin/Songwriterin aus Norwegen erst
21 Jahre alt ist, doch genau jetzt ist AURORA bereit, noch viel mehr
in Bewegung zu setzen als je zuvor!

"Im Vergleich zum ersten Album habe ich eine schärfere
Selbstwahrnehmung und ein tieferes Verständnis für das, was ich sagen
möchte. Alles ist jetzt noch mehr im Einklang mit meiner Seele und
dem, was ich bin", erklärt die in Bergen lebende Künstlerin.
"IOADK-S1 handelt von den vielen Aspekten unseres Daseins als
Menschen. Es erzählt davon, wie wir leiden, wie wir lieben und davon,
wie wunderschön und zugleich furchtbar wir sind." AURORA - ihr Name
und ihr Wesen verzaubern gleichermaßen. Doch der erste Eindruck mag
täuschen: Hinter diesem zierlichen, ganz sonderbaren und
einzigartigen Nordlicht steckt eine gehörige Portion Power und
Talent.

"Infections Of A Different Kind - Step 1" ist in vielerlei Hinsicht
ein Statement. Ein Statement, dass AURORA zurück ist, aber auch die
Verkündung ihres Aufstiegs in die oberste Liga. Es gibt keine
Geheimnisse, hinter jeder Aussage steckt eine Bedeutung. Es ist ein
Paukenschlag, ein Aktionsaufruf, eine Platte, die vor
Selbstbewusstsein, bunten Facetten und tiefer Hingabe nur so strotzt.

AURORA live

19.10.2018 Köln, E-Werk

21.10.2018 Hamburg, Docks

23.10.2018 Berlin, Huxley's Neue Welt

24.10.2018 München, Muffathalle

Weitere Infos unter:

https://www.facebook.com/iamAURORA/

https://www.instagram.com/auroramusic/

http://www.aurora-music.com/

http://www.universal-music.de/aurora/home


Julia Engelmann mit neuem Video "Das Lied"

Im August erschien "Jetzt, Baby! Poesie und Musik - Live aus dem
Admiralspalast Berlin" und präsentierte Julia Engelmann mit ihrem
Live-Programm in der legendären Location in Berlin. Jetzt hat die
Poetry-Slammerin ihr neues Video veröffentlicht, das man sich nicht
entgehen lassen sollte:

Julia Engelmann wird für ihre höchst errfolgreiche Verschmelzung aus
Musik und Poesie sowie ihre authentische Bühnenpräsenz gefeiert und
nun auf DVD verewigt. Aufgezeichnet wurde die Show im legendären
Admiralspalast in Berlin und zeigt die Vollzeitpoetin, dreifache
Spiegelbestsellerautorin und Deutschlands berühmteste
Poetry-Slammerin in Bestform! Im Herbst wird Julia Engelmann wieder
auf Tour durch das Land reisen und Futter für die Seele und den Geist
präsentieren.

Mehr Infos:

http://www.juliaengelmann.de

https://www.facebook.com/juliaengelmannofficial/

http://instagram.com/_juliaengelmann/


The BossHoss veröffentlichen Titelsong aus dem neuen Album
"Black Is Beautiful" + Tourdaten

Bevor am 26. Oktober ihr neues Album "Black Is Beautiful"
veröffentlicht wird, lassen The BossHoss am Freitag den Titelsong aus
dem Käfig: "Black Is Beautiful" erscheint als Download und im Stream.
Zudem verkürzen The BossHoss die Wartezeit mit dem Video zum ersten
Vorboten "A/Y/O".

Nach fast dreijähriger Schaffenspause melden sich The BossHoss
zurück! Auf dem neuen Album "Black Is Beautiful" präsentiert sich die
Truppe um Alec Völkel aka Boss Burns und Sascha Vollmer alias Hoss
Power heute so modern und facettenreich, wie man sie noch nie gehört
hat. Ohne Genre-Scheuklappen schöpfen The BossHoss aus ihrem
Stil-Pool, um selbst die scheinbar größten Widersprüche "unter einen
Hut zu bringen" und zu einer kugelsicheren Einheit zu verbinden,
während man sich und seinem sofort wiedererkennbaren Style-Crossover
gleichzeitig in jeder Sekunde treu bleibt.

The BossHoss wandeln mit einer innerhalb der deutschen Musikszene
absolut beispiellosen Selbstverständlichkeit und Lässigkeit zwischen
den Welten, wie man auch mit seinem 8. Studioalbum demonstriert.
Statt in Schubladen zu denken, hat die Band längst ihr ganz eigenes
Genre etabliert. "Black Is Beautiful" ist Next Level Rock. The
BossHoss 2.18.

THE BOSSHOSS live

16.03.19 Leipzig, Arena

17.03.19 Hamburg, Barclaycard Arena

21.03.19 Frankfurt, Festhalle

22.03.19 Hannover, TUI Arena

23.03.19 Stuttgart, Schleyer-Halle

27.03.19 AT-Wien, Stadthalle

28.03.19 München, Zenith

30.03.19 CH-Zürich, Samsung Hall

05.04.19 Oberhausen, König-Pilsener-Arena

06.04.19 Berlin, Max-Schmeling-Halle

www.thebosshoss.com


NICK TALOS veröffentlicht neue Single "Home To You"

Nachdem er mit "Straight To Your Heart" die Sommer-Playlisten erobert
hat, legt Nick Talos jetzt seine neue Single "Home To You" vor.

Nick Talos fusioniert emotionale Harmonien mit modernem Programming,
einer sanft fließenden, organischen Instrumentierung und
außergewöhnlichen Guest-Vocals zu einem tanzbaren, sofort ins Ohr
gehenden Hybrid-Mix zwischen Pop und elektronischer Musik. Eine
musikalische Mixtur, die er während seiner DJ-Sets immer wieder
weiter verfeinert. "Ein guter Track muss etwas Eigenes,
Wiedererkennbares haben, das einen sofort packt und auf einen Trip
schickt. Ich lege sehr viel Wert auf eine tolle Hookline, wirklich
gute Harmonien und eine markante Stimme. Ich vermisse bei
elektronischer Musik oftmals die Seele. Vieles wird direkt auf dem
Rechner programmiert und wirkt daher schnell steril. Ich komponiere
alle Tracks auf dem Klavier, weil sich nur auf diese Art echte
Emotionen übertragen lassen. Jeder Song entsteht dadurch, dass ich
zuerst eine Harmonie im Kopf habe. Erst wenn das Grundgerüst steht,
kommen Sounds, Samples und Beats dazu. Viel entsteht bei mir aus dem
Bauch heraus, während ich meinem Gefühl folge."

Mit erfolgreichen Remixen für Ellie Goulding, Fergie, Craig David,
Olly Murs, James Bay und vielen anderen konnte Nick Talos in
kürzester Zeit die Millionen-Klickmarke sprengen und sich so einen
hervorragenden Namen in der internationalen elektronischen
Musik-Szene machen. Mit seinem tanzbaren Remake von MGMTs Top
10-Smashhit "Electric Feel" enterte Talos im Jahr 2017 den 1. Platz
der einflussreichen Tastemaker-Platform HypeMachine. Auch 2018 bleibt
Nick Talos auf Erfolgskurs und veröffentlicht nun "Home To You".

https://www.universal-music.de/nick-talos/


The Teskey Brothers präsentieren ihre Single "I Get Up" ++
Album "Half Mile Harvest" erscheint am 26. Oktober

Mit "I Get Up" legen The Teskey Brothers ihre neue Single vor! Die
Band aus Australien mischt seit 10 Jahren die Musikszene in Down
Under auf und begeistert mit ihrem funky Sound. Zu ihren Fans gehört
u.a. Schauspieler Chris Hemsworth, der sie auch via Instagram
abfeiert. Es ist nicht nur die Musik, die sie machen, oder ihre
übernatürliche Fähigkeit, den Geist von Soul- und Blues-Meistern
heraufzubeschwören, oder sogar Leadsänger Josh Teskeys Stimme, die
eher ins Mississippi-Delta als das ländliche Victoria gehört. Es ist
die Tatsache, dass sie bisher unter dem Radar flogen, ihr Handwerk
für ein Jahrzehnt verfeinert haben, unzählige Shows in der örtlichen
Kneipe, auf Hochzeiten und sogar in einem Schwimmbad gespielt haben,
bevor sie mit ihrem Debütalbum "Half Mile Harvest" ernsthafte Wellen
schlagen.

Der erste Vorgeschmack "I Get Up" erscheint am Freitag und Sänger
Sam: "Wenn du es nicht mit Soul spielst, ist es keine Soul-Musik, es
sind nur zwei Akkorde und ein Beat". Das Album "Half Mile Harvest"
wird am 26. Oktober veröffentlicht.

https://www.theteskeybrothers.com/

 * 

Veröffentlichungsplan

Alben

AURORA / Infections of a different kind / 28.09.2018

Bonez MC & RAF Camora / Palmen aus Plastik 2 / 05.10.2018

Element of Crime / Schafe, Monster und Mäuse / 05.10.2018

Nico Santos / Streets Of Gold / 12.10.2018

Dua Lipa / Complete Edition / 19.10.2018

Eno / Wellritzstrasse / 26.10.2018

The BossHoss / Black Is Beautiful / 26.10.2018

The Teskey Brothers / Half Mile Harvest / 26.10.2018

FAELDER / Unheilbar / 09.11.2018

Singles

Sigrid / Sucker Punch / 04.10.2018

Bosse / Wanderer / 05.10.2018

ENO Feat. Xatar / Malle / 05.10.2018

Musso / Killer / 05.10.2018

David Garrett / Smooth Criminal (Acoustic Version 2018) / 05.10.2018

JURI / Mama I'm a Criminal / 05.10.2018

Milow / Lay Your Worry Down / 05.10.2018

Nick Talos / Home To You / 05.10.2018

Sugar MMFK / Haram Money / 05.10.2018

The BossHoss / Black is Beautiful / 05.10.2018

The Teskey Brothers / I Get Up / 05.10.2018

 * 

TV-Termine

Beatrice Egli 

13.10.2018 / 18:00 Uhr / Gute Laune TV / Schlagerolymp 2018 

14.10.2018 / 11:50 Uhr / ZDF / Fernsehgarten on tour 

26.10.2018 / 22:00 Uhr / MDR / Riverboat 

01.11.2018 / 20:15 Uhr / SWR / Die Schlagerhits des Jahres 

10.11.2018 / 20:15 Uhr / MDR / Kulthits - Die Show mit 100% Livemusik

Bosse  

10.10.2018 / funk / Bongo Boulevard

12.10.2018 / 22:00 Uhr / MDR / Riverboat 

16.10.2018 / 05:30 Uhr / ARD / Morgenmagazin 

16.10.2018 / 23:30 Uhr / SWR / Latenight 

17.10.2018 / funk / Bongo Boulevard

26.10.2018 / 23:00 Uhr / ZDF / Aspekte 

30.10.2018 / 00:15 Uhr / Sat.1 / Dinner Party 

02.11.2018 / 23:00 Uhr / ZDF / Neo Magazin Royale - Prism is a dancer Show 

13.12.2018 / 09:05 Uhr / ZDF / Volle Kanne (Talk)

Chefket

16.10.2018 / 00:15 Uhr / Sat.1 / Dinner Party

Christina Stürmer

07.10.2018 / 12:03 Uhr / ZDF / Fernsehgarten on tour 

07.12.2018 / 20:15 Uhr / SWR / Herzenssache 

08.12.2018 / 20:15 Uhr / ZDF / Ein Herz für Kinder 

12.12.2018 / 20:15 Uhr / Sat.1 Gold / Die José Carreras Gala 

14.12.2018 / 19:30 Uhr / BR / Sternstunden-Gala

Clueso

05.10.2018 / 22:00 Uhr / MDR / Riverboat

16.10.2018 / 00:15 Uhr / Sat.1 / Dinner Party

05.12.2018 / 09:05 Uhr / ZDF / Volle Kanne

David Garrett

06.10.2018 / 20:15 Uhr / ZDF / Gottschalks große 68er-Show

26.10.2018 / 22:00 Uhr / NDR / 3nach9 

15.11.2018 / 16:00 Uhr / MDR / MDR um 4 

29.11.2018 / 17:30 Uhr / BR / Abendschau 

29.11.2018 / 22:00 Uhr / BR / Ringlstetter 

05.12.2018 / 20:15 Uhr / ZDF / Die größten Weihnachts-Hits

10.12.2018 / 09:05 Uhr / ZDF / Volle Kanne

Element Of Crime

20.10.2018 / 23:40 Uhr / ARD / Inas Nacht

Glasperlenspiel

14.11.2018 / 18:00 Uhr / ARD / Wer weiß denn sowas?

Julia Engelmann

25.10.2018 / 00:20 Uhr / MDR / Jetzt Baby! Musik und Poesie - Live aus dem Admiralspalast Berlin

Kerstin Ott

05.10.2018 / 22:00 Uhr / MDR / Riverboat

07.10.2018 / 12:03 Uhr / ZDF / Fernsehgarten on tour

Laing

10.10.2018 / 18:30 Uhr / rbb / zibb

Michelle

20.10.2018 / 20:15 Uhr / ARD / Schlagerboom 2018 

01.11.2018 / 20:15 Uhr / SWR / Die Schlagerhits des Jahres

Nico Santos

09.10.2018 / 22:00 Uhr / Deluxe Music / Update Deluxe 

16.10.2018 / 23:30 Uhr / SWR / Die Pierre M. Krause Show

PUR

05.10.2018 / 22:00 Uhr / WDR / Kölner Treff 

14.10.2018 / 18:45 Uhr / NDR / DAS!

14.10.2018 / 11:50 Uhr / ZDF / Fernsehgarten on tour 

20.10.2018 / 20:15 Uhr / ARD / Schlagerboom 2018 

02.11.2018 / 22:00 Uhr / NDR / Talkshow 

09.11.2018 / 22:00 Uhr / MDR / Riverboat 

10.11.2018 / 20:15 Uhr / MDR / Kulthits - Die Show mit 100% Livemusik

Rosenstolz

04.10.2018 / 18:30 Uhr / rbb / zibb

Sasha

20.10.2018 / 20:15 Uhr / ARD / Schlagerboom 2018

The BossHoss

26.10.2018 / 05:30 Uhr / ZDF / Morgenmagazin

30.10.2018 / 09:05 Uhr / ZDF / Volle Kanne

03.11.2018 / 18:00 Uhr / Sat1 / Endlich Feierabend

03.11.2018 / 20:15 Uhr / ARD / Klein gegen Groß

15.11.2018 / 22:00 Uhr / BR / Ringlstetter

30.11.2018 / 22:00 Uhr / NDR / Talkshow

Vincent Malin

14.10.2018 / 11:50 Uhr / ZDF / Fernsehgarten on tour

Wolfgang Niedecken

06.10.2018 / 20:15 Uhr / ZDF / Gottschalks große 68er-Show

 * 
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Copyright Universal Music GmbH

Stralauer Allee 1, 10245 Berlin
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E-Mail: presse@universal-music.de

Internet: universal-music.de
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LABEL/4985: Universal Music International Presse-Newsletter - 04.10.18


Universal Music International Presse-Newsletter - 40. Kalenderwoche 2018



In dieser Woche präsentieren wir Euch Imagine Dragons, die heute ihr
neues Album "ORIGINS" angekündigt haben! LANY veröffentlichen am
Freitag ihr neues Album "Malibu Nights" und der Soundtrack zum
Kinofilm "A Star Is Born" mit Lady Gaga und Bradley Cooper erscheint.

Außerdem in den News: The Rolling Stones, Jacob Banks, The Chemical
Brothers, Bastille und bülow.

Viel Spaß beim Lesen und Hören

Euer UMI Newsletter-Team


Inhalt

Neuigkeiten

Veröffentlichungsplan

TV-Termine

 * 

Neuigkeiten

Imagine Dragons - Neues Album "ORIGINS" erscheint am 09.
November

Knapp einen Monat nach ihrem grandiosen Auftritt als Headliner beim
Lollapalooza Festival in Berlin überraschen Imagine Dragons ihre Fans
mit Herbst-News: Am 09. November erscheint ihr brandneues Album
"ORIGINS" und kann ab sofort vorbestellt werden!

Für ihr letztes Album "EVOLVE" gab es Top-Positionen in den Charts
und natürlich jede Menge Edelmetall: Gold für das Album sowie Platin
für die Single "Believer", Doppelplatin für "Thunder" und Gold für
"Whatever It Takes"! Mit "Natural" (Video) und "Zero" (Lyric-Video)
präsentierten Imagine Dragons die ersten Vorboten auf ihr viertes
Album, das nun endlich verkündet wurde.

"ORIGINS" erscheint am 09. November

http://www.universal-music.de/imagine-dragons/home


Soundtrack zu "A Star Is Born" erscheint am Freitag ++ Lady
Gaga & Bradley Cooper mit gemeinsamen Song + Video "Shallow"

Mit "Shallow" haben Lady Gaga und Bradley Cooper ihre gemeinsame
Single aus dem Kinofilm "A Star Is Born" veröffentlicht. Auch das
Video zu "Shallow" feierte Premiere.

"Shallow" ist Teil des Soundtracks zum Kinofilm "A Star Is Born", der
am Freitag, 05. Oktober, veröffentlicht wird. Der Kinofilm startet am
Donnerstag in den deutschen Kinos. Die Kritiker zeigen sich
beeindruckt von der schauspielerischen und gesanglichen Leistung von
Lady Gaga und Bradley Cooper, der mit "A Star Is Born" auch sein
Regie-Debüt abliefert. Der Film wurde auf dem Filmfestival in Venedig
zum ersten Mal gezeigt.


LANY veröffentlichen ihr neues Album "Malibu Nights" +
Deutschland-Tour

Euphorische Hymnen, massive Hooks und dazu ein paar gefühlvolle
Balladen - das erwartet die Fans auf dem neuen Album "Malibu Nights",
das am 5. Oktober erscheint. "Es hat etwas Vernichtendes, aber da ist
auch sehr viel Hoffnung, viel Optimismus im Spiel", bringt
LANY-Frontmann Paul Klein die Ausrichtung des neuen Albums auf den
Punkt.

Der Plan von LANY lautete von Anfang an, eine Band zu sein, die, wie
Klein sagt, "Songs schreibt, die klanglich und inhaltlich überall auf
der Welt relevant sind, die alle Menschen ansprechen." Das nötige
Gespür dafür bringen sie mit, Talent sowieso: Auf "Malibu Nights",
ihrem kommenden Album, präsentieren LANY einen packenden Popentwurf -
den Sound einer Band, die sich im vierten Jahr nach der Gründung
wirklich gefunden hat und hier erstmals all ihre kollektiven Stärken
ausspielen kann.

Kommende Woche sind LANY in Deutschland unterwegs und werden zwei
Shows spielen.

LANY live

10.10.2018 Köln, Luxor

11.10.2018 Berlin, Bi Nuu

http://www.universal-music.de/lany/home


THE CHEMICAL BROTHERS sind zurück! Neue Single "Free
Yourself" 

Das legendäre Produzenten-Duo ist zurücK! "Free Yourself" ist der
brandneue Track der Chemical Brothers, ein Song, der machen bekannt
vorkommen wird, die die spektakuläre neue Live-Show der Band in
diesem Sommer erlebt haben. The Chemical Brothers waren DAS Highlight
der Festivals in Europa! Und der neue Track war einer der
Publikumsfavoriten.

Der Track ist die erste neue Musik der Chemical Brothers, seit sie
2015 ihr sechstes Studioalbum "Born In The Echoes" veröffentlicht
haben. Aktuell befinden sich The Chemical Brothers auf Tour und
werden u.a. in Paris und London zu sehen sein.

www.thechemicalbrothers.com


Jacob Banks mit neuem Video "Be Good To Me" ++ Album
"Village" erscheint am 02. November 

Mit "Be Good To Me" feat. Seinabo Sey hat Jacob Banks einen
wundervollen Vorboten auf sein kommendes Debütalbum "Village"
veröffentlicht. Auch das Video zu "Be Good To Me" feierte jetzt
Premiere. "Village" erscheint am 02. November und ist der erste
Longplayer des in Nigeria geborenen Briten nach drei gefeierten EPs.
Jacob Banks hat für "Village" u.a. mit Paul Epworth (Adele,James Bay,
FKA Wigs) und Malay (Frank Ocean, Sam Smith, Lorde) gearbeitet.

"Bei 'Village' geht es um das Feiern von all den Dingen, die uns zu
dem machen, der wir sind. Das Gute, das Schlechte und auch das
Fragwürdige", beschreibt Jacob Banks sein 14-Songs umfassendes
Debütalbum. Schon vorab gab es viel Lob von Billboard, The Fader,
Complex, Paper, Nylon und dem TIME Magazine - letzteres kommentierte:
"Diese Stimme geht unter die Haut direkt beim ersten Hören."

JACOB BANKS live

27.11.2018 Köln, Live Music Hall

28.11.2018 Hamburg, Docks

29.11.2018 Berlin, Astra

30.11.2018 Frankfurt, Gibson

https://www.universal-music.de/jacob-banks


Bastille kündigen Deutschland-Tour 2019 an

Seit ihrer Gründung 2010 begeistern Bastille ihre Fans weltweit. Das
liegt sicherlich auch daran, dass sich das Quartett um Mastermind Dan
Smith so unvoreingenommen von Film und Popkultur inspirieren lässt
und so seinen ganz eigenen Sound irgendwo zwischen Pop, R'n'B und
Indie-Rock geschaffen hat. Jetzt bestätigen sie, dass ihr drittes
Album "Doom Days" Anfang 2019 kommen soll - und dass sie mit dem
Langspieler auch in Deutschland touren.

Am Freitag startet der Ticket-Vorverkauf - bis dahin verkürzen wir
die Wartezeit mit dem Video zur Single "Quarter Past Midnight":

BASTILLE live

12.02.19 Bochum, RuhrCongress

13.02.19 Berlin, Verti Music Hall

24.02.19 Stuttgart, Porsche Arena

04.03.19 München, Zenith

05.03.19 Frankfurt, Jahrhunderthalle

06.03.19 Hamburg, Mehr! Theater

http://www.universal-music.de/bastille/home


bülow präsentiert "Two Punks In Love" 

Als ihr Anti-Liebeslied "Not A Love Song" im letzten Herbst im Netz
explodierte und sie schlagartig weltberühmt machte, besuchte bülow
(Megan Bülow) noch die High-School - inzwischen hat sie die Schule
abgeschlossen und legt in dieser Woche nach: Ihre neue Single "Two
Punks In Love" ist seit dem 21. September bei allen Streaming- und
Download-Portalen erhältlich.

Tatsächlich ist "Two Punks In Love" die erste Veröffentlichung, bei
der die 18-Jährige nicht nebenher an irgendwelche Klausuren und Noten
denken muss: Erst diesen Sommer absolvierte sie ihre Abschlussfahrt
nach den letzten Klausuren - da hatte die Sängerin jedoch schon
längst Streamzahlen im zweistelligen Millionenbereich auf ihrem Konto
sowie gleich zwei EP-Veröffentlichungen, für die es reichlich Lob von
Noisey, Billboard & Co. gab.

"Dieser Teenager wird ganz bald die Radiowellen erobern", sagte ihr
der britische NME kürzlich voraus - jetzt ist dieser Moment
gekommen...

https://www.facebook.com/BulowOfficial/


The Rolling Stones veröffentlichen am 16. November "BEGGARS
BANQUET (50th ANNIVERSARY EDITION)"

The Rolling Stones veröffentlichen ihr legendäres Album "Beggars
Banquet" in einer "50. Jubiläumsausgabe" in allen Formaten am 16.
November. "Beggars Banquet" wurde zwischen März und Juli 1968 in den
Olympic Sound Studios in London aufgenommen. Es war das erste von
Jimmy Miller produzierte Stones-Album und markiert den Beginn ihrer
produktivsten Ära. "Beggars Banquet" hat einen besonderen Platz in
der Geschichte der Band, denn es ist das letzte Album, das mit der
Originalbesetzung von Mick Jagger, Keith Richards, Brian Jones, Bill
Wyman und Charlie Watts fertig gestellt wurde.

In der Ausgabe vom 10. August 1968 von Rolling Stone bewertete
Zeitschriftengründer und -redakteur Jann Wenner das Album für seine
Leser: "Die Rolling Stones sind zurückgekehrt und bringen mit ihnen
Rock and Roll zurück. Sie haben ihr nächstes Album fertig gemacht -
Beggars 'Banquet genannt - und es ist die beste Platte, die sie
bisher gemacht haben. In allen Aspekten ist es ein großartiges Album;
das Material und die Performance der großartigen Rolling Stones; ein
großartiges Rock'n'Roll-Album (..)."

Das limitierte Vinyl-Paket von "Beggars Banquet" erscheint mit einer
Bonus 12 "Single von "Sympathy For The Devil". Ebenfalls enthalten
ist eine Replik der seltenen japanischen Bonus-Flexi-CD mit einem
Telefoninterview mit Mick Jagger aus dem Jahr 1968 und einem
Download-Code für das Album plus Interview. Das bahnbrechende Album
wurde von dem Grammy Award®-Gewinner Bob Ludwig remastered.

http://www.rollingstones.com

http://www.facebook.com/therollingstones

http://www.twitter.com/rollingstones

http://www.instagram.com/therollingstones

http://www.youtube.com/therollingstones

http://www.universal-music.de/rolling-stones/home

 * 

Veröffentlichungsplan

Alben

V.A. / OST A Star Is Born / 05.10.2018

LANY / Malibu Nights / 05.10.2018

Black Eyed Peas / Masters of the Sun / 12.10.2018

Greta Van Fleet / Anthem Of The Peaceful Army / 19.10.2018

The Rolling Stones / VOODOO LOUNGE UNCUT / 16.11.2018

Mumford & Sons / Delta / 16.11.2018

Vanessa Paradis / Les Sources / 18.11.2018

Amy Macdonald / Woman Of The World: 2007-2018 / 23.11.18

Take That / Odyssey / 23.11.2018

The 1975 / A Brief Inquiry Into Online Relationships / 30.11.18

Catalogue

Diana Krall / Live In Paris & Live In Rio (DVD/BD) / 05.10.2018

Eric Clapton / Slowhand At 70: Live At The Royal Albert Hall + Planes Trains And Eric (DVD/BD) / 05.10.2018

Aerosmith / Rock For The Rising Sun + Rocks Donington (DVD/BD) / 05.10.2018

Deep Purple / Perfect Strangers Live + They All Came Down To Montreux: Live At Montreux 2006 (DVD) / 05.10.2018

The Doors / Feast Of Friends + Hollywood Bowl (DVD/BD) / 05.10.2018

The Who / Sensation - The Story Of Tommy + Tommy Live At The Royal Albert Hall (DVD/BD) / 05.10.2018

ZZ Top / Live In Germany - Rockpalast 1980 + Live At Montreux 2013 (DVD) / 05.10.2018

Various Artists / For Discos Only: Indie Dance Music From Fantasy & Vanguard Records (1976-1981) (3CD) / 05.10.2018

DJ Shadow / The Private Press (2LP) / 05.10.2018

Tricky / Maxinquaye (LP) / 05.10.2018

Bob Seger & The Last Heard / Heavy Music: The Complete Cameo Recordings 1966-1967 (CD) / 05.10.2018

Buddy Guy / A Man And The Blues (LP) / 05.10.2018

John Lennon / Imagine The Ultimate Collection (CD Box/2LP/2CD/CD) / 05.10.2018

John Lennon & Yoko Ono / Imagine & Gimme Some Truth (DVD/BD) / 05.10.2018

Steve Perry / Traces (CD/LP) / 05.10.2018

Genesis / Sum Of The Parts + Three Sides Live (BD) / 05.10.2018

Bee Gees / One Night Only + One For All Tour: Live In Australia 1989 (DVD/BD) / 05.10.2018

Kenny Rogers / The Best Of Kenny Rogers: Through The Years (CD) / 12.10.2018

Terry Callier / The New Folk Sound Of Terry Callier (Deluxe CD) / 12.10.2018

Evanescence / Synthesis Live (DVD/BD/DVD+CD/BD+CD) / 12.10.2018

John Mellencamp / The Best That I Could Do 1978-1988 (2LP) / 12.10.2018

Soundgarden / A-Sides (2LP) / 12.10.2018

Cocteau Twins / Treasure Hiding: The Fontana Years / 12.10.2018

Genesis / Sum Of The Parts + Three Sides Live (DVD) / 19.10.2018

Lindsey Stirling / Warmer In The Winter (Deluxe CD) / 19.10.2018

Anthrax / State Of Euphoria (30th Anniversary Edition) (2LP/2CD) / 19.10.2018

David Sylvian / Dead Bees On A Cake (2LP) / 19.10.2018

R.E.M. / Best Of R.E.M. At The BBC (CD Box/2LP/2CD) / 19.10.2018

The Cranberries / Everybody Else Is Doing It, So Why Can't We? (CD Box/LP/2CD/CD) / 19.10.2018

Queen / Bohemian Rhapsody - Original Soundtrack (CD) / 19.10.2018

Bee Gees / Timeless - The All-Time Greatest Hits (2LP) / 26.10.2018

Paul Williams / Bugsy Malone (OST) (LP) / 26.10.2018

The Charlatans / Wonderland (2LP) / 26.10.2018

The Charlatans / Up At The Lake (LP) / 26.10.2018

Barry White / The 20th Century Records Albums (1973-1979) (LP Box/CD Box) / 26.10.2018

Barry White / diverse LPs / 26.10.2018

Blondie / Heart of Glass (LP) / 26.10.2018

Semisonic / Feeling Strangely Fine (2LP/CD) / 26.10.2018

Amy Winehouse / Back To Black (DVD/BD) / 02.11.2018

Orchestral Manoeuvres In The Dark / diverse LPs / 02.11.2018

The Traveling Wilburys / The Traveling Wilburys, Vol. 1 (LP) / 02.11.2018

Metallica / ...And Justice for All (LP Box/2LP/3CD/CD/MC) / 02.11.2018

Mott The Hoople / Mental Train - The Island Years 1969-71 (CD Box) / 02.11.2018

Richard Ashcroft / Alone With Everybody (2LP) / 02.11.2018

Steven Wilson /Home Invasion: In Concert At The Royal Albert Hall (CD+DVD/CD+BD/DVD/BD) / 02.11.2018

The Moody Blues / In Search Of The Lost Chord (CD Box/LP/CD) / 02.11.2018

The Analogues / The White Album Live In Liverpool (2CD) / 02.11.2018

 * 

TV-Termine

Dean Lewis

Inas Nacht (Wiederholung)

Do., 11.10., 20:15 Uhr, One

Dermot Kennedy 

Inas Nacht

Sa., 27.10., 23:40 Uhr, ARD

Greta van Fleet

Late Night Berlin

Do., 08.11., 23:00 Uhr, ProSieben

Mark Knopfler

ttt - Titel, Thesen, Temperamente

So., 18.11., 23:05 Uhr, ARD

Alex Aiono

KiKa Live

Mo., 26.11., 20:00 Uhr, KiKa

Imagine Dragons

Konzert (Lollapalooza 2018)

Fr., 30.11., ARTE

 * 
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Copyright Universal Music GmbH
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Internet: universal-music.de
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LABEL/4984: Herbert Grönemeyer-Album "Tumult" erscheint am 09. November (Universal Music)


PIL & VEC Presse Sondernewsletter vom 4. Oktober 2018

Herbert Grönemeyer - neues Album TUMULT am 09. November,

erste Single und Video SEKUNDENGLÜCK hier [1]



"Tumult". So heißt das neue Album von Herbert Grönemeyer, das am 9.
November erscheint. Die erste Single-Auskopplung trägt den Titel
"Sekundenglück". Das Video zum Song ist außergewöhnlich! Über seine
Social Media Kanäle hatte Herbert Grönemeyer seine Fans dazu
aufgerufen, ihre eigenen, besonderen "Sekundenglück"-Momente filmisch
und fotografisch einzufangen und einzusenden. Daraus entstand ein
hochemotionales Musikvideo zur ersten Single, das es jetzt hier [1] 
zu sehen gibt.

Tumult: Das ist Herbert Grönemeyers Wort für den Zustand, in dem sich
unsere Gesellschaft befindet. Es ist eine nervöse, eine unruhige
Zeit. Viele Gewissheiten schwinden; und vieles von dem, was uns einst
sicher und selbstverständlich erschien, wird in Frage gestellt. Wie
wollen wir leben? Was können wir tun, damit wieder Hoffnung herrscht
und nicht Hass? Wie verteidigen wir unsere Freiheit gegen ihre
Verächter? Wie stehen wir zu uns selbst in einer Gegenwart, in der
sich so viele verbiegen und ihr Menschsein verleugnen? Wie kommen wir
miteinander aus?

"Tumult" ist Herbert Grönemeyers fünfzehntes Album. Vier Jahre haben
wir auf neue Musik von ihm warten müssen. Aber das Warten hat sich
gelohnt: "Tumult" ist ein Höhepunkt in der 40-jährigen Karriere
dieses singulären Künstlers. Ein absolut gegenwärtiges, hoch
politisches Werk. Ein Werk, das die Lage beschreibt, in der wir
leben; ein Werk, das Wort und Klang für die Stimmung findet, die uns
alle ergriffen hat und in Sorge versetzt. Und es ist ein Werk, das
uns Mut macht. "Tumult": Das ist Musik zur Zeit.

Zwei Singles gibt es vorab zu hören. Gerade erschienen ist
"Sekundenglück": ein zartes, delikates, hoch lyrisches Stück; ein
Lied, das auf die leichteste Weise erneut beweist, dass Herbert
Grönemeyer nicht nur ein großer Musiker ist, sondern auch ein sehr
großer Dichter. "Sekundenglück" handelt von der Liebe und vom
Geliebt-werden; es erzählt von dem, was selbst in Zeiten wie diesen
unabänderlich Hoffnung stiftet. Es erzählt von dem Glück, das man in
jenen "tausendstel Momenten" findet, in denen man ganz bei sich ist
und eins mit der Welt - oder in denen man ahnt, dass etwas Neues
beginnt, eine zarte Liebe, ein kommendes Glück. Denn auch das kann
"Tumult" ja bedeuten: dass man spürt, dass etwas anders wird, heller
und schöner, verheißungsvoll.

"Doppelherz / Iki Gönlüm" heißt die zweite Single, die am 12. Oktober
folgt. In diesem Lied singt Herbert Grönemeyer über die Heimat - über
diesen Ort, den alle Menschen brauchen und nach dem alle Menschen
sich sehnen. Aber wenn Herbert Grönemeyer von Heimat singt, dann
singt er nicht davon, dass man sie vor Fremden beschützen muss.
Heimat ist für ihn der Ort, an dem wir uns gegenseitig Schutz bieten.
Und Heimat gibt es für ihn nur im Plural. "In jedem schlägt ein
Doppelherz / einmal hier und dann da zuhause", singt er auf Deutsch
und auf Türkisch: in der Sprache seiner Heimat und in der Sprache
derjenigen, die dort, wo er herkommt, ihre eigene Heimat gefunden
haben; und der Berliner R'n'B-Sänger BRKN - er heißt eigentlich Andac
Berkan Akbiyik - gesellt sich mit einem Gastauftritt dazu.

Im März 2019 geht Herbert Grönemeyer mit seinem neuen Album auf
Tournee; der Start ist am 5.3. in Kiel. Danach spielt er in Berlin
(7.3.), Bremen (8.3.), Halle/Westf. (10.3.), Leipzig (11.3.), Köln
(13. + 14.3.), Stuttgart (16.3.), Zürich (17.3.), München (19. +
20.3.), Wien (22.3.), Hamburg (24. + 25.3.), Dortmund (27.3.),
Mannheim (28.3.), Graz (30.3.) und Amsterdam (1.4.)

Ab Ende August 2019 schließt sich die große Open-Air-Tournee an:
Erfurt (30.8.), Flensburg (1.9.), Berlin (3.9.), Hannover (6.9.),
Gelsenkirchen (7.9.), Frankfurt (9.9.), Dresden (10.9.), Wien (12.9.)

www.groenemeyer.de



[1] http://link.umusicconnect.net/r/?id=h2eea5d26,58d53722,58d5387e

 * 

Quelle:

Copyright Universal Music Entertainment GmbH

Universal PRESSE Webteam

E-Mail: presse@universal-music.de

Telefon: 030/52007-0

Internet: umusic.com
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INFOPOOL / MUSIK / VERANSTALTUNGEN





FOLKLORE/1386: Mönchengladbach - Konzert mit Baglama-Virtuosen Nihat Iman am 12.10.2018


Zykluskonzert präsentiert jungen Baglama-Virtuosen 

Freitag, 12. Oktober 2018, 20 Uhr, Schloss Rheydt



In dem vierteiligen Zyklus "Junge Virtuosen" (jeweils freitags um 20
Uhr) stellen sich junge Talente im Schloss Rheydt vor, die in
Zusammenarbeit mit den Musikhochschulen des Landes, dem Deutschen
Musikrat und der Landesstiftung Villa Musica Rheinland-Pfalz
ausgewählt werden. Die Konzertbesucher erleben hochbegabte
Künstlerinnen und Künstler, die am vielversprechenden Beginn ihrer
musikalischen Karriere stehen.

Zum Auftakt des Zyklus wird sich am 12. Oktober der Baglama-Virtuose
Nihat Iman mit traditioneller Musik, eigenen Kompositionen und
Improvisationen im Rittersaal vorstellen. Die türkische Langhalslaute
Baglama ist das populärste Musikinstrument der Türkei. Ursprünglich
war sie ein bäuerliches Volksinstrument zur Begleitung einstimmiger
Lieder, doch in den letzten fünf Jahrzehnten hat sich eine neue Form
von virtuoser Kunstmusik mit ausdrucksvollen Improvisationen und neuen
Spieltechniken entwickelt.

Der 1999 in Duisburg geborene Nihat Iman hat mit sieben Jahren
angefangen, Baglama zu spielen. Nach erstem Unterricht bei seinem
Vater wechselte er an die Musik- und Kunstschule Duisburg, wo er von
Yusuf Caner intensiv gefördert wurde. In Workshops bei
Baglama-Virtuosen wie Erol Parlak und Kemal Dinc erweiterte Nihat sein
musikalisches und technisches Können. 2015 wurde er beim
Bundeswettbewerb "Jugend musiziert" mit einem Ersten Preis
ausgezeichnet und nahm auch an weiteren Wettbewerben wie dem "Köhler
Osbahr Förderpreis-Wettbewerb" mit Erfolg teil. 2015/16 hat Nihat Iman
ein Zertifikat für Baglama an der Hochschule für Musik und Tanz Köln
abgeschlossen. Inzwischen studiert er als einer der ersten Absolventen
des in Deutschland einzigartigen Studiengangs "Weltmusik" an der
Pop-Akademie Mannheim.

Karten für das Zykluskonzert sind zum Preis von 13 Euro (ermäßigt 9
Euro) zzgl. VVK-Gebühr an der Theaterkasse und allen bekannten
VVK-Stellen sowie unter www.ADticket.de erhältlich.

(MGMG/prs)

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 2. Oktober 2018

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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INFOPOOL / MUSIK / VERANSTALTUNGEN





KLASSIK/10131: Raesfeld - "250 piano pieces for Beethoven" am 7. Oktober 2018


250 piano pieces for Beethoven

Susanne Kessel gastiert im Rittersaal von Schloss Raesfeld



Susanne Kessel gastiert im Rittersaal von Schloss Raesfeld
Pianistin präsentiert am 7. Oktober Werke aus dem internationalen
Kompositionsprojekt "250 piano pieces for Beethoven" / Konzert des
Kulturkreises Schloss Raesfeld

Kreis Borken/Raesfeld. Das Schloss Raesfeld ist regelmäßig
Veranstaltungsort für zahlreiche Konzerte. In ganz besonderer
Atmosphäre können die Gäste im Rittersaal den Künstlerinnen und
Künstlern zuhören. So auch bei der nächsten Musikveranstaltung des
Kulturkreises Schloss Raesfeld, die am Sonntag, 7. Oktober, um 17 Uhr
stattfindet. Die Pianistin Susanne Kessel steht dabei im Mittelpunkt.
Doch nicht nur das: Sie wird auch selbst die Moderation der
Veranstaltung übernehmen.

Mit Blick auf den 250. Geburtstag von Ludwig van Beethoven im Dezember
2020 leitet Susanne Kessel seit 2013 das internationale
Kompositionsprojekt "250 piano pieces for Beethoven". Die Bonner
Pianistin erteilte Kompositionsaufträge an 250 Komponisten aus der
ganzen Welt. Als "work in progress" soll so bis zum Jahr 2020 eine
Sammlung neuer Klavierstücke zeitgenössischer Komponisten entstehen,
die verschiedenen musikalischen Genres - unter anderem aus den
Bereichen Filmmusik, Jazz und Neue Musik - zugeordnet werden. Alle
Werke sollen sich allerdings auf Ludwig van Beethoven und seine Musik
beziehen. Bei dem Konzert im Rittersaal des Schlosses Raesfeld können
sich die Besucherinnen und Besucher bereits auf einige Stücke aus dem
Kompositionsprojekt aus dem Jahr 2018 freuen. Neben "Sechs Bagatellen"
von Ludwig van Beethoven wird die Pianistin zum Beispiel das Werk
"Notata" der Berliner Komponistin Ruth Wiesenfeld präsentieren. Für
dieses Stück übernahm der Kulturkreis Schloss Raesfeld die
"Notenpatenschaft".

Die 1970 geborene Susanne Kessel studierte an der Musikhochschule in
Köln. Sie wirkte in mehreren internationalen Kinofilmen als Pianistin
mit, sowohl vor der Kamera als auch in Soundtracks. Seit ihrer
Kindheit arbeitet Kessel mit Komponisten zusammen und spielte die
Uraufführungen zahlreicher Klavierwerke, die ihr gewidmet sind oder
die sie angeregt hat.

Der Eintritt für das Konzert im Rittersaal kostet für Besucherinnen
und Besucher, die nicht Mitglied des Kulturkreises Schloss Raesfeld
sind, 20 Euro, für Schüler und Studenten 12 Euro. Die Karten für das
Konzert sowie das Programmheft der Saison 2018/2019 können in der
Geschäftsstelle des Kulturkreises Schloss Raesfeld unter Tel.
02564/9899110 oder per E-Mail an kulturkreis@kreis-borken.de bestellt
werden. Ab 16 Uhr gibt es im Raesfelder Schloss zudem eine Abendkasse.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 27. September 2018

Kreis Borken

Pressestelle, Burloer Straße 93, 46325 Borken

Telefon: (0 28 61) 82 21 - 11 / 13

Fax: (0 28 61) 82 - 13 41

E-Mail: pressestelle@kreis-borken.de
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





AUSLAND/8844: Aus aller Welt - 04.10.2018 (SB)




MELDUNGEN



Macron akzeptiert Rücktritt von Innenminister Collomb

Frankreichs Präsident Emmanuel Macron muß innerhalb weniger Wochen
einen weiteren politischen Rückschlag hinnehmen. Nach langem Zögern
akzeptierte Macron den Rücktritt seines Innenministers Gérard
Collomb. Dieser hatte bereits im September angekündigt, im kommenden
Jahr die Regierung zu verlassen, um bei der Kommunalwahl 2020 in Lyon
anzutreten, wo er bereits viele Jahre Bürgermeister war. Seitdem
stand der 71jährige in der Kritik. Bis ein Nachfolger für Collomb
gefunden ist, soll Premierminister Edouard Philippe übergangsweise
das Innenressort leiten. Vor rund einem Monat hatte bereits
Umweltminister Nicolas Hulot dem Kabinett Philippe II überraschend
den Rücken gekehrt, weil er nicht daran glaubte, seine Ziele unter
Staatschef Macron zu erreichen.

4. Oktober 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/8844: Kriminalität und Rechtsprechung - 04.10.2018 (SB)




MELDUNGEN



Angeklagter gesteht Doppelmord

Der Prozeß gegen einen 34jährigen Mann, der im April seine ehemalige
Lebensgefährtin und die gemeinsame einjährige Tochter erstochen haben
soll, begann vor dem Hamburger Landgericht mit einem Tatgeständnis
des Angeklagten. Dem Messerangriff am S-Bahnhof Jungfernstieg war
nach Angaben des Gerichts ein Sorgerechtsstreit vorausgegangen. Die
Staatsanwaltschaft wirft dem Mann zweifachen Mord aus niederen
Beweggründen vor.

4. Oktober 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/8841: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 04.10.2018 (SB)




MELDUNGEN



USA werfen Rußland Vertragsbruch vor

Die USA werfen Rußland Verstöße gegen den INF-Vertrag zur Abschaffung
von atomwaffenfähigen Mittelstreckenraketen vor und drohen mit dem
Austritt aus dem Abrüstungsabkommen. Die Situation sei untragbar,
sagte der US-Botschafter bei der Genfer Abrüstungskonferenz, Robert
Wood, vor Journalisten. Demnach soll die Reichweite des neuen
russischen Mittelstreckenraketensystems mit der Bezeichnung 9M729 den
im Vertrag genannten Bereich überschreiten. Vor zwei Tagen drohte die
US-Botschafterin bei der NATO, Kay Bailey Hutchison, Rußland mit der
Zerstörung verbotener Marschflugkörpersysteme, sollte deren
Entwicklung nicht gestoppt werden. Washington ziehe eine
diplomatische Lösung vor, sei aber auch für einen Militärschlag
bereit, sagte Hutchison am Rande des
NATO-Verteidigungsministertreffens in Brüssel. Moskau hat die
Vorwürfe wiederholt bestritten.

4. Oktober 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/8843: Aus Parlament und Gesellschaft - 04.10.2018 (SB)




MELDUNGEN



Haseloff warnt Union vor Annäherung an AfD

Sachsen-Anhalts Regierungschef Reiner Haseloff (CDU) hat die Union
eindringlich vor einer Annäherung an die AfD gewarnt. Die AfD sei
keine konservative demokratische Partei, sagte Haseloff mit Blick auf
die Verbindungen zu Pegida und dem von der Partei veranstalteten
sogenannten Trauermarsch in Chemnitz, dem sich Rechtsextremisten
angeschlossen hatten. Nach Äußerungen des neuen CDU-Fraktionschefs im
sächsischen Landtag, Christian Hartmann, war die Diskussion über den
Umgang der CDU mit der AfD neu entflammt. Hartmann hatte eine
mögliche Koalition mit der AfD nach der Landtagswahl 2019 nicht
ausgeschlossen.

4. Oktober 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/8842: Tragisches und Kurioses - 04.10.2018 (SB)




MELDUNGEN



Passagiermaschine geht im Anflug auf Sydney der Treibstoff aus

Der Notruf einer Passagiermaschine der Gesellschaft United Airlines
brachte den Betrieb auf dem Flughafen von Sydney zeitweise zum
Erliegen. Die Boeing 787 befand sich wegen heftigen Regens über der
australischen Stadt in Warteposition, als der Pilot dem Tower
meldete, daß der Treibstoff zur Neige gehe. Es wurden daraufhin
umfassende Notmaßnahmen eingeleitet. Das Flugzeug konnte dann aber
sicher landen und alle 194 Insassen unversehrt von Bord gehen.

4. Oktober 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/7927: Aus Forschung und Technik - 04.10.2018 (SB)




MELDUNGEN



Langzeitraumfahrer in der kasachischen Steppe gelandet

Drei Raumfahrer sind nach 196 Tagen im All auf die Erde
zurückgekehrt. Die Sojus-Kapsel mit dem Kosmonauten Oleg Artemjew und
den Astronauten Drew Feustel und Ricky Arnold an Bord landete am
Donnerstag südöstlich von Dscheskasgan in der kasachischen Steppe.
Das geht aus einer Mitteilung der russischen Raumfahrtbehörde
Roskosmos hervor. Drei Stunden zuvor war das Raumschiff von der
Internationalen Raumstation ISS abgedockt. Bereits am Mittwoch hatte
ESA-Astronaut Alexander Gerst als erster Deutscher das Kommando auf
dem Orbitalkomplex übernommen. Zur Crew von Gerst gehören weiterhin
die Amerikanerin Serena Aunón-Chancellor und der Russe Sergej
Prokopjew.

4. Oktober 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/7940: Aus aller Welt - 04.10.2018 (SB)




VOM TAGE



USA müssen Verträge nicht einhalten

Die US-Regierung hat den mit Persien im Jahr 1955 geschlossenen
Freundschaftsvertrag über wirtschaftliche Zusammenarbeit einseitig
aufgekündigt. Die Entscheidung soll explizit nichts mit der Anerkennung
der Klage Teherans gegen die von den USA gegen den Iran verhängten
Sanktionen durch den Internationalen Gerichtshof (IGH) zu tun haben.
US-Außenminister Pompeo sagte am Mittwoch in Washington, der Iran
mißbrauche den IGH für politische und propagandistische Zwecke. Der
iranische Außenminister Sarif bezeichnete die US-Regierung als
gesetzloses Regime. Der IGH befaßt sich mit der Frage, ob das
Sanktionsregime der USA gegen den Freundschaftsvertrag verstößt. Das
Gericht gab dem Antrag Teherans auf eine einstweilige Verfügung statt
und forderte die USA auf, die Sanktionen umgehend aufzuheben, soweit
sie humanitäre Hilfen und die Sicherheit des Flugverkehrs betreffen.
Sarif sieht in dem Beschluß eine Anerkennung des legitimen
Standpunkts des Irans. Der Minister bekräftigte, daß der Beschluß des
höchsten Uno-Gerichts nach internationalem Recht bindend ist.
Allerdings stehen dem Gericht keine Mittel zu seiner Durchsetzung zur
Verfügung. Die US-Regierung hat bereits angekündigt, daß sie der
Aufforderung des IGH nicht Folge leisten wird. Das iranische
Außenministerium wies darauf hin, daß auch der Ausstieg der USA aus
dem internationalen Wiener Atomabkommen von 2015 illegal gewesen ist.

Die US-Regierung läßt jetzt sämtliche Verträge im Zusammenhang mit
dem Internationalen Gerichtshof daraufhin überprüfen, ob die USA auf
deren Grundlage seiner Rechtsprechung ausgesetzt sein könnten. Der
Nationale Sicherheitsberater Bolton kündigte auch einen Rückzug der
USA aus einen Sondervereinbarung des Diplomatenrechts an. Bei dem
untergeordneten Zusatzprotokoll zum Wiener Übereinkommen über
diplomatische Beziehungen geht es um die obligatorische
Streitschlichtung. Davon wäre die Klage Palästinas beim IGH wegen der
Verlegung der US-Botschaft in Israel von Tel Aviv nach Jerusalem
betroffen.

4. Oktober 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/7899: Medizin und Gesundheitswesen - 04.10.2018 (SB)




VOM TAGE



Jo-Jo-Effekt erhöht Risiko auf Herzinfarkt

Mediziner warnen vor dem Jo-Jo-Effekt. Mit ihm sind nicht allein
Schwankungen im Körpergewicht, sondern auch solche im Bluthochdruck,
Blutcholesterin und Blutzucker gemeint. Wie das Deutsche Ärzteblatt
schreibt, erhöht ein Jo-Jo-Effekt bei diesen Daten nicht nur das
Risiko auf Herzinfarkt und Schlaganfall, sondern auch auf einen
vorzeitigen Tod. Zu diesem Ergebnis gelangte das Team um Seung-Hwan
Lee von der Katholischen Universität in Seoul, das die Daten der
Nationalen Gesundheitsversicherung analysiert hatte.

4. Oktober 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/7928: Kriminalität und Rechtsprechung - 04.10.2018 (SB)




VOM TAGE



Mutmaßlicher Brandanschlag auf Autokranunternehmen in Düsseldorf

Auf einen Autokran der Firma Wasel in Düsseldorf-Holthausen ist am
Donnerstagmorgen offenbar ein Brandanschlag verübt worden. Das Feuer
an einem Reifen konnte von einem Mitarbeiter mit Hilfe eines
Feuerlöschers eingedämmt und von der Feuerwehr gelöscht werden. An
dem 48 Tonnen schweren Fahrzeug entstand der Feuerwehreinsatzleitung
zufolge ein Schaden in Höhe von schätzungsweise 10.000 Euro. An
weiteren auf dem Gelände der Firma abgestellten Autokränen wurden
mutmaßliche Brandsätze entdeckt. Kriminalpolizei nahm Ermittlungen
zur Brandursache auf. Nordrhein-Westfalens Innenminister Reul
schaltete den Staatsschutz ein, weil Wasel seine Kräne und Hebebühnen
für die Räumung des Hambacher Forsts zur Verfügung gestellt hatte.
Ein ins Internet gestelltes Bekennerschreiben wird von der Polizei
als Hinweis auf vorsätzliche Brandlegung geprüft.

4. Oktober 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/7851: Sprache, Kunst und Medium - 04.10.2018 (SB)




VOM TAGE



Kassel stellt documenta-Bildhauer vor vollendete Tatsachen

Gut ein Jahr nach dem Ende der documenta 14 hat die Stadt gestern in
einer Nacht- und Nebelaktion den umstrittenen Obelisken auf dem
Königsplatz durch zwei Autokräne abbauen lassen.

Eigentlich sollte das gut 16 Meter hohe Monument mit der Inschrift
"Ich war ein Fremdling und ihr habt mich beherbergt" für 600.000 Euro
gekauft und weiterhin ausgestellt bleiben, nur nicht auf dem zentralen
Königsplatz, sondern an einem anderen Ort in der Stadt.

Doch davon wollte der amerikanisch-nigerianischen Künstler Olu Oguibe
nichts wissen. In monatelangen zähen Verhandlungen verzichtete der in
Biafra geborene Künstler sogar auf den größten Teil der vereinbarten
Kaufsumme, da bei der Spendensammlung nur 126.000 Euro
zusammengekommen waren. Doch in der Platzfrage blieb er unnachgiebig.

Das Ende ist jedoch wenig rühmlich. Laut Hessenschau setzte die Stadt
die Demontage ohne Vorwarnung für 4.30 Uhr am Tag der Deutschen
Einheit fest. In einer Erklärung verwies die Stadt auf den
abgelaufenen Leihvertrag mit Olu Oguibe. Das Werk sei sicher verwahrt,
was damit weiter geschehen solle, obliege dem Künstler. Der ist von
seinen Gastgebern begreiflicherweise furchtbar enttäuscht.

4. Oktober 2018
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MILITÄR/7918: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 04.10.2018 (SB)




VOM TAGE



Airbus testet Drohnenschwarm

Airbus Defence and Space hat für Donnerstag Tests mit Schwarmdrohnen
vorgesehen. Die unbemannten Kampf- und Aufklärungseinheiten
begleiteten einen als Kampfflugzeug fungierenden, bemannten Learjet
(Manned Unmanned Teaming - MUT). Die Versuche zu Einsatzmöglichkeiten
unbemannter Drohnen für die künftige Luftkampfstrategie fanden vor
der schleswig-holsteinischen Ostseeküste statt. Die Startrampe stand
auf dem osthosteinischen Truppenübungsplatz Putlos-Todendorf.

Airbus arbeitet seit mehr als zehn Jahren an Drohnenbegleitsystemen.
Bis 2025 sollen diese einsatzbereit sein. Das bei Airbus und Dassault
Aviation in den nächsten 20 Jahren zu entwickelnde Luftkampfsystem
(Future Combat Air System - FCAS) soll mit Schwarmkapazitäten
ausgestattet sein. Drohnen könnten auch den Eurofighter, die künftige
Eurodrohne, den Tornado, den Kampfhubschrauber Tiger sowie Airbus
A400M und Marschflugkörper begleiten. Denkbare Einsatzszenarien sind
neben dem Luftkampf die Bekämpfung von Truppen am Boden und
gegnerischen Marineeinheiten in Kriegsgebieten und bei
Terrorismusverdacht.
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POLITIK/7932: Aus Parlament und Gesellschaft - 04.10.2018 (SB)




VOM TAGE



Berlin startet 2019 Versuch mit Solidarischem Grundeinkommen

In Berlin startet im kommenden Jahr ein Versuch mit dem sogenannten
Solidarischen Grundeinkommen. Dieses ist anders als das
Bedingungslose Grundeinkommen an gewisse Gegenleistungen der Empfänger
geknüpft. Bezieher von Arbeitslosengeld I sollen das Solidarische
Grundeinkommen wählen können, bevor sie in Hartz IV abrutschen. Beim
Grundeinkommen wird der Mindestlohn gezahlt, der in Berlin auf 10,50
Euro in der Stunde steigen soll. Von der entsprechenden Einigung der
Berliner Senatsverwaltungen vom Donnerstag berichtete der RBB.
Demnach sollen im zweiten Quartal 2019 tausend geförderte,
gemeinnützige Arbeitsplätze bereitgestellt werden. Die Berliner
Zeitung berichtete von Begleitservice bei der S- und U-Bahn,
Integrationslotsen, Unterstützung älterer Menschen,
Assistenz-Tätigkeiten in Kitas und Schulhorten, Concierge-Diensten
bei landeseigenen Wohnungsgesellschaften und Kiez-Guides für
Touristen. Die Finanzierung ist bislang nicht geklärt. Das Land
Berlin strebt einen Bundesanteil von 88 Prozent über fünf Jahre an.
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SONSTIGES/7901: Tragisches und Kurioses - 04.10.2018 (SB)




VOM TAGE



Grüne Mamba sorgt in Prag für Hausräumung

In Prag hat die Polizei gestern ein Mehrfamilienhaus geräumt, nachdem
eine hochgiftige Grüne Mamba aus ihrem Terrarium entkommen konnte.
Vermutet wird, daß die Halterin von der gefährlichen Schlange gebissen
wurde und in der Folge die Freiheit erlangte. Die Suche blieb
erfolglos.

Laut ARD Nachrichten wurde die 30 Jahre alte Halterin mit dem
dringenden Verdacht auf einen Schlangenbiß in eine Klinik gebracht.
Nach Angaben der Rettungskräfte erlitt sie einen Herzstillstand und
mußte wiederbelebt werden. Wenn kein Gegengift verabreicht wird,
stirbt ein Mensch mit großer Wahrscheinlichkeit nach wenigen Stunden
an Herzlähmung.
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SOZIALES/7929: Arbeit, Soziales und Familie - 04.10.2018 (SB)




VOM TAGE



Seawatch entsendet Beobachterschiff in Seegebiet vor Libyen

Die deutsche Hilfsorganisation Seawatch hat zusammen mit anderen
Organisationen das unter italienischer Flagge fahrende Schiff Mare
Jonio ins Seegebiet vor Libyen entsandt. Die Besatzung soll
hauptsächlich die dramatische Lage der Bootsflüchtlinge dort
beobachten und Zeugenberichte sammeln sowie gegebenenfalls auch
Menschen aus Seenot retten. Neben Seawatch sind mehrere italienische
Parlamentarier und Organisationen wie der katholische
Arbeitnehmerverband ARCI sowie die spanische Organisation Proactiva
Open Arms an dem Projekt beteiligt. Das Rettungsschiff Seawatch-3
wird seit Juli in Malta mit Verweis auf Unklarheiten bei seiner
Zulassung festgehalten.
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UMWELT/7910: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 04.10.2018 (SB)




VOM TAGE



Vulkanausbruch im Tsunami-Katastrophengebiet

Im Augenblick trifft es die Bewohner der indonesischen Insel Sulawesi
besonders schwer. Nach dem Erdbeben und der Tsunami-Katastrophe mit
mehr als 1400 Toten ist jetzt auch noch ein Vulkan auf der Insel
ausgebrochen. Wie aus einer Meldung von t-online.de hervorgeht, hat
der knapp 1800 Meter hohe Vulkan Soputan Asche bis zu vier Kilometer
in die Höhe geschleudert. Noch hat die Katastrophenschutzbehörde
keine Angaben zu größeren Schäden gemacht. Doch das kann auch damit
zusammenhängen, daß alle Kapazitäten bei der Suche nach Überlebenden
der Tsunami-Katastrophe gebunden sind… zumal die Gefahr von
Seuchen noch lange nicht gebannt ist.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/7917: Märkte und Finanzen - 04.10.2018 (SB)




VOM TAGE



Athen bereitet Hilfe für Großbanken vor

Am Mittwoch sind die Aktienkurse der vier systemrelevanten Banken
Griechenlands um teilweise mehr als 20 Prozent eingebrochen. Die
Regierung in Athen beschloß daraufhin auf einer Dringlichkeitssitzung
einen Interventionsplan zur Entlastung der Großbanken von
risikobehafteten Krediten. Daran sollten sich der Euro-Rettungsschirm
ESM und der griechische Bankenverband beteiligen, ließ das Büro von
Ministerpräsident Tsipras am Donnerstag verlauten. Der
Stellvertretende Ministerpräsident Dragasakis sagte im
Staatsfernsehen, zur Zeit seien Spekulanten aktiv. Am Donnerstag
entspannte sich die Lage von Piräus Bank, Eurobank, Alpha Bank und
National Bank wieder. Die Bilanzen der griechischen Geldhäuser sind
mit faulen Krediten im Umfang von 88 Milliarden Euro belastet. Den
Streßtest der europäischen Bankenaufsicht im Frühjahr hatten die
griechischen Banken ohne größere Probleme überstanden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/7933: Aus Forschung und Technik - 04.10.2018 (SB)




VOM TAGE



Erster Mond außerhalb des Sonnensystems entdeckt

Wer der Annahme war, unser Sonnensystem würde etwas Besonderes
darstellen, muß sich eines besseren belehren lassen. Alex Teachey und
David Kipping von der Columbia University wollen den ersten Mond
außerhalb des Sonnensystems entdeckt haben. Wie Zeit Online meldete,
soll er so groß wie der Planet Neptun und damit deutlich größer als
die Erde sein. Für den Exoplaneten, den er umkreist, geben die beiden
Wissenschaftler die Größe des Jupiters an. Bei der Untersuchung von
insgesamt 284 Planeten außerhalb unseres Sonnensystems fiel
Kepler-1625b auf, der den Stern Kepler-1625 umrundet. Bei diesem
traten Verdunkelungen des Sternenlichts von Kepler-1625 auf, die sich
nicht allein durch den Planeten erklären ließen. Auch wenn es
durchaus möglich ist, daß ein Mond für die Schwankungen des Lichts
verantwortlich ist, mahnt selbst Teachey zur Vorsicht: Denn noch ist
nichts wirklich belegt… und die Größe, die für den Mond
berechnet wurde, sprengt dermaßen alle Erwartungen, weshalb man mit
Schlußfolgerungen vorsichtig sein sollte.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BIOLOGIE





ZOOLOGIE/1576: Giraffenbabys erben Fleckenmuster von ihren Müttern (idw)


Universität Zürich - 02.10.2018

Giraffenbabys erben Fleckenmuster von ihren Müttern



Das typische Giraffenmuster wird von der Mutter an das Baby weitervererbt.
Von der Musterung hängt zudem das Überleben der jungen Giraffen ab, wie
eine Studie der Universitäten Zürich und Penn State belegt. Sie zeigt
auch, wie mit neuem Instrumentarium die Markierungen anderer Wildtiere
untersucht werden können.




[image: Bild: © Derek Lee/Wild Nature Institute]

Giraffenbabys erben das Fleckenmuster von ihren Müttern.

Bild: © Derek Lee/Wild Nature Institute



Die Fleckenmuster der Giraffen sind komplex und unterscheiden sich von
Individuum zu Individuum sehr stark. «Die Markierungen können Tiere vor
Raubtieren schützen, sie helfen ihre Temperatur zu regulieren oder
Familien oder Individuen zu erkennen. Dies alle beeinflusst die
Überlebens- und Fortpflanzungsfähigkeit der Giraffen», erklärt Monica
Bond, Doktorandin der Evolutionsbiologie und Umweltwissenschaften an der
Universität Zürich und Letzt-Autorin der Studie.

Runde Flecken werden vererbt

Zusammen mit Derek E. Lee von der Penn State Universität hat sie die
Überlebensdaten von Masai-Giraffen und Fotos der Flecken. Ihre Hautfarbe
ist einheitlich dunkelgrau, ihre Flecken aber sind in Farbe und Form sehr
unterschiedlich. Sie reichen von fast rund mit sehr glatten Kanten bis hin
zu elliptisch mit gezackten oder gelappten Kanten. Die Fleckenmuster
verändern sich nicht mit dem Alter eines Tieres, was es ermöglicht,
Individuen anhand ihrer einzigartigen Muster zu identifizieren. Die
Forschenden fanden heraus, dass zwei von elf gemessenen Fleckenmerkmalen
bei Müttern und Jungen signifikant ähnlich waren. So die Rundheit - wie
nah der Fleck an einen perfekten Kreis herankommt - und die Festigkeit -
wie glatt und vollständig die Kanten sind.

Grössere Überlebenschancen mit grossen Flecken

Die Studie zeigt ferner, dass neugeborene Giraffen mit grösseren Flecken
und unregelmässig geformten Flecken in den ersten Lebensmonaten grössere
Überlebenschancen haben. Wahrscheinlich sind diese jungen Giraffen besser
getarnt. Ihre höhere Überlebenschance könnte auch mit anderen
überlebensfördernden Faktoren wie Temperaturregulierung oder der
Erkennbarkeit des Musters zusammenhängen. «Wir konnten zeigen, dass die
Fleckenmuster das Überleben von Jugendlichen beeinflussen und vererbbar
sind - sie werden von Mutter zu Baby weitergegeben», fasst Bond zusammen.

Studie mit wilden Tieren

Dass Form, Anzahl, Fläche und Farbe der Flecken in Giraffenfellmustern
vererbbar sind, hatte Anne Innis Dagg, die erste Giraffenfeldforscherin in
Afrika, bereits im Jahr 1968 bewiesen. «Ihre Analyse aber stammt aus einer
kleinen Zoo-Population», erklärt Monica Bond. «Wir hingegen haben wilde
Giraffen und moderne Bildgebungs- und Analysetechniken benutzt, um ihre
Schlussfolgerungen zu bestätigen.»

Mit neuen Methoden andere Tiere untersuchen

Die Forschenden zeigen auch, wie mit moderner Bildsoftware und
statistischen Methoden komplexe Muster zuverlässig analysiert werden
können. «Meine Hoffnung ist, dass andere Wissenschaftler die gleichen
Werkzeuge verwenden werden, um die Fellmuster von Säugetieren zu messen.
So können wir unser Verständnis dafür zu verbessern, was diese Muster
bedeuten und warum sich bei Wildtieren entwickeln», sagt Lee.


Originalpublikation:

Derek E. Lee, Douglas R. Cavener and Monica L. Bond.

Seeing spots: quantifying mother-offspring similarity and assessing fitness
consequences of coat pattern traits in a wild population of giraffes
(Giraffa camelopardalis).

PeerJ.

DOI 10.7717/peerj.5690

Weitere Informationen unter:

http://www.media.uzh.ch

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution94
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BOTANIK





FORSCHUNG/513: Biologen schaffen erstmals neue Kulturpflanze durch Genom-Editierung (idw)


Westfälische Wilhelms-Universität Münster - 01.10.2018

Biologen schaffen erstmals neue Kulturpflanze durch Genom-Editierung



Wissenschaftler aus Brasilien, den USA und Deutschland haben erstmals mit
einem modernen Verfahren der Genom-Editierung aus einer Wildpflanze - dem
Vorfahren unserer heutigen Tomate - innerhalb von einer Generation eine
neue Kulturpflanze geschaffen. An der Studie beteiligt ist ein Team um
Prof. Dr. Jörg Kudla vom Institut für Biologie und Biotechnologie der
Pflanzen der Westfälischen Wilhelms-Universität Münster (WWU). Die
Ergebnisse sind in der aktuellen Ausgabe des Fachmagazins "Nature
Biotechnology" veröffentlicht (Advance Online Publication).




[image: Bild: © Agustin Zsögön/Nature Biotechnology]

Die neue Zuchttomate (rechts) hat verschiedene
Domestikations-Merkmale, die sie von der Wildpflanze (links)
unterscheiden.

Bild: © Agustin Zsögön/Nature Biotechnology



Nutzpflanzen wie Weizen und Mais haben einen jahrtausendelangen
Züchtungsprozess durchlaufen. Dabei veränderte der Mensch die
Eigenschaften der wilden Pflanzen nach und nach, um sie seinen
Bedürfnissen anzupassen. Ein Motiv war und ist der höhere Ertrag. Als
"Nebenwirkung" führte die Züchtung zu einer verringerten genetischen
Vielfalt und zum Verlust anderer nützlicher Eigenschaften. Dies zeigt sich
unter anderem durch eine erhöhte Krankheitsanfälligkeit, mangelnden
Geschmack und einen verminderten Vitamin- und Nährstoffgehalt der modernen
Zuchtsorten. Wissenschaftler aus Brasilien, den USA und Deutschland haben
nun erstmals mit CRISPR-Cas9, einem modernen Verfahren der
Genom-Editierung, aus einer Wildpflanze innerhalb von einer Generation eine
neue Kulturpflanze geschaffen: Ausgehend von einer "Wildtomate" haben sie
gleichzeitig verschiedene Nutzpflanzen-Merkmale erzeugt, ohne dass die
wertvollen genetischen Eigenschaften der Wildpflanze verloren gingen. Die
Ergebnisse sind in der aktuellen Ausgabe des Fachmagazins "Nature
Biotechnology" veröffentlicht.

"Die neue Methode erlaubt es uns, bei null anzufangen und einen
Domestikationsprozess noch einmal ganz neu zu starten", sagt Biologe Prof.
Dr. Jörg Kudla von der Westfälischen Wilhelms-Universität Münster, der mit
seinem Team an der Studie beteiligt ist. "Dabei können wir das gesamte
Wissen über die Pflanzengenetik und -domestizierung nutzen, das Forscher
in den vergangenen Jahrzehnten angesammelt haben. Wir können das
genetische Potenzial und besonders wertvolle Eigenschaften der
Wildpflanzen bewahren und gleichzeitig die gewünschten Merkmale moderner
Nutzpflanzen in kürzester Zeit erzeugen." Für ihre Studien haben die
Forscher insgesamt etwa drei Jahre Arbeit investiert.

Die Wissenschaftler wählten als Ausgangspflanze für ihr Pionierprojekt die
wilde Tomatenart Solanum pimpinellifolium aus Südamerika, den Vorfahren
heutiger Kulturtomaten. Die Wildpflanze hat nur erbsengroße Früchte und
liefert einen geringen Ertrag - zwei Eigenschaften, die sie als
Kulturpflanze ungeeignet machen. Auf der anderen Seite sind die Früchte
aromatischer als moderne Tomaten, die durch die Züchtung an Geschmack
verloren haben. Außerdem enthalten die Wildfrüchte mehr Lycopin. Dieser
sogenannte Radikalfänger, fachsprachlich Antioxidans, gilt als gesund und
ist vor diesem Hintergrund ein erwünschter Inhaltsstoff.

Die Wissenschaftler veränderten die Wildpflanze mithilfe von
"Multiplex-CRISPR-Cas9" so, dass die Tochterpflanzen kleine genetische
Veränderungen an sechs Genen trugen. Diese entscheidenden Gene wurden durch
die Forschung in den vergangenen Jahren erkannt und gelten als genetische
Schlüssel für Merkmale der domestizierten Tomate. Konkret erzeugten die
Wissenschaftler folgende Veränderungen gegenüber der Wildtomate: Die
Früchte sind dreimal so groß wie die der Wildpflanze, was der Größe einer
Cocktailtomate entspricht. Die Zahl der Früchte ist verzehnfacht, und ihre
Form ist ovaler als bei der runden Wildfrucht. Diese Eigenschaft ist
beliebt, weil die ovalen Früchte bei Regen weniger schnell aufplatzen als
ihre runden Verwandten. Die Pflanzen haben zudem einen kompakteren Wuchs.

Eine weitere wichtige neue Eigenschaft: Der Gehalt an Lycopin bei der neu
gezüchteten Tomate ist mehr als doppelt so hoch wie bei der wilden
Ausgangsart und sogar mehr als fünfmal so hoch wie bei konventionellen
Cocktailtomaten. "Das ist eine ganz entscheidende Neuerung, die man mit
den konventionellen Kulturtomaten durch Zucht nicht erzielen kann. Lycopin
kann helfen, Krebserkrankungen und Herz-Kreislauferkrankungen vorzubeugen.
Die von uns geschaffene Tomate hat also unter gesundheitlichen Aspekten
wahrscheinlich einen Mehrwert gegenüber konventionellen Zuchttomaten und
anderen Gemüsen, die Lycopin nur in sehr begrenzten Mengen enthalten",
betont Jörg Kudla. Züchter hätten sich bislang vergeblich bemüht, den
Gehalt an Lycopin bei der Kulturtomate wieder zu erhöhen. In den Fällen,
in denen es gelang, sei es auf Kosten des Gehalts an Beta-Carotin
gegangen, welches ebenfalls eine zellschützende Wirkung habe und und daher
ein wertvoller Inhaltsstoff sei.

Jörg Kudla fasst das Dilemma der modernen Züchtung zusammen: "Durch die
Zucht sind unsere heutigen Nutzpflanzen entstanden - mit all ihren Vor-
und Nachteilen. Viele Eigenschaften wie die Widerstandsfähigkeit sind
verloren gegangen und könnten nur durch eine jahrzehntelange, mühselige
Rückkreuzung mit der Wildpflanze wiedergewonnen werden - wenn überhaupt.
Denn Eigenschaften, die durch das Zusammenspiel zahlreicher Gene bestimmt
werden, kann man durch klassische Zucht nicht wiederherstellen. Die
Domestikation gleicht in vielen Punkten einer Einbahnstraße. Mit moderner
Genom-Editierung können wir die Vorteile der Wildpflanze nutzen und dieses
Zuchtproblem lösen. Kurz gesagt: Die molekulare 'De-novo-Domestikation'
birgt ein enormes Potenzial - auch, um neue wünschenswerte Eigenschaften
zu erzeugen." Außerdem werde es jetzt möglich, Pflanzen die beispielsweise
sehr gesund sind, aber bisher nicht oder nur sehr begrenzt durch den
Menschen genutzt werden, durch gezielte Vergrößerung ihrer Früchte oder
Verbesserung anderer Domestikationsmerkmale in völlig neue Nutzpflanzen zu
verwandeln.

Zur Methode: Die Wissenschaftler nutzten das CRISPR-Cas9-Verfahren, um
Gene in der Tomatenpflanze Solanum pimpinellifolium durch sogenannte
Funktionsverlust-Mutationen gezielt zu inaktivieren. Aus den auf diese
Weise genetisch veränderten Pflanzen wählten sie nach dem Heranwachsen
geeignete Mutterpflanzen aus. Deren Tochterpflanzen überprüften die
Forscher auf ihre äußerlich sichtbaren Merkmale und analysierten ihre
Eigenschaften.

An der Studie beteiligt waren Wissenschaftler der Bundesuniversität von
Viçosa und der Universität von São Paulo (Brasilien), der Universität
Minnesota (USA) sowie der Westfälischen Wilhelms-Universität Münster
(Deutschland). Die Arbeiten wurden finanziell unterstützt durch das
Bundesministerium für Bildung und Forschung sowie auf brasilianischer
Seite durch die Förderagentur für Hochschulbildung CAPES, den Nationalen
Forschungsrat CNPq sowie die Forschungsorganisation FAPESP.


Originalpublikation:

Zsögön A. et al. (2018):

De novo domestication of wild tomato using genome editing.

Nature Biotechnology Advance Online Publication;

DOI: 10.1038/nbt.4272
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / PHYSIK





ASTRO/382: Das glimmende Universum (idw)


Leibniz-Institut für Astrophysik Potsdam - 01.10.2018

Das glimmende Universum



Mit dem MUSE-Spektrographen am Very Large Telescope der Europäischen
Südsternwarte (ESO) entdeckten Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler
riesige kosmische Reservoirs von atomarem Wasserstoff, die ferne Galaxien
umgeben. Das internationale Team um Lutz Wisotzki, Professor für
Beobachtende Kosmologie am Leibniz-Institut für Astrophysik Potsdam (AIP)
und der Universität Potsdam, beobachtete erstmals, wie weit sich die
leuchtenden Wasserstoffwolken ins All erstrecken. Darüber berichten die
Forscher in der am 11. Oktober erscheinenden Ausgabe der Fachzeitschrift
"Nature".
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Beobachtungen mit dem MUSE-Spektrographen am Very Large Telescope der
ESO zeigen riesige kosmische Reservoirs von atomarem Wasserstoff, die
ferne Galaxien umgeben.

Bild: © ESO / Lutz Wisotzki et al.



Licht bewegt sich sehr schnell, aber mit einer endlichen Geschwindigkeit.
Licht, das von extrem weit entfernten Galaxien auf die Erde trifft, stammt
also aus der fernen Vergangenheit, als das Universum viele Milliarden
Jahre jünger war. Entsprechend lichtschwach sind die Signale von diesen
Galaxien und nur die nur die weltweit größten Teleskope mit den besten
Sensoren können sie empfangen. MUSE, das Beobachtungsinstrument der nun
vorgestellten Beobachtungen, ist ein hochmoderner Integralfeldspektrograph
am Paranal-Observatorium der ESO in Chile und wurde durch das AIP mit
entwickelt und gebaut. Wenn MUSE den Himmel beobachtet, sieht es die
Verteilung der Wellenlängen im Licht, die auf jedes Pixel in seinem
Detektoren treffen. Betrachtet man das gesamte Spektrum des Lichts einer
Vielzahl astronomischer Objekte, erhält man so tiefe Einblicke in die
astrophysikalischen Vorgänge im Universum.

Von besonderem Interesse für die Astrophysikerinnen und Astrophysiker ist
das von kosmischem Wasserstoff erzeugte Licht, die so genannte
Lyman-Alpha-Spektrallinie. Anhand der Beobachtungen der
Lyman-Alpha-Strahlung ferner Galaxien mit MUSE konnte das Forscherteam
nachweisen, dass der Wasserstoff nicht nur wie erwartet innerhalb der
Galaxien zu finden ist, sondern dass diese auch von sehr weit ausgedehnten
Wasserstoffhüllen umgeben sind. Zwar ist die nachgewiesene Strahlung äußerst
lichtschwach, aber dafür so weit verteilt, dass praktisch in jeder Richtung
am Himmel zumindest die Außenbereiche der Wasserstoffhüllen sichtbar sind.

"Zu erkennen, dass der ganze Himmel bei der Beobachtung der
Lyman-Alpha-Strahlung aus fernen Wasserstoffwolken optisch leuchtet, war
eine buchstäblich augenöffnende Überraschung", erklärt AIP-Wissenschaftler
und Teammitglied Dr. Kasper Borello Schmidt.

Die beobachtete Region ist ein ansonsten unauffälliges Gebiet im Sternbild
Fornax ("der Ofen"). Im Jahr 2004 wurde sie erstmals vom
Hubble-Weltraumteleskop durchmustert. Die damaligen Beobachtungen enthüllten
Tausende von Galaxien, die über einen dunklen Himmel verstreut sind und
eine beeindruckende Sicht auf die Weite des Universums geben. Dank MUSE
war nun ein noch genauerer Blick in diese Region möglich. Die in der
Fachzeitschrift Nature veröffentlichte Untersuchung zeigt zum ersten Mal
wie dieses "kosmische Glimmen" aus den Gashüllen der frühesten Galaxien im
Licht der Lyman-Alpha-Strahlung verteilt ist.

"Mit den MUSE-Beobachtungen erhalten wir eine völlig neue Sichtweise auf
die diffusen Gaskokons, die Galaxien im frühen Universum umgeben",
kommentiert Prof. Dr. Philipp Richter von der Universität Potsdam,
Co-Autor der Studie.

Die spektakuläre Entdeckung der Astronominnen und Astronomen zeigt, dass
es solche Wasserstoffwolken gibt und dass sie - wenn auch ungeheuer
schwach - leuchten. Die genauen physikalischen Prozesse, die zu der
Emission dieser Strahlung führen, sind aber nach wie vor nicht vollständig
verstanden. Da sie jedoch, wie das Team nun zeigen konnte, am Nachthimmel
allgegenwärtig ist, werden zukünftige Forschungen diese Mechanismen - im
wahrsten Sinne des Wortes - erhellen.

"Wir planen in Zukunft die Durchführung erheblich empfindlicherer
Messungen", schließt Teamleiter Lutz Wisotzki. "Wir wollen herausfinden,
welche Rolle die riesigen kosmischen Reservoirs atomaren Wasserstoffs im
Weltraum für die Entstehung und Entwicklung von Galaxien, auch unserer
eigenen Milchstraße, spielen."
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FORSCHUNG/1542: Einzigartiges Verhalten von Quecksilberkernen aufgeklärt (idw)


Universität Greifswald - 02.10.2018

Einzigartiges Verhalten von Quecksilberkernen aufgeklärt



Einem internationalen Wissenschaftlerteam mit Beteiligung Greifswalder
Physiker ist gelungen, sprunghafte Veränderungen exotischer
Quecksilberisotope zu klären. Dazu wurden die Teilchen 177Hg bis 185Hg am
Ionenseparator ISOLDE des europäischen Forschungszentrums CERN hergestellt
und untersucht. Über die Forschungsergebnisse wird in Fachzeitschrift
Nature Physics (Ausgabe vom 1. Oktober 2018) berichtet.

In den 1970er Jahren wurde bei Vermessungen der optischen Spektren der
Elektronen in der Atomhülle bestimmter Quecksilberisotope beobachtet, dass
sich die Kerngröße sprunghaft verändert. Ihre Kernform wechselt nämlich
als Funktion der Massenzahl A zwischen leicht abgeplattet und ähnlich
einem Rugby-Ball hin und her. Das auffällige Verhalten wurde unterhalb von
A = 186 gefunden. Bei A = 185 beobachtete man einen großen Sprung im
Kernradius. Dieses Verhalten wiederholte sich bei den beiden
nächstkleineren ungeradzahligen Isotopen mit A = 183 und 181, während die
geradzahligen Isotope mit A = 184 und 182 dem allgemeinen Trend folgten.

Erst jetzt, mehr als 40 Jahre später, konnten die zwei sich daraus
ergebenden Fragen mithilfe modernerer Forschungstechnologien geklärt
werden: Gibt es auch bei Quecksilberkernen mit noch kleinerer Massenzahl
diesen sprunghaften Formenwechsel? Wie kann man dieses Verhalten auf die
innere Struktur der Kerne zurückführen?

Die erste Frage konnte nun mit aktuellen Messungen geklärt werden. Die
Herausforderung bestand darin, die Isotopenkette der kurzlebigen Atome bis
hinunter zu 177Hg zu vermessen, d. h. zu Halbwertszeiten von lediglich der
Dauer eines Wimpernschlags. Dazu waren verschiedene neue technische
Entwicklungen notwendig, die in den Experimenten erstmals kombiniert
wurden. So kam bei der Aufnahme der Laserspektren unter anderem das
Greifswalder Multireflexions-Flugzeit-Massenspektrometer 
(https://idw-online.de/de/news539615) der ISOLTRAP-Apparatur
(http://isoltrap.web.cern.ch/isoltrap/) zum Einsatz.

Mit diesen erheblich empfindlicheren Messmethoden konnte nachgewiesen
werden, dass das besondere Verhalten der Quecksilberisotope bei
Massenzahlen kleiner A = 180 endet und nur noch die "normalen", leicht
oblaten Kernformen zu finden sind.

Zusätzlich zu den Experimenten führten Kollegen der theoretischen Physik
umfangreiche Berechnungen durch, die das beobachtete Verhalten auf
bestimmte quantenmechanische Zustände der Protonen und Neutronen in den
Kernen zurückführen konnten. Damit ist nicht nur das jahrzehntealte Rätsel
um neutronenarme Quecksilberatomkerne gelöst. Die Ergebnisse zeigen auch
die Zuverlässigkeit der Kernrechnungen, die nun auch andere Bereiche der
Nuklidkarte, des "Periodensystems der Atomkerne", angewendet werden
können. Von der ISOLTRAP-Kollaboration waren neben der Arbeitsgruppe
Schweikhard des Instituts für Physik der Universität Greifswald Mitglieder des CERN
, des Max-Planck-Instituts für Kernphysik in Heidelberg
sowie der Universitäten in Dresden, Manchester (Groß-Britannien)
und Paris-Sud (Frankreich) beteiligt. Dazu kamen mehrere weitere
experimentelle Gruppen, unter anderem auch Laserspektroskopiker der
Universität Mainz.
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FORSCHUNG/1541: Durchbruch in der Quantenphysik - Reaktion von Quantenfluid auf Fotoanregung gelöster Teilchen (idw)


Technische Universität Graz - 02.10.2018

Durchbruch in der Quantenphysik:

Reaktion von Quantenfluid auf Fotoanregung gelöster Teilchen



Forscher der TU Graz beschreiben in Nature Communications den Prozess,
der innerhalb einer Billionstel Sekunde in einem suprafluiden
Heliumtröpfchen abläuft, wenn in dessen Inneren ein Atom fotodynamisch
angeregt wird.

Markus Koch, Associate Professor am Institut für Experimentalphysik der TU
Graz, konzentriert sich in seiner Forschungsarbeit auf Prozesse in
Molekülen und Clustern, die auf Zeitskalen von Pikosekunden
(10-12 Sekunden) und Femtosekunden (10-15 Sekunden)
ablaufen. Jetzt ist Koch und seinem Team ein Durchbruch auf dem Weg zu
Erforschung völlig neuartiger molekularer Systeme gelungen: Mittels
Femtosekundenspektroskopie, die es ermöglicht ultraschnelle Prozesse
zeitaufgelöst zu messen, konnten die Grazer Forscher genau beschreiben,
was in einem supraflüssigen, rund fünf Nanometer großen Heliumtröpfchen
nach Fotoanregung eines Atoms im Inneren der Tröpfchen passiert. Ein
Meilenstein in der Grundlagenforschung der experimentellen Atom- und
Molekülphysik. Markus Koch erklärt den wegweisenden Ansatz: "Unser
Institut hat unter Vorstand Wolfgang Ernst eine lange Tradition in der
Herstellung und Untersuchung von neuen Systemen und Clustern in einem
Nanometer großen Quantenfluid. Diese Expertise kombiniere ich in unserer
Forschungsarbeit jetzt mit der Methode der Femtosekundenspektroskopie. Nur
so konnten wir die Prozesse, die durch Photoanregung ausgelöst werden,
zeitaufgelöst beobachten, messen und deren Dynamik beschreiben. Damit sind
wir weltweit die erste Forschungsgruppe, der dies gelungen ist." Die
Ergebnisse der Forschungsarbeit wurden jetzt in Nature Communications
publiziert.

Eine Methodik voller Superlative

Um diesen fundamentalen Prozess, der auf einer ultrakurzen Zeitskala von
nur einer Billionstel Sekunde abläuft zu untersuchen, greift das Team rund
um Markus Koch auf die Femtosekundenspektroskopie zurück. Diese Methode
ermöglicht Momentaufnahmen von Atombewegungen basierend auf dem
Anregungs-Abfrage-Prinzip (englisch pump-probe). Als Versuchsanordnung
wird ein einzelnes Indiumatom in ein winziges Heliumtröpfchen eingebracht.
Das Indiumatom wird dann mit einem kurzen Laserpuls angeregt (pump) und
überträgt Energie auf das umgebende Helium, das in eine kollektive
Schwingung versetzt wird. Ein zeitverzögerter zweiter Lichtblitz fragt
dann diese dynamische Information des Systems ab (probe). Bernhard Thaler,
der als Dissertant am Institut für Experimentalphysik maßgeblich an der
bahnbrechenden Forschungsarbeit beteiligt ist, erklärt was passiert: "Wenn
wir das Atom im Heliumtröpfchen fotodynamisch anregen, dehnt sich seine
Elektronenhülle aus und die es umgebende Blase vergrößert sich innerhalb
einer Pikosekunde nach Stimulation. Wir beobachten weiter, dass das
Indiumatom nach etwa 50 bis 60 Pikosekunden gänzlich aus dem Tröpfchen
ausgeworfen wird. Genaue Erkenntnisse zu diesen Dynamiken konnten wir
jetzt durch die zeitaufgelöste Beobachtung des Prozesses erstmals
gewinnen." Ein Prozess, der geprägt ist von Superlativen: Von einer
ultrakurzen Zeitskala im Femtosekunden-Bereich, in der die
Teilchenbewegungen ablaufen und von Heliumtröpfchen mit nur wenigen
Nanometern Durchmesser (was weniger als einem Tausendstel eines
Haardurchmessers entspricht), die auf eine Temperatur von 0,4 Kelvin über
dem absoluten Nullpunkt gekühlt werden. Mittels einer Simulationssoftware
konnte das Team diesen Prozess sehr anschaulich darstellen.

Vom Proof of Concept zur Anwendung auf komplexe Moleküle

Markus Koch und seinem Team gelingt mit diesem Forschungserfolg der
eindrückliche Nachweis, dass die ultraschnellen, elektronischen und
nuklearen Dynamiken von Teilchen im Inneren von superfluidem Helium
beobachtet und simuliert werden können. Nach diesem Forschungserfolg denkt
Markus Koch aber schon an die Zukunft. "Heute experimentieren wir noch mit
einzelnen Atomen", sagt Koch, "aber nach diesem Proof of Concept nähern
wir uns mit großen Schritten der Anwendbarkeit von Helium-Nanotropfen für
die Untersuchung fotoinduzierter Prozesse in bisher unbekannten oder
fragilen molekularen System mit technologischer oder biologischer
Relevanz."

Die Forschungsarbeit von Markus Koch und seinem Team wurde als
Einzelprojekt vom FWF, dem österreichischen Fonds zur Förderung der
wissenschaftlichen Forschung, gefördert.

Dieses Forschungsprojekt ist im Field of Expertise "Advanced Materials
Science" verankert, einem von fünf strategischen Schwerpunktfeldern der TU
Graz. Beteiligte Forschende sind Mitglieder von NAWI Graz Physics.
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AGRAR/392: Große Koalition ist der Alptraum aller Tiere


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 4. Oktober 2018

Große Koalition ist der Alptraum aller Tiere



Zum Welttierschutztag am 04. Oktober, den der Deutsche Tierschutzbund unter dem Leitmotto "Beendet das Leiden der Schweine!" begeht, erklärt Renate Künast, Sprecherin für Tierschutzpolitik:

Der Welttierschutztag ist eine gute Gelegenheit die Bundesregierung daran zu erinnern, dass der Schutz der Tiere im Grundgesetz verankert ist. Denn leider ignorieren Union und SPD den Tierschutz systematisch. Anders lässt sich nicht erklären, dass die grausame Praxis der betäubungslosen Kastration von Ferkeln verlängert wurde. Zwei Tage vor dem Welttierschutztag ist dies ein klares Signal der Koalition an alle Verbraucherinnen und Verbraucher. Die Reden über ein Tierwohllabel sind nur Show: Die Große Koalition ist der Alptraum aller Tiere.

Es ist ein Schweinesystem, in dem Schweine heute gehalten werden. Und Julia Klöckner tut nichts dafür, das Leben der Tiere zu verbessern. Stattdessen knickt die gesamte Regierung vor der Stimmungsmache des Bauernverbandes ein. Dabei gibt es längst Alternativen. Erst vor Kurzem hatte sich das bundeseigene Friedrich-Löffler-Institut für Tiergesundheit klar für die Impfung (Immunokastration) ausgesprochen. Die Bundesregierung muss Tierschutz endlich ernst nehmen.
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EUROPA/1736: Tory-Parteitag - Die Brexit-Fans stehen mit dem Rücken zur Wand


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 4. Oktober 2018

Tory-Parteitag - Die Brexit-Fans stehen mit dem Rücken zur Wand



Zum Tory-Parteitag in Birmingham und der Rede der britischen Premierministerin Theresa May zum Brexit erklärt Franziska Brantner, Sprecherin für Europapolitik:

"Die Brexit-Fans stehen mit dem Rücken zur Wand. Die EU zu diffamieren, wird den Tories nicht dabei helfen, das zu übertünchen. In den großen Parteitagsreden beleidigten Minister die EU, aber wenn es konkret darum geht, wie der Brexit aussehen soll, herrscht immer noch dröhnende Ratlosigkeit.

Aber es wird immer deutlicher, dass May nur ihren "Chequers-Plan" hat, der aber für die EU keine seriöse Verhandlungsbasis ist und gleichzeitig den parteiinternen Machtkampf kaum überleben kann. Wenn May so weiter handelt, wird es wohl ein harter Brexit sein. So leid es allen Europäerinnen und Europäern tut, treffen werden die schmerzhaften Folgen wohl die Briten.

May hat nicht mehr viel Zeit, sich zu entscheiden: will sie die Notbremse ziehen oder die Verhandlungen gegen die Wand fahren. Wer jetzt fordert, den Briten entgegenzukommen, wie Röttgen und Co., liegt falsch. Wer diesen Wahnsinn belohnt, kriegt nur noch mehr Wahnsinn."
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RECHT/819: Patent auf Braugerste - Ausverkauf unseres Kulturpflanzenerbes


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 4. Oktober 2018

Patent auf Braugerste: Ausverkauf unseres Kulturpflanzenerbes



Zur weitgehenden Ablehnung des Einspruchs gegen ein Patent der Bierkonzerne Carlsberg und Heineken auf Braugerste durch das Europäische Patentamt (EPA) am 2. Oktober 2018 in München erklärt Harald Ebner, Sprecher für Gentechnik- und Bioökonomiepolitik:

Die Entscheidung ist eine Lizenz für den Ausverkauf unseres Kulturpflanzenerbes, nicht nur bei Braugerste. Daran ändern auch Begrenzungen bei der Reichweite des Patents wenig. Nach EU-Recht dürfte es solche Patente gar nicht mehr geben. Doch Konzerne wie Carlsberg und Heineken nutzen unter Mithilfe des Europäischen Patentamtes Rechtsunklarheiten aus, um das Verbot zu umgehen. Die Klarstellungsversuche auf europäischer Ebene zum Patentierungsverbot im letzten Jahr waren offensichtlich mangelhaft. Spätestens jetzt ist klar, dass nach wie vor dringender politischer Handlungsbedarf besteht, um die fortschreitende Privatisierung genetischer Ressourcen endlich zu stoppen.

Großkonzerne bauen mit solchen Patenten ihre marktbeherrschende Stellung auf dem Saatgutmarkt noch weiter aus. Dabei ist der freie Zugang zu einer breiten Sortenvielfalt notwendig, um züchterischen Herausforderungen wie den Folgen der Klimakrise begegnen zu können und so langfristig die Ernährungssicherheit in Europa und weltweit zu sichern.

Die Bundesregierung gaukelt in ihrem aktuellen Biopatentbericht vor, derartige Patente auf konventionelle Züchtungen seien nicht länger möglich. Doch die aktuelle Entscheidung des EPA straft sie Lügen.

Wir brauchen ein Reinheitsgebot für das Bio-Patentrecht ohne Schlupflöcher nach dem Motto: "Hopfen und Malz - patentfrei erhalt's!" Dazu gehört eine wirksame rechtliche Klarstellung, dass alle Pflanzen auf Basis konventioneller Züchtungsmethoden von Patentierungen ohne Wenn und Aber ausgeschlossen sind. Die Bundesregierung darf das Problem nicht länger leugnen und muss sich für die nötigen Änderungen auf europäischer Ebene endlich aktiv einsetzen. Schließlich haben auch Union und SPD im Koalitionsvertrag die Ablehnung von Patenten auf Pflanzen und Tieren bekräftigt.

Züchtung muss, wie seit Jahrtausenden, ein Open-Source-System bleiben. Das Recht auf Nahrung ist ein Menschenrecht und damit darf es keine Patente auf Pflanzen und Tiere geben.

Hintergrund:

Biopatente verteuern und erschweren die Züchtung neuer Sorten und gefährden damit die Anpassung der Landwirtschaft an neue Herausforderungen wie Trockenheit und Krankheiten. Anders als beim Sortenschutz darf mit patentierten Sorten nur mit Einverständnis des Patentinhabers weiter gezüchtet werden und es werden dann teure Lizenzgebühren fällig. Je mehr solche Patente es gibt, desto teurer und aufwändiger wird die Züchtung, auch hinsichtlich der notwendigen Klärung, ob Ausgangssorten patentgeschützt sind.

Neben zahlreichen Nichtregierungsorganisationen sprechen sich auch Züchtungsunternehmen, Landwirtschaftsverbände wie IFOAM und Copa/Cogeca und mittelständische Brauereien gegen Biopatente aus und fordern eine rechtliche Nachbesserung.
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ARBEIT/1825: Zur Schließung des Ryanair-Standortes Bremen


DIE LINKE - Presseerklärung vom 4. Oktober 2018

Zur Schließung des Ryanair-Standortes Bremen



Zur angekündigten Schließung des Ryanair-Standortes Bremen erklärt der Vorsitzende der Partei DIE LINKE, Bernd Riexinger:

"Die Streiks der Flugbegleiterinnen und Flugbegleiter für anständige Bezahlung und einen Tarifvertrag wecken offenbar niedere Instinkte bei dem Management der Billigfluglinie Ryanair. Anstatt die berechtigten Forderungen der Beschäftigten ernst zu nehmen, soll der Standort Bremen Anfang November nun vollständig geschlossen werden. Solche Einschüchterungsversuche sind Elemente einer brutalen Unternehmenskultur, die gegen Arbeitnehmerrechte verstößt und die Löhne mit allen Mitteln drücken will. DIE LINKE unterstützt die Beschäftigten von Ryanair und fordert insbesondere, die Schließung der Station Bremen zurückzunehmen, alle Einschüchterungen zu unterlassen und das Streikrecht zu respektieren. Millionenschwere Manager wie der Ryanair-Boss Michael O'Leary müssen begreifen, dass sie sich an Recht und Gesetz zu halten haben. Arbeitsplätze sind keine Schleudersitze - die Beschäftigten haben ein Recht auf ein planbares Leben und anständige Löhne. Der Konzern muss die von der Dienstleistungsgewerkschaft ver.di vorgeschlagenen Verhandlungen über einen Sozialtarifvertrag umgehend führen, um grundsätzliche Lösungen für Stationsschließungen zu vereinbaren sowie bessere Arbeitsbedingungen und mehr Mitsprache für die Beschäftigten zu regeln."

Bernd Riexinger ist Pate für das Kabinenpersonal von Ryanair, das sich für existenzsichernde und gesundheitserhaltende Arbeitsbedingungen einsetzt. Gewerkschaftliche Organisierung wurde lange offiziell vom Management "untersagt" und solidarische Aktionen, wie etwa zuletzt mit den streikenden Beschäftigten bei Ryanair in Südeuropa, mit starker Einschüchterung beantwortet. Die zivilgesellschaftlichen Paten und Patinnen stehen deshalb gemeinsam mit ver.di dafür ein, dass Ryanair die grundgesetzlich festgeschriebenen Koalitionsfreiheit einhält und stehen dafür ein, dass die Gewerkschaftsaktivisten und -aktivistinnen keinerlei Nachteile durch ihren Einsatz für Würde und Gerechtigkeit erfahren.

 * 
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AUSSEN/1788: Menschenrechte achten - Abschiebung nach Afghanistan stoppen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 2. Oktober 2018

Menschenrechte achten - Abschiebung nach Afghanistan stoppen



"Die für heute angesetzte siebzehnte Abschiebung von München nach Afghanistan beweist: der Bundesregierung ist Abschottung wichtiger als Menschenrechte und Multilateralismus. Denn mit der geplanten Abschiebung widersetzt sich die Bundesregierung direkt der Empfehlung des Flüchtlingshilfswerks der Vereinten Nationen (UNHCR). Dieses hatte in einer Richtlinie erklärt, dass Kabul kein sicherer Ort ist", sagt Michel Brandt, für die Fraktion DIE LINKE Obmann im Ausschuss für Menschenrechte und Humanitäre Hilfe. Brandt weiter:

"Die Heuchelei der Bundesregierung muss aufhören. Auf der einen Seite empört sie sich, wenn US-Präsident Donald Trump gegen Globalismus und für Patriotismus auf der Hauptversammlung der Vereinten Nationen wirbt. Auf der anderen Seite sendet das BAMF mit dem Alleingang in Sachen Abschiebungen ein gefährliches Signal an die internationale Staatengemeinschaft.

Das ist nicht das erste Mal: Die Bundesregierung skandalisierte bereits den geplanten Mauerbau zwischen USA und Mexiko. Währenddessen trieb sie zusammen mit der EU den Ausbau der Festung Europa voran. Inzwischen geht die EU sogar aktiv gegen die zivile Seenotrettung im Mittelmeer vor. Damit werden Schutzsuchende aus Abschreckungs- und Abschottungsgründen sterben gelassen. Wenn die Bundesregierung ihre Glaubwürdigkeit nicht vollkommen verlieren will, muss die geplante Abschiebung nach Afghanistan aufgehalten werden.

Als Obmann der Linksfraktion im Menschenrechtsausschuss sehe ich in solchem Handeln der Bundesregierung eine Gefahr für die Werte und Prinzipien der UN-Menschenrechtscharta. Denn diese kann nur verteidigt und verbessert werden, wenn man die UN und ihre Institutionen stärkt und nicht durch Missachtung ihrer Empfehlungen schwächt. Ich fordere, dass alle Abschiebungen sofort gestoppt werden. Das gilt insbesondere für Abschiebungen in Kriegsgebiete und existenzielle Not wie Obdachlosigkeit, mangelhafte medizinische Versorgung und Diskriminierung."

 * 

Quelle:
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FINANZEN/1519: Geldpolitik für Jobs, nicht für Finanzmärkte


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 4. Oktober 2018

Geldpolitik für Jobs, nicht für Finanzmärkte



"Die Europäische Zentralbank (EZB) hat mit ihren Anleihekäufen die Finanzmärkte beruhigt. Die Finanzmärkte haben Risiken keineswegs realistisch bewertet und sind somit auch nicht klüger als die EZB. Es ist zudem nicht einsichtig, warum die EZB Banken und Finanzinvestoren finanzieren darf, aber keine öffentlichen Investitionen. Das Plädoyer des EuGH Generalanwalts zu Gunsten der EZB ist daher nachvollziehbar", kommentiert Fabio De Masi, stellvertretender Vorsitzender der Fraktion DIE LINKE, das Plädoyer des Generalanwalts des Europäischen Gerichtshofs (EuGH) zum Ankauf von Staatsanleihen durch die EZB. De Masi weiter:

"Die Geldpolitik der EZB ist allerdings auch riskant. Durch die staatliche Kürzungspolitik wird die Geldpolitik überfordert und nicht von der Bevölkerung gewählte Zentralbanker sitzen am Hebel. Das billige Geld landet bei unzureichenden Investitionen auf den Finanzmärkten und nicht in der realen Wirtschaft. Somit drohen neue Finanzblasen.

Die EZB hat darüber hinaus Lohn- und Rentenkürzungen zur Voraussetzung der Anleihekäufe gemacht. Dies überschreitet das geldpolitische Mandat und kastriert die Geldpolitik hinsichtlich des Inflationsziels, da die Löhne nicht hinreichend vom Fleck kommen. Die direkte Finanzierung öffentlicher Investitionen durch die EZB wäre im Rahmen der geldpolitischen Ziele durchaus sinnvoll. Die EZB und die Fiskalpolitik müssen aber demokratisch kontrolliert werden."

 * 

Quelle:
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SICHERHEIT/1910: Aufrüstungsirrsinn stoppen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 4. Oktober 2018

Aufrüstungsirrsinn stoppen



"Die Bundesregierung muss sich endlich ein Herz fassen und dem Aufrüstungsdrängen von US-Präsident Donald Trump und NATO-Generalsekretär Jens Stoltenberg eine klare Absage erteilen. Die Milliarden Euro, die in die Aufrüstung der Bundeswehr fließen, fehlen im sozialen Bereich, bei den Kitas, in der Pflege, in den Schulen", erklärt Sevim Dagdelen, stellvertretende Vorsitzende und abrüstungspolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE. Dagdelen weiter:

"Die von der Bundesregierung geplante Ausgabensteigerung auf 60 Milliarden Euro bis 2024 ist so irrsinnig wie die von Trump geforderte Erhöhung auf 85 Milliarden Euro jährlich. In beiden Fällen würde Deutschland zur größten Militärmacht in Europa aufgerüstet und Russland überrundet. Allein die USA geben heute schon zehnmal so viel Geld für Rüstung und Militär aus wie Russland. Die geplanten neuen Kommandozentren der NATO, unter anderem in Ulm, befeuern die von den USA betriebene Konfrontation mit Russland und China.

Statt Steuergelder für die Verdoppelung des deutschen Wehretats zu verpulvern, sollte sich die Bundesregierung lieber dringend um die Wiederherstellung des Sozialstaats kümmern."

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/7575: Heute im Bundestag Nr. 727 - 04.10.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 727

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 4. Oktober 2018, Redaktionsschluss: 14.05 Uhr

1. FDP fragt nach Brücken in Brandenburg

2. Grüne fragen nach SUV und Geländewagen

3. Grüne fragen nach Öldämpfen im Cockpit

4. AfD fragt nach BMVI-Modellvorhaben

5. Grüne fragen nach Unfällen mit Wildtieren



1. FDP fragt nach Brücken in Brandenburg

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Nach dem Zustand der Brücken an Bundesfernstraßen in
Brandenburg erkundigt sich die FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage
(19/4442). Die Abgeordneten wollen von der Bundesregierung unter
anderem wissen, wie hoch der Anteil von sanierungsbedürftigen
beziehungsweise von als "nicht ausreichend" oder "unzureichend"
eingestuften Brücken im Land Brandenburg ist und wann die Sanierung
dieser Brücken vorgesehen ist.

 * 

2. Grüne fragen nach SUV und Geländewagen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Nach der Zahl der Neuzulassungen von SUVs und
Geländewagen in den vergangenen zehn Jahren erkundigt sich die
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in einer Kleinen Anfrage (19/4445). In
der Vorlage werden zudem die Fahrzeugmodellangebote der SUVs und
Geländewagen, ihre Antriebsarten und CO2-Emissionen, die
Fahrzeuggewichte, -größen und -leistungen, die Haltergruppen der
Fahrzeuge und die Beteiligung der SUVs und Geländewagen am
Verkehrsgeschehen erfragt.

 * 

3. Grüne fragen nach Öldämpfen im Cockpit

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Das Eindringen von Öldämpfen, Ölgeruch oder
Ähnlichem in Flugzeugcockpits und Flugzeugkabinen thematisiert die
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in einer Kleinen Anfrage (19/4443). Die
Abgeordneten wollen von der Bundesregierung wissen, wie viele
derartige Fälle ihr aus dem Jahr 2017 bekannt geworden sind. Gefragt
wird auch, ob sich die Bundesregierung in der 19. Wahlperiode auf
nationaler oder europäischer Ebene für ein Verbot von
zapfluftgetriebenen Lüftungssystemen, die als Grund für mögliche
Kontaminationen der Kabinenluft in Flugzeugen gelten, einsetzen will.

 * 

4. AfD fragt nach BMVI-Modellvorhaben

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Für das vom Bundesministerium für Verkehr und
digitale Infrastruktur (BMVI) sowie dem Bundesinstitut für Bau-,
Stadt- und Raumforschung (BBSR) initiierte Modellvorhaben
"Langfristige Sicherung von Versorgung und Mobilität in ländlichen
Räumen", das die Gleichwertigkeit von Lebensverhältnissen im
ländlichen Raum fördern soll, interessiert sich die AfD-Fraktion. In
einer Kleinen Anfrage (19/4447) erkundigen sich die Abgeordneten, in
welcher Höhe die sich in Süd-Thüringen befindlichen Landkreise
Sonneberg, Hildburghausen sowie die Wartburgregion im Rahmen des
Modellvorhabens gefördert werden.

 * 

05. Grüne fragen nach Unfällen mit Wildtieren

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Nach Unfällen mit Wildtieren und Maßnahmen zu deren
Vermeidung erkundigt sich die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in einer
Kleinen Anfrage (19/4444). Die Abgeordneten wollen von der
Bundesregierung unter anderem wissen, wie viele Verkehrsunfälle unter
Beteiligung von Wildtieren in den Jahren seit 2014 im Rahmen der
amtlichen Straßenverkehrsunfallstatistik erfasst wurden. Gefragt wird
auch nach Forschungsvorhaben und Langzeitstudien zur Vermeidung von
Wildtierunfällen.

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/7574: Heute im Bundestag Nr. 726 - 04.10.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 726

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 4. Oktober 2018, Redaktionsschluss: 12.42 Uhr

1. Regierung: Gäubahn wird ausgebaut

2. 5.365 stufenfreie Bahnhöfe in Deutschland

3. Sanierung der Rheinbrücke Maxau

4. Flughafenanbindung an Bahnfernverkehr

5. Entzug von Sportbootführerscheinen



1. Regierung: Gäubahn wird ausgebaut

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) "Die Voraussetzungen für den weiteren Ausbau der
Gäubahn (Bahnstrecke Stuttgart - Hattingen) sind nunmehr gegeben,
nachdem das Land Baden-Württemberg erklärt hat, dass es eine
Weiterverfolgung der Neigetechnik auf der Gäubahn anstrebt." Das
schreibt die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/4499) auf eine
Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/4219). Gefragt
nach den Gründen für den langwierigen Abschluss des
Planfeststellungsverfahrens und der Finanzierungsvereinbarung für den
Ausbau des zweigleisigen Abschnitts Horb-Neckarhausen, teilt die
Regierung mit: Für den Abschluss der Finanzierungsvereinbarung nach
Paragraf 9 des Bundesschienenwegeausbaugesetzes für den Abschnitt
Horb-Neckarhausen hätten die "sachlichen und haushalterischen
Voraussetzungen" geschaffen werden müssen. Dazu habe das Baurecht und
die Klärung des im Ausbaukonzept unterstellten Neigetechnikbetriebes
gehört. "Nach Abschluss des Planfeststellungsverfahrens und der
Erklärung des Landes Baden-Württemberg zum Einsatz von
Neigetechnik-Fahrzeugen kann die Finanzierungsvereinbarung zeitnah
abgeschlossen werden", heißt es in der Antwort.

 * 

2. 5.365 stufenfreie Bahnhöfe in Deutschland

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) In den Jahren 2012 bis 2017 hat sich nach Angaben
der Bundesregierung die Anzahl der stufenfreien Personenbahnhöfe von
3.870 um knapp 6,9 Prozent auf 4.135 Stationen erhöht. Das geht aus
der Antwort (19/4495) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis
90/Die Grünen (19/3970) hervor. Die Regierung beruft sich in der
Antwort auf Angaben der DB Station & Service AG. Damit seien 77
Prozent der insgesamt 5.365 Stationen stufenfrei, heißt es in der
Antwort weiter.

 * 

3. Sanierung der Rheinbrücke Maxau

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Die Bundesregierung sieht das Bauverfahren, bei dem
sogenannter ultrahochfester Beton (Ultra-High Performance Concrete,
UHPC) benutzt wird, als das am besten geeignete Verfahren für die
Verstärkung der Rheinbrücke Maxau an der B10 zwischen Karlsruhe und
Wörth an. Das geht aus der Antwort (19/4493) auf eine Kleine Anfrage
der Fraktion der FDP (19/4221) hervor. Das Verfahren zur Verstärkung
mit ultrahochfestem Beton sei im Rahmen einer Machbarkeitsstudie mit
mehreren infrage kommenden Bauverfahren hinsichtlich Funktionalität,
Wirtschaftlichkeit sowie verkehrlichem Eingriff verglichen und
bewertet worden, heißt es in der Antwort. Es sei mehrfach bei
vergleichbaren Projekten in der EU sowie bei einem Pilotprojekt des
Landes Baden-Württemberg in Beimerstetten erfolgreich umgesetzt
worden. Ferner sei das Pilotprojekt wissenschaftlich sowohl von der
Universität Karlsruhe als auch von der Bundesanstalt für Straßenwesen
(BASt) begleitet und bewertet worden, schreibt die Regierung.

Darüber hinaus habe die BASt im September 2016 ein internationales
Kolloquium zur Verstärkung von Stahlbrücken mit ultrahochfestem Beton
durchgeführt, um Erfahrungen und Aspekte für die Sanierung der
Rheinbrücke Maxau zu bündeln. "In der Gesamtbetrachtung aller
relevanten Parameter wurde es als das am besten geeignete Verfahren
für die Verstärkung der Rheinbrücke Maxau erachtet", urteilt die
Bundesregierung.

 * 

4. Flughafenanbindung an Bahnfernverkehr

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Wie die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/4501)
auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/4258)
mitteilt, plant die Deutsche Bahn AG (DB AG) zwei Verkehrsflughäfen
neu an den Schienenpersonenfernverkehr anzubinden. So soll der
Flughafen Berlin (BER) nach seiner Eröffnung im Rahmen der geplanten
neuen zweistündlichen IC-Linie 17 Warnemünde/Rostock-Berlin-Dresden
neu angebunden werden. Außerdem soll nach Regierungsangaben der
Flughafen Stuttgart im Rahmen von Stuttgart 21/Wendlingen-Ulm neu an
das Fernverkehrsnetz angebunden werden.

 * 

5. Entzug von Sportbootführerscheinen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Im Zeitraum vom 1. Januar 2017 bis 13. September
2018 wurden im Bereich der Seeschifffahrtsstraßen 22
Sportbootführerscheine entzogen - 15 wegen Alkoholverstoßes, drei
wegen körperlicher Untauglichkeit, zwei wegen Unzuverlässigkeit und
zwei wegen Drogeneinflusses. Das schreibt die Bundesregierung in ihrer
Antwort (19/4502) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/4227).
Im Bereich der Binnenschifffahrtsstraßen sei im Jahr 2017 ein
Führerschein wegen Alkoholverstoßes entzogen worden - im Jahr 2018
bislang noch kein Sportbootführerschein, heißt es weiter.

Was die erfragte Zahl der Bootsunfälle mit Beteiligung von Booten mit
bis 15 PS, die seit Ende 2012 führerscheinfrei genutzt werden dürfen,
angeht, so kann die Regierung nach eigenen Angaben keine Auskunft
erteilen. "Die erbetenen Daten liegen der Bundesregierung nicht vor,
da keine bundesweite Statistik über Bootsunfälle geführt wird", heißt
es in der Antwort.

 * 
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BUNDESTAG/7573: Heute im Bundestag Nr. 725 - 04.10.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 725

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 4. Oktober 2018, Redaktionsschluss: 11.47 Uhr

1. Ministerien sollen komplett nach Berlin

2. Grüne wollen Hambacher Wald erhalten

3. Ausweitung der MHD Ausnahmeliste

4. Fragen zu tschechischen Atomkraftwerken

5. Munitionssprengungen mit Blasenschleiern



1. Ministerien sollen komplett nach Berlin

Haushalt/Antwort

Berlin: (hib/SCR) Die Bundesregierung soll vollständig in Berlin
angesiedelt und die bisherige Teilung zwischen Berlin und Bonn beendet
werden. Das fordert die Fraktion Die Linke in einem Antrag (19/4562).
Die Linken argumentieren unter anderem mit den Kosten sowie der
schädlichen Auswirkung auf die Umwelt.

Konkret soll die Bundesregierung nach Willen der Linken ein
Beendigungsgesetz zum Berlin/Bonn-Gesetz vorlegen. Zudem soll mit dem
Berliner Senat bis 2020 eine "Machbarkeitsstudie zur Verlegung der
Ministerien aus Bonn nach Berlin" erstellt werden.

 * 

2. Grüne wollen Hambacher Wald erhalten

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antrag

Berlin: (hib/SCR) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen fordert von der
Bundesregierung, sich für ein Moratorium für die Rodung des Hambacher
Waldes einzusetzen. In einem Antrag (19/4653) kritisiert die Fraktion,
dass RWE mit Unterstützung der Landesregierung Nordrhein-Westfalens
"eine unnötige Eskalation des Konflikts heraufbeschwört" habe. Mit
Verweis auf die Arbeit der Kohle-Kommission schreibt die Fraktion: "Es
kann nicht sein, dass der Wald gerodet wird, solange die Kommission
arbeitet, sonst droht die Kommission zur Farce zu werden." Ohnehin
seien die Tage der klimaschädlichen Braunkohle gezählt. Die Rodung
ergebe keinen Sinn und "steht in keinem Verhältnis zu dem dadurch
verursachten gesellschaftlichen und ökologischen Schaden", heißt es in
dem Antrag.

 * 

3. Ausweitung der MHD Ausnahmeliste

Ernährung und Landwirtschaft/Antwort

Berlin: (hib/EIS) Reis, Hülsenfrüchte, eingelegter Hering oder
Stockfisch sowie lange gereifter Hartkäse mit nur noch geringem
Wasseranteil könnten in die sogenannte MHD-Ausnahmeliste aufgenommen
werden. Das geht aus einer Antwort der Bundesregierung (19/4643) auf
eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/4323) zur Verringerung von
Lebensmittelverschwendung hervor. Die MHD-Datumsangabe auf
Lebensmittelverpackungen gibt die Mindesthaltbarkeitsdauer von
Lebensmitteln an. Dazu führt die Bundesregierung aus, dass die
Diskussion zur Frage der Ausweitung der MHD-Ausnahmeliste im Hinblick
auf die Reduzierung der Lebensmittelverschwendung auf EU-Ebene
andauere und noch nicht abgeschlossen sei. Das Bundesministerium für
Ernährung und Landwirtschaft (BMEL) verfolge bei der Diskussion um die
Datumsangaben auf Lebensmitteln das Ziel, die
Lebensmittelverschwendung unter Beibehaltung des hohen
Lebensmittelqualitätsstandards zu reduzieren. Forschungs- und
Entwicklungsarbeiten würden deshalb unterstützt, die beispielsweise
zur Entwicklung intelligenter Verpackungen beitragen, die das
Mindesthaltbarkeitsdatum ergänzen. Das BMEL fördere in dem Bereich
derzeit verschiedene Innovationsvorhaben mit einem Gesamtvolumen von
mehr als 3,4 Millionen Euro.

 * 

4. Fragen zu tschechischen Atomkraftwerken

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen thematisiert in
einer Kleinen Anfrage (19/4512) die Sicherheit tschechischer
Atomkraftwerke. Von der Bundesregierung will die Fraktion unter
anderem Auskunft über einen Zwischenfall im AKW Temelin. Zudem
interessieren sich die Grünen für Erkenntnisse über die
Atomkraft-Pläne der tschechischen Regierung.

 * 

5. Munitionssprengungen mit Blasenschleiern

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antwort

Berlin: (hib/SCR) Die Sprengung von Altmunition in Nord- und Ostsee
ist Gegenstand einer Kleinen Anfrage der Fraktion Die Linke (19/4511).
Die Fraktion will unter anderem wissen, bei wie vielen Sprengungen
Blasenschleier eingesetzt wurden, um Schockwellen zu minimieren.
Hintergrund sind laut Linken negative Auswirkung der Schockwellen auf
Meerestiere wie zum Beispiel auf Schweinswale.

 * 
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BUNDESTAG/7572: Heute im Bundestag Nr. 724 - 04.10.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 724

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 4. Oktober 2018, Redaktionsschluss: 11.02 Uhr

1. Wechsel von Lebenspartnerschaft in Ehe

2. Entwurf des Mietrechtanpassungsgesetzes

3. Weiterentwicklung der Quantentechnologie

4. Hohe Priorität von Bildung und Forschung

5. Sportpolitische Folgen des Brexit erfragt

6. FDP fragt nach Brexit-Folgen für Verkehr



1. Wechsel von Lebenspartnerschaft in Ehe

Recht und Verbraucherschutz/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/MWO) Die einheitliche Umsetzung von Lebenspartnerschaften
in Ehen soll ein Gesetz zur Umsetzung des Eheöffnungsgesetzes
gewährleisten, dessen Entwurf die Bundesregierung vorgelegt hat
(19/4670). Seit Inkrafttreten des Gesetzes zur Einführung des Rechts
auf Eheschließung für Personen gleichen Geschlechts
(Eheöffnungsgesetz) am 1. Oktober 2017 können gleichgeschlechtliche
Paare keine Lebenspartnerschaften mehr begründen, sie können jedoch
eine bereits bestehende Lebenspartnerschaft in eine Ehe umwandeln.
Diese gesetzlichen Neuregelungen bedürfen dem Entwurf zufolge
konzeptioneller Angleichungen im Ehe- und Lebenspartnerschaftsrecht
sowie im Internationalen Privatrecht. Zusätzlich seien weitere
personenstandsrechtliche Regelungen erforderlich. Der Entwurf stelle
klar, dass es sich bei der Umwandlung einer Lebenspartnerschaft in
eine Ehe um eine Form der Eheschließung handelt und dass durch die
Umwandlung die bisherige rechtliche Beziehung der Partner in
umgewandelter Form fortgesetzt wird. Außerdem werde klargestellt, dass
künftige Regelungen, die sich auf Ehe und Ehegatten beziehen, auch für
nicht umgewandelte und daher als solche fortbestehende
Lebenspartnerschaften und für Lebenspartner gelten, falls nicht etwas
anderes geregelt ist.

 * 

2. Entwurf des Mietrechtanpassungsgesetzes

Recht und Verbraucherschutz/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/MWO) Die Bundesregierung hat den Entwurf eines Gesetzes
zur Ergänzung der Regelungen über die zulässige Miethöhe bei
Mietbeginn und zur Anpassung der Regelungen über die Modernisierung
der Mietsache (Mietrechtsanpassungsgesetz - MietAnpG) (19/4672)
vorgelegt. Hintergrund ist dem Entwurf zufolge, dass die durch das
Mietrechtsnovellierungsgesetz vom 21. April 2015 (BGBl. I S. 610)
eingeführten Regelungen über die zulässige Miethöhe bei Mietbeginn
(sogenannte Mietpreisbremse) bislang insgesamt nicht zu den erhofften
Wirkungen geführt haben. Der Entwurf strebe einen ausgewogenen
Interessenausgleich zwischen Mietern und Vermietern an.

Er sieht unter anderem vor, dass in Zukunft Mieter aufgrund einer
neuen vorvertraglichen Auskunftsverpflichtung des Vermieters bereits
bei Begründung des Mietverhältnisses erfahren werden, ob der Vermieter
sich auf eine Ausnahme berufen kann. Eine nach seiner Ansicht zu hohe
Miete muss der Mieter dem Vermieter in Zukunft nur noch in einfacher
Weise mitteilen ("rügen"). Weiter sieht der Entwurf vor, den
Umlagesatz in Gebieten, in denen die ausreichende Versorgung der
Bevölkerung mit Mietwohnungen zu angemessenen Bedingungen besonders
gefährdet ist (sogenannte Gebiete mit abgesenkter Kappungsgrenze) für
die Dauer von zunächst fünf Jahren von 11 Prozent auf 8 Prozent
abzusenken. Des Weiteren wird zum Schutz der Mieter vor dem
sogenannten Herausmodernisieren und zur Eindämmung der (weiteren)
Gentrifizierung von Quartieren ein neuer
Ordnungswidrigkeitentatbestand über die Durchführung einer baulichen
Veränderung in missbräuchlicher Weise in das Wirtschaftsstrafgesetz
1954 eingefügt.

 * 

3. Weiterentwicklung der Quantentechnologie

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Unterrichtung

Berlin: (hib/ROL) Schon heute nutzt fast jeder täglich
Quantentechnologien, bei Computern, in Datennetzen oder auch bei einem
Großteil der medizinischen Bildgebung. All diese technologischen
Errungenschaften wären ohne Quanteneffekte nicht denkbar, denn
Bauteile wie Transistoren, Dioden und Laser nutzen Prinzipien der
Quantenphysik. Deutschland ist bei diesen "Quantentechnologien der
ersten Generation" wissenschaftlich und wirtschaftlich höchst
erfolgreich. Das schreibt die Bundesregierung in ihrer Unterrichtung
(19/4645). In der Grundlagenforschung der Quantenphysik, die lehre,
dass die Welt nicht aus Nullen und Einsen, sondern eben aus Quanten
bestehe und das diese Träger physikalischer Wechselwirkungen nicht
beliebig teilbar seien, sondern in einer bestimmten "Mindestgröße"
auftreten würden, besitze Deutschland eine exzellente
Ausgangsposition. Die breite Forschung auf diesem Gebiet - bestehend
aus föderal strukturierter Hochschullandschaft, außeruniversitären
Forschungseinrichtungen, Ressortforschung und am Markt ausgerichteter
Forschung der Unternehmen - bilde für die Quantentechnologien eine
gute Ausgangsbasis.

Für die Weiterentwicklung der Quantentechnologien und die dafür
erforderlichen strukturellen Voraussetzungen hätten Experten aus
Wissenschaft und Wirtschaft Handlungsbedarf identifiziert, schreibt
die Bundesregierung und zitiert aus dem Konzeptpapier der Nationalen
Initiative zur Förderung der Quantentechnologie von Grundlagen bis
Anwendungen: "An vielen verschiedenen Orten in ganz Deutschland wird
Forschung zu Quantentechnologien auf international sichtbarem Niveau
betrieben. Diese geographische Diversität ist durchaus als Stärke der
deutschen Forschungslandschaft zu betrachten. [...] Gleichzeitig
besteht jedoch teilweise ein deutliches Defizit in der Koordinierung:
Oftmals werden Synergieeffekte nicht ausreichend genutzt. Mithilfe
einer Verbesserung der Strukturen sollte eine engere Vernetzung und
eine Bündelung von Kompetenzen angestrebt werden."

In Deutschland seien daher größere, international und stärker auf
Anwendungen ausgerichtete Forschungskapazitäten notwendig. Der
Rechtsrahmen des Grundgesetzes mit den Grundsätzen der
Wissenschaftsfreiheit sowie der föderalen Ordnung gebe dabei vor, dass
die notwendigen Entscheidungen im Wettbewerb und auf der Grundlage
fachlicher Kriterien erfolgen sollen.

Die Bundesregierung werde die relevanten Trägerorganisationen der
Forschung beauftragen, ihrerseits Vorschläge zu einer Neuausrichtung
im Hinblick auf eine stärker anwendungsbezogene quantentechnologische
Forschung zu entwickeln. Ziel sei es, in der öffentlich
grundfinanzierten Forschung verstärkt Themen der Quantenphysik mit
hoher Anwendungsrelevanz in Forschung & Entwicklung-Verbundprojekten
zu fördern. Die Voraussetzung dafür seien überdurchschnittliche
Perspektiven für eine technische Verwendung, ganz besonders dann, wenn
der Schritt von der Forschung in die Anwendung erstmalig vollzogen
werde. Dies müsse über die Demonstration der technischen Machbarkeit
deutlich hinausgehen. Die bislang diskutierten Forschungsthemen der
neuen Quantentechnologien wie Quantencomputer, Quantenkommunikation,
Quantenbasierte Messtechnik, Basistechnologien für Quantensysteme
seien dabei nicht als abschließende Themenliste zu verstehen, sondern
würden kontinuierlich ergänzt.

Aufwendungen für Forschung, Entwicklung und Anwendung von
Quantentechnologien würden bislang überwiegend im Rahmen der
Grundfinanzierung von Forschungsorganisationen sowie auch im Rahmen
einzelner Projektfördermaßnahmen finanziert. Aktuell stünden hier in
Deutschland quantifizierbare Mittel in einem Umfang von circa 100
Millionen Euro pro Jahr zur Verfügung. Zusammen mit den in diesem
Programm dargestellten zusätzlichen Maßnahmen würden von der
Bundesregierung 2018 bis 2022 Mittel in Höhe von circa 650 Millionen
Euro eingeplant. Es sei angedacht, das Programm bis 2028 fortzuführen.
Über Schwerpunkte, Zuständigkeiten und die finanzielle sowie die
inhaltliche Ausgestaltung nach 2022 würden Bundesregierung und
Parlament in Abhängigkeit von der weiteren wissenschaftlichen und
wirtschaftlichen Entwicklung auf dem Gebiet der Quantentechnologie und
ihrer Nutzung entscheiden.

 * 

4. Hohe Priorität von Bildung und Forschung

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Antwort

Berlin: (hib/ROL) Die Gesamtausgaben für Bildung und Forschung sind
seit 2008 deutlich um rund 65 Milliarden Euro angestiegen. Dies
entspricht einem Zuwachs von fast einem Drittel. Aufgrund der
erfreulicherweise guten konjunkturellen Entwicklung konnte der Anteil
am Bruttoinlandsprodukt nicht gesteigert werden. Das schreibt die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/4563) auf die Kleine Anfrage von
Bündnis 90/Die Grünen (19/4078) und zieht damit Bilanz zum Thema "Zehn
Jahre Dresdner Bildungsgipfel".

Der Bund habe seine Investitionen in Bildung seit 2008 verdoppelt,
alleine in den letzten beiden Jahren sind sie um jeweils knapp eine
Milliarde Euro auf 11,1 Milliarde Euro im Jahr 2017 angestiegen. Die
Forschungsausgaben seien im gleichen Zeitraum um gut die Hälfte auf
über 17 Milliarden Euro (2017) angestiegen. "Dies zeigt die hohe
Priorität, die Bildung und Forschung im Bundeshaushalt genießen",
schreibt die Bundesregierung.

Das Erreichen der von der Kultusministerkonferenz (KMK) festgelegten
gemeinsamen Bildungsstandards werde regelmäßig durch
Vergleichsarbeiten - die sogenannten Bildungstrends - überprüft. Diese
würden in den Fächern Mathematik, Naturwissenschaften, Deutsch und in
der ersten Fremdsprache vom Institut zur Qualitätsentwicklung im
Bildungswesen (IQB) alle drei Jahre für die Sekundarstufe I und alle
fünf Jahre für die Primarstufe durchgeführt. Eine nach strengen
wissenschaftlichen Kriterien ermittelte Stichprobe von bundesweit mehr
als 30.000 Kindern aus allen Ländern nehme an den Tests teil, so dass
sich aus den Ergebnissen unmittelbare Vergleiche in Bezug auf das
Erreichen der vereinbarten Bildungsstandards zwischen den Ländern
ablesen ließen. Die Ergebnisse seien Teil der datenbasierten
Qualitätssicherung in der Schulbildung.

Die Zahl der Schüler sei im Zeitraum seit 2008 deutlich gesunken, von
rund 9 Millionen im Schuljahr 2008/2009 auf 8,3 Millionen im Schuljahr
2016/2017 an allgemeinbildenden Schulen und von 2,8 Millionen auf 2,5
Millionen an beruflichen Schulen. Dies entspreche einem Rückgang von
rund 8 Prozent. Im gleichen Zeitraum seien die öffentlichen Ausgaben
für allgemeinbildende und berufliche Schulen von 52,8 Milliarden Euro
auf 64,9 Milliarden Euro angestiegen, dies entspreche einem Zuwachs
von 23 Prozent. Entsprechend positiv hätten sich auch die Ausgaben je
Schülerin und Schüler entwickelt; diese seien von 5.200 Euro im Jahr
2008 auf 6.900 Euro im Jahr 2015 angestiegen. Die Länder hätten in
diesem Zeitraum weitere Anstrengungen zur Verbesserung der
Bildungsqualität, etwa in den Bereichen Bildungsmonitoring und
Qualitätssicherung, unternommen.

Die Entwicklung des Anteils der Schulabgängerinnen und -abgänger ohne
Abschluss sowie der Erwachsenen ohne Berufsabschluss habe in 2008 noch
7,5 Prozent betragen, während es 2017 rund 6,5 Prozent seien. Berlin
habe mit 10,5 Prozent die höchste Quote, gefolgt von Sachsen-Anhalt
mit 9,9 Prozent und Bremen mit 8,9 Prozent. Die wenigsten
Schulabbrecher gebe es in Hessen mit 5,0 Prozent und in Hamburg mit
5,6 Prozent.

Der Anteil der Bevölkerung im Alter von 25 bis unter 65 ohne
beruflichen Bildungsabschluss und Ländern sei in den Jahren zwischen
2008 mit 16,5 Prozent und 2016 mit 16,6 Prozent nahezu gleich
geblieben. Die meisten ohne Abschluss gebe es mit fast einem Viertel
in Bremen (23,3 Prozent) und in Nordrhein-Westfalen mit 21,8 Prozent.
In Sachsen und Thüringen seien es jeweils nur 6,4 Prozent.

Die Zahl der Anfänger im Übergangsbereich habe sich bundesweit
zunächst zwischen 2008 und 2014 von rund 359.000 auf 253.000
reduziert, um dann bis 2016 wieder auf 303.000 anzusteigen. 2017 habe
es dann erneut einen leichten Rückgang auf 292.000 Anfänger im
Übergangsbereich gegeben.

Im Rahmen des Programms JOBSTARTER CONNECT habe das Bundesministerium
für Bildung und Forschung (BMBF) im Zeitraum 2009 bis 2015
Ausbildungsbausteine in verschiedenen Maßnahmen des Übergangsbereichs,
der außerbetrieblichen Ausbildung und der Nachqualifizierung, erprobt.
Insgesamt hätten während der Laufzeit 4.427 Jugendliche und junge
Erwachsene an einer Qualifizierung teilgenommen. Von diesen seien im
Verlauf der Qualifizierung 1.068 Jugendliche in eine betriebliche
Ausbildung übergegangen.

 * 

5. Sportpolitische Folgen des Brexit erfragt

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Für die sportpolitischen Folgen des Brexit
interessiert sich die FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/4413).
Die Abgeordneten wollen von der Bundesregierung unter anderem wissen,
wie viele Personen mit deutscher Staatsangehörigkeit aktuell in
Großbritannien im Sportbereich beschäftigt sind, die von einer
möglichen Änderung der Arbeitnehmerfreizügigkeit betroffen sein
könnten. Gefragt wird auch, welche Auswirkungen der Brexit auf die
europäische Kooperation gegen Gewalt und Hooliganismus im Sport hat.

 * 

6. FDP fragt nach Brexit-Folgen für Verkehr

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Welche Folgen der Brexit für Deutschland und Europa
im Bereich von Verkehr und digitaler Infrastruktur hat, möchte die
Fraktion der FDP von der Bundesregierung wissen. In einer Kleinen
Anfrage (19/4415) erkundigen sich die Abgeordneten unter anderem
danach, wie die Bundesregierung beabsichtigt, mit möglichen
Zollschranken, die den maritimen Verkehr beeinflussen, umzugehen.
Gefragt wird auch nach Berechnungen, "wie hoch der finanzielle Schaden
für den Bereich Transport und Logistik durch gesteigerte
Zollformalitäten ausfallen wird".

 * 
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BUNDESTAG/7571: Heute im Bundestag Nr. 723 - 04.10.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 723

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 4. Oktober 2018, Redaktionsschluss: 09.22 Uhr

1. Grüne fordern gerechtere Bildungspolitik

2. Digitalpakt Schule und Datenschutz

3. Zukunft von freien Lern- und Lehrmitteln

4. Sicherheit im öffentlichen Raum

5. Gesichtsbilder in EU-Datenbanken

6. Zugewanderte Fachkräfte



1. Grüne fordern gerechtere Bildungspolitik

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Antrag

Berlin: (hib/ROL) Für einen "bildungspolitischen Aufbruch" setzt sich
die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen ein. 17 Jahre nach dem
"PISA-Schock" und zehn Jahre nach dem Dresdener Bildungsgipfel bleibe
die Bildungsrepublik in nahezu allen Bildungsbereichen noch immer
deutlich hinter den Anforderungen an ein modernes, chancengerechtes
und inklusives Bildungssystem zurück, schreiben die Abgeordneten in
einem Antrag (19/4632). Die Fraktion bezieht sich dabei auf die
zentralen Befunde des 7. Nationalen Bildungsberichts, der sich
schwerpunktmäßig mit den Wirkungen und Erträgen von Bildung
beschäftigt. Daraus ergebe sich ein dringender Handlungsauftrag an die
Bildungspolitik. Eine ungerechte Bildungspolitik und ein
unzureichendes Bildungssystem spalteten die Gesellschaft in Gewinner
und Verlierer, in Arme und Reiche. Zu wenige Menschen profitierten
deshalb von den positiven Erträgen und Wirkungen von Bildung.

Obwohl die Bildungsbeteiligung insgesamt steige, entscheide in
Deutschland noch immer die soziale, ethnische und regionale Herkunft
oder eine Behinderung maßgeblich über die Zugangs- und damit
Zukunftschancen von Menschen. Kinder aus Haushalten mit hohem
Bildungsstand besuchten häufiger allgemeinbildende Schulen, erreichten
wesentlich öfter einen Hochschulabschluss und beteiligten sich
deutlich stärker am lebensbegleitenden Lernen beziehungsweise
berufsbegleitender Weiterbildung als Menschen aus Familien ohne
akademischem Hintergrund. Auch das Förderschulsystem und die bisher
schlecht ausgebauten inklusiven Angebote an Regelschulen führten dazu,
dass die große Mehrheit der behinderten Jugendlichen die Förderschule
ohne Abschluss verließen und die meisten der übrigen Schüler nicht
über den Hauptschulabschluss hinauskämen. Auch Staat und Gesellschaft
gehörten zu den Verlierern dieser Chancenungleichheit: Menschen ohne
Berufsabschluss seien häufiger arbeitslos und auch Frauen mit Kindern
hätten mangels ausreichender Betreuungsangebote einen erschwerten
Zugang zu Angeboten der Aus- und Weiterbildung sowie zum Arbeitsmarkt.
In der Folge seien sie seltener erwerbstätig, verdienten weniger und
würden der Wirtschaft damit auch als Fachkräfte fehlen.

Entschiedenes Handeln der Bildungspolitik werde umso dringlicher, da
sich auch die Rahmenbedingungen für Bildung ändern würden. In manchen
ländlichen Gebieten nehme die Zahl der Schüler seit Jahren ab.
Gleichzeitig seien in strukturschwachen Regionen vor allem
Grundschulen und berufliche Schulen geschlossen worden, was wiederum
dazu führe, dass nicht mehr überall ein ausreichendes Bildungsangebot
gewährleistet werden könne. Es sei die Aufgabe der Bildungspolitik,
dass Jugendliche in der Nähe ihres Wohnortes zur Schule gehen können.
Bildungseinrichtungen stünden heute aber auch jenseits der
unterschiedlichen regionalen Entwicklungen zunehmend vor komplexen
Herausforderungen. Sowohl der Zuwachs an Bildungsteilnehmern als auch
die steigende Heterogenität in der Gesellschaft stelle Kitas, Schulen,
Betriebe und Hochschulen vor die Aufgabe, ihre Angebote so zu
gestalten, dass den unterschiedlichen Bedürfnissen und Potentialen
Rechnung getragen werden könne.

Die Grünen fordern die Bundesregierung unter anderem auf, die
Empfehlungen des Nationalen Bildungsberichts für mehr
Bildungsgerechtigkeit in Deutschland gemeinsam mit den Ländern
unverzüglich umzusetzen. Dafür sei das laufende Gesetzgebungsverfahren
zur Änderung des Grundgesetzes zu nutzen, um die verfassungsrechtliche
Grundlage für einen modernen Bildungsföderalismus zu schaffen. Über
die vorgeschlagene Öffnung des Artikels 104c GG hinaus müsse
dauerhafte Kooperation zwischen Bund, Ländern und Kommunen möglich
werden, damit inklusive Bildungsangebote und flächendeckender Ganztag,
herkunftsunabhängige Bildungsgerechtigkeit und Chancengleichheit sowie
Digitalisierung in allen Bildungsbereichen erfolgreicher gestaltet
werden könne. Es müsse sichergestellt werden, dass das
Sieben-Prozent-Ziel bei Ausgaben für Bildung schrittweise bis 2025
erreicht werde. Auf der Basis einer neu geschaffenen
Kooperationsklausel müsse gemeinsam mit den Ländern eine umfassende
Qualifizierungsoffensive für mehr pädagogisches Fachpersonal an Kitas,
Grundschulen sowie allgemeinbildenden und beruflichen Schulen auf den
Weg gebracht werden. Nur mit ausreichend gut ausgebildetem Personal in
allen Bildungsinstitutionen könne Chancengerechtigkeit entlang der
gesamten Bildungskette gesichert werden. Zudem soll auf Basis einer
neu geschaffenen Kooperationsklausel gemeinsam mit den Ländern und
Kommunen der Ganztagsausbau an allen Schulformen entschieden
vorangetrieben werden, um ein flächendeckendes Angebot garantieren zu
können.

 * 

2. Digitalpakt Schule und Datenschutz

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/ROL) Der Digitalpakt Schule steht im Mittelpunkt einer
Kleinen Anfrage (19/4473) der FDP-Fraktion. Die Abgeordneten möchten
unter anderem wissen, welche flankierenden Maßnahmen die
Bundesregierung im Bereich "Grundsatzfragen des Datenschutzrechts"
unternimmt und welche Förderprogramme für Forschungsprojekte die
Bundesregierung für den Schutz von Schülerdaten auflegt. Auch
interessiert die FDP-Fraktion welche Gutachten die Bundesregierung zum
Schutz von Schülerdaten beauftragt.

 * 

3. Zukunft von freien Lern- und Lehrmitteln

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/ROL) Freien Lehr- und Lernmaterialien (Open Educational
Resources) werden von Experten ein hohes Potenzial für die
Verbesserung der Bildungsqualität und der Zugang zu Wissen
zugesprochen, schreibt die FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage
(19/4475).

Die Abgeordnete führen an, dass im Eckpunktepapier "Digitalpakt
Schule" von Bund und Ländern "Maßnahmen zur Verbreitung von Open
Educational Resources" als flankierende Maßnahmen genannt werden, ohne
das diese konkretisiert würden. Ferner gehe das Papier auf sogenannte
Schulclouds ein, wobei jedoch offen bleibe, wo die Abgrenzung verlaufe
und ob gegebenenfalls Open Educational Resources als Teil von
Schulclouds gefördert werden können. Die Freidemokraten wollen unter
anderem wissen, welche Maßnahmen die Bundesregierung als flankierende
"Maßnahmen zur Verbreitung von Open Educational Resources" seit dem 1.
Juni 2017 getroffen hat und was die Bundesregierung zur Verbreitung
von freien Lehr- und Lernmaterialien plant. Außerdem interessiert die
Fraktion, inwiefern die Erstellung von Open Educational Resources nach
den Planungen von Bund und Ländern durch Mittel aus dem Digitalpakt
Schule gefördert werden können.

 * 

4. Sicherheit im öffentlichen Raum

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Die Sicherheit im öffentlichen Raum ist Thema einer
Kleinen Anfrage (19/4470) der AfD-Fraktion. Die EU-Kommission habe
2017 einen Aktionsplan zum verbesserten Schutz öffentlicher Räume
veröffentlicht, der nun bundesweit umgesetzt werde. Die Abgeordneten
wollen nun unter anderem wissen, welche Vorkehrungen die
Bundesregierung bereits getroffen hat, um den Aktionsplan umzusetzen.

 * 

5. Gesichtsbilder in EU-Datenbanken

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Mit der Gesichtserkennung in polizeilich genutzten
Datenbanken befasst sich die Fraktion Die Linke in einer Kleinen
Anfrage (19/4505). Die Verordnungen aller bestehenden großen
EU-Datenbanken würden derzeit erneuert. Dies betreffe die
Fingerabdruckdatenbank Eurodac, das Schengener Informationssystem (SIS
II) und die Visumsdatenbank (VIS). Fingerabdrücke und Gesichtsbilder
würden mit Personendaten in einer einzigen durchsuchbaren Datei
gespeichert.

Die Abgeordneten wollen von der Bundesregierung nun unter anderem
erfahren, welche Datenbanken im Bereich Justiz und Inneres der EU
Gesichtsbilder enthalten.

 * 

6. Zugewanderte Fachkräfte

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Mit der Fachkräftesicherung durch Zuwanderung befasst
sich die AfD-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/4506). Die
Abgeordneten wollen unter anderem wissen, wie viele Träger einer
"blauen Karte", also ausländische Akademiker, bisher nach Deutschland
gekommen sind und eine Arbeit aufgenommen haben und wie viele dieser
Ausländer ausgewandert sind.

 * 
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BUNDESTAG/7570: Heute im Bundestag Nr. 722 - 02.10.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 722

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 2. Oktober 2018, Redaktionsschluss: 14.32 Uhr

1. Wirkung von Glyphosat auf Säugetiere

2. Aufklärungsbedarf zu Anis Amri

3. Bewertung des Maßregelvollzugs

4. Pauschbeträge im Steuerrecht

5. Beamtenproteste gegen Grenzöffnung

6. Innere Sicherheit in Hessen



1. Wirkung von Glyphosat auf Säugetiere

Ernährung und Landwirtschaft/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/EIS) Die Wirkung von Glyphosat auf Säugetiere, Insekten
und Wirbellose interessiert die Fraktion Die Linke. Die Abgeordneten
verlangen in einer Kleinen Anfrage (19/4516) von der Bundesregierung
unter anderem Auskunft darüber, ob die Anwendung von glyphosathaltigen
Herbiziden auf Grundlage der Deutschen Antibiotika-Resistenzstrategie
DART 2020 und der im Koalitionsvertrag festgeschriebenen Reduzierung
des Antibiotikaeinsatzes verantwortbar ist. Zudem soll die Möglichkeit
einer antibiotischen Wirkung von Glyphosat auf die Resistenzgefahr in
der landwirtschaftlichen Nutztierhaltung hin bewertet werden. Darüber
hinaus sollen Alternativen für eine pfluglose, erosionsmindernde
Bodenbearbeitung aufgezählt werden, die ohne Glyphosat auskommen.

 * 

02. Aufklärungsbedarf zu Anis Amri

Recht und Verbraucherschutz/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/MWO) Die AfD-Fraktion sieht Aufklärungsbedarf im Fall des
Breitscheidplatz-Attentäters Anis Amri. In einer Kleinen Anfrage mit
der Überschrift "Maßnahmen und Kenntnisse von Bundesbehörden zu Anis
Amri" (19/4471) fragt sie die Bundesregierung unter anderem, ob sie
Kenntnis von einem Antrag auf Erlass eines Haftbefehls gegen Amri, der
von einer Polizeidienststelle aus Nordrhein-Westfalen im Sommer 2016
erstellt wurde, und dem anschließenden Verfahrensgang hatte. Ferner
wollen die Abgeordneten wissen, ob die Bundesregierung im Fall Anis
Amri Kontakte mit ausländischen Nachrichtendiensten gehabt hat und ob
und seit wann eine beglaubigte Geburtsurkunde des Attentäters einer
deutschen Behörde vorliegt.

 * 

3. Bewertung des Maßregelvollzugs

Recht und Verbraucherschutz/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/MWO) Wie die Bundesregierung die Handhabung des
Maßregelvollzugs seit dessen Novellierung 2016 bewertet, will die
Fraktion Die Linke wissen. In einer Kleinen Anfrage (19/4589) schreibt
sie, das "Gesetz zur Novellierung des Rechts der Unterbringung in
einem psychiatrischen Krankenhaus nach Paragraf 63 des
Strafgesetzbuches (StGB) und zur Änderungen anderer Vorschriften"
(18/7244) sei notwendig geworden, weil in den Jahren zuvor die Zahl
von Personen, die gemäß Paragraf 63 StGB in einem psychiatrischen
Krankenhaus untergebracht wurden, kontinuierlich stieg. Belege für
einen parallelen Anstieg der Gefährlichkeit der Untergebrachten habe
es nicht gegeben. Die Fragesteller wollen unter anderem wissen, ob die
Bundesregierung Änderungsbedarf sieht, ob es seit der Gesetzesänderung
zu einer Verkürzung der Verweildauer gekommen ist und in wie vielen
Fällen es nach Kenntnis der Bundesregierung seit 2014 zu einer
Entlassung kam, die die Klinik nicht befürwortet hat.

 * 

4. Pauschbeträge im Steuerrecht

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Nach Pauschbeträgen und Pauschalen im Steuerrecht
erkundigt sich die FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/4596).
Die Abgeordneten stellen allgemeine Fragen zu Einkommensteuer und
wollen zudem wissen, wann bestimmte Pauschalen zum Beispiel für
Fahrten zwischen Wohnung und Arbeitsstätte zuletzt angehoben wurden.
Auch nach anderen Pauschalen bei den sogenannten Werbungskosten, nach
Pauschalen für Sparer und Pauschalen für Behinderte wird gefragt.

 * 

5. Beamtenproteste gegen Grenzöffnung

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Die AfD-Fraktion erkundigt sich in einer Kleinen
Anfrage (19/4478) nach der Rolle der Beamten bei der Grenzöffnung 2015
während der Flüchtlingskrise. Beamte seien gegenüber ihren
Vorgesetzten zwar weisungsgebunden und damit verpflichtet, Anordnungen
zu befolgen. Sie hätten aber die Möglichkeit, Bedenken hinsichtlich
der Rechtmäßigkeit einer Anordung über eine Gegenvorstellung
(Remonstration) zu dokumentieren.

Die Abgeordneten wollen von der Bundesregierung nun unter anderem
wissen, wie viele Polizisten und zivile Mitarbeiter des
Bundesinnenministeriums 2015 gegen Befehle und Weisungen remonstriert
haben.

 * 

6. Innere Sicherheit in Hessen

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Mit der inneren Sicherheit in Hessen befasst sich die
FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/4474). Ihrer Ansicht nach
sind in Hessen bestimmte Politikfelder durch einseitige und teilweise
fehlgesteuerte Entscheidungen "aus dem Blick geraten". Die
Abgeordneten fragen nun unter anderem nach der Personalstruktur bei
der Bundespolizei und beim Zoll in Hessen.

 * 
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PRESSEKONFERENZ/1766: Regierungspressekonferenz vom 2. Oktober 2018 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz - Dienstag, 2. Oktober 2018

Regierungspressekonferenz vom 2. Oktober 2018

Themen: Folgen des Erdbebens und Tsunamis in Indonesien, 7.
deutsch-israelische Regierungskonsultationen in Jerusalem, Referendum in
der ehemaligen jugoslawischen Republik Mazedonien, Kabinettsitzung
(Fortsetzung des Einsatzes bewaffneter deutscher Streitkräfte zur
nachhaltigen Bekämpfung des IS-Terrors und zur umfassenden Stabilisierung
Iraks, Fünftes Gesetz zur Änderung des Telekommunikationsgesetzes, Bericht
über die Zusammenarbeit der Bundesrepublik Deutschland mit den Vereinten
Nationen, Eckpunkte zur Fachkräfteeinwanderung aus Drittstaaten), Reise des
Bundesaußenministers nach Washington/Eröffnung des Deutschlandjahres in den
USA, USMCA, Staatsbesuch des türkischen Präsidenten in Deutschland,
Verhaftung von sieben Personen wegen des Verdachts auf Gründung einer
rechtsterroristischen Vereinigung in Chemnitz, Vorwürfe des
stellvertretenden italienischen Ministerpräsidenten hinsichtlich
angeblicher Wünsche der Bundeskanzlerin und des französischen Präsidenten
nach einem Sturz der italienischen Regierung, Reformpolitik der
argentinischen Regierung, Ausrichtung des G20-Gipfels in Buenos Aires,
Ermittlungsverfahren gegen einen Angehörigen der Berliner Polizei wegen des
Verdachts der Bespitzelung türkischer Oppositioneller, mögliche
Hardwarenachrüstungen bei Diesel-Pkw, Moorbrand auf einem Bundeswehrgelände
bei Meppen, Festnahme eines syrischen Terrorverdächtigen in Berlin,
fortdauernde Haft von Jordi Sànchez und Jordi Cuixart im Zusammenhang mit
Sezessionsbestrebungen in Katalonien


Sprecher: StS Seibert, Adebahr (AA), Fähnrich (BMVg), Schmidt (BMI),
Einhorn (BMWi)



Vorsitzende Wefers eröffnet die Pressekonferenz und begrüßt StS Seibert
sowie die Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.

StS Seibert: Guten Tag! Bevor ich zu den Themen des Kabinetts komme, möchte
ich kurz auf das schwere und verheerende Erdbeben auf der indonesischen
Insel Sulawesi eingehen. Die Bundeskanzlerin hat die Nachrichten von diesem
Erdbeben und dem folgenden Tsunami sowie von den Zerstörungen und dem Leid,
das dadurch ausgelöst wurde, mit großer Betroffenheit verfolgt. Das Ausmaß
der Zerstörung und des menschlichen Leidens ist erschütternd. Die
Bundeskanzlerin hat am Samstag bereits dem Präsidenten Indonesiens ein
Kondolenztelegramm geschickt und darin ihr tief empfundenes Beileid
angesichts der zahlreichen Opfer ausgedrückt. Leider erleben wir ja, wie
häufig in solchen Fällen, dass die Zahl der Opfer von Tag zu Tag höher
wird.

Die Bundesregierung hat unmittelbar 1,5 Millionen Euro Soforthilfe für
Indonesien bereitgestellt, und auch über die EU wurde umgehend Nothilfe in
Höhe von zusätzlichen 1,5 Millionen Euro gewährt. Es ist gut, dass die
indonesische Regierung aktiv an die internationale Gemeinschaft
herangetreten ist und um Hilfe gebeten hat. Es wird gleichzeitig natürlich
wichtig sein, dass diese Hilfe koordiniert geschickt wird und dass sie auch
den tatsächlichen Bedürfnissen in der Katastrophenregion angepasst ist. Die
Bundesregierung ist hierzu sowohl mit den indonesischen Partnern wie auch
mit den internationalen Partnern im Abstimmungsgespräch.

Adebahr: Wenn ich einen Satz anfügen darf: Das Auswärtige Amt hat auch
einen Krisenstab eingerichtet. Dieser wird heute Nachmittag tagen und wird
sich dann ganz besonders damit auseinandersetzen, wie wir unbürokratisch
und schnell unsere 1,5 Millionen Euro Hilfe dort umsetzen, wo die Menschen
sie brauchen.

StS Seibert: Dann möchte ich noch etwas zu einem bereits angekündigten
Termin der Bundeskanzlerin in dieser Woche, nämlich zu der Reise der
Bundeskanzlerin und erheblicher Teile des Kabinetts nach Israel,
nachtragen. Wie Sie wissen, geht die Reise zu den 7. deutsch-israelischen
Regierungskonsultationen in Jerusalem morgen los. Teilnehmer der Reise sind
die Bundeskanzlerin, zahlreiche Ministerinnen und Minister, zusätzlich auch
noch Staatssekretäre sowie eine Wirtschaftsdelegation.

Was ich nachreichen will, ist Folgendes: Am Donnerstagmorgen werden die
Kanzlerin und die mitreisenden Bundesminister und Staatssekretäre in
Jerusalem die Holocaust-Gedenkstätte Yad Vashem besuchen. Die
Bundeskanzlerin wird in der Halle der Erinnerung einen Kranz niederlegen.
Im Anschluss folgt dann das Programm, so wie Frau Fietz es an dieser Stelle
am Freitag schon berichtet hat.

Bevor wir zum Kabinett kommen, noch ein drittes Thema: Weil wir gestern
nicht die Gelegenheit hatten, über das Referendum, das in der früheren
jugoslawischen Republik Mazedonien stattgefunden hat, zu sprechen, möchte
ich für die Bundesregierung Folgendes sagen: Wir haben dieses Referendum
über den Namenskompromiss in dem Land mit sehr großem Interesse verfolgt.
Das Abkommen, das da zwischen dem griechischen Premierminister und dem
mazedonischen Premierminister geschlossen worden ist, bietet nach unserer
Überzeugung die Chance einer historischen Einigung und die Chance, die
gutnachbarlichen Beziehungen zu Griechenland zu stärken. Außerdem würde die
Umsetzung dieses Abkommens ein wichtiges Hindernis für die Annäherung
Mazedoniens an die EU und die Nato aus dem Weg räumen.

Ein wichtiges Ergebnis ist nun, dass sich die überwältigende Mehrheit - 91
Prozent - derjenigen, die sich am Referendum beteiligt haben, für die mit
Griechenland erzielte Einigung ausgesprochen haben. Aber leider ist auch
richtig, dass die Wahlbeteiligung deutlich hinter den Erwartungen
zurückbleibt. Man muss dazusagen: Das Quorum von 50 Prozent, das da hätte
erreicht werden müssen, ist angesichts von Wählerlisten, die noch 400
Menschen aufführen, die längst nicht mehr im Lande leben, ein sehr hohes
Quorum gewesen. Nichtsdestotrotz: Es wird nach unserer Überzeugung jetzt
wichtig sein, sich weiter für die Umsetzung dieses Abkommens einzusetzen
und die in dem Abkommen vorgesehene Verfassungsänderung anzustreben. Die
klare Mehrheit der am Referendum Teilnehmenden ist hierfür eine Grundlage.

Frage: Eine Frage zur Israel-Reise: Sind auch Besuche in der Westbank oder
in Gaza angedacht, oder wird sich das ausschließlich auf Israel begrenzen?

StS Seibert: Es begrenzt sich auf Jerusalem.

Frage: Ich möchte Sie bitten, etwas detaillierter etwas zur Hilfe für
Indonesien zu erzählen. Geht es dabei nur um Geld, oder geht es auch um
Güter oder monetäre Waren?

Adebahr: Das ist zunächst eine Summe, die wir zur Verfügung stellen können.
Wir sind besonders mit dem Deutschen Roten Kreuz und mit
Hilfsorganisationen wie dem Roten Halbmond und UN OCHA - das ist die
Hilfsorganisation der Vereinten Nationen - in Kontakt. UN OCHA ist die
Organisation, die in der Region die Koordination übernimmt und dafür sorgen
wird, dass der Bedarf an Hilfsgütern - humanitäre Güter, von Decken über
Nahrung, Grundnahrungsmittel, Infrastruktur eventuell bis hin zu
Trinkwasser und allem, was jetzt unmittelbar gebraucht wird, zum Beispiel
Baumaterialen - ermittelt wird. Dort docken wir quasi an. Auch in Brüssel
wird die EU vermutlich ihr Katastrophenschutzverfahren aktivieren; dann
gibt es auch eine Einheit in Brüssel, die das für die EU koordiniert, damit
nicht jeder das gleiche macht, sondern sich eben alle abstimmen. In den
nächsten Stunden wird es eben darum gehen, genau herauszufinden, was, wie,
wo über welche NGO oder Organisation mit diesem Geld am besten und am
schnellsten getan werden kann.

StS Seibert: Dann kommen wir jetzt zum Kabinett, das heute auch ein volles
Programm hatte, beginnend mit der wichtigen Entscheidung für ein
Bundeswehrmandat für den Irak.

Wir haben die Fortsetzung des Einsatzes bewaffneter deutscher Streitkräfte
zur nachhaltigen Bekämpfung des IS-Terrors und zur umfassenden
Stabilisierung Iraks beschlossen. Der Einsatz der Bundeswehr dient
unverändert der Unterstützung der internationalen Anti-IS-Koalition
beziehungsweise der Operation "Inherent Resolve" und der nachhaltigen
Bekämpfung des IS in Syrien und Irak. Das geschieht wie bisher durch die
Bereitstellung von Aufklärung, Luftbetankung und Stabspersonal. Dazu kommt
der deutsche Beitrag an Nato-AWACS-Luftraumüberwachungsflugzeugen.

Sicherheit kann jedoch in Irak dauerhaft nur dann erfolgreich entstehen
oder gewährleistet werden, wenn die irakischen Streit- und
Sicherheitskräfte ihre Fähigkeiten zielgerichtet so aufbauen und so
entwickeln, dass sie selbst in der Lage sind, ihre Sicherheitsverantwortung
für ihr Land umfassend wahrzunehmen. Deshalb leistet die Bundeswehr im
Rahmen des Gesamtansatzes der internationalen Anti-IS-Koalition einen
Beitrag zum Fähigkeitsaufbau in Irak - das ist das berühmte "Capacity
Building" -, und das geschieht auf Bitten und im Einvernehmen mit der
irakischen Regierung.

Die vorgesehenen deutschen Kräfte können eingesetzt werden, solange die
völkerrechtlichen Voraussetzungen und die Zustimmung des Deutschen
Bundestages dafür vorliegen, längstens jedoch bis zum 31. Oktober des
kommenden Jahres 2019. Es können weiterhin bis zu 800 Soldatinnen und
Soldaten eingesetzt werden. Der deutsche Beitrag zur umfassenden
Stabilisierung Iraks durch Beteiligung am Fähigkeitsaufbau wird zum 30.
April des kommenden Jahres überprüft. Wenn es so ist, dass eine irakische
Regierung unter Einbeziehung des irakischen Parlaments bis zu diesem
Zeitpunkt die Einladung an Deutschland und die geltenden
Statusvereinbarungen für die deutschen Soldaten nicht in geeigneter Form
bestätigt, dann wird dieser Ausbildungsauftrag spätestens bis zum 31.
Oktober 2019 abgebaut und beendet. Die Ausschüsse des deutschen Bundestags
werden mit dem Ergebnis dieser Überprüfung Ende April befasst.

Wichtig ist mir zu sagen: Wir verfolgen weiterhin einen umfassenden und
vernetzten Ansatz, bei dem die verschiedenen Instrumente - außenpolitisch,
entwicklungspolitisch, sicherheitspolitisch und außenwirtschaftspolitisch -
eng aufeinander abgestimmt sind. In diesen breiten zivilen Ansatz bettet
sich der deutsche militärische Beitrag ein. Übergeordnete Ziele bleiben
eine umfassende politische Friedenslösung für Syrien, die dauerhafte
politische Stabilisierung, die wirtschaftliche Entwicklung Iraks und die
nachhaltige Bekämpfung des IS-Terrors.

Beim nächsten Kabinettsthema geht es ein wenig schneller: Es handelt sich
um das Fünfte Gesetz zur Änderung des Telekommunikationsgesetzes. Wie Sie
wissen, ist der rasche Aufbau und Ausbau von gigabitfähigen Netzen,
insbesondere in den ländlichen Räumen, für die Digitalisierung eine
wichtige Grundlage. Die Bundesregierung hat 2016 das sogenannte 
DigiNetz-Gesetz gemacht, um bekanntlich den Glasfaserausbau in den bisher
unterversorgten Gebieten zu stärken. Jetzt findet allerdings eine Änderung
des Telekommunikationsgesetzes statt, um einen Überbau von öffentlich
geförderten Glasfaserausbauprojekten zu verhindern, also um im Grunde einen
Missbrauch, der dabei aufgetreten ist, zu verhindern. Details dazu gibt es
bei Interesse vom zuständigen Ministerium.

Dann war es wieder so weit, dass die Bundesregierung einen Bericht über die
Zusammenarbeit der Bundesrepublik Deutschland mit den Vereinten Nationen
und mit einzelnen global agierenden internationalen Organisationen im
Rahmen des UN-Systems verabschiedet hat. Der Berichtszeitraum ist 2016 und
2017.

Grundsätzlich kann man sagen: Die Mitarbeit in den Vereinten Nationen ist
für uns ein ganz wesentliches Element der deutschen Außenpolitik. Viele
unserer außenpolitischen Ziele verfolgen wir im Rahmen der Vereinten
Nationen und in enger Zusammenarbeit mit den einzelnen Elementen und
Organisationen des UN-Systems. Wir setzen uns mit Nachdruck dafür ein, das
UN-System und die Vereinten Nationen selber in ihrer Autorität und in ihrer
Effizienz zu stärken. Wir sind überzeugt: Die UN sind einzigartig
legitimiert, um an der Herausbildung und Fortentwicklung gemeinsamer
globaler Werte und Normen mitzuwirken, die dann das Verhalten staatlicher
wie auch nichtstaatlicher Akteure leiten können. Der Bericht stellt die
vielfältigen Aktivitäten der Bundesregierung auf diesem Gebiet für die
Jahre 2016 und 2017 dar.

Das letzte Kabinettsthema sind die Eckpunkte zur Fachkräfteeinwanderung aus
Drittstaaten - da höre ich Frau Wefers schon anheben; das ist hier gerade
sehr ausführlich von drei Bundesministern vorgetragen worden, deswegen sage
ich dazu vielleicht einfach gar nichts.

Vorsitzende Wefers: Das finde ich jetzt eine sehr gute Lösung.

Frage: Zur Verlängerung des Irak-Mandats: Gibt es ein Exit-Szenario in
Sachen Anti-ISIS-Koalition? Wann will die Bundeswehr sich aus dieser
Koalition zurückziehen?

Frau Adebahr, Frau Nahles hatte vor ein paar Wochen im Bundestag gesagt,
für die SPD gelte, dass Bundeswehreinsätze mit dem Völkerrecht vereinbar
sein müssten und es ein UN-Mandat geben müsse. Für diese 
Anti-ISIS-Koalition gibt es kein UN-Mandat. Bemüht sich die Bundesregierung
beziehungsweise bemüht sich das Auswärtige Amt um ein UN-Mandat für die
Anti-ISIS-Koalition?

StS Seibert: Zur Frage des UN-Mandats wird Frau Adebahr sicherlich etwas
sagen. Es gibt dazu ja einschlägige Resolutionen. Das haben wir hier in der
Vergangenheit häufig vorgetragen, das können wir aber sicherlich gerne noch
einmal machen.

Ich verweise auf das, was ich hier gesagt habe: Die vorgesehenen deutschen
Kräfte können eingesetzt werden, solange die völkerrechtlichen
Voraussetzungen und die konstitutive Zustimmung des Deutschen Bundestages
vorliegen, längstens jedoch bis zum 31. Oktober 2019. Was die Beteiligung
am Fähigkeitsaufbau der irakischen regulären Streitkräfte und
Sicherheitskräfte betrifft, habe ich Ihnen das Datum 30. April 2019 als
Überprüfungsdatum genannt.

Zusatzfrage: Meine Frage bezog sich bei der Anti-ISIS-Koalition auf das
Koalitionsziel. Wann ist das erreicht, wann gibt es den Exit? Das muss man
ja wissen. Sie hatten gerade nur juristische Argumente gebracht.

StS Seibert: Sie fragen "wann" - das klingt nach einer Frage nach einem
Datum. Ich habe Ihnen eines genannt. Im Übrigen sind durch den engagierten
Einsatz der Anti-IS-Koalition erhebliche militärische Erfolge gegen den
sogenannten Islamischen Staat erzielt worden, und dazu hat Deutschland eben
auch beigetragen. Dennoch ist die Gefahr noch nicht vollkommen gebannt. Sie
hat sich möglicherweise auch verändert und sie ist mit Sicherheit auch im
Fluss, weil bestimmte Entwicklungen in Syrien auch wieder Einfluss auf den
Irak haben. Deswegen ist diese Entscheidung heute so von der Koalition
gefällt worden.

Frage: Der letzte UN-Monitoringbericht zum Status des IS hat darauf
verwiesen, dass der IS fast im gesamten syrischen Raum und auch im
irakischen Raum zurückgedrängt wurde, mit einer Ausnahme im Osten Syriens,
wo dem IS eine Atempause verschafft wurde und er sogar wieder Öl kaufen
konnte. Dieser Bereich deckt sich ziemlich eins zu eins mit der Region, in
der die US-unterstützten SDF-Kräfte und US Special Forces aktiv sind. Wie
bewertet die Bundesregierung diesen Monitoringbericht des 
UN-Sicherheitsrates und den Verweis auf die Atempause, die der IS im Osten des
Landes bekommen hat?

StS Seibert: Ich kenne den Bericht im Detail nicht und kann deswegen hier
über die Atempause nicht reden. Sicher ist aber, dass der IS noch nicht
besiegt ist, jedenfalls noch nicht verschwunden ist, und die Gefahr, die
von ihm für die Menschen in der Region wie auch für uns in Europa und
anderswo ausgeht, besteht fort. Deswegen ist es sinnvoll, am deutschen
Engagement für die Anti-IS-Koalition festzuhalten, so wie ich es hier
beschrieben habe.

Vorsitzende Wefers: Frau Adebahr, möchte Sie ergänzen, vielleicht auch zur
Frage des Kollegen?

Adebahr: Ja. Ich habe nicht die ganze Breite der Resolutionen, die es gibt,
mit. Wenn ich mich recht entsinne, basiert unser Einsatz auf der Resolution
2249 des Sicherheitsrates von 2015 und auch auf Artikel 51 der UN-Charta.

StS Seibert: Ich könnte noch nachreichen, dass die Resolution 2249 aus dem
Jahre zuletzt durch die Resolution 2396 aus dem Dezember 2017 bekräftigt
wurde. Das sind die einschlägigen Resolutionen.

Zusatzfrage: Vielleicht teilweise auch an das BMVg: Es wurde ja auch
beschrieben, dass der Kampf gegen den IS zumindest teilweise Erfolg hat,
das heißt, es gibt noch ganz Kleine IS-Taschen. Gleichzeitig ist das
Bundestagsmandat ja sehr klar: ausschließlich Aufklärung von IS-Gebiet. Wie
können die Bundeswehr und die Bundesregierung mittlerweile noch
sicherstellen, dass tatsächlich nur IS-Gebiet aufgeklärt wird und nicht
Gebiete, in denen die syrisch-arabische Armee und auch russische
Militärberater aktiv sind?

Fähnrich: Das Mandat - Herr Seibert hat es gerade angesprochen - ist im
Wesentlichen so verlängert worden, wie es gerade auch besteht. Wir sind
Teil einer großen Koalition mit fast über 70 Partnern und Ländern, von
denen knapp 30 ihren Beitrag auch militärisch leisten. Deutschland ist
einer von denen, und die Soldatinnen und Soldaten werden immer
mandatskonform im Einsatzgebiet eingesetzt.

Zusatzfrage: Meine Frage war ja, wie sichergestellt werden kann, dass
Aufnahmen aus der Luftaufklärung ausschließlich den IS zeigen, der ja
entsprechend eingeengt wurde. Es gab ja auch bereits Fälle, in denen die
Bundeswehr selbst Fotos veröffentlicht hat, die Deir ez-Zor zu einem
Zeitpunkt gezeigt haben, zu dem es zum großen Teil schon von der syrischen
Regierungsarmee eingenommen worden ist, was de facto schon einen Bruch des
Bundestagsmandats beinhaltet.

Fähnrich: Auch diese Frage wurde quasi in den letzten fast zweieinhalb
Jahren schon öfter beantwortet. Wir haben den sogenannten "red card
holder", der im Headquarter beziehungsweise in der Koalition sitzt und der
die Mandatskonformität anhand der Aufträge und der Bilder prüft. Es gibt
keinen Zweifel daran, dass dies passiert.

Frage: An das BMI zur Fachkräftezuwanderung: Wenn ich es richtig verstehe,
sind Deutschkenntnisse in den einschlägigen Gesetzen zur Zuwanderung zum
Zwecke der Erwerbstätigkeit bisher keine Voraussetzung. Ist das richtig?
Was wird in den Ländern aufgebaut, damit jetzt so schnell Deutschkenntnisse
vorhanden sein können, um eine Zuwanderung zu sichern?

Schmidt: Im Detail kann ich Ihnen jetzt nicht genau sagen, für welche
bisherigen Zuwanderungsmöglichkeiten konkret Kenntnisse welcher Stufe
gefordert worden sind. Richtig ist aber - das hat die Pressekonferenz
vorhin, glaube ich, deutlich ergeben -, dass die Minister, die das
vorgestellt haben, gesagt haben, dass an diesen Stellschrauben noch einmal
Nachjustierungen vorgenommen werden sollen. Man hat sich jetzt eben darauf
geeinigt, die Bedingung der Sprachkenntnisse noch einmal deutlicher zu
verankern. Das wird jetzt in Folge im Detail ausgearbeitet werden müssen,
insofern möchte ich Sie da um ein bisschen Geduld bitten. Hinsichtlich des
Gesetzesvorschlages werden wir dann sicherlich mit solchen Details an die
Öffentlichkeit gehen, wenn wir so weit sind.

Zusatzfrage: Aber die bisherigen Regelungen der Zuwanderung beinhalten doch
nicht die Voraussetzung, Deutschkenntnisse zu haben?

Schmidt: Es ist richtig, dass es das in unterschiedlichen Stufen bisher so
nicht gab. Das soll jetzt eben nachgebessert und verbessert worden, und das
wird in Zukunft kommen, das ist richtig. In der Pressekonferenz vorhin
wurde auch ausgeführt, dass dazu verschiedenste Maßnahmen ergriffen werden
sollen, bis hin eben zu Maßnahmen der Konsulate und auch der Förderung von
Spracherwerb im Ausland.

Vorsitzende Wefers: Das Auswärtige Amt hat noch eine Reiseankündigung zu
machen.

Adebahr: Ich möchte Ihnen ankündigen, dass der Bundesaußenminister heute
Nachmittag nach Washington reisen wird, um dort am Mittwoch politische
Gespräche zu führen und das Deutschlandjahr in den USA zu eröffnen. Er wird
in Washington am Mittwoch unter anderem mit Außenminister Pompeo, mit
Sicherheitsberater Bolton und mit Vertretern des Senats zusammenkommen. Die
Themen werden sicherlich die Bandbreite der internationalen Politik
umfassen - Syrien, Iran -, und auch der Stand der deutsch-amerikanischen
Beziehungen wird sicherlich zu den Themen gehören.

Am Mittwochabend wird der Außenminister im Rahmen der Feierlichkeiten zum
Tag der deutschen Einheit in Washington ein großes Deutschlandjahr in den
USA eröffnen. Das Deutschlandjahr ist eine gemeinsame Initiative des
Auswärtigen Amtes, des Bundesverbandes der Deutschen Industrie und des
Goethe-Institutes. Es soll bis November 2019 laufen, und wir wollen durch
diese Initiative mit Menschen in den USA ins Gespräch kommen - in allen
Landesteilen, in allen möglichen Regionen - und auch für die 
deutsch-amerikanische Freundschaft zwischen den Menschen in unseren Ländern werben.
Geplant sind über 1000 Veranstaltungen und 300 Projekte. Das wird ein sehr
buntes, lebhaftes Jahr.

Frage: Das legt die Frage nahe, ob der Minister die letztendlich
erfolgreichen Verhandlungen der USA mit ihren beiden Nachbarländern über
NAFTA als ein Signal dafür betrachtet, dass womöglich auch die 
europäisch-amerikanischen Handelsvereinbarungen am Ende zu einem positiven Ergebnis
führen werden. Ist das ein solches Signal?

Adebahr: Ich würde von dem Deutschlandjahr, das wir dort eröffnen und das
ein großes zivilgesellschaftliches Engagement und ein
zivilgesellschaftliches Ins-Gespräch-Kommen ist, jetzt nicht direkt zu dem
von Ihnen gestellten Schluss kommen. Aber es ist grundsätzlich so, dass
auch der Minister die Einigung zwischen den USA, Kanada und Mexiko über die
Fortführung des trilateralen Abkommens begrüßt. Es ist klar für uns, dass
ein regelbasiertes, WTO-konformes Freihandelsabkommen in unserem Interesse
und sicherlich auch im Interesse der deutschen Wirtschaft liegt. Die
weiteren Auswirkungen und die genaue Ausgestaltung werden wir natürlich
genau betrachten.

Vorsitzende Wefers: Richtet sich Ihre Frage womöglich noch an ein anderes
Ministerium?

Zusatz: An das Wirtschaftsministerium; liegt irgendwie nahe.

Einhorn: Danke für die Unterstützung! - Das Abkommen selbst können wir
nicht kommentieren. Der Text liegt uns auch noch nicht vor. Grundsätzlich
gilt aber das, was ja eben auch schon gesagt wurde, nämlich dass wir
Abkommen beziehungsweise Vereinbarungen befürworten, die den freien und
fairen Handel weltweit und in den Weltregionen befördern, und dass die dann
immer für alle Beteiligten zum Vorteil sind. Wir haben deshalb auch schon
eine Reihe von Freihandelsabkommen zwischen der EU und anderen Partnern
abgeschlossen und sind auch dabei, noch weitere Freihandelsabkommen zu
verhandeln.

Die Gespräche mit den USA laufen derzeit. Wir haben dabei stets betont,
dass wir die Aufnahme von Verhandlungen über die Senkung von Zöllen,
anstatt Zölle anzuheben, und die Gespräche über den Abbau von
Handelsbarrieren für Industriegüter für den richtigen Weg halten. An den
Verhandlungen selbst sind wir, wie Sie wissen, nicht beteiligt, sondern das
ist Sache der EU. Die Verhandlungen laufen.

Frage: Frau Adebahr, weil Sie bilaterale Themen angesprochen haben: Wird
der Außenminister auch die NSA-Spionage und die Drohnenmorde via Ramstein
ansprechen?

Adebahr: Ich kann den Gesprächen von dieser Stelle aus nicht vorgreifen. Es
wird auch um bilaterale Fragen gehen.

Zusatzfrage: Hat die amerikanische Seite schon sämtliche Fragen zu Ramstein
beantwortet, die die Bundesregierung ihr in den letzten zwei Jahren
gestellt hat?

Adebahr: Dazu habe ich Ihnen heute keinen neuen Stand mitzuteilen.

Frage: Wir haben Nachfragen zu der Pressekonferenz der Kanzlerin und
Präsident Erdogan in der vergangenen Woche.

Nach diesem Kleinen Vorfall, den es da gab, hat der Journalist Adil Yigit
gesagt, ihm sei von einem BKA-Mann davon abgeraten worden, wieder nach
vorne zurückzugehen, weil die türkische Security aggressiv werden könnte,
so das Zitat aus einem Interview mit "ZEIT ONLINE". Die Frage, die sich
daran anschließt, ist, ob es Ihrerseits tatsächlich die Befürchtung gibt
oder gab, dass die Sicherheitsleute der türkischen Seite aggressiv hätten
reagieren können. Es ist die erste Frage.

Die zweite ist: Waren Sie in der Lage, Can Dündar die ganze Zeit über zu
schützen?

Dann würden wir gerne wissen, welche Daten der akkreditierten Journalisten
an die türkische Seite übermittelt wurden.

StS Seibert: Um mit der letzten der mehreren Fragen anzufangen: Das
Akkreditierungsverfahren ist eines, das ausschließlich dem Bundespresseamt
obliegt und das wir nach den bekannten Regeln in Absprache mit den
deutschen Sicherheitsbehörden durchführen. Dabei werden keine Daten
irgendwie an das Gastland gegeben.

Zu Can Dündar: Ich weiß gar nicht - ich halte das jetzt für eine sehr
hypothetische Frage -, was Sie damit meinen. Herr Dündar war von uns, wie
Sie wissen, für den Besuch des türkischen Präsidenten akkreditiert worden.
Er hatte eine Akkreditierung bekommen. Er hatte auch einen Zusatzausweis
für die Teilnahme an der Pressekonferenz im Kanzleramt. Wie er selbst auf
Twitter in seinem Video erklärt hat, hat er sich dagegen entschieden, diese
Pressekonferenz zu besuchen, und hat seine Gründe dafür genannt. Weitere
Auskunft darüber, warum, müsste er Ihnen selbst geben, aber er hat die
Gründe ja eigentlich sehr klar dargelegt.

Vorsitzende Wefers: Dann gab es noch die Frage nach der türkischen
Security.

StS Seibert: Das, was Sie mir von einem Wortwechsel zwischen einem 
BKA-Beamten und dem Journalisten berichten, kenne ich nicht, weil ich nicht
dabei war.

Der Ablauf von Pressekonferenzen im Kanzleramt wird natürlich durch die
deutsche Seite bestimmt. Das Hausrecht liegt bei der deutschen Seite; da
werden die Entscheidungen gefällt.

Frage: Herr Seibert, wie bewertet die Bundeskanzlerin den Staatsbesuch des
türkischen Präsidenten? Haben sich die Differenzen durch diesen Besuch
verkleinert, oder haben sich die Differenzen vertieft?

StS Seibert: Die Bundeskanzlerin hat ja gesagt, dass sie ausdrücklich zu
solchen Besuchen und Gesprächen steht, weil sie wichtig sind, und dass man
nur im gemeinsamen Gespräch, nur in der intensiven Beschäftigung
miteinander auch bei strittigen Themen vorankommen kann. Das hat sicherlich
auch diesen Besuch geprägt. Über strittige Themen - Themen, über die es
klare und zum Teil auch tiefgreifende Meinungsverschiedenheiten zwischen
der Bundesregierung und der türkischen Regierung gibt - ist ja bei der
Pressekonferenz ausführlich gesprochen worden. Dennoch, noch einmal, ist
die Bundeskanzlerin der festen Überzeugung, dass es richtig ist, dass
solche Besuche stattfinden und dass es immer wieder auch zu Gesprächen
kommt; denn nur so wird man miteinander vielleicht vorankommen, manchmal
auch erst im Verlauf der Zeitschiene und nicht sofort. Aber ohne ein
Gespräch wird das sicherlich nicht stattfinden.

Zusatzfrage: Würden Sie diesen Besuch als Erfolg bezeichnen?

Wie wird man jetzt vorgehen? Wird man die Beziehungen jetzt weiter
vertiefen, oder wird man sich zurückhalten?

StS Seibert: Die Bewertung überlasse ich jetzt Ihnen. Natürlich gibt es
weitere Kontakte, nächste Kontakte. So wird der Wirtschaftsminister Mitte
dieses Monats - wenn ich mich recht erinnere, am 16., glaube ich - in die
Türkei reisen und dort Gespräche führen. Es werden Wirtschaftsgespräche
sein. Wir befinden uns doch immer in einem Fluss des Gedankenaustausches,
des Meinungsaustausches mit einem solchen Land, das für uns ja ein
wichtiges Land ist.

Frage: Zuerst einmal habe ich eine Frage zu der Pressekonferenz, Herr
Seibert. Ich war auf dem Stand, dass die türkischen Journalisten sogenannte
Zusatzausweise von der türkischen Botschaft bekommen haben. Wie ist das für
deutsch-türkische Journalisten gewesen? Unter uns Journalisten gibt es ja
auch Doppelstaatler. Mussten die über das BKA oder über die türkische
Botschaft akkreditiert werden?

Gab es jetzt im Nachhinein Journalisten, die von der türkischen Seite nicht
zur PK im Kanzleramt zugelassen wurden? Dafür war ja nämlich dieser
Zusatzausweis notwendig.

StS Seibert: Grundsätzlich ist nicht die Staatsangehörigkeit eines
Journalisten entscheidend dafür, ob er im Bundeskanzleramt oder überhaupt
bei einem solchen Besuch akkreditiert wird. Das hat nichts mit der
Staatsangehörigkeit zu tun, sondern erstens mit der Überprüfung seiner
Tätigkeit als Journalist, also damit, ob das eine reale ist, und zweitens
mit der Überprüfung dessen, ob es Sicherheitsgründe gibt, die vorliegen und
die eine Versagung der Akkreditierung rechtfertigen könnten. Maßgeblich für
die Zuordnung des Mediums ist auch nicht die Staatsangehörigkeit eines
Journalisten, sondern das Land des Hauptsitzes des jeweiligen Mediums.

Bei der Zulassung von Pressevertretern - ich glaube, das ist hier neulich
auch schon ausführlich berichtet worden, aber wir können es noch einmal
machen - ist zu unterscheiden: Es gibt eine generelle Akkreditierung für
den Besuch des türkischen Präsidenten, und es gibt einzelne Pressetermine,
bei denen es eine begrenzte Zulassung gibt. Das liegt schlicht und
ergreifend daran, dass es beispielsweise im Kanzleramt räumliche
Beschränkungen gibt. Ein solcher Pressetermin mit begrenzter Zulassung ist
die Pressekonferenz der Bundeskanzlerin und des türkischen Präsidenten, die
im Kanzleramt stattgefunden hat. Dort, wo die Plätze begrenzt sind, ist es
dann international üblich, dass Zusatzausweise paritätisch von der
deutschen und der türkischen Seite in eigener Verantwortung vergeben
werden. So halten wir es auch, wenn die Bundeskanzlerin in einem anderen
Land zu Gast ist und wenn entsprechend Plätze für die deutschen
Journalisten, ob mitreisend oder nicht, sozusagen im Kontingent vergeben
werden. Wer die dann erhält, ist dann dort, wo es zahlenmäßige Begrenzungen
gibt, die Entscheidung des Gastlandes.

Zusatzfrage: Wie viele wurden denn von der türkischen Seite nicht zu der PK
gelassen? Haben Sie darüber Zahlen vorliegen?

StS Seibert: Nein, das kann ich Ihnen nicht sagen.

Zusatz: Aber es waren Fälle.

StS Seibert: Ich habe davon gelesen, dass es solche Fälle gab, dass es
Fälle von türkischen Medienvertretern gab - ich weiß nicht, ob es ein Fall
oder zwei Fälle sind -, die von uns eine Akkreditierung für den Besuch
bekommen hatten, die aber von der türkischen Seite nicht für das türkische
Kontingent für die Pressekonferenz der Bundeskanzlerin und des Präsidenten
zugelassen wurden; das ist richtig.

Zusatzfrage: Halten Sie diesen einen Fall oder diese zwei Fälle für
unbedenklich?

StS Seibert: Ob ich das für unbedenklich halte, ist jetzt hier einmal nicht
das Entscheidende. Für uns ist die Pressefreiheit beziehungsweise die
Freiheit der Berichterstattung - ich glaube, dass sich das auch in unseren
Handlungen immer wieder zeigt - von ganz besonderer Bedeutung.
Nichtsdestotrotz gibt es international übliche Verfahren, wenn
Pressetermine zahlenmäßig begrenzt werden müssen, im Rahmen derer es dann
von der gastgebenden Seite ein Kontingent gibt und ein Kontingent der
Gastseite gibt.

Frage: Herr Seibert, bei den Gesprächen war ja auch die Erweiterung der
Zollunion ein Thema. Wie steht die Bundeskanzlerin jetzt dazu? Ist
Deutschland für die Erweiterung der Zollunion?

StS Seibert: Ich möchte jetzt hier über weitere Inhalte der Gespräche - wir
haben ja in der Pressekonferenz usw. darüber berichtet - nicht berichten.
Das ist auch vertraulich gewesen. Die Haltung der Bundesregierung zur
Zollunion, die ja im Übrigen eine Haltung der Europäischen Union und nicht
die eines Mitgliedstaates ist, ist die, die Sie auch vor dem Besuch
kannten.

Zusatzfrage: Wie lautet diese Haltung?

StS Seibert: Sie lautet, dass die Frage der Erweiterung der Zollunion
derzeit nicht von dem gesamten Kontext der Beziehungen der Türkei zur
Europäischen Union zu trennen ist.

Ich will vielleicht, wenn ich darf, noch einmal etwas zu dieser
Pressekonferenz sagen, weil ich darüber zahlreiche Darstellungen lese,
denen ich nicht zustimmen kann. Pressekonferenzen im Kanzleramt dienen
dazu, dass Journalisten Fragen stellen können und dass die Kanzlerin und
ihr Staatsgast diese Fragen beantworten. Dafür ist ein ungestörter Ablauf
einer Pressekonferenz notwendig, der bestimmten Regeln folgt, und diese
Regeln gelten. Wenn der Ablauf einer Pressekonferenz gestört wird, dann ist
es auch meine Verantwortung, einzugreifen. Das war am vergangenen Freitag
durch den Journalisten der Fall. Deswegen - ich betone "deswegen", also
wegen der Störung des Ablaufs - ist er hinausgeführt worden. Wir halten es
da wie der Bundestag. Es geht nicht um das politische Anliegen, für das man
als Vertreter der Bundesregierung vielleicht Sympathie haben kann oder auch
nicht, sondern es geht darum, dass eine Pressekonferenz letztlich auch im
Interesse der Journalisten wie vorgesehen ungestört ablaufen kann.

Frage: Manchmal gehen Veranstaltungen und Inhalte ja auch ineinander über.
In diesem Zusammenhang, Herr Seibert, frage ich zum einen in Bezug auf das
Hinausführen des Journalisten zwecks der Gewährleistung eines
störungsfreien Ablaufs: Hatten Sie Anlass, zu befürchten, dass anderenfalls
Herr Erdogan die Pressekonferenz von sich aus abbrechen würde? Es gab ja
wohl solche Signale im Hinblick auf eine mögliche Frage durch Herrn Dündar.

Zum Zweiten: Können Sie uns etwas zu der Liste mit 69 Namen sagen, die
vorher eingereicht worden war? Die Frage war am Freitag schon ein Thema,
wurde aber von Frau Fietz nicht beantwortet. War auf dieser Liste
angeblicher Terroristen, die auszuliefern seien, auch Herr Dündar
verzeichnet?

StS Seibert: Das Einzige, das mich am Freitag geleitet hat, war das
Interesse, einen störungsfreien Ablauf der Pressekonferenz zu
gewährleisten.

Was die sogenannte 69er-Liste angeht, kann ich Ihnen das nicht bestätigen.

Zusatzfrage: Können Sie nicht wissen, ob es eine gibt oder nicht, oder
jetzt nicht bestätigen, dass es eine gibt?

StS Seibert: Ich kann Ihnen das nicht bestätigen. Mir ist davon nichts
bekannt.

Frage: Herr Seibert, würden Sie den Ablauf der PK also genauso wie am
Freitag wieder vorsehen? Ist da alles genauso gelaufen, wie es sich gehört?

Herr Schmidt, ich habe noch eine Frage. Die türkischen Sicherheitskräfte
haben in Köln beim Erdogan-Besuch teilweise hoheitliche Aufgaben von der
deutschen Polizei übernommen. Wie bewerten Sie denn diese Tatsache? Dazu
hatte sich die Polizei - - -

Vorsitzende Wefers: Das war jetzt die ganz kleine Frage, ja?

StS Seibert: Ich kann eine kleine Antwort geben, weil ich das für eine
hypothetische Frage halte: Keine Pressekonferenz ähnelt der vorhergehenden
oder der nächsten. Genauso ist es auch hier. Deswegen ist am Freitag aus
den Gründen, die ich genannt habe, nämlich wegen einer Störung des
Ablaufes, so gehandelt worden.

Schmidt: Dass ausländischen Sicherheitskräften keine hoheitlichen
Befugnisse auf dem Gebiet der Republik zustehen, ist, glaube ich, klar und
deutlich. Die Kölner Polizei ist dagegen entsprechend eingeschritten. Das
ist gut so, und das ist richtig. Ich glaube, aus hiesiger Sicht des
Bundesministeriums des Inneren ist dem nicht viel hinzuzufügen. Dem ist
gleich entgegengetreten worden, und das ist so völlig korrekt.

Zusatzfrage: Gab es da Konsequenzen, Frau Adebahr? Wurde der türkischen
Seite also mitgeteilt, dass man es zukünftig zu unterlassen habe,
hoheitliche Aufgaben in Deutschland zu übernehmen?

Adebahr: Ich glaube, die Kollegen haben dazu alles ausgeführt, was
auszuführen war. Ich habe zu dem Besuch von meiner Seite aus nichts weiter
zu berichten.

Frage: Über das Wochenende hinweg oder gestern - ich weiß es nicht ganz
genau - wurden ja sieben Personen oder Verdächtige in Chemnitz verhaftet.
Können Sie uns zu den Anschlagsplänen Details nennen, die jetzt schon nach
den Ermittlungen veröffentlicht werden können?

StS Seibert: Schauen Sie mich an?

Zusatz: Das geht entweder ein Sie oder an Herrn Schmidt vom BMI.

StS Seibert: Ich werde Ihnen hier zu einem laufenden Ermittlungsverfahren
sicherlich nicht nur keine Details nennen können, ich werde mich dazu in
diesem Sinne auch gar nicht äußern. Der Generalbundesanwalt hat eine
Pressemitteilung verfasst, und hinsichtlich der Fragen zu dem konkreten
Fall müssten Sie sich, denke ich, schon an ihn wenden.

Ich möchte nur sagen, dass der Dank für diese Maßnahme an alle beteiligten
Behörden geht; denn ich denke, das zeigt uns Bürgern, dass die
Sicherheitsbehörden wachsam sind und dass es richtig ist, dass Justiz und
Polizei auch konsequent durchgreifen.

Frage: An Herrn Seibert und die Sprecherin des BMF, noch einmal zu Italien
und seinem Defizit: Die Bundesregierung hat sich dazu bislang
zurückgehalten. Nun hat der italienische Vizepremierminister der Kanzlerin
und im Übrigen auch dem französischen Staatspräsidenten vorgeworfen, sie
wünschten sich einen Sturz der italienischen Regierung, eine Ablösung der
italienischen Regierung. Mich würde zum einen interessieren: Wie
kommentiert die Bundesregierung diesen Vorwurf eines Regierungsmitglieds
eines befreundeten Landes?

Zum Zweiten, mit Blick auf die Äußerungen von EU-Vertretern: Gibt die
Bundesregierung womöglich ihre Zurückhaltung bei der Bewertung der
italienischen Haushaltspläne auf und kann sie sie jetzt mit Blick auf
europäische Regeln kommentieren?

StS Seibert: Dann fange ich mit dem ersten Teil Ihrer Frage an: Wir sind
froh über eine gute und konstruktive Zusammenarbeit mit der italienischen
Regierung. Die wollen wir auch fortsetzen.

Zur Frage nach den europäischen Haushaltsregeln: Ich kann eigentlich nur
darauf verweisen, dass es da ja klar vereinbarte Verfahren gibt. Alle 
Euro-Mitgliedstaaten müssen ihre Haushaltsplanungen bis Mitte Oktober der
Europäischen Kommission vorlegen. Die prüft anschließend, ob die Pläne den
Vorgaben des Stabilitäts- und Wachstumspaktes entsprechen. Das Ergebnis
dieser Prüfung bleibt abzuwarten.

Unsere Überzeugung ist: Die Einhaltung der Regeln des Stabilitäts- und
Wachstumspaktes und solide öffentliche Finanzen sind eine wichtige
Voraussetzung für eine gute und vor allem auch nachhaltig gute
wirtschaftliche Entwicklung.

Frage: Die Kanzlerin hat kürzlich mit dem argentinischen Präsidenten
Mauricio Macri telefoniert und ihm ihre Unterstützung für seine
Reformagenda zugesichert. Schaut man sich jetzt, nach drei Jahren unter
Macri, die Situation in Argentinien an, fällt auf: Inflationsrate bei 40
Prozent, Kinderarmut laut UNICEF mittlerweile bei 20 Prozent, Gesundheits-
und Bildungsministeriumministerium wegrationalisiert, Industrieproduktion
massiv eingebrochen - - -

Vorsitzende Wefers: Wir kennen, denke ich, die Lage in Argentinien ganz
gut. Ich kenne sie jedenfalls ganz gut. Bitte kommen Sie doch - - -

Zusatz: Ich auch, aber ich wollte ein bisschen Vorlauf. Das erlauben sich
auch andere Kollegen. - Lange Rede, kurzer Sinn: Mich würde interessieren,
welche konkreten Reformen und welche konkreten Ergebnisse die Kanzlerin
nach wie vor für unterstützenswert hält.

StS Seibert: Es ist sicherlich nicht meine Aufgabe, hier argentinischer
Regierungspolitik im Detail Noten zu geben. Die Bundesregierung arbeitet
mit der Regierung des Präsidenten Macri schon deswegen sehr eng zusammen,
weil wir die vergangene G20-Präsidentschaft hatten und die argentinische
Regierung sie in diesem Jahr ausübt, sodass es eine sehr enge inhaltliche
Zusammenarbeit gibt. Auch beim Besuch der Bundeskanzlerin in Buenos Aires
gab es sehr intensive Gespräche. Das ist der Grund für unsere enge
Zusammenarbeit.

Ich werde im Weiteren jetzt nicht einzelne Maßnahmen der argentinischen
Regierung bewerten.

Zusatzfrage: Schon beim G20-Gipfel in Hamburg war von Sicherheitsexperten
die Durchführung in einer Großstadt kritisiert worden. Jetzt wird das in
einer lateinamerikanischen Metropole durchgeführt, in einer hochexplosiven
sozialen und wirtschaftlichen Lage.

Wie bewertet die Bundesregierung die Durchführung in Buenos Aires?

Gibt es ein spezielles Sicherheitskonzept für die deutsche Delegation?
Bundeskanzlerin Merkel wird ja auch teilnehmen.

StS Seibert: Wir haben auch das Großstadtthema hier vielfach besprochen.
Die Mehrheit der G20-Gipfel, die es bisher gab, hat in Großstädten, in
Millionenstädten stattgefunden. Ich erinnere mich zum Beispiel an Sankt
Petersburg. Ich erinnere mich an Seoul. Dabei fällt einem noch so manches
ein. Es ist, denke ich, abschließend geklärt, dass es aus vielerlei
Gründen, die mit Organisation und Logistik zu tun haben, von der Dimension
her keine Veranstaltung ist, die man so leicht in der Abgeschiedenheit
ländlicher Winkel durchführen kann.

Zuruf: (ohne Mikrofon, akustisch unverständlich)

Vorsitzende Wefers: Sie hatten Ihre Zusatzfrage gestellt.

Zuruf: Es gibt ja Kollegen, die durften hier vier stellen.

Vorsitzende Wefers: Es haben Kollegen zu anderen Themen - - -

StS Seibert: Die G20-Präsidentschaft Argentiniens - wenn ich das noch sagen
darf - läuft doch längst. Es hat auch bereits intensive Ministertreffen
dort gegeben. Das heißt, die intensive inhaltliche Arbeit an dieser
Präsidentschaft ist längst im Gange. Bei G20 ist der abschließende Gipfel
der Staats- und Regierungschefs ja immer sozusagen der Kulminationspunkt,
aber keineswegs das Einzige, was die Arbeit an den Inhalten eines solchen
G20-Präsidentschaftsjahres prägt.

Frage: Ich habe zwei Fragen an Herrn Schmidt vom BMI. Können Sie uns ein
Update zum Ermittlungsstand - ob es kurz vor dem Abschluss steht oder schon
abgeschlossen ist - bezüglich des Vorwurfs, dass ein Berliner Polizist
Oppositionelle in der Türkei bespitzelt und die Daten an das türkische
Ministerium weitergeleitet hat, geben?

Schmidt: Nein, dazu kann ich Ihnen keine neuen Informationen geben. Darüber
hinaus weise ich darauf hin, dass es sich um ein Ermittlungsverfahren der
Berliner Polizei handelt und dementsprechend diese zuständig ist, sodass
ich Sie bitten würde, Ihre Frage dorthin zu richten.

Zusatzfrage: Zieht Ihr Ministerium eventuell Konsequenzen aus solch einem
Fall?

Schmidt: Sie können davon ausgehen, dass wir uns diesen Fall natürlich
anschauen und, sollten Konsequenzen angezeigt sein, darüber nachdenken
werden, ob die polizeilichen Ermittlungen ein Ergebnis zutage fördern, das
Überlegungen der Sicherheitsbehörden nach sich zieht. Das steht zum
jetzigen Zeitpunkt noch nicht fest. Das werden wir in Zukunft noch sehen
müssen.

Frage: Eine Frage im Nachklang zur Dieselveranstaltung: Bei der
Pressekonferenz vorhin war der Bundesfinanzminister nicht dabei. Angesichts
der ersten Reaktionen aus der Automobilindustrie, die nicht unbedingt
erwarten lassen, dass sie die Kosten für Nachrüstungen voll übernehmen
wird, würde mich interessieren, ob es seitens des Bundesfinanzministers
oder seitens der Regierung die definitive Position gibt, dass in
Nachrüstungen keinerlei Steuergelder fließen, egal wie die Verhandlungen
mit der Autoindustrie ausgehen.

Einhorn: Ich kann Ihnen zu diesem Thema nichts über das hinaus, was gestern
vereinbart wurde, berichten.

Frage: Herr Fähnrich, der Moorbrand brennt morgen einen Monat lang. Wie
laufen die Löscharbeiten?

Werden immer noch Wärmebildkameras zum Beispiel in Tornados eingesetzt? Ich
wüsste gern, ob die Wärmebildkameras der Tornados andere sind als die der
Drohnen, die dort auch fliegen. Diese könnten ja den Einsatz von Tornados
überflüssig machen.

Fähnrich: Der Moorbrand ist, wie man so schön sagt, unter Kontrolle. Das
heißt, er breitet sich nicht über die Grenzen, die vor drei Wochen bekannt
geworden sind, aus. Erfreulich ist, dass wir die Zahl der Einsatzkräfte
mittlerweile heruntersetzen konnten. Aktuell sind wir bei knapp über 700,
davon über 350 von der Bundeswehr. Wir entlasten also die freiwilligen
Helfer vor Ort.

Der Einsatz der Bilder ist differenziert. Ja, Tornados fliegen noch, und
ja, die Bilder haben eine unterschiedliche Qualität, weil sie eine
unterschiedliche Auflösung bringen. Zu Details würde ich Sie bitten, vor
Ort nachzufragen. Danach hatten Sie ja schon in der vergangenen Woche
gefragt. Es gibt ein Auswertungszentrum der Luftwaffe. Dort werden die
Bilder ausgewertet, und die Information wird an die Feuerwehr vor Ort
gegeben. Diese kann ihre Löscharbeit danach gezielt fortführen.

Frage: Ein Syrer plante einen Anschlag in Israel und wurde auf der
Sonnenallee in Neukölln in Berlin festgenommen. Er wurde mit einem
Haftbefehl wegen schweren Raubes und Körperverletzung verhaftet.

Hat sich der Verdacht des Terroranschlages erhärtet?

An Frau Adebahr vom Auswärtigen Amt: Wäre eine Abschiebung des Syrers
denkbar, sofern sich dieser Vorwurf erhärtet?

Adebahr: Das ist eine hypothetische Frage, zu der ich mich heute hier nicht
äußern kann.

Schmidt: Mir liegen dazu keine Erkenntnisse vor. Es ist leider ein bisschen
viel an Hypothese in der Frage.

Frage: Am 1. Oktober hatten wir den ersten Jahrestag des Referendums in
Katalonien. Noch immer sitzen zahlreiche Abgeordnete und Vertreter der
Zivilgesellschaft in Haft. Menschenrechtsorganisationen, auch Amnesty
International, bezeichnen diese als politische Gefangene und fordern die
Freilassung. Insbesondere sei auf Jordi Sànchez und Jordi Cuixart
verwiesen.

Wie beurteilt die Bundesregierung den Status insbesondere von Jordi Sànchez
und Jordi Cuixart? Teilen Sie die Einschätzung, dass es sich hierbei um
politische Gefangene handelt?

StS Seibert: Es ist eine Weile her, dass dieses Thema aufgebracht wurde.
Ich kann Ihnen aber versichern, dass sich die Haltung der Bundesregierung
zu dem katalonischen Konflikt - nennen wir es jetzt einmal so - überhaupt
nicht geändert hat. Wir sind davon überzeugt, dass die Basis für die Lösung
dieses Konfliktes, für die Befriedung dieses Konfliktes die spanische
Rechts- und Verfassungsordnung ist. Wir sind im Übrigen davon überzeugt,
dass es sich bei Spanien um einen demokratischen Rechtsstaat handelt.

Zusatzfrage: Meine Frage war explizit, ob die Bundesregierung die
Einschätzung teilt, dass es sich dabei um politische Gefangene handelt. Wir
sprechen hier von dem ehemaligen Vorsitzenden der Katalanischen
Nationalversammlung und von einem Vorsitzenden der größten
zivilgesellschaftlichen Organisation, die seit über einem Jahr in Haft
sitzen, und zwar unter einem Vorwurf, der von deutschen Gerichten bereits
ad absurdum geführt wurde. Deswegen hätte ich gern eine konkretere Ansage
von der Bundesregierung, wie sie den Status insbesondere der beiden Jordis
bewertet.

StS Seibert: Mangels detaillierter Kenntnisse befasse ich mich nicht mit
einzelnen Fällen innerhalb der spanischen Gerichtsbarkeit.

Die grundsätzliche Überzeugung der Bundesregierung lautet, dass Spanien ein
demokratischer Rechtsstaat ist und dass eine Lösung für diesen Konflikt
innerhalb der Verfassung und des Rechtssystems Spaniens gefunden werden
soll und auch gefunden werden kann.

Zusatz: Sie sind weit weniger vorsichtig, in Venezuela oder Kuba den
Terminus "politischer Gefangener" zu nutzen, und zwar teilweise bei
Parlamentariern, denen Sprengstoffanschläge auf den gewählten Präsidenten
nachgewiesen werden konnten.

StS Seibert: Ja, weil ich anders als Sie Venezuela und Kuba nicht in einem
Atemzug mit dem demokratischen Rechtsstaat und europäischen Mitgliedsstaat
Spanien nennen würde.

Zusatz: Die Antwort steht für sich.

Dienstag, 2. Oktober 2018

 * 

Quelle:

Regierungspressekonferenz vom 2. Oktober 2018

www.bundesregierung.de/Content/DE/Mitschrift/Pressekonferenzen/2018/09/2018-10-02-regpk.html

Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Dorotheenstr. 84, 10117 Berlin
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INNEN/4686: Große Koalition bleibt bei Fachkräftezuwanderung im Ungefähren


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 4. Oktober 2018

TEUTEBERG: Große Koalition bleibt bei Fachkräftezuwanderung im
Ungefähren



Zu den Eckpunkten der Großen Koalition für ein
Fachkräftezuwanderungsgesetz erklärt die migrationspolitische
Sprecherin der FDP-Fraktion Linda Teuteberg:

"Damit die Große Koalition nicht noch weiter ins Schlingern gerät,
haben Union und SPD leider darauf verzichtet, wichtige Pfähle
einzuschlagen: So ist beispielsweise weder klar, ob der sogenannte
Spurwechsel nur für Personen gelten soll, die sich bereits heute in
Deutschland aufhalten oder auch für alle, die noch kommen werden.
Auch bei den Kriterien für die Fachkräftezuwanderung bleibt die Große
Koalition im Ungefähren. Statt klarer Beschlüsse gibt es
Prüfaufträge, etwa bei der Anerkennung von Abschlüssen und der
Erleichterung des Zugangs zur Berufsausbildung. So simuliert die
Große Koalition leider nur Regierungstätigkeit. Wenige Tage vor den
Landtagswahlen in Bayern und Hessen soll wohl der Eindruck erweckt
werden, es gäbe so etwas wie Fortschritt in der Sache und einen
gemeinsamen Gestaltungswillen. Tatsächlich ist man aber seit der
Vorstellung der ersten Eckpunkte im August inhaltlich kaum
vorangekommen. Das ist lediglich kurzfristige Koalitionspragmatik.
Die FDP-Fraktion fordert stattdessen, dass die Bundesregierung
endlich konkrete, praktisch umsetzbare Lösungen für diese
Schlüsselfragen vorlegt."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030-227 51990

E-Mail: presse@fdpbt.de

Internet: www.fdpbt.de
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VERKEHR/570: Diesel-Konzept der Großen Koalition ist ein Affront


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 2. Oktober 2018

LUKSIC: Diesel-Konzept der Großen Koalition ist ein Affront



Zum Diesel-Konzept der Bundesregierung erklärt der verkehrspolitische
Sprecher der FDP-Fraktion Oliver Luksic:

"Die Vorschläge der Bundesregierung kommen zu spät, reichen nicht aus
und werden Fahrverbote nicht verhindern. Nach monatelanger Diskussion
sind unabgesprochene Forderungen an die Autobauer ein Affront
gegenüber allen Dieselfahrern. Was wir brauchen, ist eine Mobilitäts-
und Wertgarantie für die Betroffenen. Denn die Hardware-Nachrüstungen
werden mit der vorgestellten Liste auf zu wenige Städte beschränkt
und der zentrale Punkt der Finanzierung bleibt ungeklärt.
Verkaufsprämien einzelner Hersteller sind eine Mogelpackung, da sie
nur wenigen zugutekommen werden. Dass die Bundesregierung sich nun
ein Stück weit am Schadstoffausstoß der betroffenen Fahrzeuge
orientieren will, ist zwar richtig, aber auch hier bleiben wichtige
Fragen offen. Etwa: Wie sollen die Kommunen die einfahrenden
Fahrzeuge überprüfen? Vor allem müssen endlich sowohl die
Schadstoffgrenzwerte als auch -messstellen auf den Prüfstand. Die
FDP-Fraktion fordert wie die Verkehrsministerkonferenz eine
umfassende Überprüfung der Messstationen in allen deutschen Städten."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030-227 51990

E-Mail: presse@fdpbt.de

Internet: www.fdpbt.de
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WIRTSCHAFT/2986: Stromverbraucher zahlen Zeche für Symbolpolitik der Großen Koalition


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 2. Oktober 2018

NEUMANN: Stromverbraucher zahlen Zeche für Symbolpolitik der
Großen Koalition



Zu den geplanten Sonderausschreibungen für erneuerbare Energien
erklärt der energiepolitische Sprecher der FDP-Fraktion Prof. Dr.
Martin Neumann:

"Der Bundesrechnungshof attestierte erst vor wenigen Tagen
Ineffizienz und Geldverschwendung bei der Energiewende. Und wie
reagiert die Große Koalition? Sie plant Sonderausschreibungen für den
Zubau von Solar- und Windenergie, ohne die hierfür nötigen
Stromleitungen. Das Ergebnis werden weiter steigende Kosten für die
Erhaltung der Netzstabilität sein. Das wird vor allem der Verbraucher
zu spüren bekommen. Im Klartext: Der Verbraucher zahlt die Zeche für
die teure Symbolpolitik der Großen Koalition, die ihre vermeintliche
Handlungsfähigkeit zur Schau stellen will. Die Sonderausschreibungen
reihen sich dabei ein in die Schaufensterpolitik von Minister
Altmaier. Jedoch ersetzt ein Netzgipfel kein Handeln, denn er löst
die tatsächlichen Probleme nicht. Stattdessen muss der Netzausbau
beschleunigt werden."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030-227 51990

E-Mail: presse@fdpbt.de

Internet: www.fdpbt.de
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3201: CDU steht beim Ausstieg aus der betäubungslosen Ferkelkastration auf der Bremse (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 4. Oktober 2018

CDU bremst bei Abschaffung der betäubungslosen Ferkelkastration

Anlässlich der Diskussion über eine Fristverlängerung bis zur Einführung einer schmerzlosen Ferkelkastration erklärt die agrar- und tierschutzpolitische Sprecherin der SPD-Landtagsfraktion Elisabeth Aßmann:



"Wir wollen echten Tierschutz und in keinem Fall eine weitere Verlagerung der Ferkelerzeugung ins Ausland. Da dies definitiv nicht gelingt, wenn der Ausstieg aus der betäubungslosen Ferkelkastration zum 01.01.19 erfolgt, ist offensichtlich."

Deswegen sei es der SPD-Landtagsfraktion wichtig einen Landtagsantrag auf den Weg zu bringen. Diesen habe die CDU jedoch blockiert und nicht ins Verfahren gelassen, so Aßmann weiter

"Sie ärgern sich wohl vor allem über sich selbst, den Antrag nicht in den eigenen Reihen fertigzubringen. Inhaltliche Differenzen gab es offensichtlich nicht."

Weiter führt die Agrarexpertin aus: "Die Bundesregierung und die Lobbyverbände des Handels, der Fleischwirtschaft und der Landwirte haben kläglich versagt. Leidtragende wären die Ferkel und die Sauen haltenden Landwirte. Deswegen war es richtig und wichtig, dass sich die SPD-Bundestagsfraktion auf eine einmalige Fristverlängerung eingelassen hat.

Wichtig ist jetzt, schnellstmöglich echte Lösungen aufzuzeigen und nicht länger am sogenannten 4. Weg festzuhalten. Dieser bringt nach jetzigem Wissensstand keine Verbesserungen für die Ferkel, sondern stresst die jungen Tiere noch mehr als die aktuell praktizierte Kastration.

Auch die Lobbyverbände müssen sich endlich ihrer Verantwortung stellen! Längst hätten die nationalen Ferkelerzeuger über ein klares Bekenntnis durch den Fleischzertifizierer QS gestärkt werden können. Das hätten wir mit unserem Antrag beschleunigen wollen, doch der Koalitionspartner zieht es vor, die Bremse weiter angezogen zu lassen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion Mecklenburg-Vorpommern

Pressestelle, Lennéstr. 1, 19053 Schwerin

Telefon: 0385-525-2359 o. 0385-525-2360

E-Mail: info@spd-fraktion-mv.de

Internet: www.spd-fraktion-mv.de
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RHEINLAND-PFALZ/4946: Bundespaket gegen Luftverschmutzung weist Licht und Schatten auf (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
02.10.2018

Bundespaket gegen Luftverschmutzung weist Licht und Schatten auf -
Auch Rheinland-Pfälzer müssen profitieren



Zum heute [2.10.] beschlossenen Paket der Bundesregierung gegen die
Luftverschmutzung in Städten erklärt der verkehrspolitische Sprecher
der SPD-Fraktion, Benedikt Oster: "Das vorgestellte Bündel weist Licht
und Schatten auf. Drei Jahre nach Beginn des Skandals liegt nun
endlich eine lange Liste an Maßnahmen vor: Sehr gut ist
beispielsweise, dass es für die Städte mit hoher Luftverschmutzung ein
Förderprogramme für die Nachrüstung von Bussen, Müllwägen,
Straßenreinigungsfahrzeugen und Lieferwagen geben soll. Diese
Förderung wird die Kommunen entlasten und nachhaltig helfen, dass die
Luft in den Städten besser wird. Positiv ist auch, dass die Einführung
von blauen Plaketten vom Tisch ist; solche hätten dazu geführt, dass
viele Privatpersonen mit ihren PKWs nicht mehr in die Städte hätten
fahren können."

Oster sagt weiter: "Die verabredeten Regelungen zu Umtausch-Prämien
und Hardware-Nachrüstungen für ältere Diesel-PKWs sind auf den ersten
Blick weniger überzeugend: Danach soll ein Teil der Besitzer von Euro
5-Diesel-Fahrzeugen auf Kosten der Auto-Konzerne eine Nachrüstung mit
einer Harnstoff-Einspritzungs-Anlage erhalten. Allerdings sollen nun
Menschen profitieren, die in den besonders luftverschmutzten Städten
oder dem direkten Umland wohnen oder arbeiten. Nach derzeitigen Stand
fallen rheinland-pfälzische Städte nicht darunter, so dass die
Rheinland-Pfälzerinnen und Rheinland-Pfälzer in der Regel nicht von
den kostenfreien Nachrüstungen profitieren werden. Diese Einschränkung
ist nicht nachvollziehbar! Denn auch die Bürgerinnen und Bürger aus
Rheinland-Pfalz, die ohne Wissen schmutzig Diesel-Fahrzeuge gekauft
haben, sind von den Konzernen betrogen worden. Daher müssen auch sie
in den Kreis der Anspruchsberechtigten aufgenommen werden. In jedem
Fall ist völlig unverständlich, wenn - aktuellen Meldungen zufolge -
die Autokonzerne sich weigern, die Nachrüstungen zu finanzieren."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 2. Oktober 2018

SPD Landtagsfraktion Rheinland-Pfalz

Kaiser-Friedrich-Straße 3, 55116 Mainz

Telefon: 06131 / 208 3218, Fax: 06131 / 208 4217

Internet: www.spdfraktion-rlp.de
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BERUF/1897: Weltweit neue WHO-Ausbildungsstandards für Orthetik und Prothetik in Göttingen veröffentlicht (idw)


PFH Private Hochschule Göttingen - 02.10.2018

Weltweit neue WHO-Ausbildungsstandards für Orthetik und Prothetik in
Göttingen veröffentlicht



126 Lehrende der Orthopädietechnik von Hochschulen und Fachschulen aus
aller Welt trafen sich vom 18. bis zum 20. September 2018 an der PFH
Private Hochschule Göttingen. Die International Society of Prosthetics &
Orthotics (ISPO) hatte zum zweiten Global Educators Meetings geladen. Die
Ergebnisse der Konferenz sind wegweisend für die gesamte Branche: Im
Mittelpunkt stand die Veröffentlichung der neuen weltweit gültigen
ISPO-Education-Standards, die für alle beteiligten Ausbildungsinstitutionen
für deren internationale Zertifizierung verpflichtend sind.

In einem langjährigen Prozess hatten die Weltgesundheitsorganisation (WHO)
und die ISPO die Ausbildungsstandards, welche seit 1991 bestanden,
gemeinsam neu entwickelt. Zukünftig wird es drei Kategorien der
Qualifikation geben: Der oder die "Prosthetic Orthotic Technican" ist für
Arbeiten im Produktionsablauf ohne direkten Patientenkontakt zuständig.
Der "Associate Prosthetist Orthotist" übernimmt einfache Versorgungen am
Patienten, während der "Prosthetist Orthotist" Prozesse überwacht,
wissenschaftliche Erkenntnisse einbindet und für medizinisch
anspruchsvolle Patientenversorgungen verantwortlich ist.

"Nun sind die internationalen Standards einheitlich und vom Curriculum bis
zur technischen Ausstattung genauestens definiert. Unsere
Orthobionik-Absolventen erhalten bereits mit dem Bachelor die höchste
Zertifizierung der ISPO, die sie zur weltweiten Patientenversorgung im
Bereich Orthetik und Prothetik berechtigt", freut sich Prof. Dr. Siegmar
Blumentritt von der PFH. Der Biomechanik-Experte war im Vorfeld selbst an
der Ausarbeitung der neuen Standards beteiligt.

Vetreter aus allen Kontinenten vor Ort

Die ISPO ist in 118 Ländern der Welt vertreten und mit 3.354 Mitgliedern
der international stärkste Verband im Bereich der Prothetik und Orthetik.
Zahlreiche bekannte Hochschulen wie zum Beispiel Jönköping University
(Schweden), University of Washington (USA), Don Bosco University (El
Salvador), Niigata University of Health and Welfare (Japan) und University
of Sunshine Coast (Australien) sind neben der PFH Mitglieder der ISPO und
nach den ISPO-Standards zertifiziert. Daher war es selbstverständlich,
dass sie mit jeweils einem oder mehreren Hochschul-Vertretern auf der
Veranstaltung teilgenommen haben. Insgesamt diskutierten Repräsentanten
aus 38 Ländern von allen fünf Kontinenten.

Der amtierende Präsident der ISPO, Prof. Dr. Friedbert Kohler bekräftigte
in seiner Präsentation die Bedeutung des Treffens: "Der internationale
Austausch zu diesem weltweit wichtigen Thema ist der Grundstein für die
kontinuierliche Weiterentwicklung der Ausbildungsstandards. Nur so können
wir die Qualität der orthetischen und prothetischen Patientenversorgung
nachhaltig verbessern". Dass in den kommenden Jahrzehnten hier
Handlungsbedarf besteht, belegen Zahlen der Weltgesundheitsorganisation
WHO aus dem Jahre 2017: 90 Prozent aller Menschen, die eine orthetische
oder prothetische Versorgung benötigen, haben in ihren Ländern keinen
Zugang zu einer entsprechenden Behandlung. Besonders betroffen davon sind
Länder mit niedrigem und mittlerem Einkommen, die durch zahleiche
Teilnehmer, wie z.B. aus Togo, Jordanien, Ghana, Bangladesch und Myanmar
ebenso auf dem Global Educators Meeting vertreten waren wie Mitglieder des
Internationalen Roten Kreuzes.

PFH-Studiengang Orthobionik

Das Studienprogramm Orthobionik vermittelt medizinisches, biomechanisches,
ingenieurwissenschaftliches und betriebswirtschaftliches Wissen sowie
handwerkliches Know-how und ist in dieser Ausrichtung einzigartig in
Deutschland. Als wichtiger Impulsgeber und Initiator begleitet
Honorarprofessor Hans Georg Näder, Mehrheitsgesellschafter der Ottobock SE
& Co. KGaA, den PFH-Studiengang seit dem Start im Jahr 2011.


Weitere Informationen zum Studiengang unter:

www.pfh.de/orthobionik.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1278

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

PFH Private Hochschule Göttingen, 02.10.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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GEWERKSCHAFT/269: World Teachers' Day 2018 - Bildungsqualität nur durch massive Investitionen sicherzustellen (GEW)


Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft - 4. Oktober 2018

World Teachers' Day 2018

GEW und VBE: "Bildungsqualität nur durch massive Investitionen
sicherzustellen"



"Recht auf Bildung heißt Recht auf gut ausgebildete Lehrkräfte", lautet das
Motto des World Teachers' Day 2018, der am 5. Oktober von der UNESCO, der
internationalen Arbeitsorganisation ILO und dem Gewerkschaftsdachverband
Bildungsinternationale (Education International) begangen wird.

Die Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft (GEW) und der Verband Bildung
und Erziehung (VBE) sind Gründungsorganisationen der
Bildungsinternationale. Sie setzen sich in Deutschland und international
für gute Bildung sowie Anerkennung und Stärkung der Profession der
Lehrenden ein. Mit Blick auf die sowohl in Deutschland als auch
international eklatanten Missstände im Bildungssystem mahnen sie von den
politisch Verantwortlichen mehr Geld für den Bildungsbereich an.

"Bildung ist Menschenrecht und das Fundament individueller und
gesellschaftlicher Entwicklung. Die Politik ist unseren Kindern, unseren
Lehrkräften und unserer Gesellschaft gegenüber verpflichtet, dieses Recht
einzulösen. Das bedeutet: Es braucht seit langem und nicht erst ab morgen
massive Investitionen in die Ausbildung qualifizierter Lehrkräfte. Der
aktuell eklatante Lehrermangel ist nicht vom Himmel gefallen, sondern Folge
jahrelanger Versäumnisse der Politik, vorausschauend und ausreichend zu
investieren. Dort, wo wir Unterricht derzeit über Quer- und
SeiteneinsteigerInnen gewährleisten, braucht es entsprechende
Vorqualifizierungen für diese Personen", so Udo Beckmann,
Bundesvorsitzender des Verbandes Bildung und Erziehung (VBE).

"Es mangelt an Wertschätzung gegenüber Lehrerinnen und Lehrern, das belegen
nicht zuletzt auch Umfragen des VBE. Was Lehrkräfte in Zeiten von
Lehrermangel und zusätzlicher Herausforderungen wie etwa Integration und
Inklusion leisten und mit welch hohem Engagement sie dies zu tun, verlangt
höchsten Respekt. Und dieser muss sich endlich auch in angemessenen
personellen und finanziellen Ressourcen im Bildungswesen widerspiegeln", so
Beckmann.

"Fast könnte man denken, dass UNESCO, ILO und Bildungsinternationale die
deutsche Bildungsmisere zum Anlass für die Wahl des Mottos zum
Weltlehrertag genommen haben", betont GEW-Vorsitzende Marlis Tepe. "Doch
nicht nur in Deutschland fehlen tausende qualifizierte Lehrerinnen und
Lehrer: Nach Angaben der UNESCO werden rund 69 Millionen zusätzliche
Lehrkräfte benötigt, um allen Kindern weltweit eine Schulausbildung zu
ermöglichen. Dieses Ziel will die internationale Staatengemeinschaft bis
2030 erreichen."

"Gute Bildung gibt es nur mit gut ausgebildeten Fachkräften", unterstreicht
Tepe, die auch Vizepräsidentin der Bildungsinternationale ist. "Das
UN-Nachhaltigkeitsziel einer inklusiven und hochwertigen Bildung gilt auch
für Deutschland. Wir steuern jedoch auf einen Bildungsnotstand zu. Deshalb
brauchen wir einen Schulterschluss von Bund, Ländern und Kommunen. Die
Länder haben es schlicht verschlafen, ausreichend Lehrkräfte insbesondere
für Grundschulen auszubilden, um die Unterrichtsversorgung trotz
Pensionierungswelle und steigender Schülerzahlen sicherzustellen. Jetzt ist
es wichtig, den vielen Quer- und SeiteneinsteigerInnen Wertschätzung
entgegenzubringen und sie pädagogisch zu qualifizieren. Dafür müssen
erhebliche Anstrengungen unternommen werden. Die Bundesregierung ist
gefordert, ihrer nationalen und internationalen Verantwortung gerecht zur
werden und mehr Mittel für Bildung in der Bundesrepublik und der
Entwicklungszusammenarbeit bereitzustellen."


Hintergrund:

Seit 1994 wird der World Teachers' Day jährlich am 5. Oktober gefeiert - in
Erinnerung an die "Charta zum Status der Lehrerinnen und Lehrer", die 1964
von UNESCO und ILO gemeinsam verkündet wurde. Seitdem heißt das Ziel:
qualifizierte Lehrerinnen und Lehrer für eine gute Bildung für alle
Menschen. Die Bildungsinternationale, die weltweit rund 400 Lehrer- und
Bildungsgewerkschaften mit mehr als 30 Millionen Mitgliedern vertritt,
setzt sich für die "Charta zum Status der Lehrerinnen und Lehrer" und das
2015 von den Vereinten Nationen verabschiedete Nachhaltigkeitsziel 4 zur
Bildung ein. Dieses will bis 2030 "für alle Menschen inklusive,
chancengerechte und hochwertige Bildung sicherstellen sowie Möglichkeiten
zum lebenslangen Lernen fördern".

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 4. Oktober 2018

Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft

Hauptvorstand, Reifenberger Str. 21, 60489 Frankfurt a.M.

Telefon: 069/78973-0, Fax: 069/78973-201

E-Mail: info@gew.de

Internet: www.gew.de
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UNIVERSITÄT/2730: Frauen- und Geschlechterforschung in Berlin erhält Verstärkung (idw)


Technische Universität Berlin - 02.10.2018

Frauen- und Geschlechterforschung in Berlin erhält Verstärkung



Die Arbeitsgemeinschaft der Frauen- und
Geschlechterforschungseinrichtungen an den Berliner Hochschulen (afg)
richtet eine Geschäftsstelle mit Sitz an der TU Berlin ein.

Die vier Berliner Universitäten, die Charité - Universitätsmedizin Berlin
und sieben Berliner Hochschulen sind bereits seit 2000 im
Kompetenznetzwerk "afg" organisiert. Mit der neu eingerichteten
Geschäftsstelle sollen Wissenstransfer und hochschulübergreifende
Kooperationen verstärkt sowie der Wissenschaftsstandort Berlin auf dem
Gebiet der Geschlechterforschung ausgebaut werden.

"Berlin bietet an seinen Universitäten und Hochschulen ein einmaliges
Spektrum der Gender Studies, die in der 'afg' gebündelt werden. Pünktlich
zur Volljährigkeit der 'afg', also im 18. Jahr ihres Bestehens, wird mit
der neu gegründeten Geschäftsstelle nicht nur die Arbeit des Netzwerks
planvoll koordiniert, intensiviert und weiterentwickelt, sondern ebenfalls
ein wichtiger Impuls für die Berliner Hochschulentwicklung gesetzt", so
Sabine Hark, Direktorin des Zentrums für Interdisziplinäre Frauen- und
Geschlechterforschung (ZIFG) an der TU Berlin und erste Sprecherin der
"afg". Im Tandem richten die beiden Geschlechterforscherinnen Dr.
Magdalena Beljan und Katharina Kinga Kowalski (M.A.) seit September 2018
die Geschäftsstelle mit Sitz an der Technischen Universität Berlin ein.
Neben den übergeordneten Zielsetzungen verantworten sie die Konzeption und
Durchführung vielseitiger neuer Projekte, u. a. die Organisation der
Kampagne #4GenderStudies am 18. Dezember 2018. Gleichzeitig bieten sie
eine Anlaufstelle für alle an der Frauen- und Geschlechterforschung
(Gender Studies) Interessierten.

Fächerübergreifend denken

Die in der Arbeitsgemeinschaft vertretenen Einrichtungen der Frauen- und
Geschlechterforschung in Berlin arbeiten sowohl fachspezifisch als auch
fächerübergreifend auf drei Ebenen: auf der Ebene der Wissensproduktion,
der Wissensvermittlung und der Wissensanwendung. Sie versetzen
Studierende, Akademiker*innen und Praktiker*innen in die Lage,
fächerübergreifend in sozialen, politischen, rechtlichen, kulturellen,
ökonomischen und ökologischen Zusammenhängen zu denken, zu forschen und zu
handeln. Die "afg" als Kompetenznetzwerk setzt sich für eine
geschlechtergerechte Wissenschaftskultur und -struktur in Hochschulen
sowie Universitäten ein und führt hochschulpolitische Gespräche mit den
entsprechenden Senatsverwaltungen, um Einfluss auf die Berliner
Wissenschaftspolitik zu nehmen.

Mehr Informationen zu dem Thema unter:

www.afg-berliner-hochschulen.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution52

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Technische Universität Berlin, 02.10.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MELDUNG/619: Patent auf Bier nach Einspruch eingeschränkt (no patents on seeds)


no patents on seeds - Pressemitteilung vom 02.10.2018

Anhörung Patent auf Bier

Patent auf Bier nach Einspruch eingeschränkt

"Keine Patente auf Saatgut!" will kompletten Widerruf



2. Oktober 2018 / Das Europäische Patentamt (EPA) in München hat am
Dienstag nach einer öffentlichen Anhörung das Patent EP 2384110 der
Brauereikonzerne Carlsberg und Heineken auf Pflanzen mit bestimmten
Mutationen eingeschränkt. Das Patent erstreckte sich auf Gerste aus
konventioneller Züchtung und deren Verwendung durch die Brauereien sowie
das damit produzierte Bier. Das Patent umfasste ursprünglich alle Pflanzen,
in denen bestimmte unerwünschte Geschmacksstoffe fehlen. Jetzt ist das
Patent auf die Pflanzen beschränkt, die eine bestimmte Mutation aufweisen,
die die Bildung dieser Stoffe beeinflussen kann. Diese genetische
Veranlagung gilt als Erfindung, obwohl sie zufällig entstanden ist und die
Pflanzen aus herkömmlicher, konventioneller Züchtung stammen. "Keine
Patente auf Saatgut!" will Beschwerde gegen diese Entscheidung einlegen und
fordert die Politik zum Handeln auf.

"Für uns ist diese Entscheidung nur ein Teilerfolg. Trotz aller Verbote
erteilt das EPA weiterhin Patente auf konventionell gezüchtete Pflanzen.
2018 wurden bereits Petersilie, Chicoree, Melonen, Tomaten und Salat
patentiert", sagt Christoph Then für "Keine Patente auf Saatgut!"
"Insbesondere Bundesjustizministerin Barley muss jetzt aktiv werden, um die
bestehenden Schlupflöcher zu schließen."

Bereits im Juni hatte "Keine Patente auf Saatgut!" zusammen mit rund 40
weiteren Organisationen an die Ministerin appelliert, gegen die zunehmende
Monopolisierung aktiv zu werden. Zudem hat die Organisation Campact bereits
rund 200.000 Unterschriften gesammelt, mit denen die Ministerin ebenfalls
zum Handeln aufgefordert wird.

Das Patent von Carlsberg und Heineken beruhte auf zufälligen Mutationen im
Erbgut der Gerste. Deren Ernte soll sich deswegen besonders gut für das
Bierbrauen eignen. Das Patent umfasste die Gersten-Pflanzen, deren Ernte,
den Prozess des Bierbrauens, Produkte wie Malz und Würze sowie jegliche auf
diese Weise produzierte Getränke. Nach Ansicht von "Keine Patente auf
Saatgut!" ist das Patent ein Missbrauch des Patentrechtes, dem keinerlei
Erfindung zugrunde liegt. Zudem verbietet das europäische Patentrecht
Patente auf Pflanzensorten sowie auf konventionelle Züchtung. Auch nach den
aktuellen internen Prüfrichtlinien des EPA sind Patente auf gentechnisch
veränderte Pflanzen erlaubt, "nicht aber auf die Ergebnisse aus
konventioneller Züchtung."

Am 8. Oktober wird eine Anhörung gegen ein weiteres, sehr ähnliches Patent
(EP 2373154) der Bierkonzerne stattfinden. Ein drittes Patent (EP 2575433)
wurde ebenfalls eingesprochen, es gibt aber noch keinen Verhandlungstermin.



An den Einsprüchen gegen die Patente von Carlsberg und Heineken haben sich
folgende Organisationen beteiligt: Arbeitsgemeinschaft bäuerliche
Landwirtschaft (AbL), Arbeitsgemeinschaft der Umweltbeauftragten der
Gliedkirchen der Evangelischen Kirche in Deutschland (AGU), Arche Noah
Österreich, Bioland, ARGE Schöpfungsverantwortung Österreich, Brot für die
Welt - Evangelischer Entwicklungsdienst, Bündnis gentechnikfreie
Landwirtschaft, der BUND Naturschutz Bayern (BN), Bund für Umwelt und
Naturschutz Deutschland (BUND), Bundesverband Naturkost Naturwaren (BNN)
Campact, Copenhagen Food co-operative Dänemark, Die Freien Bäcker,
Evangelischer Dienst auf dem Land in der EKD (EDL), Erzeugergemeinschaft
für ökologische Braurohstoffe (EZÖB), Erzeugergemeinschaft Bördeland und
Diemetal, FIAN, GAIA Portugal, Gäa e. V. - Vereinigung ökologischer
Landbau, Gen-ethisches Netzwerk (GeN), HORIZONT3000 Österreich, IG Milch
Österreich, IG Nachbau, Katholische Landvolkbewegung (KLB), Kein Patent auf
Leben!, No Patents on Seeds!, NOAH - Friends of the Earth Denmark,
Plataforma transgénicos fora Portugal, Pro Regenwald, ProSpecieRara
Schweiz, Sambucus, Save Our Seeds!, Slow Food Deutschland, Swissaid,
Umweltinstitut München, Verband Katholisches Landvolk (VKL), Welthaus
Diözese Graz-Seckau Österreich, WeMove.EU, Zivilcourage Rosenheim und
Miesbach sowie die Zukunftsstiftung Landwirtschaft.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 2. Oktober 2018

no patents-on-seeds

Frohschammerstr. 14, 80807 München

E-Mail: info@no-patents-on-seeds.org

Internet: www.no-patents-on-seeds.org



veröffentlicht im Schattenblick zum 5. Oktober 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / FAKTEN





WISSENSCHAFT/1424: Wissenschaftlicher Dialog mit Afrika (idw)


Albert-Ludwigs-Universität Freiburg im Breisgau - 01.10.2018

Wissenschaftlicher Dialog mit Afrika

Das "Maria Sibylla Merian Institute for Advanced Studies in Africa" an der
University of Ghana ist eröffnet



Ein internationales Zentrum für Begegnung, Austausch, Zusammenarbeit und
Vernetzung zwischen Forscherinnen und Forschern aus Deutschland, Ghana,
vom afrikanischen Kontinent und darüber hinaus: Mit einer
Eröffnungskonferenz hat das "Maria Sibylla Merian Institute for Advanced
Studies in Africa? (MIASA) seine Arbeit aufgenommen. Neben dem Hauptsitz
an der University of Ghana in Legon (Accra) gibt es einen zweiten Standort
am Centre de Recherches sur les Politiques Sociales in Dakar/Senegal.
Federführend bei Aufbau und Koordination des internationalen
Forschungskollegs ist die Albert-Ludwigs-Universität mit dem Freiburg
Institute for Advanced Studies (FRIAS) und dem Arnold-Bergstraesser-Institut
(ABI).

Ein Hauptziel des neuen Zentrums ist, einen bedeutenden Beitrag zum Abbau
globaler Wissensasymmetrien zu leisten. "Das MIASA wird den Dialog in den
Geistes- und Sozialwissenschaften zwischen dem afrikanischen Kontinent und
der nördlichen Hemisphäre maßgeblich intensivieren", sagt Prof. Dr.
Hans-Jochen Schiewer, Rektor der Universität Freiburg. "Es bietet Freiräume
für Spitzenforschung, fördert die kreative Zusammenarbeit hervorragender
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler über Fach- und Ländergrenzen
hinweg und wird zum Anziehungspunkt für junge Talente ebenso wie für
etablierte Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler, die wegweisende
Impulse in die Forschung, aber auch in die Gesellschaften Afrikas und
Europas geben werden."

"Wir freuen uns auf die nächsten Jahre, in denen das Institut sowohl an
der Universität Ghana als auch auf dem afrikanischen Kontinent Fuß fassen
wird", sagt Abenda Oduro, MIASA-Direktorin Ghana.

Inhaltlich widmet sich das MIASA dem Thema Sustainable Governance mit den
Forschungsschwerpunkten Nachhaltigkeitstransformation, nachhaltiges
Konfliktmanagement und nachhaltige Demokratie. "Governance definieren wir
als das Zusammenspiel von informellen und formalen Regeln zur Steuerung
öffentlicher Angelegenheiten, eingebettet in soziale, materielle und
kulturelle Praktiken des täglichen Lebens", erklärt Prof. Dr. Andreas
Mehler, Direktor des ABI sowie Professor für Entwicklungstheorien und
Entwicklungspolitik an der Universität Freiburg. Themen wie Migration,
demokratische Konsolidierung und ökologischer Umbau stehen in der
Anfangsphase von MIASA im Mittelpunkt der gemeinsamen Arbeit von
Expertinnen und Experten aus unterschiedlichen Fachrichtungen und
unterschiedlicher Herkunft.

Die ersten Schritte stehen schon fest: Im Dezember 2018 veranstaltet das
MIASA einen internationalen Workshop zur Restitution von kolonial
erworbenen Kunstobjekten - ein Thema, das derzeit vielfältig diskutiert
wird, nicht zuletzt im Hinblick auf ethnografische Sammlungen in deutschen
Museen. Im Februar 2019 wird die erste internationale und
interdisziplinäre Fellow-Gruppe für einen mehrmonatigen Aufenthalt am
MIASA in Accra zusammenkommen und zum Thema "Migration, Mobilität und
erzwungene Umsiedlung" forschen. Zudem laufen die Vorbereitungen für ein
individuelles Fellowship-Programm in der Hauptphase des Projekts ab dem
Jahr 2021. "Darüber hinaus wird es ein von der Universität Freiburg
finanziertes Sonderprogramm ermöglichen, Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler aus Afrika als Fellows ans FRIAS zu holen", sagt Prof. Dr.
Bernd Kortmann, FRIAS-Direktor und Professor für Sprachwissenschaft am
Englischen Seminar der Universität Freiburg.

Das MIASA gibt zudem Impulse für Eucor - The European Campus, den Verbund
der Universitäten am Oberrhein: Die Universität Freiburg mit dem FRIAS und
dem ABI wird, unter anderem in enger Kooperation mit den
Afrikawissenschaften an der Universität Basel, ein Afrika-Zentrum in
Freiburg aufbauen. Eine große internationale Konferenz zur Afrikaforschung
soll im Jahr 2022 in Freiburg stattfinden.

Website des MIASA

www.mias-africa.org


Hintergrundinformationen

Mit den Internationalen Forschungskollegs "Maria Sibylla Merian Centres"
will das Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF) die
Internationalisierung der Geistes-, Kultur- und Sozialwissenschaften in
Deutschland durch enge bi- und multilaterale Kooperationsprojekte an
Standorten außerhalb Deutschlands voranbringen. In wissenschaftlich und
wissenschaftspolitisch wichtigen Regionen und Partnerländern in Asien,
Lateinamerika und Afrika entstehen Kollegs, an denen eine Gruppe von
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern aus Deutschland und dem Gastland
gemeinschaftlich zu geistes- und sozialwissenschaftlichen Themen forscht
und dazu regelmäßig Fellows einlädt. Die Kollegs werden in Partnerschaften
mit deutschen Wissenschaftseinrichtungen aufgebaut und betrieben.

Deutsche Partner des MIASA sind die Universität Freiburg mit dem FRIAS und
dem ABI, das Deutsche Historische Institut Paris als Mitglied der 
Max-Weber-Stiftung, das German Institute of Global and Area Studies (GIGA) 
in Hamburg, die Universität Konstanz und das Zentrum für Interdisziplinäre
Afrika-Forschung (ZIAF) an der Universität Frankfurt. Das BMBF fördert das
Zentrum zunächst in einer Vorbereitungsphase bis Ende 2020 mit 1,7
Millionen Euro. Über den erwarteten Förderzeitraum von zwölf Jahren wird
die Gesamtförderung bis zu 18 Millionen Euro betragen.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution69

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Albert-Ludwigs-Universität Freiburg im Breisgau, 01.10.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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HEGEMONIE/1822: Moskau - Karussell der Janusköpfe ... (SB)




Mit der gewaltsamen Ausschaltung des russischen Parlaments am 4. Oktober 1993
vollzog Boris Jelzin die Agenda von westlichen Beratern initiierter
Radikalreformen, gegen die das Abgeordnetenhaus opponiert hatte. Es stand der
Expansion westlicher Hegemonial- und Kapitalinteressen in die Russische
Föderation entgegen. Mit seiner Beseitigung wurde der Weg von der Sowjetunion zu
einem Rußland vollendet, in dem die Macht der Oligarchen im Bündnis mit
Kreml und Klerus gestärkt wie durch das System der gelenkten
Demokratie gegen jeden sozialen Widerstand von unten gesichert wird.

Am 21. September 1993 löste der russische Präsident Boris Jelzin mit einem
verfassungswidrigen Dekret den Kongress der Volksdeputierten der Russischen
Sozialistischen Föderativen Sowjetrepublik (RSFSR) auf, um freie Hand bei der
Durchsetzung marktwirtschaftlicher Radikalreformen zu haben. Die Volksdeputierten
verbarrikadierten sich im Sitz des RSFSR, dem Weißen Haus in Moskau, und es kam
zu bürgerkriegsartigen Auseinandersetzungen auf den Straßen der russischen
Hauptstadt. Entscheidend war schließlich, daß Jelzin vom Militär und den
Sicherheitsbehörden unterstützt wurde. Das Parlamentsgebäude wurde am 4. Oktober
mit Panzergranaten sturmreif geschossen und dabei fast zerstört. Die meisten
Abgeordneten flohen, und am 5. Oktober brach der Widerstand gegen Jelzins
Präsidialmacht zusammen.

Die Regierungen und Medien der NATO-Staaten begrüßten Jelzins Verfassungsputsch,
der heute - so zum Beispiel im Deutschlandfunk [1] - als "Putsch gegen Boris
Jelzin" bezeichnet wird, natürlich nicht ganz uneigennützig. Was gemeinhin als
"Streit zwischen Reformern und Kommunisten" dargestellt wird, war der von der
damals noch starken Kommunistischen Partei Rußlands unternommene Versuch, den
Ausverkauf des Landes an kapitalstarke westliche Investoren und die sich
formierende Oligarchenklasse im eigenen Land durch regulatorische Halteseile
zumindest einzuschränken. Damals zeigte sich bereits, daß die von westlichen
Beratern wesentlich organisierten marktwirtschaftlichen Reformen zu einem
sozialen Kahlschlag führen sollten, der der Bevölkerung des Landes große
materielle Einbußen bescherte und sie so drastisch verelenden ließ, daß die
durchschnittliche Lebenserwartung von Männern innerhalb kurzer Zeit von 65 auf
59 Jahre sank.

Am 12. Dezember 1993 schließlich ließ sich Jelzin per Referendum zeitgleich mit
den Wahlen zur ersten Staatsduma eine Verfassung bestätigen, die die bis heute
starke Stellung des Präsidenten im politischen System der Russischen Föderation
begründete. Der trotz - oder gerade wegen - der gewaltsamen Ausschaltung des
verfassungsmäßigen Parlaments im Westen als Freiheitsheld gefeierte Jelzin
erhielt Vollmachten, die einer Präsidialdiktatur, wenn sie denn etabliert werden
sollte, wenig Hindernisse in den Weg legte. Mit diesem konstitutionellen Akt,
der im Gefolge des Niederschießens der parlamentarischen Opposition um so
leichter durchzusetzen war, wurde das postsowjetische Regierungssystem an die
autoritären Erfordernisse des neoliberalen Kapitalismus angepaßt. Der russische
Präsident ernennt mit Zustimmung der Staatsduma den Regierungschef und auf
dessen Vorschlag die einzelnen Minister, er ernennt den Chef der Zentralbank und
das Oberkommando der Streitkräfte, er verfügt mit der Leitung des
Sicherheitsrates über eine außerdemokratische Nebenexekutive, mit Hilfe derer er
den Ausnahmezustand erklären und die Streitkräfte auch gegen innere Feinde
mobilisieren kann. Vor allem jedoch stellt das Recht des Präsidenten, die
Staatsduma aufzulösen, wenn diese dreimal den von ihm vorgeschlagenen
Ministerpräsidenten ablehnt, ein wirksames Mittel gegen jegliche
parlamentarische Unabhängigkeit dar. Hinzu kommt, wovon Boris Jelzin in
seiner Amtszeit reichlich Gebrauch machte, die Möglichkeit, anhand von ihm
verfügter Erlasse und Verordnungen per Dekret zu regieren.

Eingeschränkt wird die Machtfülle des russischen Präsidenten außerhalb seiner
Bestätigung durch Wahlen und oberhalb der Schwelle schwacher parlamentarischer
Opposition nur durch ein Amtsenthebungsverfahren. Dazu müßte ihn die Staatsduma
des Hochverrats oder schwerer Gesetzesverstöße bezichtigen, wozu es allerdings
eines Gutachtens des Obersten Gerichtshofes bedarf, das die Strafbarkeit der
Handlungen des Präsidenten bestätigte, sowie einer Bestätigung des
Verfassungsgerichtes über den rechtsmäßigen Verlauf der Amtsenthebung. Die
"Vertikale der Macht", auf die sich Jelzins Nachfolger Vladimir Putin stützt,
ist in der Russischen Föderation nicht prinzipiell anders strukturiert als etwa
in Präsidialsystemen wie den USA und Frankreich, aber im Verhältnis zu diesen
doch so gut ausgebaut, daß dem russischen Präsidialsystem durchaus ein besonders
autoritärer Charakter nachgesagt werden kann.

Eben das wird in der EU immer wieder zum Anlaß genommen, die Legitimität des
Herrschers im Kreml in Frage zu stellen. Wie sehr diese Entwicklung auf der
breiten Gutheißung des Jelzinschen Verfassungsputsches nicht zuletzt durch die
Bundesregierung unter Helmut Kohl wie der von westlichen Staaten ausgehenden
Manipulationen zu seiner Wiederwahl beruht, gehört zu den hierzulande meist
unterschlagenen Faktoren postsowjetischer Entwicklung. Die zusehends
antidemokratische Herrschaftssicherung in der EU schöpft bis heute Legitimation
aus der als Sieg von Freiheit und Demokratie ausgeschlachteten Wende zu Beginn
der 1990er Jahre. Je mehr sich der krisenerschütterte Kapitalismus autoritärer
Mittel zur Durchsetzung seiner staatlichen Ordnung bedient, desto rigider wird
ein Antikommunismus, dem der Gegner längst abhandengekommen ist, so daß er ihn
auf den Leichenfeldern des sozialen Krieges reanimieren muß.

Es sollte den Bevölkerungen der realsozialistischen Staatenwelt keineswegs
überlassen bleiben, mit basisdemokratischen Mitteln vielleicht ganz andere
Formen gesellschaftlicher Eigentumsordnung und Verfassungswirklichkeit zu
schaffen. Daß die Strategie apologetischer Legendenbildung im Falle des größten
aus der Erbmasse der Sowjetunion hervorgegangenen Staates mit besonders
aggressiven Mitteln durchgesetzt wird, ergibt sich schon daraus, daß nur der
Gedanke an die Möglichkeiten sozialer Befreiung, die aus der Oktoberrevolution
hätten hervortreten können, wenn sie nicht an Unzulänglichkeiten gescheitert
wäre, die dem unerreichten Ideal des Kommunismus nicht anzulasten sind, die
TrägerInnen heutiger Klassenherrschaft immer noch erschauern läßt.

Analog dazu wird am Tag der deutschen Einheit gerne vergessen, daß ein
eigenständiger demokratischer Weg der DDR durch die von der BRD-Regierung
ausgehende gezielte Förderung rechter Kräfte zur Wendezeit torpediert wurde. 
Wenn heute die große Zahl neofaschistischer Verbindungen im Osten Deutschlands
beklagt wird, wird kaum Rechenschaft über die systematische Diffamierung der DDR
als "Unrechtsstaat" und die damit verbundene Abwertung der Lebensleistung ihrer
Bevölkerung abgelegt, obwohl diese kollektive Herabwürdigung mitverantwortlich
dafür sein dürfte, daß AfD und Pegida mit ihrer Anti-Establishment-Rhetorik
Gehör finden. Noch weniger wird an den nationalistischen Tenor der
Demonstrationen erinnert, auf denen die soziale Bewegung gegen die SED ins
Fahrwasser einer nationalchauvinistischen Wiedervereinigungspropaganda
manövriert wurde [2]. Geschichte wird im Lichte herrschender Interessen erzählt,
anstatt im Widerstreit fundamentaler Gewaltverhältnisse entschlüsselt und auf
den Stand heutiger Kämpfe gebracht zu werden. Das wäre schlichtweg unverträglich
für die SachwalterInnen jener Deutungsmacht, die den Platz, auf dem alternative
Sichtweisen entstehen könnten, vollständig besetzen soll.


Fußnoten:

[1] https://www.deutschlandfunk.de/vor-25-jahren-niederschlagung-des-putschs-gegen-boris-jelzin.871.de.html?dram:article_id=429635

[2] https://www.heise.de/tp/features/Der-blinde-Fleck-in-der-Debatte-4180355.html
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HERRSCHAFT/1796: AfD - Bündnisaussichten ... (SB)




Wer aus machtpolitischen Aspekten seine Grundsätze verlässt, der
begeht politischen Selbstmord.

Reiner Haseloff (Ministerpräsident von Sachsen-Anhalt) [1]

Den politischen Parteien in der parlamentarischen Demokratie ist das
Hemd einer Regierungsbeteiligung allemal näher als der Rock vorgeblich
unveräußerlicher Positionen und Prinzipien. Wenn langjährigen
Volksparteien wie der CDU die Felle wegschwimmen, weil der böse
Nachbar Volkes Willen erfolgreich okkupiert, ergreift man im
Zweifelsfall seine helfende Hand. Es ist nur eine Frage der Zeit und
Gunst der Stunde, bis Koalitionen auf die Tagesordnung gesetzt werden,
die man zuvor für völlig ausgeschlossen erklärt hatte.

Die AfD kann sich in der Opposition vom "Establishment" abgrenzen,
ihre in vielen Bereichen fehlende Agenda verschleiern und sich voll
und ganz auf die beiden Kernthemen Flüchtlinge und Sicherheit
konzentrieren. Die vom damaligen Verfassungsschutzchef Maaßen beratene
Frauke Petry scheiterte im parteiinternen Machtkampf beim Versuch,
Vertreter der extremen Rechten auszuschließen und einen moderateren
Kurs anzulegen, um die AfD koalitionsfähig zu machen. Alexander
Gauland hielt vor, daß rechte Parteibildungen in der Bundesrepublik
stets von der Union aufgesogen und zersetzt wurden, weshalb eine zu
schnelle Regierungsbeteiligung Gift für sie sei. Er öffnete die AfD
nach rechts, so daß sie extremistische Positionen wie die Höckes oder
der Identitären einschließt und nicht nur in Chemnitz gemeinsam mit
dem äußersten rechten Rand öffentlich aufmarschiert. Unter Führung von
Gauland und Alice Weidel setzte die AfD bislang voll und ganz darauf,
die anderen Parteien vor sich her zu treiben, um sie vorzuführen und
ihnen Stimmen abzujagen.

Nun hat Gauland eine vermeintliche Kehrtwende vollzogen und erstmals
eine künftige Koalition mit der CDU nicht mehr ausgeschlossen, die er
nach fast 40 Jahren 2013 verlassen und seither scharf kritisiert
hatte. Als sich Union und SPD Anfang Februar auf den Koalitionsvertrag
geeinigt hatten, erklärte er noch, die CDU habe sich aus Angst vor dem
Mitgliederentscheid der SPD ideologisch entleert und sei nur noch eine
leere Hülle. Heute bezeichnet er "eine ins Vernünftige gewendete CDU"
als potenziellen Koalitionspartner und verbucht dies als Teilerfolg
seiner Partei. Wie der 77jährige in der FAZ ausgeführt hat, glaube er
nicht daran, daß die AfD 50 Prozent bei Wahlen erreichen kann.
Deswegen brauche sie einen Koalitionspartner. Mit den Grünen, der
Linkspartei und der SPD sei eine Koalition nicht möglich, auch
gegenüber einem Bündnis mit der FDP sei er skeptisch, so daß nur die
CDU übrigbleibt.

Gauland rechnet damit, daß es nach den Landtagswahlen, die im Herbst
2019 in den drei ostdeutschen Bundesländern Brandenburg, Sachsen und
Thüringen stattfinden, Koalitionen aus CDU, SPD, den Grünen und auch
der Linkspartei geben wird, um eine Regierungsbeteiligung der AfD zu
verhindern. Aber das werde auf Dauer nicht so bleiben. Wenn die CDU
wieder konservativer werde, wäre das "ein vernünftiges Teilergebnis"
des Wirkens der AfD, so Gauland. [2]

Sein Kurswechsel zu diesem Zeitpunkt dürfte darauf zurückzuführen
sein, daß unmittelbar zuvor Unruhe in der Union ausgebrochen war, als
der neue Vorsitzende der CDU-Landtagsfraktion in Sachsen, Christian
Hartmann, eine Koalition mit der AfD nach der Landtagswahl 2019 nicht
ausgeschlossen hatte. Der 44jährige war als Nachfolger des aus
gesundheitlichen Gründen zurückgetretenen Frank Kupfer gewählt worden
und setzte sich dabei gegen Geert Mackenroth durch, den
Ministerpräsident Michael Kretschmer vorgeschlagen hatte. Ähnlich wie
Angela Merkel, die am selben Tag in Berlin mit ihrem Kandidaten Volker
Kauder als Chef der Bundestagsfraktion völlig überraschend Ralph
Brinkhaus unterlag, mußte auch Kretschmer eine Palastrevolte über sich
ergehen lassen, die weitreichende Folgen haben könnte. [3]

Auch Hartmann deutete an, daß die politische Vernunft im Falle
bestimmter Mehrheitsverhältnisse eine Koalition mit der AfD nahelegen
könnte, wenn anders eine Regierungsbildung nicht möglich oder
wünschenswert wäre. Kretschmer hatte dies stets ausgeschlossen, doch
Hartmann spricht für die konservative sächsische Landtagsfraktion der
CDU im Grunde nur erstmals offen aus, was viele denken. Da sie eine
Zusammenarbeit mit der in Sachsen relativ starken Linkspartei
kategorisch ausschließen und die Werte der SPD in den Keller rutschen,
zeichnet sich eine künftige Regierungsbildung von CDU und AfD ab.
Darauf hob Gauland ab, der Hartmanns Steilvorlage aufnahm, um die CDU
weiter in die Arme seiner Partei zu treiben. Denn von Kompromissen der
AfD in einer solchen Koalition war aus seinem Munde nichts zu hören.

Daß diese Avancen einem Stich ins Wespennest glichen, untermalt in
aller Deutlichkeit, wie nahe Gauland und Hartmann der beiderseitigen
Ratio gemeinsamer Regierungsmacht kommen. Nach Bundeskanzlerin Angela
Merkel lehnten weitere führende Unionspolitiker eine Zusammenarbeit
mit der AfD so kategorisch ab, daß man sich fast schon an ein
Beschwörungsritual erinnert fühlte, das herbeigerufene Geister
vergeblich zu bannen sucht. So verkündete CSU-Landesgruppenchef
Alexander Dobrindt, die AfD sei der erklärte politische Gegner: "Wir
haben im Bundestag eine Zusammenarbeit mit der AfD per
Fraktionsbeschluß ausgeschlossen. Wer zu einem anderen Ergebnis kommt,
hat nicht alle Latten am Zaun."

Woher Dobrindts Erregung rührt, machten 40.000 Menschen deutlich, die
am Tag der Deutschen Einheit in München gegen Rechts demonstrierten.
Unter dem Motto "Jetzt gilt's! - Gemeinsam gegen die Politik der
Angst" trugen viele Demonstranten Plakate, auf denen sie direkt die
CSU-Politiker Horst Seehofer und Markus Söder attackierten. Eineinhalb
Wochen vor der Landtagswahl in Bayern wollten die Organisatoren nach
eigenen Worten eine Botschaft senden, daß weder die Verschärfung des
Polizeirechts noch andere Formen einer Drift nach rechts hingenommen
würden. "Keine Stimme der AfD" und allen Parteien, "die dem Rechtsruck
Vorschub leisten", rechnete der Protest mit dem Schulterschluß der
reaktionären Fraktionen ab. [4]

Mit drastischen Worten warnte Sachsen-Anhalts Ministerpräsident Reiner
Haseloff seine Partei eindringlich vor einer Annäherung an die AfD:
"Wer aus machtpolitischen Aspekten seine Grundsätze verlässt, der
begeht politischen Selbstmord." Bei der letzten Wahl in Sachsen-Anhalt
habe der Abstand zur AfD vier Prozent betragen, jetzt sei er auf rund
zehn gewachsen. Es lohne sich also, klare Kante zu zeigen. Die AfD sei
keine konservative demokratische Partei, sondern im Troß mit den Nazis
auf der Straße. So zutreffend diese Einschätzung sein mag, sind doch
Zweifel geboten, wenn sich die Bundeskanzlerin sicher ist, daß der
"überwiegende Teil der CDU in Sachsen" eine Koalition mit der AfD
genauso kategorisch ausschließt wie sie selbst. Was Präsidium und
Bundesvorstand der CDU in dieser Frage beschlossen haben, ist für die
sächsische Fraktion und erst recht das Parteivolk sicher nicht in
Stein gemeißelt.

Wie Gauland einräumt, ist die AfD für sich genommen nicht
mehrheitsfähig. Er läßt zugleich keinen Zweifel daran, wie ihre
Regierungsbeteiligung dennoch zustande kommen soll. Die
Steigbügelhalter stehen bereit, nach dem Scheitern der Weimarer
Republik ein weiteres Kapitel national-konservativer bürgerlicher
Kollaboration mit der Rechten in Deutschland zu schreiben.


Fußnoten:

[1] www.t-online.de/nachrichten/deutschland/parteien/id_84558750/cdu-politiker-haseloff-warnt-vor-koalition-mit-afd-politischer-selbstmord-.html

[2] www.welt.de/politik/deutschland/article181718758/Alexander-Gauland-AfD-Chef-hofft-auf-die-CDU-als-Koalitionspartner.html

[3] www.t-online.de/nachrichten/deutschland/parteien/id_84527836/cdu-chefin-angela-merkel-schliesst-koalition-mit-afd-in-sachsen-kategorisch-aus.html

[4] www.spiegel.de/politik/deutschland/muenchen-tausende-demonstrieren-in-muenchen-gegen-rechts-a-1231427.html
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KONFERENZ/201: Bericht von der 62. Session der Commission on the Status of Women (Frauen*solidarität)


frauen*solidarität - Nr. 144, 2/18

Empowerment of rural women and girls

Bericht von der 62. Session der Commission on the Status of Women

von Julia Rainer, Tania Napravnik, Aleksandra Kolodziejczyk



Die jährlich stattfindende Commission on the Status of Women (CSW)
soll zur Gender Equality und zum Empowerment von Frauen beitragen,
wobei das technische Ziel der Konferenz die Agreed Conclusions
darstellen. Das heißt, dass die Regierungsvertreter*innen der
UN-Mitgliedstaaten ein gemeinsames Konferenzabschlussdokument
verabschieden.


Die 62. Tagung der Commission on the Status of Women (CSW), die
von 12. bis 23. März 2018 in New York abgehalten wurde, hatte das
Schwerpunktthema Empowerment of rural women and girls, begleitet vom
Review Theme der 47. CSW-Tagung Women and Media. Das Schwerpunktthema
wurde in den sogenannten offiziellen Meetings der CSW der
45 UN-Mitgliedstaaten ausverhandelt, das Review Theme fand zusätzlich
dazu Einzug in die 280 UN-Side Events und 440 NGO-Parallel Events.
Das Besondere an der CSW ist, dass NGO-Vertreter*innen als zentrale
Akteur*innen der Konferenz anerkannt sind. Zudem ist sie das einzige
zwischenstaatliche Organ der UNO, das sich Frauen*rechten widmet.
Insgesamt setzten sich heuer 80 Minister*innen und 4.300
NGO-Vertreter*innen mit den Rechten von Frauen* und Mädchen* im
ländlichen Raum auseinander.


Frauenrechtsverteidiger*innen schützen

Die steigende Gewalt gegen Frauenrechtsverteidiger*innen war ein breit
diskutiertes Thema bei den NGO-Veranstaltungen während der CSW.
"Besonders jene, die sich in den Bereichen Bergbau, Agrarindustrie und
erneuerbare Energie für Menschenrechte einsetzen, sind am häufigsten
von Gewalt bedroht", so Felogene Anumo vom feministischen Netzwerk
AWID(1). 2017 haben die Attacken gegen Menschenrechtsaktivist*innen im
Vergleich zum Vorjahr weltweit um 34% zugenommen(2).

Wenn es um die Verteidigung der natürlichen Ressourcen geht, sind es
häufig Frauen, die an vorderster Front stehen. Sie sind es auch, die
am meisten von der Umweltzerstörung betroffen sind. Neben bindenden
Verträgen, um Konzerne für ihre Menschenrechtsverletzungen
verantwortlich machen zu können, wurden auf der CSW auch Stimmen für
mehr Steuergerechtigkeit erhoben.

"Afrika verliert 50 Mrd. Dollar durch Finanzflüsse", so Crystal
Simeoni von FEMNET(3) Davon sind 5% der Korruption, 30% kriminellen
Aktivitäten wie Geldwäsche und 65% kommerziellen Aktivitäten
zuzurechnen." Würden nur fünf der 50 Mrd. Dollar in Frauen und Mädchen
investiert, könnte viel bewegt werden. So könnte der Zugang zu
Verhütungsmitteln erweitert und Rechtssysteme gestärkt werden,
überlegte Crystal Simeoni. Es sei entscheidend, eine kritische
feministische Bewegung aufzubauen, die sich in die Wirtschaft
einmischt und in Entscheidungsgremien sitzt.

Zudem wurde auf der CSW über "closing spaces" von
Frauenrechtsverteidiger*innen und ihre Handlungsmöglichkeiten
diskutiert: Kapazitäten aufbauen, soziale Medien nutzen, wo
traditionelle Medien nicht berichten (können), Petitionen starten und
Räume wie die CSW zum Austausch nutzen, das waren vorgestellte
Strategien, mit denen Aktivist*innen ihren Aktionsradius vergrößern.


Journalist*innen in Konfliktgebieten

Das Review Theme der Konferenz beschäftigte sich mit Frauen* und
Medien, ihren Partizipationsmöglichkeiten sowie mit den
Herausforderungen, denen sie begegnen. Vor allem die Gefahr, der viele
Journalist*innen weltweit bei ihrer Arbeit ausgesetzt sind, war ein
viel diskutiertes Thema.

Rula Asad vom Syrian Female Journalist Network berichtete von der
Situation in ihrem Heimatland: "Aktivist*innen und Journalist*innen
innerhalb Syriens haben sehr eingeschränkten Zugang zu Elektrizität
und Internet, besonders in den umkämpften Gebieten. In den zwei
Stunden Feuerpause pro Tag müssen manchmal Journalist*innen ihre
Kinder in den Unterschlüpfen zurücklassen, um sicherzustellen, dass
ihre Berichte über die sozialen Medien an die Außenwelt gelangen
können. Sie gehen auch hohe Risiken ein, indem sie ihre Identität
öffentlich machen, wenn sie die laufenden Menschenrechtsverletzungen
dokumentieren."

Weltweit werden Journalist*innen für ihre Berichte vielfach bedroht,
attackiert und ermordet. Frauen* sind jedoch generell bei ihrer Arbeit
verstärkt Diskriminierungen und Anfeindungen ausgesetzt. So berichtete
Jenni Monet, eine der wenigen US-amerikanischen indigenen
Journalist*innen, die über die polizeilichen Ausschreitungen gegen die
Dakota Pipeline im Standing Rock Sioux Reservat in North Dakota
recherchierte, von persönlichen Attacken gegen ihre Person: "Am ersten
Februar wurde ich während meiner Reportage verhaftet, obwohl ich
meinen Pressepass vorzeigte, und insgesamt 30 Stunden festgehalten.
Fünf davon verbrachte ich in einem Hundezwinger ähnlichen Gebilde in
eisiger Kälte. Selbst mein Recht als Gefangene auf einen Telefonanruf
wurde mir vom Polizeichef vorerst wiederholt verweigert."


Agreed Conclusions

Insgesamt fand ein reger Austausch der heterogenen
Konferenzteilnehmer*innen über die unterschiedlichsten Themenbereiche
auf der CSW statt. Die Reibungspunkte hatten weniger mit dem
Schwerpunktthema an sich zu tun als eher mit den jährlich
wiederkehrenden Themen, wie beispielsweise sexuelle Rechte und
Gesundheit, (familiäre) Diversität oder häusliche Gewalt. Die
ungelöste Frage, die nach zähen zweiwöchigen Verhandlungen über die
letztendlich verabschiedeten Agreed Conclusions dennoch blieb, lautet:
Welche Akteur_innen werden die Agreed Conclusions im Anschluss an die
Konferenz auf nationaler Ebene implementieren? Anzumerken bleibt, dass
wenig progressive Sprache im Zuge der Verhandlungen entwickelt,
sondern das bereits zuvor verhandelte Wording verteidigt wurde. Zudem
gab es heuer an die 100 Visaablehnungen von eingeladenen Personen aus
Ländern des globalen Südens, die bisher höchste registrierte Zahl von
Einreiseverweigerungen bei einer CSW. Wichtig war dennoch, dass die
Agreed Conclusions heuer verabschiedet werden konnten - insbesondere
angesichts der gescheiterten Verhandlungen im Jahr 2012, die ebenfalls
ihren Schwerpunkt auf Frauen* im ländlichen Raum gelegt hatten.
Zudem konnten einige Punkte, die den Frauen*rechten förderlich sind
und mit denen NGOs Druck gegenüber ihren Regierungen aufbauen können,
verabschiedet werden, wie z. B. Geburtenregistrierung, Landtitel für
Frauen* unabhängig von ihrem Personenstand, Hervorhebung der
Notwendigkeit, dass Unternehmen für ihre Menschenrechtsverletzungen
Verantwortung übernehmen.


Alle drei Autorinnen waren Teil der staatlichen Delegation Österreichs
auf der 62. CSW und haben von der Konferenz berichtet:

www.csw2018blog.wordpress.com


ANMERKUNGEN:

(1) AWID (Association for Women's Rights in Development) ist eine
internationale, feministische Organisation mit rund 5.000 Mitgliedern,
die sich für Geschlechtergleichheit, nachhaltige Entwicklung und
Frauenrechte einsetzt, www.awid.org

(2) www.business-humanrights.org

(3) FEMNET ist ein panafrikanisches feministisches Netzwerk mit 700
Mitgliedern in 46 afrikanischen Staaten, www.femnet.org.

WEBTIPP:

Website zur 62. Session der CSW und den Agreed Conclusions:

www.unwomen.org/en/csw/csw62-2018

 * 
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ARBEIT/2862: Digitalisierung - Das Saarland und Thüringen haben den höchsten Anpassungsbedarf (idw)


Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung der Bundesagentur für
Arbeit (IAB) - 02.10.2018

Digitalisierung: Das Saarland und Thüringen haben den höchsten
Anpassungsbedarf



Die fortschreitende Digitalisierung der Arbeitswelt stellt die
Bundesländer vor unterschiedliche Herausforderungen, geht aus einer Studie
des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB) hervor. Der
Anteil der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten, die in einem Beruf
arbeiten, in dem mehr als 70 Prozent der Tätigkeiten bereits heute von
Computern oder computergesteuerten Maschinen erledigt werden könnten,
unterscheidet sich deutlich und liegt zwischen 15 Prozent in Berlin und 30
Prozent im Saarland.

Dies sei vor allem auf die unterschiedlichen Wirtschaftsstrukturen in den
Bundesländern zurückzuführen, so die IAB-Forscherinnen Katharina Dengler,
Britta Matthes und Gabriele Wydra-Somaggio. Je größer die Bedeutung
beispielsweise des verarbeitenden Gewerbes in einem Bundesland, desto
höher ist tendenziell der Anteil der Beschäftigungsverhältnisse, die zu
mehr als 70 Prozent durch Computer oder computergesteuerte Maschinen
übernommen werden könnten.

Während der Anteil der Jobs mit hohem Substituierbarkeitspotenzial im
Bundesdurchschnitt bei 25 Prozent liegt, beträgt er im Saarland 30 Prozent
und in Thüringen 29 Prozent. In den Dienstleistungsmetropolen Berlin und
Hamburg mit einem geringeren Anteil an Beschäftigten im verarbeitenden
Gewerbe ist dieses Substituierbarkeitspotenzial mit 15 und 18 Prozent
dagegen vergleichsweise niedrig.

Die Branchenstruktur erklärt aber nur einen Teil der Unterschiede in den
Substituierbarkeitspotenzialen zwischen den Bundesländern. Hinzu kommen
Abweichungen in der beruflichen Zusammensetzung der Beschäftigten
innerhalb einer Branche. So sind im Saarland 64 Prozent der Beschäftigten
im verarbeitenden Gewerbe in Berufen mit hohem
Substituierbarkeitspotenzial tätig, in Bayern 51 Prozent, in Hamburg 41
Prozent. Das liegt vor allem daran, dass das verarbeitende Gewerbe im
Saarland maßgeblich von der Fertigung geprägt ist, während in anderen
Bundesländern die Forschung und Entwicklung sowie die Produktionsplanung
eine größere Bedeutung haben.

Im Vergleich zu einer im Jahr 2016 veröffentlichten Vorgängerstudie ist
zwar ein Anstieg der Betroffenheit von hohen
Substituierbarkeitspotenzialen zu verzeichnen. Allerdings haben sich
dadurch kaum Verschiebungen zwischen den Bundesländern ergeben. Berlin und
Hamburg haben nach wie vor die niedrigsten Anteile an Beschäftigten in
Berufen mit hohem Substituierbarkeitspotenzial, Thüringen und das Saarland
die höchsten.

Die in der Studie genannten Substituierbarkeitspotenziale beschreiben
lediglich die technologischen Möglichkeiten. Ob und in welchem Umfang
diese Potenziale realisiert werden, hängt dem IAB zufolge von zahlreichen
Faktoren ab: Wenn menschliche Arbeit beispielsweise günstiger oder
flexibler sei oder qualitativ bessere Ergebnisse bringe, dann werde sie
eher nicht substituiert, auch wenn es rein technisch gesehen möglich wäre.


Weitere Informationen unter:

http://doku.iab.de/kurzber/2018/kb2218.pdf

https://twitter.com/iab_news

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution851

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung

der Bundesagentur für Arbeit (IAB), 02.10.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / POLITIK / WIRTSCHAFT





GEWERKSCHAFT/1717: Luftverkehrsgipfel - entschlossenes Handeln von der Politik gefordert (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
4. Oktober 2018

Luftverkehrsgipfel: ver.di fordert wegen Ryanair entschlossenes
Handeln von Politik



Berlin - Vor dem morgigen Luftverkehrsgipfel fordert die Vereinte
Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) aus Anlass der
Tarifauseinandersetzung mit der Lowcost-Fluggesellschaft Ryanair ein
entschlossenes Handeln von der Bundes- und Landespolitik. "Dies ist
keine normale Tarifauseinandersetzung zwischen den Sozialpartnern.
Ryanair hält sich auf mehreren Ebenen nicht an die in Deutschland
geltenden Spielregeln, so dass hier die Politik gefragt ist", so
ver.di-Bundesvorstandsmitglied Christine Behle.

Als Reaktion auf zwei Warnstreiks der in Deutschland stationierten
Kabinenbeschäftigten im September hat Ryanair nun angekündigt, die
Bremer Station zum 5. November zu schließen. Vorab war den rund 90
Beschäftigten bereits mündlich angedroht worden, dass dieser Schritt
vollzogen werde, sollten sich die Beschäftigten an den Streiks
beteiligen. "Ryanair zeigt damit erneut, dass das irische Unternehmen
das deutsche Streikrecht unterminiert", sagte Behle. Bereits in den
letzten Wochen war es zu massiven Einschüchterungsversuchen gegenüber
Beschäftigten gekommen. So ließ der Lowcoster Streikende durch
Vorgesetzte beobachten und fotografieren und erklärte, dass der
Streik illegal sei, weil er nicht angekündigt worden wäre.

"Dass Ryanair die Rahmenbedingungen der in Deutschland geltenden
Tarifautonomie nicht einhält, sondern statt dessen Streikende in
Bremen europaweit zu versetzen droht und versucht, damit Angst und
Schrecken zu verbreiten, ist unerhört und verlangt Antworten auch von
der Politik." so Behle weiter.

Konkret fordert ver.di von der Bundes- und den Landesregierungen:

• Sich dem Aufruf anzuschließen, die Schließung des Bremer Standorts
als Mittel der Einschüchterung umgehend zurückzunehmen und das
grundgesetzlich geschützte Recht auf gewerkschaftliche Betätigung zu
respektieren.

• Die Streichung der Ausnahme von fliegendem Personal im
Betriebsverfassungsgesetz § 117, um Mitbestimmung nach deutschem
Recht zu ermöglichen.

• Start- und Landerechte von Luftfahrtgesellschaften an die
Einhaltung von internationalen UN-Kernarbeitsnormen und
Tarifverträgen zu koppeln.

"Die Gewerkschaften sind nicht zum Luftverkehrsgipfel eingeladen
worden. Wir fordern die Politik dennoch auf, unsere Forderungen zum
Gegenstand des Gipfels zu machen. Wir sind davon überzeugt, dass es
im Interesse der Stabilität der ganzen Luftverkehrsbranche ist, dafür
zu sorgen, dass sich alle Marktteilnehmer an die gemeinsamen
Spielregeln halten", so Behle.

Die Verhandlungen für die Einführung von existenzsichernden
Tarifverträgen und eine Personalvertretung für die rund 1.000
Kabinenbeschäftigten gehen am kommenden Dienstag, den 9. Oktober in
Dublin weiter.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 04.10.2018

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Bundesvorstand, Pressestelle

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH





SCHACH-SPHINX/06705: Falscher Königszug des Weltmeisters (SB)


Was ist damals, 1927 in Buenos Aires, nur geschehen? Vor dem
Weltmeisterschaftskampf zwischen José Capablanca und seinem
Herausforderer Alexander Aljechin hätte die gesamte Schachwelt
einmütig schwören können, daß der neue Weltmeister auch der alte sein
würde. Doch es kam anders. Capablanca, der zuvor keine einzige
Turnierpartie gegen Aljechin verloren hatte - Aljechin konnte das von
sich nicht behaupten -, strauchelte in einer Weise, die unvorstellbar
war. Gerade in Endspielsituationen, wo der Kubaner mit bestechender
Präzision aufwarten konnte, machte er Züge, über die er früher bei
einem anderen hochmütig gelächelt hätte. In der 27. Wettkampfpartie
entstand folgende Stellung im heutigen Rätsel der Sphinx. Aljechin
spielte mit den schwarzen Steinen. Er stand ganz eindeutig auf Verlust
und konnte nur noch auf ein Wunder hoffen. Mit seinem letzten Zug
1...Dc5-c1+ hatte er ein Verzweiflungsschach geboten. Innerlich mochte
sich Aljechin wohl bereits mit der Niederlage abgefunden haben. Doch
da lächelte ihm Caissa zu. Capablanca konnte zwei Königszüge machen,
und er wählte den falschen, Wanderer.






[image: SCHACH-SPHINX/06705: Falscher Königszug des Weltmeisters (SB)]



Capablanca - Aljechin

Buenos Aires 1927


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Anstelle des nur zum Remis führenden Fehlzuges 1.Tf1-b1? hätte der
italienische Meister mit 1.Lh4-f6! Lg7xf6 2.e5xf6 Te6-e2 3.Tf1-f4! b7-
b5 4.Tf4-g4+ Kg8-f8 5.h2-h4! seinen Endspielvorteil verwerten können.



Erstveröffentlichung am 5. Oktober 2005

4. Oktober 2018
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INFOPOOL / SPORT / BOXEN





MELDUNG/2302: Schwergewicht - an der Wegscheide ... (SB)




Robert Helenius schickt Erkan Teper auf die Bretter

Der finnische Schwergewichtler Robert Helenius hat seiner Karriere
durch einen vorzeitigen Sieg gegen Erkan Teper neuen Schwung
verliehen. Im Ritter Sport Stadion in Waldenbuch behielt der 34jährige
Skandinavier durch K.o. in der achten Runde die Oberhand über seinen
zwei Jahre älteren Kontrahenten und sicherte sich damit den vakanten
Interkontinentaltitel der IBF. Helenius traf seinen massiven, rund 114
Kilo schweren Gegner mit einer wuchtigen Linken, der er sofort eine
weitere Linke folgen ließ, worauf Teper zu Boden stürzte und flach auf
dem Rücken liegenblieb, so daß der Kampf abgebrochen wurde. Während
der Finne seine Bilanz auf 28 Siege und zwei Niederlagen ausbauen
konnte, stehen für Teper 19 gewonnene und drei verlorene Auftritte zu
Buche.

Für Robert Helenius war dies der bedeutendste Erfolg, seit er sich vor
sieben Jahren im Dezember 2011 knapp nach Punkten gegen den namhaften
Briten Dereck Chisora durchgesetzt hat. Er zog sich damals jedoch eine
Verletzung an der Schulter zu und mußte nach diesem Höhepunkt seiner
vielversprechenden Karriere eine längere Pause einlegen. Hinzu kam
einige Zeit später die Trennung von seinem damaligen Promoter
Sauerland Event, die ihrerseits dazu beitrug, daß der Finne lange
außer Gefecht war und später auf eigene Faust wieder Tritt zu fassen
versuchte. Er besiegte zwar eine Reihe relativ leichter Gegner, mußte
sich aber dem Franzosen Johann Duhaupas und dem Briten Dillian Whyte
geschlagen geben.

Als Helenius am 28. Oktober 2017 im Principality Stadium in Cardiff
auf Whyte traf, konnte er in der zweiten Runde einen schweren Treffer
landen und machte auch in der Folge von seiner Reichweite recht guten
Gebrauch. Da er jedoch Konditionsprobleme bekam, konnte der Brite dank
einer höheren Schlagfrequenz auf die Dauer einen Vorsprung auf den
Zetteln der Punktrichter erwirtschaften. Besonders spannend war das
nicht, und so ließen die Zuschauer das Geschehen weitgehend schweigend
über sich ergehen, zumal sie ohnehin wegen des nachfolgenden
Hauptkampfs zwischen Anthony Joshua und dem Neuseeländer Joseph Parker
gekommen waren. Indessen zeigte der Finne durchaus gute Ansätze und
hätte bei besserer körperlicher Verfassung Whyte vermutlich Paroli
geboten.

Erkan Teper ist nicht nur ein Schwergewichtler von imposanter Statur,
sondern auch ein kampffreudiger Boxer mit einer enormen Schlagwirkung.
So mußten Michael Sprott und Martin Rogan beide in der ersten Runde
die Segel streichen, worauf sich der Ahlener im März 2015 klar nach
Punkten gegen den technisch versierten Franzosen Johann Duhaupas
durchsetzte. Am 17. Juli 2015 traf er im Kampf um den vakanten Titel
des Europameisters in Ludwigsburg auf David Price, der einige Zeit
zuvor noch als einer der größten britischen Hoffnungsträger gehandelt
worden war. Obgleich Teper trotz einer stattlichen Größe von 1,95 m
immer noch sieben Zentimeter kleiner als sein Gegner war, trieb er den
Briten sofort durch den Ring und ließ sich auch durch dessen häufiges
Klammern nicht bremsen. Bereits in der zweiten Runde war es um David
Price geschehen, als ihn ein wuchtiger linker Haken von den Beinen
holte.

Teper hatte durch diesen überzeugenden Auftritt den britischen
Promoter Eddie Hearn auf sich aufmerksam gemacht, der den neuen
Europameister wenig später als künftigen Gegner Anthony Joshuas ins
Gespräch brachte. Unterdessen gab das Team des Ahleners bekannt, daß
man den Titel gegen den namhaften Finnen Robert Helenius verteidigen
werde, was die Bereitschaft Tepers unterstrich, sich nicht mit
schwachen Kontrahenten aufzuhalten. Dann wurde jedoch publik, daß er
nach dem Kampf gegen Price positiv auf eine verbotene Substanz
getestet worden war. Teper mußte daraufhin den Titel zurückgeben und
verlor seinen guten Ranglistenplatz beim Verband IBF, was ihn daran
hinderte, eine Chance gegen Anthony Joshua zu bekommen. Die verhängte
Sperre setzte den Ahlener fast ein Jahr außer Gefecht, was angesichts
des aussichtsreichen Stadiums seiner Karriere besonders bitter war.

Im Juli 2016 meldete sich Erkan Teper erfolgreich im Ring zurück,
indem er den erfahrenen Aufbaugegner Derric Rossy in Lüneburg
einstimmig nach Punkten besiegte. Wenngleich der Ahlener weniger
konditionsstark als vor seiner Zwangspause wirkte, hatte er doch
nichts von seinen explosiven Attacken und wuchtigen Schlägen
eingebüßt. Rossy stellte wieder einmal seine ausgezeichneten
Nehmerqualitäten unter Beweis, da er Tepers gefährliche linke Haken
und rechte Geraden wegsteckte, ohne zu taumeln, geschweige denn zu
Boden zu gehen. Teper schien alle Voraussetzungen mitzubringen, sich
in den Ranglisten wieder zügig nach vorn zu arbeiten, da er für einen
Schwergewichtler seiner Größe ungewöhnlich schnell und dabei
beidhändig mit beträchtlicher Wucht schlagen kann. In Statur und
Kampfesweise erinnert er an den verstorbenen Corrie Sanders, der einst
Wladimir Klitschko auf die Bretter schickte.

Da er nach der längeren Unterbrechung seiner Karriere erst wieder
Tritt fassen mußte, mutete seine Vorstellung gegen Derric
Rossy vielversprechend an. Dann folgten jedoch ernüchternde
Rückschläge, als er im Oktober 2016 gegen Christian Hammer die erste
Niederlage seiner Karriere einstecken mußte und im Frühjahr 2017 auch
Mariusz Wach unterlag. Notgedrungen setzte Erkan Teper in der Folge
niedriger an und fuhr gegen drei schwächere Gegner Siege ein. Im Kampf
gegen Helenius, der sich in einer vergleichbaren Situation befand,
wollte Teper in den Kreis der namhaften Akteure zurückkehren und sich
für höhere Aufgaben empfehlen, doch mußte er an dieser Wegscheide dem
Finnen den Vortritt lassen.

Die Niederlagen gegen Duhaupas und Whyte haben Robert Helenius in den
Ranglisten ausgebremst und seinen Ruf in Mitleidenschaft gezogen. Mit
dem Sieg über Erkan Teper hat er nun ein Zeichen gesetzt, dem er
Kämpfe gegen besser plazierte Kontrahenten folgen lassen muß, um sich
weiter nach oben zu arbeiten. Teper wurde bislang an Nummer sieben der
IBF-Rangliste geführt und läuft angesichts des Rückschlags Gefahr, aus
den Top 10 zu fallen. Für Helenius stehen künftig Namen wie Bryant
Jennings, Dominic Breazeale, Kubrat Pulev, Joseph Parker, Jarrell
Miller und Luis Ortiz auf der Agenda, gegen die er sich durchsetzen
muß, um an einen Weltmeister wie Anthony Joshua heranzukommen. Der
Finne hat das körperliche Format, eine beachtliche Schlagwirkung und
ist noch jung genug, um zu einem zweiten Höhenflug seiner Karriere
anzusetzen. [1]


Fußnote:

[1] www.boxingnews24.com/2018/09/robert-helenius-defeats-erkan-teper-results/

4. Oktober 2018
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INFOPOOL / SPORT / MEINUNGEN





KOMMENTAR/267: Olympia - Ballerspiele abgelehnt ... (SB)




IOC-Präsident Thomas Bach hat Vertretern der Computerspiele-Industrie, 
die auf eine Aufnahme von E-Sport ins Programm für die Sommerspiele 
2024 in Paris und 2028 in Los Angeles drängen, vorerst eine Absage 
erteilt. "Wir können kein Spiel im Olympischen Programm haben, das 
Gewalt und Diskriminierung propagiert", sagte der IOC-Chef der 
Nachrichtenagentur Associated Press (AP). "Sogenannte Killerspiele" 
stünden aus Sicht des IOC im Widerspruch zu den olympischen Werten und 
könnten daher nicht akzeptiert werden. [1]

Seine Absage dürfte vor allem beliebten Ego- und Taktik-Shootern wie 
"Counter-Strike", "Fortnite", "Overwatch", "Call of Duty" oder 
"Rainbow Six Siege" gegolten haben, die gemeinhin mit "Tötungsspielen" 
assoziiert werden, während Sport- und Wirtschaftssimulationsspiele wie 
"FIFA" oder "SimCity" wohl eher nicht gemeint waren. Auf Nachfrage des 
AP-Reporters räumte Bach ein, daß Kampfsportarten wie Boxen, Ringen 
oder das von ihm selbst einst sehr erfolgreich betriebene Fechten ihre 
Ursprünge in realen Kämpfen unter Menschen hätten. Gleichzeitig sei 
aber der Sport eine zivilisierte Form ("civilized expression") dieser 
Duelle. Wenn es jedoch wie bei E-Games darum gehe, jemanden zu töten, 
könne das nicht mit den olympischen Werten in Einklang gebracht 
werden. 

Das ursprüngliche Duellfechten zielte darauf ab, den Gegner mindestens 
kampfunfähig, wenn nicht gar ihm den Garaus zu machen. Die Absicht, 
einem Gegner mitunter tödliche Hiebe oder Stiche beizubringen, ist im 
modernen Sportfechten durch Regeln, Schutzmaßnahmen und technische 
Zählwerke so stark verfremdet, daß es heute nur noch um elektronisch 
angezeigte "Treffer", denn um das Beibringen letaler Verletzungen 
geht. Zwar dürften auch E-SportlerInnen nicht ernstlich annehmen, 
einen realen Kampf in der virtuellen Welt des Gamings auszufechten, 
doch eine Vielzahl der populären Videospiele werden in einem Setting 
ausgetragen, wo die rigorose Zerstörung des Gegners in stilisierter 
wie möglichst realitätsnaher Form audiovisuell in Szene gesetzt wird. 
Solcherlei Zuspitzungen finden im Traditionssport definitiv nicht 
statt. Auch beim olympischen Sportschießen, das seine Ursprünge im 
Jagen und Kriegführen hat, wird nicht auf Ziele geschossen, die 
lebende Gestalt haben, sondern ausschließlich auf Scheiben. 

Die eng mit Militärtraditionen verflochtene Geschichte des Sports 
belegt allerdings, daß auch Schieß- oder Kampfsportarten in den Dienst 
des Zerstörens und Tötens bzw. zur Hebung der militärischen 
Tauglichkeit gestellt werden können. Der Wehrsport im 
Nationalsozialismus zeigt dies auf besonders drastische Weise. Noch 
heute gilt der Sport als wichtiges Instrument, die Menschen nicht nur 
fit für Arbeit und Produktivität zu machen, sondern auch für die 
Grund- und Einsatzbereitschaft der Armee. Sportvordenker wie Prof. 
Carl Diem, der die Sporterziehung, Sportwissenschaft, Olympische 
Bewegung und staatliche Sportverwaltung in Deutschland maßgeblich 
mitgestaltet hat, haben "Bürgertüchtigkeit" und "Wehrtüchtigkeit" 
immer zusammengedacht. Zwar sind wehrsportliche Übungen in Schule und 
Sportvereinen nach dem Zweiten Weltkrieg nahezu verschwunden (die DDR 
betrieb Wehrerziehung mit wehrsportlichen Elementen; für die 
Streitkräfte der BRD gilt noch heute das Deutsche Sportabzeichen "als 
Grundlage für die Fitness der Soldaten"), doch in Zeiten, wo die 
Bundeswehr mit Hilfe von "Olympix"-Veranstaltungen wieder gezielt auf 
Rekrutenfang geht, Sportdachverbände wie DOSB (Deutscher Olympischer 
Sportbund) und DBS (Deutscher Behindertensportverband) bei der 
Medaillen- und Vorbildproduktion verstärkt Kooperationen mit dem 
Verteidigungsministerium eingehen, sportliche Fitness in der 
Militärausbildung wieder eine größere Bedeutung zukommen soll und die 
FDP die Etablierung von "Invictus Games" für physisch und psychisch 
verwundete Soldaten in Deutschland fordert, sind Zweifel angesagt. 
Zumal sich die Bundeswehr keineswegs mehr nur auf die 
Landesverteidigung beschränkt, sondern zur professionellen 
Interventions- und Besatzungsarmee gewandelt hat - mit den Worten des 
früheren Verteidigungs-, Innen- und Sportministers Thomas de Maizière 
zur "Armee im Einsatz". 

In einem SZ-Interview aus dem Jahr 2011 erklärte der CDU-Politiker 
einmal, daß zum Aufgabenspektrum der Bundeswehr heute auch 
Auslandseinsätze gehörten: "Die können gefährlich sein - Töten und 
Sterben gehören dazu. Damit kann man nicht werben, aber man muss die 
Wahrheit sagen." [2]

Um zu unterstreichen, daß in der Bundeswehr nicht schießwütige 
Abenteurer sind, sondern Soldaten, die einen verantwortungsvollen 
Umgang mit Waffen pflegen, kam Thomas de Maizière im besagten 
SZ-Interview auch auf sogenannte Ballerspiele am Computer zu sprechen. 
"Heute sind junge Menschen in extensiver Weise einem 
verantwortungslosen Umgang mit Waffen ausgesetzt, zum Beispiel mit 
Computerspielen", meinte der Minister. "Da kann man andere umballern 
und hat selbst angeblich mehrere Leben. Wer aber lernt, was es heißt, 
eine Handgranate in der Hand zu halten und den Abzugsring zu ziehen, 
der geht später auch verantwortungsvoller mit dem Thema Gewalt um." 
[2]

Wenn es doch um einen verantwortungsvollen Umgang mit den "Waffen" 
geht, warum sollte den ein Gamer nicht erlernen können? Es ist 
sicherlich zutreffend, daß E-Sportlern ein echter haptischer Umgang 
mit den Waffen ihrer durch die Spieleindustrie vorgeprägten 
Zerstörungsphantasie fehlt. Diese Entfremdung ist allerdings in einer 
weitreichend technifizierten Gesellschaft, in der z.B. Daten- und 
Kommunikationsträger genutzt werden, ohne daß die Anwender auch nur 
einen Gedanken daran verschwenden, zu wessen mitunter tödlichen Lasten 
die Extraktion der dafür benötigten Rohstoffe und Arbeitskräfte geht, 
längst Usus. Die tödliche Wahrheit steht, frei nach de Maizière, auf 
einem anderen Blatt - auf keinen Fall dort, wo Werbung, Unterhaltung 
und das ökonomische Kalkül die Akzente setzen. 

Thomas de Maizières Einlassungen sind vor dem Hintergrund, daß das 
2011 eingerichtete Nationale Cyber-Abwehrzentrum Personalmangel 
beklagt und die Bundeswehr 2017 damit begonnen hat, ein Kommando 
Cyber- und Informationsraum aufzubauen, dem knapp 14.000 Soldaten und 
Soldatinnen zugeordnet wurden, sowie des Erwerbs von 
bewaffnungsfähigen Kampfdrohnen und des perspektivischen Einsatzes von 
halb- oder vollautonomen Drohnenschwärmen, wie sie bereits heute über 
der Ostsee getestet werden, ohnehin veraltet. Denn die Bundeswehr 
sucht nicht nur sportlich gut trainierte Soldaten und Soldatinnen, die 
wissen, wie man mit Handgranaten umgeht, sondern auch solche, die 
sich auf den digitalen Schlachtfeldern von morgen bewähren - sei es 
als Hacker, Computer-Programmierer oder -techniker, sei es als 
Drohnenpilot/in, die Aufklärungsdienste für aktuelle Kriegseinsätze 
leisten, sei es als Cyberkrieger in spe, um wie die US-Soldaten in 
Ramstein per "Joystick" die tödliche Bombenfracht ins Ziel zu lenken. 
Cybercrime und Cyberwar, die sich zusehends vermischen, sind 
IT-Boombranchen; da wollen auch die deutschen Sicherheits- und 
Rüstungsfirmen, die mit der Bundesregierung bestens harmonieren, nicht 
zurückstecken. 

Folgerichtig war auf der jüngsten "gamescom", der weltgrößten 
Videospielmesse in Köln, auch die Bundeswehr vertreten, um junge, 
e-sport-affine Menschen für eine Karriere in Flecktarn anzuwerben. 
Auf Plakaten, die der Zielgruppe entsprechend in Computerspieloptik 
gehalten waren, prangten Slogans wie "Multiplayer at its best" oder 
"Mehr Open World geht nicht", was bezüglich der Bundeswehr offenbar 
positive Assoziationen wie "Teamgeist" oder "Einsatz für eine freie 
Welt" wecken sollte. Im Kleingedruckten war zu lesen: "Echte 
Kameradschaft statt Singleplayer-Modus? Mach, was wirklich zählt. 
Lerne Teamwork kennen und bewirb dich für eine Karriere bei der 
Bundeswehr". Und: "An deine Grenzen gehen statt in deinem Level 
festhängen?" [3]

Mit ähnlichen, auf die Alters- und Zielgruppe zugeschnittenen 
Abenteuer- und Teamgeist-Slogans wirbt die Bundeswehr 
auch im Traditionssport, ohne daß dies von den Spitzenfunktionären, 
die sich angeblich um die Werte des olympischen Sports sorgen, moniert 
wird. Im Gegenteil, als Thomas Bach noch DOSB-Präsident war, pries er 
die Bundeswehr, die bei den letzten Olympischen Winterspielen in 
Pyeongchang fast 40 Prozent aller deutschen Kadersportlerinnen und 
-sportler stellte und einen erheblichen Anteil der Fördergelder für 
den Elitesport trägt, mit den Worten: "Weit über die gewonnenen Titel 
und Medaillen hinaus ­geben die Erfolge der Soldatinnen und Soldaten 
der Bundeswehr ein attraktives Gesicht." [4]

Wie unschwer zu erkennen, sollen die Bürger fit für die 
Digitalisierung der Gesellschaft sowohl in der Produktion als auch für 
künftige Auslands- und Cybereinsätze gemacht werden. Der Sport mit 
seinen medial aufgehübschten Erfolgsmaskeraden trägt sein 
Scherflein dazu bei - wobei es heute nicht mehr nominell um 
Wehrtüchtigkeit geht, sondern um Wettbewerbsfähigkeit. Daß sich hinter 
der Larve des E-Sports mehr verbirgt als bloßer Zeitvertreib und 
Unterhaltung für Millionen von Gamern, deutet der Koalitionsvertrag 
an, auf den sich CDU/CSU und SPD geeinigt hatten, um der wachsenden
Bedeutung der "e-Sport-Landschaft" in Deutschland gerecht zu werden:
"Da e-Sport wichtige Fähigkeiten schult, die nicht nur in der 
digitalen Welt von Bedeutung sind, Training und Sportstrukturen 
erfordert, werden wir e-Sport künftig vollständig als eigene Sportart 
mit Vereins- und Verbandsrecht anerkennen und bei der Schaffung einer 
olympischen Perspektive unterstützen." [5]

Nach dieser vollmundigen Ankündigung ruderte die Koalition später 
wieder etwas zurück. Dem DOSB soll es nun überlassen bleiben, im 
Rahmen der Verbandsautonomie eine "sportfachliche Position zu 
entwickeln". Der Dachverband hatte Ende 2017 die "AG eSport" gegründet 
und wird sich im Dezember erneut mit der Frage des E-Sports befassen.

Trotz bissiger Zwischenrufe von Sportfunktionären, E-Sport sei 
kein richtiger Sport, sondern eine absolute Verarmung für Kinder und 
Jugendliche, die sich immer mehr mit mobilen Endgeräten beschäftigten 
(DFB-Präsident Reinhard Grindel), oder von Jungfunktionären der 
Gamingindustrie, wonach es eine Spaltung in einen guten oder bösen 
E-Sport mit den Branchenvertretern nicht geben werde (Hans Jagnow, 
Präsident des E-Sport-Bunds ESBD), werden sich die Spiele-Lobbyisten 
schon auf einen marktkonformen Modus Vivendi einigen. "Killerspiele" 
werden höchstwahrscheinlich ebensowenig Teil des olympischen Programms 
wie beispielsweise "Handgranatenwurf", der internationalen 
Militärsportwettkämpfen vorbehalten bleibt. Das ist auch nicht 
nötig, denn um Kinder und Jugendliche mit Hard und Soft Skills 
auszustatten, die sie für ein gutes Funktionieren in der Cyberwelt 
tauglich machen, reichen auch E-Sport-Varianten aus, in denen der 
gegenseitige Überbietungswettbewerb weniger martialisch in Szene 
gesetzt wird. Als Motor zur Entwicklung industriegesellschaftlicher 
Paßförmigkeit hat der Sport schon immer eine herausragende Rolle 
gespielt. Zwar wird Körperlichkeit im E-Sport immer mehr auf 
hochreaktive Anpassungsleistungen an digitale Muster und kognitive 
Scheinwelten reduziert. Doch auch dabei lassen sich Medaillen, Pokale 
und Prämien gewinnen. 

Fußnoten:

[1] https://apnews.com/3615bd17ebb8478ab534691080a9a32a. 01.09.2018.

[2] https://www.sueddeutsche.de/politik/verteidigungsminister-de-maizire-im-sz-interview-toeten-und-sterben-gehoeren-dazu-1.1113624. 16.07.2011.

[3] https://meedia.de/2018/08/23/double-kill-multi-kill-bundeswehr-wirbt-auf-der-gamescom-im-stil-von-ego-shootern-und-zieht-kritik-auf-sich/. 23.08.2018.

[4] https://www.bundeswehr.de/resource/resource/MzEzNTM4MmUzMzMyMmUzMTM1MzMyZTM2MzEzMDMwMzAzMDMwMzAzMDY3NmE2ODMzNzk2NDZjNzgyMDIwMjAyMDIw/Konstant%20in%20der%20Erfolgsspur_September%202010_barrierefrei.pdf. September 2010.

[5] https://www.cdu.de/system/tdf/media/dokumente/koalitionsvertrag_2018.pdf?file=1
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





MUSIKTHEATER - MUSICAL/261: Wertheim - "Hexen" am 23. Oktober 2018


Unaufhörlicher Kampf um Unabhängigkeit

Landesbühne zeigt das Kammermusical "Hexen"



Wertheim. Die Badische Landesbühne zeigt am 23. Oktober das
Kammermusical "Hexen" von Peter Lund und Danny Ashkenasi in Wertheim.
Die Vorstellung beginnt um 19.30 Uhr in der Aula Alte Steige.

Anna Golde und Grete Strumpf (Cornelia Heilmann und Nadine Pape)
tragen das gleiche Kleid. Skandal! Obwohl sie sich bisher noch nie
begegnet sind, scheinen sie sich zu kennen. Denn Hexen erkennen sich
immer und überall. Beide stehen kurz vor ihrem neunten Leben: Das
bedeutet höchste Zeit, Bilanz zu ziehen, um im nächsten und letzten
endlich die richtigen Entscheidungen zu treffen.

In bösen, komischen und aberwitzigen Szenen und Songs erzählen Anna
und Grete, wie es ihnen als Frauen durch die Jahrhunderte ergangen
ist. Immer mussten sie sich mit der Entscheidung zwischen Familie oder
Karriere herumschlagen, für Selbstbestimmung und Unabhängigkeit
kämpfen, sich als frigide Heilige oder als obszöne Huren beschimpfen
lassen. Da stellt sich die Frage: Haben sich die Geschlechterrollen
über die Jahre wirklich verändert?

Das Kammermusical des deutschen Autors und Regisseurs Peter Lund und
des amerikanischen Komponisten Danny Ashkenasi wurde nach der
Uraufführung 1991 zu einem Dauerbrenner auf Deutschlands Studiobühnen.
Die Musik bietet Anklänge an amerikanische Volksmusik, die Werke
Weills, französischen Chanson und jiddischen Klezmer.

Karten gibt es im Vorverkauf bei der Buchhandlung Buchheim, Telefon
09342/1320, E-Mail: buchheim.wertheim@t-online.de.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 3. Oktober 2018

Stadtverwaltung Wertheim - Presse und Information

97877 Wertheim

Tel.: 09342/301-300 oder -301

Fax: 09342/301-503

E-Mail: pressestelle@wertheim.de
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INFOPOOL / TIERE / TIERSCHUTZ





INITIATIVE/451: Eine Million EU-Bürger fordern Ende des Schweineleids (TSB)


Pressemitteilung des Deutschen Tierschutzbundes - 4. Oktober 2018

Eine Million EU-Bürger fordern Ende des Schweineleids



Am heutigen Welttierschutztag endet die beispiellose 16-monatige
europaweite Kampagne #EndPigPain der Eurogroup for Animals. Die europäische
Tierschutz-Dachorganisation mit 64 Mitgliedsorganisationen, darunter der
Deutsche Tierschutzbund, hatte mit der Kampagne auf die unerträglichen
Lebensbedingungen und illegalen Praktiken in der Schweinehaltung aufmerksam
gemacht. Eine Million EU-Bürger haben im Rahmen der Kampagne eine Petition
unterstützt, die die Kommission dazu aufruft, das Leid der Schweine zu
beenden. Die Unterschriften werden die Tierschützer dem zuständigen EU-
Kommissar für Gesundheit und Lebensmittelsicherheit, Vytenis Andriukaitis,
übergeben.

"Eine Million EU-Bürgerinnen und Bürger sind nicht mehr bereit, das Leid
der Tiere in der konventionellen Schweinhaltung zu tolerieren und fordern
einen tiefgreifenden Wandel. Das ist ein starkes Signal an die nationalen
Agrarminister und die Europäische Kommission, die jetzt aufgefordert sind,
alle Manipulationen von Schweinen zu beenden, die EU-Anforderungen
ordnungsgemäß umsetzen und mehr Tierschutz schnellstmöglich zu realisieren -
 auch durch gezielte Subventionierung von tiergerechten Stallsystemen",
sagt Thomas Schröder, Präsident des Deutschen Tierschutzbundes.

Die meisten EU-Mitgliedstaaten, darunter Deutschland, lassen die
gesetzlichen Mindeststandards für den Schutz von Schweinen außer Acht. So
werden Ferkeln routinemäßig die Schwänze kupiert und die Zähne
abgeschliffen - obwohl das routinemäßige Durchführen beider Eingriffe durch
die europäische Gesetzgebung seit Langem verboten ist.

Die Kastration männlicher Ferkel ohne Betäubung ist in der EU nach wie vor
legal und wird an über 70 Millionen männlichen Ferkeln pro Jahr
durchgeführt - trotz zahlreicher wissenschaftlicher Belege, dass dieses
Verfahren extrem schmerzhaft ist und obwohl Alternativen existieren. In
Deutschland soll das Verbot, das die betäubungslose Kastration eigentlich
ab 1.1.2019 verbietet, nun um weitere zwei Jahre hinausgezögert werden. Ein
weiterer Missstand, den der Deutsche Tierschutzbund in Deutschland
anprangert, ist die Kastenstandhaltung von Sauen. Die Tiere leben einen
Großteil ihres Lebens eingepfercht in engen Kastenständen - ohne
Möglichkeit, sich artgemäß zu bewegen. Und das, obwohl das
Bundesverwaltungsgericht Ende 2016 klar gemacht hatte, dass die gängige
Kastenstandhaltung im Deckzentrum als rechtswidrig einzustufen ist. "Die
Haltungsbedingungen müssen endlich den Tieren angepasst werden, anstatt
umgekehrt", fordert Schröder.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung des Deutschen Tierschutzbundes e.V. vom 4. Oktober 2018

Herausgeber: Deutscher Tierschutzbund e.V., Bundesgeschäftsstelle

In der Raste 10, D-53129 Bonn

Telefon: +49-(0)228-6049624, Fax: +49-(0)228-6049641

E-Mail: presse@tierschutzbund.de

Internet: www.tierschutzbund.de
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INFOPOOL / TIERE / VERANSTALTUNGEN





AKTION/509: Magdeburg - Tierwelt-Erlebnistag in den Gruson-Gewächshäusern am 10.10.2018


Tierwelt-Erlebnistag in den Gruson-Gewächshäusern

Am 10. Oktober von 13.00 bis 16.00 Uhr



Die Gruson-Gewächshäuser laden für den kommenden Mittwoch, 10.
Oktober, zum 9. Tierwelt-Erlebnistag ein und bieten Ferienkindern ein
buntes Programm. Zwischen 13.00 und 16.00 Uhr stehen die tierischen
Bewohner der Gewächshäuser im Vordergrund.

Unter anderem sind Schaufütterungen bei den Kaimanen, Chamäleons und
Pfeilgiftfröschen sowie im Aquarium bei den Piranhas geplant. Aktionen
rund um die Tierwelt zum Mitmachen, Zuhören und Zuschauen sorgen für
einen lehrreichen und unterhaltsamen Nachmittag. Schlangen,
Schildkröten, exotische Insekten und Achatschnecken können aus der
Nähe beobachtet werden. In der Botanikschule werden winzige Tierchen
aus dem Gartenteich unter das Mikroskop gelegt. Und im Wintergarten
werden technische Erfindungen vorgestellt, die von Tieren abgeschaut
wurden.

Der Tierwelt-Erlebnistag wird in Kooperation mit der Stadtbibliothek,
der Zooschule und dem Museum für Naturkunde veranstaltet. Er ist für
Kinder zwischen 6 und 14 Jahren konzipiert. Dafür gelten die regulären
Eintrittspreise der Gruson-Gewächshäuser (3,50 Euro, ermäßigt 2,00
Euro). Familien mit einem Erwachsenen zahlen 6,50 Euro, Familien mit
zwei Erwachsenen 9,00 Euro. Die Gewächshäuser sind auch an diesem Tag
von 9.00 bis 17.00 Uhr geöffnet.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 3. Oktober 2018

Landeshauptstadt Magdeburg, Büro des Oberbürgermeisters

Team Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

Alter Markt 6, 39104 Magdeburg

Telefon: (03 91) 5 40 27 69, -2717

Fax: (03 91) 5 40 21 27

E-Mail: presse@magdeburg.de

Internet: www.magdeburg.de
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INFOPOOL / UMWELT / FAKTEN





INITIATIVE/529: Netzwerk für weniger Flugverkehr veröffentlicht Aktionsplan (Am Boden bleiben)


Am Boden bleiben - 1. Oktober 2018

Neues Netzwerk zur Reduktion von Flugverkehr gegründet: Stay
Grounded veröffentlicht Aktionsplan

- Über 100 Organisationen unterstützen Aktionsplan mit 13 Schritten


- Weltweite Aktionen an Flughäfen geplant im Zeitraum vom 1.-12.
Oktober



Berlin, 1. Oktober 2018 - Das neu gegründete internationale Netzwerk
"Stay Grounded" wird in den kommenden Wochen zahlreiche
Protestaktionen veranstalten, um das ungebremste Wachstum des
Flugverkehrs in Frage zu stellen. Über 100 Organisationen, darunter
der Deutsche Naturschutzring (DNR), der BUND und Friends of the Earth
International, unterstützen den heute vorgestellten Aktionsplan für
einen gerechten und ökologischen Umbau des Transportsystems. In
Deutschland wird das Netzwerk von der Gruppe "Am Boden bleiben"
repräsentiert.

In den nächsten zwei Wochen sind weltweit Proteste und Aktionen
geplant, darunter in München und Münster am 6. Oktober. "Die Proteste
richten sich gegen den geplanten massiven Ausbau des Flugverkehrs", so
Magdalena Heuwieser, Koordinatorin von "Stay Grounded". Weltweit sind
derzeit 1200 Flughafen-Infrastrukturprojekte in Planung oder bereits
im Bau. "Die gebaute Infrastruktur schafft Realität. Wir müssen
verhindern, dass eine klimaschädliche Infrastruktur für die nächsten
Jahrzehnte in Beton gegossen wird."

Das Flugzeug ist und bleibt das klimaschädlichste Transportmittel, und
der Flugverkehr ist derjenige Sektor, dessen Treibhausgasausstoß den
steilsten Wachstumskurs verzeichnet. Prognosen zufolge wird sich das
Volumen der Luftfahrt in den nächsten zwei Jahrzehnten verdoppeln. Das
Öko-Institut warnte 2015 in einem Bericht für das Europäische
Parlament, dass die CO2-Emissionen aus dem Flugverkehr im Jahr 2050
einen Anteil von bis zu 22% der weltweiten Emissionen ausmachen
könnten.

In Deutschland sind die Emissionen des Verkehrssektors in den
vergangenen Jahren beharrlich gestiegen. Trotzdem genießt die
Flugindustrie weiterhin eine Vielzahl von Privilegien und
Subventionen. Kerosin wird in Deutschland noch immer nicht besteuert,
und internationale Flugtickets sind von der Mehrwertsteuer befreit.
Dadurch entgehen dem Staatshaushalt jährlich fast zwölf Milliarden
Euro für den Ausbau nachhaltiger Alternativen wie der Bahn. "Es ist
doch grotesk, dass ich heute noch zum halben Preis des Bahntickets von
Berlin nach München fliegen kann, während unter mir in Brandenburg
schon der Wald brennt", kritisiert Laura Machler von Am Boden bleiben.
"Die Verkehrspolitik in Deutschland muss sich endlich mit der Realität
des drohenden Klimakollapses auseinandersetzen und den Flugverkehr
schnell und wirksam begrenzen."

Diesen Oktober trifft die UN-Luftfahrtorganisation wichtige
Entscheidungen hinsichtlich der Klimaschutzpläne der internationalen
Luftfahrt. "Es wird leider immer deutlicher, dass die aktuellen Pläne
reines Greenwashing der Luftfahrtindustrie sind. Anstatt Emissionen zu
reduzieren, dürfen sich Fluggesellschaften von jeglicher Verantwortung
freikaufen", so Heuwieser. Dazu erwerben die Fluglinien günstig
Gutschriften zur Emissionskompensation (Offsetting), deren Wirkung
Studien zufolge äußerst zweifelhaft ist. Auch Agrartreibstoffe wie
Palmöl, die mit massiven Verletzungen von Umweltschutzauflagen und
Menschenrechten verbunden sind, sollen zukünftig vermehrt in
Flugzeugen verbrannt werden.

Stay Grounded fordert statt solcher Scheinlösungen den besseren Ausbau
von Nachtzügen, die Einführung einer Kerosinsteuer und einer
Mehrwertsteuer auf Tickets sowie den Ausbaustopp von
Flughafeninfrastruktur. Das Netzwerk besteht aus
Umweltschutzorganisationen, Klimagerechtigkeitsgruppen,
Bürgerinitiativen gegen Flughafenausbau, sowie Wissenschafter*innen
und Gewerkschaftler*innen. In Deutschland plant "Am Boden bleiben" im
Laufe der nächsten Monate öffentlichkeitswirksame Aktionen, um auf die
Problematik des Flugverkehrs hinzuweisen.

Aus Deutschland unterstützen folgende Organisationen das
Positionspapier von Stay Grounded: Deutscher Naturschutzring DNR, BUND
- Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V., Attac, Robin Wood,
BUNDjugend, Bergwaldprojekt e.V., BBI Bündnis der Bürgerinitiativen,
Aktionsbündnis "aufgeMUCkt", BI gegen Fluglärm Raunheim, Konzeptwerk
Neue Ökonomie, Klima*Kollektiv, Aktionsbündnis Wachstumswende Bremen,
Leave it in the Ground Initiative - Lingo, Regenwald-Institut e.V.,
Forum Ökologie & Papier, Schokofahrt und Labor für Kunst und
nachhaltige Bildung.



Aktionsplan: 

https://stay-grounded.org/position-paper/position-paper-de/

Aktuelle Informationen:

http://www.stay-grounded.org

Facebook, Twitter:

@staygrounded3

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 01.10.2018

Am Boden bleiben

E-Mail: presse@ambodenbleiben.de

Internet: www.ambodenbleiben.de
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INFOPOOL / UMWELT / FAKTEN





LÄRM/144: "Stau am Himmel" - Branche am Abgrund (BAW)


BAW - Bürgerinitiativen für Fluglärmschutz in Hamburg und
Schleswig-Holstein - Pressemitteilung, 4. Oktober 2018

Branche am Abgrund: 

Luftverkehr wird immer mehr zur Qual für Flughafenanwohner, Passagiere
und Arbeitnehmer



Am morgigen Freitag trifft sich auf Einladung von Hamburgs Ersten
Bürgermeister, Dr. med. Peter Tschentscher, die Deutsche
Luftverkehrslobby im Hamburger Rathaus, um über das überbordende
Verspätungsdebakel zu sprechen - Stichwort: "Stau am Himmel".

Konkret geht es bei dem Treffen darum, den Flugverkehr für die
Passagiere wieder zuverlässiger und bequemer zu machen. Vertreter für
die vom Fluglärm und Flugdreck betroffenen Bevölkerung, z.B. die
Arbeitsgemeinschaft der Deutschen Fluglärmkommissionen (ADF) sowie der
Bundesvereinigung gegen Fluglärm (BVF), sind hingegen nicht eingeladen
genauso wenig wie die Vertreter von den Gewerkschaften der
Luftverkehrsbranche.

Bereits jetzt steht die mediale Botschaft "wir kümmern uns" und das
tatsächliche Ergebnis "wir ändern nichts" fest. Gleichsam zu den
unzähligen weiteren politisch motivierten sogenannten Gipfeln (z.B.
zum Diesel-Abgasbetrug), werden bei nüchterner Betrachtung keine
wirksamen Minderungsmaßnahmen (z.B. eine Slotabsenkung, d.h. die
Reduzierung der Anzahl an Starts- und Landungen pro Stunde)
beschlossen.

"Das vorhandene Übermaß an verspäteten Flugbewegungen ist ein Zeichen
für eine deutliche Überhitzung im gesamten System", zeigt Martin
Mosel, Sprecher der Bürgerinitiativen für Fluglärmschutz in Hamburg
und Schleswig-Holstein (BAW), einen entscheidenden Aspekt auf. "Fliegen
ist und bleibt die klimaschädlichste Mobilitätsform, mit der steilsten
CO2-Wachstumskurve. Lediglich ein Zehntel der Weltbevölkerung fliegt
mindestens einmal im Leben. Dieses Zehntel belastet das Weltklima
jedoch weit überproportional. Beispielsweise verursacht ein Hin- und
Rückflug von Hamburg nach Palma de Mallorca mit ca. 1.000 kg
CO2-Ausstoß pro Passagier bereits die Hälfte dessen, was für einen
klimabewussten Menschen als Jahresbeitrag zu Buche stehen sollte. Die
Politik muss endlich diese Realität akzeptieren und die bestehenden
ungebührlichen Privilegien der Luftverkehrsbranche beenden. Der
Luftverkehr muss wirksam begrenzt werden. Hierzu zählt auch, dass
bestehende Schutzbestimmungen für die Bevölkerung konsequent
eingehalten werden. In Hamburg wird beispielsweise die
Nachtflugbeschränkung nur in jeder neunten Nacht eingehalten. Wenn
Regeln permanent gebrochen werden, bedarf es konkreter Verbote",
betont Mosel den massiven Missstand.

www.nachts-ist-ruhe.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 04.10.2018

BAW Bürgerinitiativen für Fluglärmschutz

in Hamburg und Schleswig-Holstein

Bilenbarg 21, 22397 Hamburg

E-Mail: presse@baw-fluglärm.de

Internet: www.baw-fluglaerm.de
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INFOPOOL / UMWELT / INTERNATIONALES





GENTECHNIK/215: Anbau von Gentechnik-Soja in Südamerika verursacht erhebliche Schäden (Testbiotech)


Testbiotech e.V. - München, 4. Oktober 2018 

Institut für unabhängige Folgenabschätzung in der Biotechnologie

Die wahren Kosten der Gentechnik-Soja

Studie: Anbau hat drastische Folgen für Mensch und Umwelt in
Südamerika - über 90 Prozent der Sojapflanzen sind gentechnisch
verändert



4. Okt. 2018 / Eine heute veröffentlichte Studie von Testbiotech und
der Umwelt- und Entwicklungsorganisation Germanwatch zeigt ein
erschreckendes Ausmaß von Umweltschäden, die mit dem Anbau von
Gentechnik-Soja in Südamerika verbunden sind: Diese reichen von der
Zerstörung der biologischen Vielfalt und von Wasserkreisläufen über
Schäden an Böden und Klima bis hin zu schwerwiegenden Auswirkungen auf
die Gesundheit der ländlichen Bevölkerung. Zwischen 2005 und 2014
stieg die Sojaanbaufläche in Brasilien, Argentinien und Paraguay um 40
Prozent oder 15,5 Millionen Hektar, meist auf Kosten von ökologisch
wertvollem Weideland, Savannen und Regenwald. Das Geschäft machen dort
vorwiegend Großgrundbesitzer sowie Handels- und Chemiekonzerne.

"Auf insgesamt rund 10 Mio. Hektar wird quasi nur für die EU
produziert, denn 29 Millionen Tonnen Soja pro Jahr werden in die EU
exportiert", erklärt Tobias Reichert von Germanwatch. "Die Soja dient
fast ausschließlich als Tierfutter. Die industrielle Massentierhaltung
bei uns wirkt sich also direkt und massiv auf Menschen und Natur in
Südamerika aus", ergänzt Christoph Then von Testbiotech.

Über 90 Prozent der in Südamerika angebauten Soja ist gentechnisch so
verändert, dass sie gegen das Unkrautvernichtungsmittel Glyphosat
resistent ist. Das erleichtert die schnelle Ausweitung des Anbaus, da
alle konkurrierenden Pflanzen auf neu umgebrochenen Flächen einfach
weggespritzt werden können. Dabei muss das Herbizid jedoch immer höher
dosiert werden, weil immer mehr Unkrautarten resistent gegen Glyphosat
werden. Konkret werden in Brasilien und Argentinien mittlerweile oft
mehr als 4,5 Kilogramm Glyphosat pro Hektar eingesetzt - dreimal so
viel wie bei Einführung der Gentechnik-Soja vor rund 20 Jahren. Wegen
der Resistenzen werden weitere Herbizide eingesetzt, die zum Teil noch
wesentlich giftiger sind als Glyphosat. Die Gefahren für die
Gesundheit der ländlichen Bevölkerung und die Umweltschäden werden
billigend in Kauf genommen.

"Die EU bleibt von den negativen Folgen nicht unberührt", so Tobias
Reichert. "Die durch Importsoja ermöglichte Massentierhaltung führt
auch in Europa regional zu erheblichen Umweltschäden, zum Beispiel
Gewässerbelastung durch Gülle." Die Studie weist zudem darauf hin,
dass Sojabohnen mit Rückständen der Spritzmittelmischungen belastet
sind, die gesundheitsschädigend sein können. In Stichproben von
Testbiotech wurden im Jahr 2013 Rückstandsmengen von über 100
Milligramm Glyphosat pro Kilogramm Soja gefunden. Das ist das
Fünffache des Grenzwerts, der nach Einschätzung von Testbiotech und
Germanwatch ohnehin sehr hoch angesetzt ist. Gleichwohl finden in der
EU keine systematischen Untersuchungen der Importsoja statt. Die
Organisationen weisen darauf hin, dass die Europäische
Lebensmittelbehörde EFSA selbst einräumt, keine ausreichenden Daten zu
haben, um die gesundheitliche Risiken bewerten zu können.

"Es gibt offensichtlich ganz extreme Belastungen für die Umwelt in den
Anbaugebieten und gleichzeitig keine ausreichenden Daten, um die
gesundheitlichen Risiken der Verfütterung der Gentechnik-Soja zu
bewerten. Diese Produktionsprozesse sind völlig aus dem Ruder
gelaufen", so Christoph Then. Die Alternative kann auch nicht darin
bestehen, die Gentechnik-Soja einfach aus den USA zu importieren. Auch
dort bestehen demnach erhebliche Probleme wie stetig steigende
Pestizidmengen.

Tobias Reichert fordert: "Die EU muss neue Vereinbarungen mit den
südamerikanischen Regierungen treffen. Dabei muss es auch darum gehen,
den Handel in anderen Bereichen zu stärken, um die einseitige
Abhängigkeit dieser Länder vom Sojaexport zu verringern. Insgesamt
muss die europäische Landwirtschaftspolitik eine Kehrtwende weg von
der industriellen Massentierhaltung machen. Dadurch würde die
Nachfrage nach Soja deutlich sinken."




Weitere Informationen:


Die Studie: www.testbiotech.org/content/gentechnik-soja-suedamerika


oder: www.germanwatch.org/15896

 * 

Quelle:

Testbiotech e. V., 04.10.2018

Institut zur unabhängigen Folgenabschätzung in der Biotechnologie

Frohschammerstr. 14, 80807 München

Tel: 089/35899276

E-Mail: info@testbiotech.org

Internet: www.testbiotech.org
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FORSCHUNG/477: Heimische Fischarten vorm Austerben - invasive Arten nehmen zu (idw)


Technische Universität München - 01.10.2018

Heimische Fischarten vorm Austerben - invasive Arten nehmen zu



Ein Großteil der bayerischen Fließgewässer ist in keinem guten
ökologischen Zustand. Ein Team der Technischen Universität München
(TUM) hat nun erstmals Langzeitdaten zu den Fischbeständen der oberen
Donau, Elbe und des Mains systematisch analysiert. Das Team kommt zu
dem Ergebnis, dass heimische Fischarten vor dem Aussterben stehen,
während einige invasive Arten in ihren Beständen zunehmen.




[image: Eine Grundel - Foto: © J. Geist / TUM]

Kesslergrundeln und weitere Grundelarten aus dem Schwarzen Meer kamen
ursprünglich über das Ballastwasser der Schiffe nach Bayern und sind
heute vor allem in der Donau und im Main stark vertreten

Foto: © J. Geist / TUM



Im Auftrag des bayerischen Landesamtes für Umwelt und finanziert durch
das bayerische Umweltministerium analysierten die Wissenschaftlerinnen
und Wissenschaftler alle verfügbaren Fischdatensätze für die
bayerischen Einzugsgebiete von Donau, Elbe und Main über einen
Zeitraum von mehr als 30 Jahren. Sie verglichen den Zustand mit dem
historisch abgeleiteten Referenzzustand der ursprünglich vorkommenden
Arten an den jeweiligen Stellen.

Die Studie, veröffentlicht in der Oktober-Ausgabe der Zeitschrift
"Biological Conservation", belegt, dass heimische Charakterarten wie
die Äsche, nach der früher eine Flussregion benannt wurde, sowohl in
der Fläche als auch in ihren Bestandszahlen im Vergleich zum
historischen Referenzzustand massiv eingebrochen sind.

Ein ähnliches Bild zeigt sich bei anderen spezialisierten Fischarten,
deren Lebensräume durch Verschlammung, höhere Wassertemperaturen und
durch von Dämmen verbaute Gewässer stark beeinträchtigt sind. Viele
der besonders gefährdeten Arten besitzen einen komplexen Lebenszyklus
und sind in verschiedenen Lebensphasen auf spezielle Bedingungen
angewiesen. "Liegen diese speziellen Bedingungen nicht mehr vor oder
können die Tiere nicht zwischen Teillebensräumen wandern, dann
bekommen sie Probleme", sagt Dr. Melanie Müller vom Lehrstuhl für
Aquatische Systembiologie der TU München und Autorin der Studie.

Früher weit verbreitete Arten sind heute stark rückläufig Ein neues
Ergebnis der Studie ist außerdem, dass Arten, die wie der Hasel früher
als häufige Allerweltsarten galten, ebenfalls im Vergleich zum
historischen Referenzzustand rückläufig sind. Im Gegenzug breiten sich
Arten, die nur geringe Ansprüche an ihren Lebensraum haben, die
sogenannten Generalisten, nun weiter aus. Darunter sind besonders
viele gebietsfremde Fische, die wie Regenbogenforelle oder
Blaubandbärbling absichtlich oder wie die Schwarzmeergrundeln
unbeabsichtigt über das Ballastwasser von Schiffen nach Mitteleuropa
kamen.

"Wir müssen uns künftig darauf einstellen, in immer mehr Gewässern
neuartige Lebensgemeinschaften anzutreffen, die aus einer Mischung von
Arten bestehen, die sich natürlicherweise nie begegnen würden", sagt
Prof. Jürgen Geist, Ordinarius am Lehrstuhl für Aquatische
Systembiologie und Leiter der Studie.

Deshalb seien systematische Langzeitanalysen zur Verbreitung und über
die Häufigkeiten gewässerlebender Arten wichtig: "Der Arten- und
Biodiversitätsschutz darf nicht an der Wasseroberfläche aufhören und
sollte an wissenschaftlichen Ergebnissen ausgerichtet werden", urteilt
Prof. Geist.

Originalpublikation:

Mueller, M., Pander, J., Geist, J.: Comprehensive analysis of > 30
years of data on stream fish population trends and conservation status
in Bavaria, Biological Conservation 226; 311-320, 2018. DOI:

https://doi.org/10.1016/j.biocon.2018.08.006




Weitere Informationen finden Sie unter


https://www.tum.de/nc/die-

tum/aktuelles/pressemitteilungen/detail/article/34972/

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news703204

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution73

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Technische Universität München - 01.10.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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JAGD/073: Zugvogeltage im Nationalpark Wattenmeer unter Beschuss (BUND NI)


BUND Landesverband Niedersachsen e.V. - Hannover, 4. Oktober 2018

Zugvogeltage im Nationalpark Wattenmeer unter Beschuss 

Jäger wollen traditionelle Zugvogeltage im Nationalpark verschieben,
um ungestört ihrem Hobby nachzugehen



Zum Konflikt um Jagdpachten im Nationalpark Niedersächsisches
Wattenmeer stellt die Landesgeschäftsführerin des BUND Niedersachsen,
Susanne Gerstner, fest:

"In wenigen Tagen beginnen die 10. Zugvogeltage im Nationalpark
Niedersächsisches Wattenmeer. Ca. 10.000 naturbegeisterte Einheimische
wie Gäste werden von der Nationalparkverwaltung, den
Nationalparkhäusern, von Beherbergern, Gastronomen und weiteren
touristischen Anbietern auf den Inseln und an der Küste willkommen
geheißen. Auf ca. 300 Veranstaltungen dreht sich alles um den
Vogelzug: Der Nationalpark Wattenmeer ist Drehkreuz für
hunderttausende Zugvögel, die sich auf ihren Route quer über die
Kontinente in einem einzigartigen Naturspektakel beobachten lassen.

Dieses inzwischen traditionelle naturtouristische Highlight scheint
jedoch einer Handvoll Freizeitjägern ein Dorn im Auge: Denn dem
Naturgenuss zigtausender Gäste zum Trotz möchten einige Schießwütige
gerade in dieser Zeit ihrem Jagdfieber nachgehen und schlagen deshalb
vor, die Veranstaltung kurzerhand aufs Frühjahr zu verschieben.

Diese Forderung weniger Inseljäger ist dreist. Selbstverständlich
stehen der internationale Schutzgedanke des Nationalparks und der
ungestörte Naturgenuss zahlreicher Einheimischer und Gäste über dem
Einzelinteresse von Freizeitjägern. Mit rund 100.000 Gästen in den
vergangenen 10 Jahren sind die Zugvogeltage ein bedeutender
Wirtschaftsfaktor geworden und tragen zum hervorragenden Image der
Nationalparkregion bei. Dass die Jägerschaft ihre Forderung auch noch
als Entgegenkommen im Streit um die Jagd im Nationalpark verkauft, ist
aus Sicht des BUND grotesk. Es erschließt sich nicht, wie die
Vogeljagd im Wattenmeer mit der Grundsatzposition des Deutschen
Jagdverbandes zusammen zu bringen ist, in der Jäger als Mittler
zwischen Mensch und Natur, als Förderer von Artenschutz und
biologischer Vielfalt agieren und einem Hegeauftrag folgen. Für viele
Einheimische und Gäste ist es deshalb völlig unverständlich bis
schockierend, dass die Lage des Nationalparks inmitten einer
international bedeutsamen Vogelzugroute missbraucht wird, um Zugvögel
abzuschießen.

Der BUND hat in den vergangenen Wochen gemeinsam mit weiteren Umwelt-
und Naturschutzverbänden deutliche Kritik gegen eine Verlängerung der
Jagdpachtverträge im Nationalpark geübt und den Alleingang des
Niedersächsischen Ministeriums für Ernährung, Landwirtschaft und
Verbraucherschutz massiv kritisiert. Dass seitens des
Landwirtschaftsministeriums nun erneut Gespräche anberaumt wurden, zu
denen fünf Vertreter der Jägerschaft samt Rechtsbeistand geladen
waren, die Naturschutzverbände aber außen vor blieben, ist völlig
inakzeptabel.

Der BUND fordert eine sofortige Einstellung der Jagd auf Wat- und
Wasservögel im Nationalpark Niedersächsisches Wattenmeer und eine
Rücknahme der inzwischen abgeschlossenen Pachtverträge. Ein Abschuss
von Zugvögeln konterkariert die Schutzziele des Nationalparks und des
EU-Vogelschutzgebietes."

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 04.10.2018

Herausgeber:

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V.

BUND Landesverband Niedersachsen

Goebenstr. 3a, 30161 Hannover

Tel.: 0511/965 69-0, Fax: 0511/662 536

E-Mail: presse.nds@bund.net

Internet: www.bund-niedersachsen.de
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KLIMA/669: CO2 - Klimafolgen schöngeredet ... (SB)




Was sich zur Zeit im Hambacher Forst abspielt, hat ungeheure
Symbolkraft. Da werden Menschen, die sich für den Erhalt dieses
uralten Waldes einsetzen, von der Polizei aus ihren Baumhäusern
gezerrt und abgeführt, weil ein Energiekonzern die Bäume fällen will,
um die darunter liegende Braunkohle abzubaggern und zwecks
Profitsteigerung zu verbrennen. Ausgerechnet Braunkohle! Das ist ein
Energieträger, bei dessen Verbrennung besonders große Mengen an
Kohlenstoffdioxid (CO₂) freigesetzt werden.

Vielleicht hoffen die Chefs in der Führungsetage von RWE ja, daß ihre
Kinder und Enkelkinder gegen Mitte des Jahrhunderts zu der rund eine
halbe Milliarde Menschen gehören, die überleben werden, sollte die
globale Erwärmung weiter so voranschreiten wie bisher. Vielleicht
gibt es dann irgendwo auf dem Planeten noch irgendwelche klimatisch
vorteilhaften Höhlen oder Nischen, in denen sich Menschen verbunkern
können, während ihre Artgenossen außerhalb in Massen sterben, da sie
nicht genügend zu essen und zu trinken haben und absolut
lebensfeindlichen Klimazonen ausgeliefert sind.

Solche alarmistisch anmutenden Ausführungen gründen sich auf
wissenschaftliche Berechnungen, denen zufolge Ende des Jahrhunderts
die globale Durchschnittstemperatur vier Grad über der Temperatur der
vorindustriellen Zeit vor rund 200 Jahren liegen könnte. Damals
hatten Menschen zwar Torf, Braun- und Steinkohle verbrannt, aber noch
nicht in den riesigen Mengen, wie sie erforderlich wurden, als damit
Industrieanlagen, Eisenbahnen und Kraftwerke betrieben wurden. Später
kamen noch weitere fossile Energieträger wie Erdöl und Erdgas hinzu.
Zeitnah zum Gehalt der CO₂-Konzentration in der Atmosphäre
steigt seitdem die globale Durchschnittstemperatur an.

Der in die Luft geblasene Kohlenstoff absorbiert die von der
Erdoberfläche abgegebene Wärmestrahlung. In der Folge wandelt sich
der Planet mehr und mehr zu einem Treibhaus. Auf diesem fundamentalen
physikalischen Zusammenhang zwischen Veränderung der
Atmosphärenzusammensetzung und Erderwärmung gründet sich weitgehend
die internationale Klimaschutzpolitik. Sie tut es jedoch nicht mit
der gebotenen Konsequenz, wollte sie ernsthaft klimabedingte
Folgeschäden von Milliarden Menschen abhalten.

Ungeachtet des Bemühens um Plausibilität und Präzision des oder der
einzelnen innerhalb der Wissenschaft weisen die alle fünf bis acht
Jahre erscheinenden Berichte des Weltklimarats (IPCC), in denen die
Expertise mehrerer tausend Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler
einfließt und die der Politik als Entscheidungsgrundlage helfen soll,
grundlegende Mängel auf.

Der IPCC verwässert die Forschungsergebnisse zur globalen Erwärmung
und spricht daher zu schwache Empfehlungen aus, schreiben David
Spratt und Ian Dunlop in dem Report "What Lies Beneath: The
Underestimatement of Existential Climate Risk" vom August 2018 [1].
Die Gründe für die Untertreibung sind vielfältig und liegen teils an
der Struktur des IPCC und der von ihm favorisierten Methoden. Das sei
historisch gesehen nachvollziehbar, aber heute nicht mehr zu
rechtfertigen, schreiben die beiden australischen Autoren. Das Budget
dessen, was maximal an CO₂-Emissionen in die Atmosphäre
gepustet werden darf, wollte man das im Pariser Abkommen beschlossene
Ziel einhalten und den globalen Temperaturanstieg um nicht mehr als
zwei, möglichst sogar nur 1,5 Grad steigen lassen, sei deutlich
geringer als angenommen.

Einer der Kritikpunkte am Weltklimarat lautet, daß in dessen
umfangreichen Berichten notgedrungen aktuelle wissenschaftliche
Erkenntnisse nicht mehr einfließen. Und da, wo in der Wissenschaft
keine Einigung erzielt werden konnte, beispielsweise bei der Wirkung
des auftauenden Permafrosts, habe man den Wert einfach weggelassen -
obschon doch die CO₂- und Methanemissionen aus dem auftauenden
Permafrost jenes Budget an Kohlenstoff deutlich reduzieren.

Ähnliches gilt für die Bedeutung der Gletscherschmelze der Antarktis
bezogen auf den Meeresspiegelanstieg. Darauf geht der letzte
IPCC-Bericht aus dem Jahr 2014 nicht ein, obwohl sich die Hinweise
mehren, daß der Westantarktische Eisschild einen "tipping point"
überschritten hat und unaufhaltsam schmelzen wird. Er hat das
Potential, den weltweiten Meeresspiegel um mehrere Meter zu erhöhen.
Auch Teile des lange Zeit als stabil geltende Ostantarktischen
Eisschilds sind in den letzten Jahren in Bewegung geraten. Das läßt
die Vermutung zu, daß das Klimasystem viel sensibler auf die
menschengemachten Treibhausgasemissionen reagiert als bislang
vermutet.

Der Weltklimarat dürfe sich nicht danach richten, was den
wissenschaftlichen Studien zufolge vielleicht als am
wahrscheinlichsten angesehen wird, sondern müsse sich auf Extremwerte
einstellen. Deshalb sei ein Ansatz erforderlich, der sich an den
Risiken orientiere, also an dem, was eintreten könnte. Niemand
besteige ein Flugzeug, das mit einer Wahrscheinlichkeit von fünf
Prozent abstürzen wird, veranschaulichen die beiden Autoren ihren
Ansatz mit einer Analogie, die auf den Klimaforscher Stefan Rahmstorf
vom Potsdam-Institut für Klimafolgenforschung (PIK) zurückgeht.
Hinsichtlich der Klimaentwicklung werde aber eine fünfprozentige
Wahrscheinlichkeit für die Worst-case-Szenarien schlicht ignoriert.

Spratt und Dunlop beobachten zurecht, daß Parameter wie Anstieg der
globalen Durchschnittstemperatur und des Meeresspiegels Trends
aufweisen, die der IPCC vormals immer nur als schlimmste aller
Möglichkeiten beschrieben hat. Diese seien aber jeweils eingetreten.
Deshalb genüge es nicht, sich stets nur auf der Bahn des Mittelmaßes
zu bewegen und dadurch bei der Politik den Eindruck hinterlassen, das
Problem sei mit den hinlänglich bekannten Mitteln zu bewältigen. Das
könnte eines Tages zu einer bösen Überraschung führen, wenn auf
einmal doch der "Worst case" eintritt, aber niemand vorbereitet ist,
nur weil er nicht damit gerechnet hat.

Wobei die zugesagten nationalen Verpflichtungen aus dem Pariser
Abkommen auf eine Drei- bis 3,5-Grad-Welt hinauslaufen. Nimmt man
jetzt noch die vom Weltklimarat weitgehend unbeachtet gelassenen
langfristigen Rückkopplungsprozesse hinzu, steuert man eher auf eine
Vier-Grad-Welt bis Ende des Jahrhunderts zu. Das würden aber
voraussichtlich "80 bis 90 Prozent der Menschheit" nicht überleben.
Mit dieser Einschätzung beziehen sich Spratt und Dunlop auf Aussagen
des stellvertretenden Direktors des britischen Tyndall Centres of
Climate Change Research, Prof. Kevin Anderson. Das Tyndall-Zentrum
gehört zu den führenden Klimaforschungseinrichtungen im Vereinigten
Königreich.

Nach den Berechnungen des Met Office, einer weiteren britischen
Klimaforschungseinrichtung, könnte die Vier-Grad-Welt bereits 2060
erreicht sein [2]. Dem noch nicht genug, besagen jene nationalen
Selbstverpflichtungen zum Klimaschutz noch lange nicht, daß sie auch
eingehalten werden. Beispielsweise verfehlt die Bundesrepublik
Deutschland ihr Klimaschutzziel, bis 2020 die CO₂-Emissionen
um 40 Prozent im Vergleich zu 1990 zu senken, um acht Prozent. Und es
ist Deutschland, das in jüngster Zeit wieder einmal auf EU-Ebene
schärfere CO₂-Grenzwerte für den Verkehr torpediert. Solche
und ähnliche Manöver beispielsweise auch der USA unter der
Trump-Regierung und Frankreichs, dessen Umweltminister vor kurzem aus
Frust zurückgetreten ist, da die Regierung Macron keine Rücksicht auf
den Umweltschutz nimmt, sorgen dafür, daß die globale
Durchschnittstemperatur höher und höher steigt.

Nach Anderson wäre eine Vier-Grad-Welt "inkompatibel mit einer
organisierten globalen Gemeinschaft, wahrscheinlich jenseits der
Anpassung, vernichtend für die Mehrheit der Ökosysteme" und sie bürge
"eine hohe Wahrscheinlichkeit, nicht stabil zu sein". Jeder einzelne
dieser Aspekte ist von weitreichender Bedeutung.

- Wenn die Weltgemeinschaft nicht mehr "organisiert" werden kann,
bricht ein Hauen und Stechen um die letzten Überlebensressourcen aus.

- Wenn sich Menschen nicht mehr an die klimatischen Bedingungen
"anpassen" können, gehen sie zugrunde. Das meinte Anderson damit,
wenn er sagt, daß vielleicht nur eine halbe Milliarde Menschen
überleben wird. Für Tiere und Pflanzen gilt ähnliches.

- Wenn die Mehrheit der Ökosysteme "vernichtet" wird, dann wirkt sich
das unmittelbar auf die Nahrungsproduktion aus. Die gegenwärtig
weltweit bevorzugten Getreidesorten Weizen, Mais und Reis benötigen
einen bestimmten klimatischen Rahmen, ansonsten gehen sie ein oder
reduzieren die Kornentwicklung.

- Andersons letzter Punkt, die "Instabilität", bedeutet, daß es nicht
bei einer Vier-Grad-Welt bleiben wird. Im Prozeß der Erderwärmung
sind dann bereits Trends angelaufen, die anhalten und sich
fortsetzen. Die weitere Erderwärmung über vier Grad hinaus würde
vielleicht sogar die letzten noch verbliebenen Überlebensressourcen
zerstören.

Anderson ist nicht der einzige, der solche apokalyptisch anmutenden
Aussagen trifft. Im vergangenen Jahr schrieben Xu und Ramanthan, daß
in einer Vier-Grad-Welt im Jahr 2100 fast die Hälfte der weltweiten
Landfläche und dreiviertel der Menschheit einer "tödlichen Hitze"
ausgesetzt sein würden [3].

Spratt und Dunlop kommen ursprünglich nicht aus der
Wissenschaftscommunity, aber befassen sich als Mitglieder des
Instituts Breakthrough intensiv mit Klimawissenschaft. Man könnte
ihnen den Vorwurf machen, daß sie sich nur diejenigen
wissenschaftlichen Studienergebnisse herausgepickt haben, die zu
ihrer These passen. Das würden sie möglicherweise gar nicht leugnen,
denn sie wollen vermitteln, daß der Klimawandel schneller abläuft und
die Politik weniger Zeit hat zu reagieren. Das wiederum ist
wissenschaftlich fundiert.

Wenn in rund zwei Monaten die 24. UN-Klimakonferenz (COP24) in
Katowice eröffnet wird, ist der Restwald vom Hambacher Forst
vermutlich gerodet. Dann haben sich die Landesregierung von
Nordrhein-Westfalen und der Energiekonzern RWE gegen ein paar Dutzend
Baumbesetzerinnen und -besetzer, viele tausend Menschen, die vor Ort
waren und die Aktion unterstützt haben, sowie einen nicht
unerheblichen Teil der deutschen Bevölkerung, der fassungslos ist ob
der Uneinsichtigkeit von Staat und Wirtschaft, durchgesetzt.

Was die Plausibilität des Reports "What Lies Beneath" von Spratt und
Dunlop betrifft, geben wir das Schlußwort Hans Joachim Schellnhuber,
emeritierter Direktor des Potsdam-Instituts für Klimafolgenforschung.
Er hat dazu das Vorwort verfaßt und schreibt:

"Alles in allem sollte man nicht zu kritisch gegenüber dem IPCC sein,
da die beteiligten Wissenschaftler das tun, was von Wissenschaftlern
erwartet wird, das beste ihrer Fähigkeiten unter schwierigen
Umständen. Aber der Klimawandel erreicht nun das Endspiel, bei dem
die Menschheit sehr bald vor der Wahl steht, entweder Maßnahmen zu
ergreifen, die beispiellos sind, oder zu akzeptieren, daß es zu spät
ist, und sie die Konsequenzen tragen muß. Deshalb ist es umso
wichtiger, Nicht-Mainstream-Stimmen zuzuhören, die die Probleme
verstehen und weniger zögern, vor dem Wolf zu warnen.
Unglücklicherweise könnte der Wolf bereits im Haus sein."


Fußnoten:

[1] tinyurl.com/ydgzd6va

[2] http://fore.yale.edu/climate-change/science/climate-map-shows-world-after-4-degrees-celsius-rise/

[3] https://www.ncbi.nlm.nih.gov/pmc/articles/PMC5625890/pdf/pnas.201618481.pdf
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AKTIONSTAGE/958: Gemeinsam mit dem NABU Zugvögel beobachten - Führungen in Hamburg, 6.+7.10.


NABU Landesverband Hamburg - 2. Oktober 2018

Heiße Temperaturen beeinflussen Vogelzug

Am 6. und 7. Oktober zum "EuroBirdwatch" den Blick in den Himmel
richten / NABU Hamburg bietet Führungen an



Das "EuroBirdWatch"-Wochenende am 6. und 7. Oktober gibt den
Startschuss für zahlreiche Veranstaltungen rund um die Faszination
Vogelzug. Das Zugvogelverhalten verläuft allerdings in diesem Jahr
durch den heftigen trockenen Sommer anders als sonst und birgt einige
Überraschungen. "Beobachtungen am Birdwatch-Wochenende helfen dabei,
Veränderungen von Zugzeiten festzustellen und Wettereinflüsse auf die
Natur besser zu verstehen", sagt NABU-Bundesgeschäftsführer Leif
Miller.

Viele Arten haben schon früher ihre Brutplätze verlassen,
beispielsweise der Weißstorch oder viele Watvögel. Kraniche und
nordische Gänse lassen sich an ihren Rast- und Sammelplätzen aber
immer noch beobachten. Innerhalb von wenigen Wochen haben sich die
Kranichrastbestände an der Ostseeboddenküste rund um das
NABU-Kranichzentrum Groß Mohrdorf auf über 32.700 erhöht.



In Hamburg bietet der NABU am Birdwatch-Wochenende zwei Führungen an:

Samstag, 6.10., 9 Uhr

20. European Birdwatch im Duvenstedter Brook

Vogelkundliche Führung mit Krzysztof Wesolowski (NABU Hamburg).

Anmeldung bis 5.10.2018 unter Tel. (040) 69 70 89-0.

Treff: BrookHus, Duvenstedter Triftweg 140.

Kosten: 6 Euro, 50% Ermäßigung für NABU-Mitglieder.

Bitte Fernglas mitbringen.

Sonntag, 7.10., 10:10 Uhr

Gefiederte Wintergäste und Durchzügler am Öjendorfer See

Führung des NABU Öjendorf.

Treff: NABU-Hütte, Nordseite Öjendorfer See, Parkplatz
Bruhnrögenredder (10 Minuten Fußweg vom HVV-Busstopp 263 Gleiwitzer
Bogen). Die Führung ist kostenlos. Bitte Ferngläser mitbringen, aber
keine Hunde.

Weitere Führungen zum Vogelzug in und um Hamburg finden Sie unter

 www.NABU-Hamburg.de/vogelzug

Zugvögeln ist der Klimawandel besonders dicht auf den "Schwingen",
denn sie sind auf intakte Verhältnisse gleich an mehreren Orten der
Welt angewiesen: an ihren Brutplätzen, in ihrem Überwinterungsgebiet
und an den Rastplätzen entlang der Zugrouten. Zahlreiche
Untersuchungen zeigen, dass der derzeitig auf der ganzen Welt wirksame
Klimawandel verschiedene Veränderungen in für die Vogelwelt mit sich
bringt. "Viele Zugvögel kehren im Frühjahr etwa drei Wochen früher aus
ihren Winterquartieren zurück als vor 40 Jahren, manche ändern ihre
Abzugszeiten im Herbst und immer mehr unserer Rotmilane oder
Graugänse fliegen gar nicht mehr bis in den Mittelmeerraum oder an die
Atlantikküste", so NABU-Vogelschutzexperte Eric Neuling.

Bekannt für ihre spektakulären Flugformationen sind Starenschwärme.
Der Star, vom NABU gewählter "Vogel des Jahres" 2018, gehört zu den
Zugvögeln, die sich jetzt gut beobachten lassen. "Viele Stare haben
aufgrund der diesjährigen Dürre im Osten und Norden keine zweite Brut
aufgezogen. Ob das auch die dänischen oder osteuropäischen Stare
betrifft, ist noch unklar. Die riesigen Schwärme an der Nord- und
Ostsee von 100.000 und mehr Staren blieben in diesem Jahr jedenfalls
bisweilen aus", sagt Neuling. Dafür scheinen die vollen Weinreben in
diesem Jahr viele Stare in die Winzergebiete von Rheinland-Pfalz
gelockt zu haben. In Deutschland wurde der größte Trupp des Septembers
bisher mit rund 80.000 Vögeln Anfang September bei Offstein in
Rheinland-Pfalz gemeldet.

Jedes Jahr verlassen über 200 Millionen Zugvögel ihre Brutgebiete in
Deutschland, um in Südeuropa oder Afrika zu überwintern. Hinzu kommen
300 Millionen Zugvögel, die auf ihrem Weg durch Deutschland fliegen
oder schon hier ihr Winterquartier erreicht haben.

Bis Mitte Oktober bieten NABU-Gruppen Exkursionen und geführte
Beobachtungen an, um den Vogelzug erlebbar zu machen. Beispielsweise
liegt die NABU-Storchenschmiede Linum an einem der spektakulärsten
Kranichrastplätze in Deutschland. Jährlich finden sich dort über
hunderttausend von Tieren ein, um auf ihren Weg nach Südeuropa zu
rasten.







NABU-Hintergrundinfos

NABU-Vogelschutzexperte Eric Neuling verrät, wo die besten
Beobachtungsplätze zu finden sind und was dabei zu beachten ist:

 www.youtube.com/watch?v=fJucTefVKAo

Die bekanntesten Langstrecken- und Kurzstreckenzieher vor der Haustür
und die Top 12 der häufigsten Zugvögel in Deutschland (ermittelt aus
den Birdwatch-Beobachtungen der letzten Jahre) unter: 

www.nabu.de/tiere-und-pflanzen/aktionen-und-projekte/birdwatch/21270.html

Ausführliche Informationen zur Teilnahme und zur Aktion unter: 

www.birdwatch.de

Veranstaltungen zum Birdwatch finden durchgängig im Oktober statt.

Alle Termine auf einen Blick gibt es unter:

www.nabu.de/birdwatch

 * 

Quelle:

Pressemitteilung pm 104/18, 02.10.2018

Naturschutzbund Deutschland (NABU)

Landesverband Hamburg e.V.

Klaus-Groth-Straße 21, 20535 Hamburg

Tel.: 040/69 70 89-0, Fax: 040/69 70 89-19

E-Mail: info@NABU-Hamburg.de

Internet: www.NABU-Hamburg.de
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BEGEGNUNG/1879: Münster - "FrauenZeitAlter", Gespräche und Live-Musik im Erzählcafé am 7.10.2018


Gespräche und Live-Musik im Erzählcafé 

Sonntag, 7. Oktober / Reihe "FrauenZeitAlter"



Münster (SMS) Mit Musik und Liedern verbinden sich für alle Menschen
viele Erinnerungen. Deshalb stehen Gespräche rund um die Musik aus den
verschiedenen Herkunftsorten beim nächsten Erzählcafé im Mittelpunkt.
Am kommenden Sonntag, 7.Oktober, können Interessierte im AKI
(Arbeitskreis International e.V.), Dahlweg 112 ab 15.30 Uhr bei
Kaffee, Tee und Gebäck in musikalischen Erinnerungen schwelgen.

Und natürlich gibt es dazu auch Live-Musik. Das Ensemble "Mondiales"
bringt mit Gesang, Gitarren und Kontrabass Gypsy-Swing, Roma-Liedern
aus Ungarn und französische Balladen vielfältige Klänge und Schwung in
den Nachmittag. "Wer weiß, vielleicht wird ja auch spontan gemeinsam
gesungen", hoffen Linde Eck und Barbara Schmidt-Schleicher, die das
Erzählcafe gemeinsam mit den Frauen aus dem AKI vorbereiten. Das
Erzählcafé ist Teil des Veranstaltungsprogramms "FrauenZeitAlter".
Hier beschäftigen Frauen sich auf vielfältige Weise mit dem älter
werden.

Interessierte sind herzlich willkommen. Der Eintritt frei. Eine
Anmeldung ist nicht erforderlich. Weitere Informationen zum
"FrauenZeitAlter" sind beim Frauenbüro der Stadt Münster erhältlich:
02 51 / 4 92-17 01 oder
www.stadt-muenster.de/frauenbuero/frauenzeitalter.html.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 2. Oktober 2018

Stadt Münster

Presse- und Informationsamt, 48127 Münster

Telefon: 0251 / 492 1301

Fax: 0251 / 492 7712

Internet: http://www.muenster.de/stadt/medien
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KURSUS/1225: Unna - Workshop "Ukulele für Anfänger" am 7.10. und 11.11.2018


VSH-Aktuell: Workshop Ukulele für Anfängerinnen und Anfänger



Kreisstadt Unna. Die ersten Schritte auf einem neuen Instrument in
der Gruppe lernen - das kann man an der VHS Unna Fröndenberg
Holzwickede mit der Ukulele tun. Das kleine Saiteninstrument ist
kompakter als die Gitarre und dennoch vollwertig als Begleitinstrument
 in allen Musikrichtungen einsetzbar.

Der Workshop "Ukulele für Anfänger/-innen" umfasst zwei Sonntage (7.
Oktober und 11. November) und erarbeitet die ersten Liedbegleitungen
mit der Ukulele. Geeignet ist der Kurs für Neugierige ohne
Vorkenntnisse, denen die Gitarre zu groß und mit sechs Saiten zu
unübersichtlich ist. Ziel ist es, dass die Teilnehmenden am Ende des
Workshops ein paar Songs spielen können und Lust zum Weitermachen
haben.

Im Workshop werden nur Ukulelen mit der Stimmung G-C-E-A (z.B
Sopran- oder Konzertukulelen) berücksichtigt. Benötigt werden neben
einer Ukulele nur Stift und Block und gute Laune. Notenkenntnisse sind
nicht erforderlich!

Der Kurs 182-7308 läuft an beiden Tagen jeweils von 11 bis 15 Uhr und
kostet 45 Euro inkl. Unterrichtsmaterial. Anmeldungen zum Workshop
nimmt die VHS bis zum 28. September (Anmeldeschluss) unter Tel.: 02303
/103-713 oder online unter www.vhs-zib.de gerne entgegen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 21. September 2018

Stadt Unna

Pressestelle, Rathausplatz 1, 59423 Unna

Telefon: (02303) 103-101

Telefax: (02303) 103-299

E-Mail: presse@stadt-unna.de

Internet: http://www.unna.de
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TOUR/7342: Borken - Rundgang mit der Nachtwächterin durch die Stadt am 13. Oktober 2018


Hört ihr Leut' und lasst Euch sagen, unsere Glock' hat neun
geschlagen...

Rundgang mit der Nachtwächterin durch Borken am Samstag, den 13.
Oktober 2018. Anmeldung bei der Tourist-Info Borken erforderlich!



Am Samstag, den 13. Oktober 2018 bietet die Tourist-Info der Stadt
Borken eine Nachtwächterführung an. Begeben Sie sich an diesem Abend
mit der Nachtwächterin auf einen Rundgang durch Borkens dunkle Gassen
und Hinterhöfe. Gekleidet im mittelalterlichen Gewand und mit
Hellebarde und Rufhorn ausgestattet, geht sie mit ihrer Laterne voran
und lässt den Ruf "Hört ihr Leut' und lasst Euch sagen, unsere Glock'
hat neun geschlagen..." erschallen.

Bei diesem Rundgang erfahren Sie allerhand Wissenswertes über unsere
Stadt. Sie hören spannende Geschichten über die "Kattenborg" und die
"Missgunst".

Anmeldung bei der Tourist-Info Borken erforderlich!

Aufgrund der begrenzten Teilnehmerzahl ist eine vorherige Anmeldung
bei der Tourist-Info Borken (02861 / 939-252, tourist-info@borken.de)
erforderlich. Der Teilnehmerbeitrag beträgt 5,00 Euro für Erwachsene.
Kinder unter 14 Jahre dürfen kostenlos teilnehmen. Der Rundgang
beginnt um 18.00 Uhr vor dem Alten Rathaus am Marktplatz in Borken und
dauert ca. 1,5 Stunden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 2. Oktober 2018

Kreis Borken

Pressestelle, Burloer Straße 93, 46325 Borken

Telefon: (0 28 61) 82 21 - 11 / 13

Fax: (0 28 61) 82 - 13 41

E-Mail: pressestelle@kreis-borken.de
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TOUR/7341: Mönchengladbach - "Mittelalter-Tour - Von Spießbürgern, Bauern und Diebesgesindel", 7.10.


Mittelalter-Tour - Von Spießbürgern, Bauern und Diebesgesindel



Einen kleinen Nachklang zum Ritterfest bietet die beliebte
Mittelalter-Tour "Von Spießbürgern, Bauern und Diebesgesindel" am
Sonntag, 7. Oktober. Die zweistündige Tour startet um 17 Uhr an der
Busspur des Parkplatzes Geroweiher am Treffpunktschild "Stadt-Touren".

Wer schon immer wissen wollte, wie ein Henker sich sein Zubrot
verdiente und welche Kräuter ursprünglich im Abteigarten wuchsen oder
wer sogar einmal "auf den Hund kommen" möchte, kann sich von einem
Stadtführer im historischen Gewand in die Welt des Mittelalters
entführen lassen und einen Alltag kennenlernen, der von Gläubigkeit
und Naturverbundenheit geprägt war.

Für diese Tour sind noch Karten erhältlich. Preise: 8 Euro für
Erwachsene, 4 Euro für Kinder bis 14 Jahre zzgl. 2,20 Euro
Bearbeitungsgebühr pro Buchung

Buchungen beim Reisebüro Haupts (Tel.: 02161-82 09 80), beim
Ticket- und Infoservice der FIRST-Reisebüros (Tel.: 02161-27 41 61)
sowie online unter www.stadttouren-mg.de

(MGMG/prs)

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 2. Oktober 2018

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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